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Die gemeinsame Arbeit aller Angehdrigen der HfPV zur Einldsung der strategischen
Ziele der Hochschule orientiert sich an den Werten, die im Leitbild formuliert sind,
das die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der HfPV auf einem Hochschultag entwickelt
haben:

Wir sind eine Hochschule fur die Praxis

Auf aktuelle und kunftige Herausforderungen bereiten wir uns und die
Studierenden mit anwendungsbezogener Lehre und Forschung vor.
Dies geschieht im engen Kontakt mit den Ausbildungsbehérden und
anderen Hochschulen.

Wir leben die Werte und Grundiiberzeugungen unserer
demokratischen Gesellschaft und unseres Rechtsstaates

Wir sind einfiihlsam und menschlich. Unser Handeln ist vertrauensvoll
und vorurteilsfrei.

Wir haben die Kompetenz flr praxisorientiertes Studieren und Forschen

Dies gewahrleisten ...
unsere qualifizierten, engagierten und kreativen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter mit Kollegialitat und Teamgeist,
unsere Fahigkeit zu Forschung und Weiterentwicklung,
unsere gut ausgestattete und moderne Lehr- und Lernumgebung.

Wir stehen fur Selbstandigkeit und Eigenverantwortung

Die Freiheit von Lehre und Forschung ist uns Verpflichtung. Unsere
Studierenden sind selbstbewusst und neugierig. Sie haben den Freiraum,
kritisch zu hinterfragen und eine ethische Grundhaltung zu entwickeln.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Studierende begegnen sich auf Augenhdhe.

Wir ermdglichen gelungenes Studieren

Unsere Absolventinnen und Absolventen verfiigen tiber umfangreiche
fachliche, methodische, soziale und persénliche Kompetenzen.

Freude an Lernprozessen zeichnet sie aus. Sie werden den Anforderungen
der Berufspraxis gerecht und haben die Fahigkeit, sich selbstandig

weiter zu entwickeln.






Die strategischen Ziele der HfPV beziehen sich sowohl auf den Bereich der
Bachelor- und der Masterstudiengange als auch auf die Entwicklung der HfPV als
lernende Organisation.

Bachelor- und Masterstudiengange

Studieren bedeutet sowohl fur Studierende als auch fur Lehrende, das eigene Handeln
regelmanig zu reflektieren und zu Gberdenken. Wesentliche Kriterien sind dabei die
Analyse der kinftigen Aufgaben der Studierenden und die konkrete Umsetzung der
Ergebnisse dieser Analyse in Studienangebote, die darauf zielen, die Handlungs-
kompetenz jeder und jedes Einzelnen fir ihre kiinftigen Aufgaben optimal zu
entwickeln.

Da kunftige Aufgaben zum Teil heute noch gar nicht prognostiziert werden kénnen,
erhalt die Methodenkompetenz einen besonderen Stellenwert.
Handlungskompetenz entsteht insgesamt im Zusammenwirken von fachlicher,
methodischer, sozialer und persoénlicher Kompetenz.

Daraus ergeben sich folgende Ubergeordnete Lernziele fur das Studieren an der HfPV:
Die Studierenden sollen

= (ber umfangreiche fachliche Kompetenz verfligen, um selbstsicher und
birgernah handeln zu kénnen. Hierzu gehdren das sichere Beherrschen der
Rechtsvorschriften sowie ein aktuelles Faktenwissen tber gesetzliche
Vorschriften in den Fallen, die Sofortentscheidungen verlangen. Daruber hinaus
muss angesichts der Zunahme und haufiger Anderungen gesetzlicher
Regelungen besonders der selbstandige Umgang mit Rechtsnormen geférdert
werden;

= methodische Kompetenzen stéandig verbessern, um jeweils situationsgerecht
und zielgruppenorientiert handeln und auch noch nicht absehbare
Herausforderungen bewaéltigen zu kénnen. Dazu gehort vor allem die Fahigkeit,
ein der Sachlage und der Situation angemessenes Verhalten auszuwahlen;

= ein hohes Mal} an sozialer Kompetenz erwerben, um Beziehungen zu den
Birgerinnen und Birgern sowie im innerdienstlichen Bereich konstruktiv zu
gestalten. Hierzu gehdren insbesondere die folgenden Fahigkeiten:
eigenverantwortliches Handeln, angemessenes Agieren in Konfliktsituationen,
die Bereitschaft, das eigene Kommunikationsverhalten standig zu verbessern
und Teamfahigkeit;

= personliche Kompetenzen herausbilden, wie z.B. Zuverlassigkeit, Lern- und
Leistungsbereitschaft, Ausdauer und Belastbarkeit, Gewissenhaftigkeit,
Konzentrationsfahigkeit, Verantwortungsbereitschaft, Fahigkeit zu Kritik und
Selbstkritik, Kreativitat und Flexibilitat.

Diese Ziele zu realisieren ist standige Aufgabe aller am Studium an der HfPV
beteiligten Gruppen:
der Studierenden, des Lehrpersonals und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der

Bibliothek und der Hochschulverwaltung im regelméafigen Dialog mit den
Vertreterinnen und Vertretern der Ausbildungsbehdrden.






Lernende Organisation

Die strategischen Ziele der lernenden Organisation kbnnen folgendermal3en
beschrieben werden:

Lernende Organisation zu sein bedeutet fur die HfPV sowohl die Ergebnisse von
Evaluationen und Kundenbefragungen als auch aktuelle Ereignisse, wie z.B.
Akkreditierung oder Reakkreditierung, zu reflektieren und als Ausléser fur
Entwicklungsprozesse zu nutzen, um die eigene strukturelle und intellektuelle Basis
stetig zu verbessern und zukunftsfahig zu gestalten. Dies geschieht auf der Grundlage
einer offenen und von Kreativitat gepragten Organisation, die innovatives Handeln
zuldsst und fordert. Aus dieser Grundhaltung heraus beobachtet die HfPV die
gesellschaftlichen Veranderungsprozesse und reflektiert deren Folgen kritisch.

Daraus werden, auch durch angewandte Forschungstatigkeit, Prognosen fur kiinftige
Entwicklungen abgeleitet, die in die Lehre zurtckfliel3en.

Seit 2014 arbeitet der Senat der HfPV kontinuierlich am strategischen Entwicklungs-
prozess der Hochschule, dem Strategieplan 2020. Kernbereich dieser Arbeit ist es,
Studium sowie Fort- und Weiterbildung fir Polizei und Verwaltung in Hessen in
Zukunft optimiert zu gewahrleisten.

Im Fokus stehen dabei die Bereiche Infrastruktur, Qualitdtsstandards und die Stellung
der Hochschule innerhalb der Landesverwaltung und innerhalb der Hochschulland-
schaft. Dieser Zukunftsprozess wird von den Selbstverwaltungsgremien der
Hochschule weitergefinhrt.

Zusammengefasst sind die wesentlichen strategischen Ziele der HfPV

= mitihrer Lehr - Lern - Infrastruktur Gber den optimalen Rahmen fur gelungenes
Studieren und gelungene Fort- und Weiterbildung zu verfigen;

= in der Qualitat der Lehr - Lern - Prozesse Mal3stab fir die internen
Fachhochschulen von Bund und Landern zu sein;

= fir die Themenfelder der Studiengénge wesentliche Beitrage in der
strategischen und der operativen Forschung zu leisten;

= der kompetente wissenschaftliche Partner fir Landes- und
Kommunalverwaltungen und die hessische Polizei zu sein;

= als Organisation den offentlichen (Fach)Hochschulen gleichberechtigt zu sein;

Die Bezugsgro3e auf dem Weg zu diesen Zielen ist wiederum das Leitbild der HfPV.






Der Qualitatsrahmen

Die hier dargestellten strategischen Ziele bilden den Rahmen, den alle Studiengénge
an der HfPV gemeinsam haben. Die HIPV

hat ein gemeinsames Leitbild erarbeitet, das die Bezugsgrof3e fur unser
Handeln ist;

ist hochschuldidaktischen Standards verpflichtet, die in einem Rahmenkonzept
formuliert sind und von einem Hochschuldidaktischen Dienst umgesetzt
werden;

verfugt Gber ein Prifungsmanagement, das valide und fir die Studierenden
transparent die Studienleistungen misst;

evaluiert die Lehr-Lern-Prozesse in Studium, Fort- und Weiterbildung mit einem
wissenschaftlich gesicherten Verfahren und setzt Evaluationsergebnisse um;

verfugt tber Qualitatsstandards zur Auswahl von haupt- und nebenamtlichem
Lehrpersonal und stellt zur Weiterentwicklung dieser Standards fur diesen
Personenkreis Weiterbildungsangebote zur Verfigung;

hat sowohl fir das Studium als auch fir die Organisation strategische
Qualitatsziele.

Auf der Basis dieses Rahmens entfalten sich die Studiengange Bachelor of Arts
(Public Administration), Bachelor of Laws (Sozialverwaltung - Rentenversicherung)
und Master of Public Management im Fachbereich Verwaltung und die Studiengange
Bachelor of Arts (Schutzpolizei und Kriminalpolizei) und der Masterstudiengang
Offentliche Verwaltung / Polizeimanagement im Fachbereich Polizei.
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KULTUSMINISTER
KONFERENZ

Landergemeinsame Strukturvorgaben

Grundlage fir die Konzeption der Bachelor- und Masterstudiengangen durch die
Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz beschlossenen
,Landergemeinsamen Strukturvorgaben fur die Akkreditierung von Bachelor- und
Masterstudiengangen®. Mit Vorgaben zu Studienstruktur und Regelstudienzeit, den
Grundlagen des ECTS, den Zugangsvoraussetzungen, Ubergangen und
Abschliussen werden die Gleichwertigkeit einander entsprechender Studien- und
Prifungsleistungen sowie der Studienabschlisse und damit die Mdglichkeiten des
Hochschulwechsels gewéahrleistet. Die Rahmenvorgaben zur Modularisierung der
Studiengange formulieren Definitionen und Standards, die u.a. zur Reduzierung der
Prufungsbelastung beitragen und damit auch den Interessen der Studierenden nach
Transparenz und Studierbarkeit Rechnung tragen. Die Einhaltung der
landergemeinsamen Strukturvorgaben wird im Rahmen der fir Bachelor- und
Masterstudiengénge obligatorischen Akkreditierung Uberpruft.

Verpflichtende Grundlage fur die Bachelor- bzw. Masterarbeit zum Abschluss
des Studiums:

Landergemeinsame Strukturvorgaben fur die Akkreditierung von Bachelor und
Masterstudiengangen
(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 10.10.2003 i.d.F. vom 04.02.2010)

Dort heil3t es auf Seite 3, Punkt 1.4:

»L1.4 Zur Qualitatssicherung sehen Bachelor- ebenso wie Masterstudiengange
obligatorisch eine Abschlussarbeit (Bachelor-/Masterarbeit) vor, mit der die Fahigkeit
nachgewiesen wird, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem
jeweiligen Fach selbstandig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

Der Bearbeitungsumfang fir die Bachelorarbeit betragt mindestens 6 ECTS-Punkte
und darf 12 ECTS-Punkte nicht Gberschreiten; fir die Masterarbeit ist ein
Bearbeitungsumfang von 15 - 30 ECTS-Punkten vorzusehen.”

Auch darlUber hinaus sind die (Re)akkreditierten Studiengénge in der Uberpriften
Form verbindlich und nicht beliebig anderbar.


https://www.kmk.org/dokumentation-und-statistik/beschluesse-und-veroeffentlichungen/wissenschaft-hochschule.html#c2401
https://www.kmk.org/dokumentation-und-statistik/beschluesse-und-veroeffentlichungen/wissenschaft-hochschule.html#c2401
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HESSISCHES MINISTERIUM DES INNERN UND FUR SPORT

602

Ausbildungs- und Prifungsordnung fiir den gehobenen
Dienst in der allgemeinen Verwaltung fiir den Studiengang
Bachelor of Arts — Public Administration (APOgD PA)

Vom 28. Juni 2016

Aufgrund des § 23 Abs. 3 des Hessischen Beamtengesetzes (HBG)

vom 27. Mai 2013 (GVBL. S. 218, 508), zuletzt gedndert durch Gesetz

vom 5. Februar 2016 (GVBLI. S. 30) , wird im Einvernehmen mit dem

Hessischen Ministerium fiir Wissenschaft und Kunst und dem Di-

rektor des Landespersonalamtes und der Landespersonalkommis-

sion verordnet:

Inhaltsiibersicht:

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich

§ 2 Ausbildungsbehorden

§ 3 Bewerbung, Auswahl, Einstellung

§ 4 Dienstbezeichnung

§ 5 Urlaub

Zweiter Teil

Vorbereitungsdienst

Erster Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§ 6 Ziel

§ 7 Anrechnung forderlicher Zeiten auf den Vorbereitungsdienst

§ 8 Gliederung des Studiums

Zweiter Abschnitt

Fachstudien

§ 9 Grundséatze

§ 10 Module

Dritter Abschnitt

Berufspraktische Studienzeiten

§ 11 Grundsétze

§ 12 Ausbildungsbereiche

§ 13 Ausbildende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Ausbildungs-
leitung

Dritter Teil

Priifungen

Erster Abschnitt

Priifungsorganisation

§ 14 Prufungsausschuss

§ 15 Zusammensetzung des Priifungsausschusses

§ 16 Verfahren vor dem Priifungsausschuss

§ 17 Prufungskommission

§ 18 Prufungsberechtigung

§ 19 Prifungsarbeiten sowie Modul- und Fachkoordination

Zweiter Abschnitt

Priifungsrahmen

§ 20 Laufbahnprifung

§ 21 Prifungs- und Studienleistungen

§ 22 Modulpriifungen

§ 23 Prufungsformen

§ 24 Thesis

§ 25 Kolloquium

§ 26 Studierende mit Behinderung

§ 27 Anrechnung von Studienleistungen und Priifungsleistungen

§ 28 Wiederholung von Modulprifungen

§ 29 Zuerkennung der Befdhigung fiir den mittleren Dienst

§ 30 Bewertung von Priifungsleistungen

§ 31 Gewichtung der Prifungen

§ 32 Abschlussnote

§ 33 European Credit Transfer System (ECTS)

Dritter Abschnitt

Erginzende Verfahrensregelungen

§ 34 Tduschung, Ordnungsverstof3

§ 35 Versdumnis, Riucktritt

Vierter Teil

Priifungszeugnis, Graduierung, Bachelorurkunde, Diploma Sup-

plement

§ 36 Prifungszeugnis

§ 37 Verleihung des akademischen Hochschulgrades B.A., Bache-
lorurkunde

§ 38 Diploma Supplement

§ 39 Prufungsakte

Fiinfter Teil

Zulassung von Beamtinnen und Beamten des mittleren Dienstes

oder Tarifbeschiftigten zum Studium

§ 40 Zulassung von Beamtinnen und Beamten des mittleren Diens-
tes zum Studium

§ 41 Zulassung von Tarifbeschéftigten zum Studium
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Sechster Teil

Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 42 Aufhebung bisherigen Rechts, Ubergangsvorschriften
§ 43 Inkrafttreten

Anlagen 1 bis 3
Erster Teil
Allgemeine Vorschriften
§1
Geltungsbereich

Die Ausbildungs- und Prifungsordnung regelt das Einstellungs-
und Auswahlverfahren sowie den Ausbildungsrahmen fiir die Lauf-
bahn des gehobenen Dienstes in der allgemeinen Verwaltung des
Landes, der Gemeinden, der Gemeindeverbidnde und der sonstigen
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts.
Sie regelt auBerdem das Verfahren und die Zusténdigkeit zur Ab-
nahme der Prifungen im Studiengang Bachelor of Arts (Public
Administration) an der Hessischen Hochschule fiir Polizei und Ver-
waltung.

§2
Ausbildungsbehérden
In der Landesverwaltung bestimmt das Fachministerium die Aus-
bildungsbehorde. Bei den Gemeinden, Gemeindeverbénden, Kor-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts ist
die Einstellungsbehoérde Ausbildungsbehorde.

Bewerbung, Auswahl, Einstellung
(1) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, wer die
Voraussetzungen fiir die Berufung in das Beamtenverhaltnis erfiillt.
(2) Bewerbungen sind an die Ausbildungsbehérde zu richten. Der
Bewerbung sind mindestens beizufiigen:

1. ein Lebenslauf,
2. das letzte Schulzeugnis,
3. gegebenenfalls
a) Zeugnisse tiber Beschaftigungen seit der Schulentlassung,

b) den Zulassungs- oder Eingliederungsschein oder die Besta-
tigung nach § 10 Abs. 4 des Soldatenversorgungsgesetzes.

Die Vorlage einer Ablichtung des Schwerbehindertenausweises
oder des Bescheides tiber die Gleichstellung als schwerbehinderter
Mensch ist freiwillig.

(3) Die Bewerberinnen und Bewerber fiir den Landesdienst werden
nach dem Ergebnis einer Eignungspriifung ausgewahlt.

(4) Bewerberinnen und Bewerber, deren Einstellung in Aussicht
genommen ist, haben auf Anforderung ferner vorzulegen:

1. einen Nachweis der deutschen Staatsangehorigkeit oder der
Staatsangehorigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europé-
ischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkom-
mens tiber den Européischen Wirtschaftsraum oder eines Dritt-
staates, dem Deutschland und die Européische Union vertrag-
lich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung von
Berufsqualifikation eingerdumt haben,

2. die Geburtsurkunde, gegebenenfalls eine Eheurkunde oder Le-
benspartnerschaftsurkunde und etwaige Geburtsurkunden von
Kindern,

3. ein amtsédrztliches Zeugnis, das tiber den Gesundheitszustand
und die Tauglichkeit fiir den gehobenen Dienst in der allgemei-
nen Verwaltung Auskunft gibt,

4. ein Fuhrungszeugnis zur Vorlage bei einer Behorde.

Bei den in Abs. 2 Nr. 2 und 3 und in Abs. 4 Nr. 1 und 2 genannten

Unterlagen gentigt die Vorlage einer beglaubigten Abschrift oder

Ablichtung.

§ 4
Dienstbezeichnung
Die Beamtin oder der Beamte auf Widerruf wird zur , Inspektor-
anwarterin® oder zum ,, Inspektoranwaérter” ernannt.
§5
Urlaub

Erholungsurlaub ist wéhrend der Fachstudien in der studienfreien

Zeit zu nehmen, in denen fir Studierende keine Lehrveranstaltun-

gen an der Hessischen Hochschule fiir Polizei und Verwaltung statt-

finden. In begriindeten Einzelfillen kann die Ausbildungsbehérde

im Einvernehmen mit der Hessischen Hochschule fiir Polizei und

Verwaltung Ausnahmen zulassen.

Zweiter Teil
Vorbereitungsdienst
Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften
§6
Ziel

(1) Ziel des Vorbereitungsdienstes ist es, Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter auszubilden, die vielseitige berufliche Handlungskompe-

tenz besitzen, um die Aufgaben im gehobenen Dienst in der allge-
meinen Verwaltung oder vergleichbare Aufgaben erfiillen zu kén-
nen.

(2) Das Studium an der Hessischen Hochschule fiir Polizei und
Verwaltung vermittelt den Studierenden durch anwendungsbezo-
gene Lehre die wissenschaftlichen Erkenntnisse und Methoden
sowie durch Ausbildungsphasen in den Ausbildungsbehdrden die
berufspraktischen Fahigkeiten, Kenntnisse und Fertigkeiten, die
zur Erfullung der Aufgaben in ihrer Laufbahn erforderlich sind.
Die Absolventinnen und Absolventen sollen bezogen auf die 6ffent-
liche Verwaltung insbesondere:

1. uber fachspezifische und fachiibergreifende Fihigkeiten und
Kenntnisse in den Bereichen Rechtswissenschaften, Verwal-
tungswissenschaften, Wirtschaftswissenschaften und Sozial-
wissenschaften verfiigen (Fachkompetenz),

2. Uber Kenntnisse und Féahigkeiten zur systematischen, anwen-
dungsbezogenen und zielorientierten Erfassung und Bewalti-
gung von Aufgaben und Problemstellungen verfiigen sowie die
Fahigkeit zum analytischen, abstrakten, konzeptionellen und
interdisziplindren Denken besitzen (Methodenkompetenz) sowie

3. Uber Kenntnisse und Fahigkeiten verfiigen, um sich in den Be-
ziehungen zu den Mitmenschen situationsadédquat zu verhalten.
Hierzu gehoren insbesondere die Fahigkeit zur Kommunikation,
zur Empathie, die Fahigkeit und Bereitschaft zu kooperieren,
im Team und interdisziplinir zu arbeiten, Verantwortung zu
tUbernehmen, gemeinwohlorientiert zu arbeiten und konfliktfé-
hig zu sein (Sozialkompetenz).

7
Anrechnung forderlicher Zeiten auf den Vorbereitungsdienst

Zeiten einer geeigneten berufspraktischen Ausbildung oder fiir die

Laufbahnbefahigung gleichwertiger beruflicher Tatigkeiten kon-

nen von der Ausbildungsbehérde im Benehmen mit dem Priifungs-

ausschuss im Ausnahmefall bis zu zw6lf Monaten auf den Vorbe-
reitungsdienst angerechnet werden. Die Anrechnung kann wider-
rufen werden, wenn das Ausbildungsziel gefdhrdet erscheint.
§8
Gliederung des Studiums

(1) Das Studium ist als Bachelorstudium ausgestaltet. Die Regel-

studienzeit betrigt sechs Semester und umfasst die Fachstudien

und berufspraktische Studienzeiten, davon mindestens 18 Monate

Fachstudien. Fachstudien und berufspraktische Studienzeiten bil-

den eine Einheit.

(2) Die Studienabschnitte gliedern sich wie folgt:

1. Semester:
Fachstudien 6 Monate
(einschlieBlich Einfiihrungspraktikum von vier Tagen)

2. Semester:
Berufspraktische Studienzeiten

(Praktikum 1) 3 Monate

Fachstudien 3 Monate
3. Semester:

Fachstudien 3 Monate

Berufspraktische Studienzeiten

(Praktikum 2) 3 Monate
4. Semester:

Fachstudien 3 Monate

Berufspraktische Studienzeiten

(Praktikum 3) 3 Monate
5. Semester:

Fortsetzung berufspraktische Studienzeiten

(Praktikum 3) 3 Monate

Fachstudien 3 Monate
6. Semester:

Berufspraktische Studienzeiten

(Praktikum 4) 3 Monate

Fachstudien/berufspraktische Studienzeiten 3 Monate

(Praktikum 5)

(3) Das Studium gliedert sich in thematisch und zeitlich abgeschlos-
sene Studieneinheiten (Module), die sich aus Veranstaltungen mit
verschiedenen Inhalten, Lehr- und Lernformen (Teilmodule) zu-
sammensetzen. Im Rahmen der Module sind Modulpriifungen ab-
zulegen oder Studienleistungen zu erbringen.

(4) Die Module werden in Modulkarten beschrieben, die in dem
Modulbuch zusammengefasst sind. Die Anteile nach § 10 Abs. 1
sind dort auszuweisen. Uber die jeweils giiltige Fassung beschlief3t
der Fachbereichsrat. Das Modulbuch ist in geeigneter Form zu
veroffentlichen.
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(5) Fir Module, deren Prifungen bestanden wurden, werden Leis-

tungspunkte (Credits) nach dem European Credit Transfer System

(ECTS) vergeben. Ein Leistungspunkt entspricht einem durch-

schnittlichen studentischen Arbeitsaufwand von 28 Stunden. Fir

die Vergabe von Leistungspunkten werden alle mit einer Lehrver-

anstaltung oder einer Priifung verbundenen studienbezogenen T&-

tigkeiten einbezogen. Der Erwerb der in der Studienordnung einem

Modul zugewiesenen Credits erfolgt durch Bestehen der zugehori-

gen Modulpriifung oder erfolgreichen Abschluss der vorgesehenen

Studienleistung.

(6) Fur den erfolgreichen Abschluss des gesamten Studiums sind

mindestens 180 Credits zu erwerben; der studentische Arbeitsauf-

wand (Workload) betragt 840 Stunden (30 Credits) pro Semester.

Mindestens 90 Credits miissen in rechtswissenschaftlichen Studien-

inhalten erworben werden.

Zweiter Abschnitt
Fachstudien
§9
Grundsitze

(1) Die Module sind nach wissenschaftlichen Erkenntnissen und

Methoden praxisbezogen und handlungsorientiert zu vermitteln.

Ein angemessener Teil der Module besteht aus begleitetem Selbst-

studium.

(2) Die Lehrenden sollen in den fachtheoretischen Studien

1. wissenschaftliche Erkenntnisse und Methoden praxisbezogen
und handlungsorientiert auf dem aktuellen Stand des Moduls
vermitteln,

2. das Verstdndnis fir fachiibergreifende Zusammenhénge in Wis-
senschaft und Verwaltungspraxis férdern,

3. konkrete Formen der Zusammenarbeit mit der Verwaltungspra-
xis suchen,

4. die Fahigkeit selbststandig zu lernen férdern,

5. das notwendige Grundwissen durch exemplarisches Lernen
vertiefen,

6. die Entwicklung von sozial verantwortungsvollen, selbststéndig
denkenden und handelnden Personlichkeiten férdern.

(3) Der Ablauf wird durch einen Studienplan (Anlage 2 der Studi-

enordnung fiir den Studiengang Bachelor of Arts (Public Admini-

stration) an der Hessischen Hochschule fiir Polizei und Verwaltung)
geregelt.
§ 10
Module

(1) Das Fachstudium gliedert sich in Module und umfasst mindes-

tens die folgenden Studieninhalte:

1. Rechtswissenschaften mit den Schwerpunkten Allgemeines und
Besonderes Verwaltungsrecht, Verfassungsrecht, Europarecht,
Grundlagen des Privatrechts, Dienstrecht,

2. Verwaltungswissenschaften mit den Schwerpunkten Verwal-
tungslehre, Informations- und Kommunikationstechnik, Ver-
waltungsinformatik,

3. Wirtschaftswissenschaften mit den Schwerpunkten Betriebs-
wirtschaftslehre, 6ffentliche Finanzwirtschaft und Volkswirt-
schaftslehre sowie

4. Sozialwissenschaften mit den Schwerpunkten Soziologie, Po-
litologie und Sozialpsychologie.

Der Anteil der rechtswissenschaftlichen Lehrinhalte umfasst min-

destens die Halfte des Gesamtumfangs.

(2) Pflichtmodule sind:

1. Verwaltungshandeln 1 bis 4,

2. Okonomisches Handeln 1 bis 4,

3. Methoden 1 bis 2,

4. Rahmenbedingungen der 6ffentlichen Verwaltung 1 und 2.

(3) Zwei Wahlpflichtmodule werden bezogen auf die Berufsfelder

Recht und Soziale Sicherung sowie auf Berufsfelder im Bereich

Soziales, Okonomie, Politik und Verwaltungsinformatik angeboten.

(4) Studierende konnen zuséatzliche Lehrveranstaltungen nach ei-

gener Wahl besuchen (Wahlmodule).

(5) Die Module kénnen aus mehreren Teilmodulen zusammengesetzt

sein.

(6) Das Nahere regelt die Studienordnung.

Dritter Abschnitt
Berufspraktische Studienzeiten

§11
Grundsiitze

(1) Die berufspraktischen Studienzeiten umfassen die Ausbildung
in fachbezogenen Schwerpunktbereichen der Ausbildungsbehorde.

Sie werden von der Ausbildungsbehorde organisiert. Ausbildungs-
behorde und die Hessische Hochschule fiir Polizei und Verwaltung
arbeiten mit dem Ziel zusammen, die Ausbildungsinhalte der be-
rufspraktischen Studienzeiten aufeinander abzustimmen. Die
Praktika sollen auf Basis des im fachtheoretischen Studium erwor-
benen Wissens Fahigkeiten der Wissensanwendung und praktische
Erfahrungen vermitteln sowie die Bearbeitung konkreter Problem-
stellungen ermoglichen.

(2) Die Studierenden sollen wihrend der berufspraktischen Studi-
enzeiten die Fahigkeit und Sicherheit zur selbststindigen Berufs-
ausiibung entwickeln. Durch ihre Mitarbeit soll Handlungsbereit-
schaft und Ergebnisverantwortung, Kunden- und Biirgerorientie-
rung sowie die Identifikation mit der Ausbildungsbehoérde gefordert
werden.

(3) Die Studierenden sollen

1. die wesentlichen Aufgaben ihrer Verwaltung und die dabei zu
beachtenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften kennen-,
verstehen und anwenden lernen,

2. die verwaltungsméBigen, betrieblichen, 6konomischen und so-
zialen Zusammenhénge erkennen,

3. mitder Organisation und den Arbeitsabldufen und -zusammen-
hangen ihrer Ausbildungsbehorde vertraut sein,

4. an Beispielen den Aufbau und die Aufgaben der Verwaltungs-
einheit erkennen, Arbeitsabldaufe und Arbeitsweise der 6ffent-
lichen Verwaltung verstehen und umsetzen,

5. Verwaltungsvorgéinge mit rechtlichem und/oder wirtschaftli-
chem Schwerpunkt selbststidndig bearbeiten,

6. im Kontakt mit Biirgerinnen und Biirgern deren Anliegen auf-
nehmen und kunden- und serviceorientiert bearbeiten.

Dabei soll auch Gelegenheit zum selbststiandigen Vortrag, der Ver-
handlungsfithrung und der Sitzungsleitung gegeben werden. Zu
Verhandlungen, Besprechungen, Ortsbesichtigungen oder Sitzun-
gen von Vertretungskorperschaften und Ausschiissen sollen sie nach
Moglichkeit hinzugezogen werden.

§ 12
Ausbildungsbereiche

(1) Wahrend der berufspraktischen Studienzeiten sollen die Stu-
dierenden in folgenden Bereichen ausgebildet werden:

1. Allgemeine Verwaltung (einschlieflich Finanz- und Personal-
management)

2. Leistungsverwaltung
3. Eingriffs- und Ordnungsverwaltung

(2) Der Ausbildungsbereich ,,allgemeine Verwaltung* ist obligato-
risch, er dauert mindestens sechs Monate.

(3) Ein Teil der berufspraktischen Studienzeiten kann in Abstim-
mung mit der Ausbildungsbehorde im Ausland, bei einem Betrieb
der Privatwirtschaft oder einem Verband absolviert werden.

(4) Uber die berufspraktischen Studienzeiten sind als Leistungs-
nachweise durch die Studierenden drei Praxisberichte anzufertigen
und der Ausbildungsbehorde sowie der Hessischen Hochschule fiir
Polizei und Verwaltung vorzulegen. Die Praxisberichte werden von
der Ausbildungsleitung der Ausbildungsbehérde oder einer von
dieser beauftragten Person und einer Fachhochschullehrerin oder
einem Fachhochschullehrer der Hessischen Hochschule fiir Polizei
und Verwaltung bewertet. Die Praxisberichte sind mit der oder dem
Studierenden zu besprechen.

(5) Das Nahere regelt die Studienordnung.

§ 13
Ausbildende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
Ausbildungsleitung

(1) Mit der berufspraktischen Ausbildung der Studierenden sollen
Bedienstete betraut werden, die die notwendigen berufs- und ar-
beitspadagogischen Kenntnisse besitzen sowie fachlich und per-
sonlich geeignet sind. Die ausbildenden Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sollen zur selbststandigen und eigenverantwortlichen
Arbeit anleiten und die Grundsatze der berufspraktischen Studi-
enzeiten (§ 11) umsetzen. Sie sollen den Studierenden entsprechend
ihrer Laufbahn unter den betrieblichen Bedingungen Aufgaben
zuweisen, die diese moglichst vollstandig und selbststandig erledi-
gen konnen. Dabei sollen sie fachiibergreifend problem- und 16-
sungsorientiertes Arbeiten vermitteln.

(2) Die Ausbildungsbehorde bestellt eine Person, die besonders
geeignet ist, zur Ausbildungsleitung. Die Ausbildungsleitung lenkt
und tiberwacht die berufspraktische Ausbildung der Studierenden.
Sie fiihrt regelmifig Besprechungen mit den Studierenden und den
ausbildenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und berat sie in
Fragen der praktischen Ausbildung.

(3) Das Nahere regelt die Studienordnung.
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Dritter Teil
Priifungen

Erster Abschnitt
Priifungsorganisation
§ 14
Priifungsausschuss

(1) Das fiir die Aufsicht zustédndige Ministerium beruft fiir die Pla-
nung, Koordination und Durchfiihrung der Prifungen sowie fir
die weiteren durch diese Ausbildungs- und Prifungsordnung zu-
gewiesenen Aufgaben auf Vorschlag der Fachbereichsleitung nach
Anhorung des Fachbereichsrats die Mitglieder des Priifungsaus-
schusses und deren stellvertretende Mitglieder.

(2) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Prufungs-
ausschusses miissen fiir die Mitwirkung im Prufungswesen geeignet
sein. Sie werden fiir die Dauer von fiinf Jahren berufen. Nach Ab-
lauf ihrer Amtszeit iiben sie ihre Prufungstatigkeit weiter aus, bis
eine Nachfolge berufen ist. Wiederberufung ist zuléssig. Mit Ablauf
des Monats, in dem das Mitglied oder stellvertretende Mitglied in
den Ruhestand versetzt wird, wegen Erreichens der Altersgrenze
in den Ruhestand eintritt oder aus dem o6ffentlichen Dienst im
Geltungsbereich des Hessischen Beamtengesetzes ausscheidet, en-
det die Mitgliedschaft im Priufungsausschuss. Bei Ausscheiden eines
Mitglieds oder stellvertretenden Mitglieds wahrend der fiinfjahri-
gen Amtszeit des Priifungsausschusses ist die Berufung eines neuen
oder neuen stellvertretenden Mitglieds auf die verbleibende Amts-
zeit zu begrenzen. Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
konnen von dem fiir die Aufsicht zustdndigen Ministerium aus
wichtigem Grund abberufen werden.

(3) Das Amt des Priifungsausschussmitgliedes ist ein persénlich
wahrzunehmendes Neben-amt, soweit nichts anderes bestimmt ist.
Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Priifungsaus-
schusses sind in ihren Priifungsentscheidungen nicht an Weisungen
gebunden; sie sind verpflichtet, ihre Aufgaben objektiv und unpar-
teiisch nach bestem Wissen und Gewissen wahrzunehmen. Sie sind
in ihrer Berufung auf ihre Verpflichtung ausdriicklich hinzuweisen.
Sofern Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder nicht kraft ge-
setzlicher Vorschriften zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, sind
sie von der oder dem Vorsitzenden des Priifungsausschusses zur
Wahrung des Beratungs- und Abstimmungsgeheimnisses besonders
zu verpflichten.

(4) Das Sachgebiet Priufungsmanagement der Hessischen Hoch-
schule fiir Polizei und Verwaltung erfillt die laufenden Aufgaben
des Priifungsausschusses. Der Priifungsausschuss kann einzelne
Aufgaben zur Vorbereitung von Entscheidungen auf das Sachgebiet
Priufungsmanagement iibertragen.

§ 15

Zusammensetzung des Priifungsausschusses

(1) Dem Prifungsausschuss gehoren als Mitglieder jeweils eine
hauptamtliche Lehrkraft aus den Studienbereichen Verwaltungs-
handeln, Okonomisches Handeln, Methoden und Rahmenbedin-
gungen der 6ffentlichen Verwaltung sowie die Fachbereichsleitung
an, die den Vorsitz tibernimmt.

(2) Die Leiterin oder der Leiter des Sachgebiets Prifungsmanage-
ment oder eine Vertretung nimmt mit beratender Stimme an den
Sitzungen des Priifungsausschusses teil.

(3) Die Direktorin oder der Direktor des Landespersonalamtes so-
wie jeweils eine Vertreterin oder ein Vertreter eines kommunalen
Spitzenverbandes und der Spitzenorganisation der zustédndigen
Gewerkschaften konnen mit beratender Stimme an den Sitzungen
des Prifungsausschusses teilnehmen.

(4) Die Mitglieder des Priufungsausschusses konnen an der Abnahme
von Priifungen einschlieflich der Beschlussfassung tiber die Noten
und deren Bekanntgabe teilnehmen.

§ 16

Verfahren vor dem Priifungsausschuss

Der Priifungsausschuss tagt nicht 6ffentlich. Der Priifungsaus-
schuss soll grundsétzlich in voller Besetzung tatig werden. Er ist
beschlussfihig, wenn er mit der oder dem Vorsitzenden und min-
destens zwei Mitgliedern besetzt ist. Er beschliet mit einfacher
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder
des Vorsitzenden den Ausschlag.

§ 17

Priifungskommission

(1) Das Kolloquium zur Bachelorthesis wird als miindliche Prifung
von einer Prifungskommission abgenommen. Die Priifung ist hoch-
schuloffentlich, es sei denn, die oder der Studierende widerspricht.
Ausgeschlossen sind Studierende desselben Studienjahrgangs.

(2) Der Prufungsausschuss bestellt als Vorsitzende oder als Vorsit-
zenden die Erstgutachterin oder den Erstgutachter der Bachelor-
thesis aus der Gruppe der hauptamtlich Lehrenden an der Hessi-
schen Hochschule fiir Polizei und Verwaltung.

(3) Die Priifungskommission besteht aus der bzw. dem Vorsitzenden
sowie der Zweitgutachterin bzw. dem Zweitgutachter der Bache-
lorthesis als stimmberechtigten Mitgliedern. Mit beratender Stimme
konnen Beauftragte der obersten Dienstbehorden der Priifungsteil-
nehmerinnen und Priifungsteilnehmer sowie die Direktorin oder
der Direktor des Landespersonalamtes teilnehmen. Eine Vertreterin
oder ein Vertreter der Spitzenorganisation der zustdndigen Gewerk-
schaften kann auf Wunsch der oder des Studierenden an der Prii-
fung mit beratender Stimme teilnehmen. Welche Gewerkschaft in
Betracht kommt, hat die oder der Studierende spétestens einen
Monat vor dem Priifungstermin dem Sachgebiet Priifungsmanage-
ment schriftlich mitzuteilen.

(4) In begriindeten Ausnahmefillen kann der Priifungsausschuss
hauptamtlich Lehrende als Vertretung der stimmberechtigten Mit-
glieder der Priifungskommission bestellen. Der Prifungsausschuss
kann in begriindeten Ausnahmeféllen das Bestellungsrecht auf die
Leitung der Abteilung tibertragen, in der das Kolloquium stattfin-
det.

(5) Die oder der Vorsitzende leitet die Priifung. Die Prifungskom-
mission einigt sich auf eine Benotung der Priifungsleistung. Kénnen
sich die Mitglieder der Priifungskommission nicht auf eine einheit-
liche Note einigen, wird das arithmetische Mittel aus beiden Beur-
teilungen gebildet.
§ 18
Priifungsberechtigung

(1) Zur Priferin oder zum Priifer wird vom Priifungsausschuss in
der Regel bestellt, wer das betreffende Modul bzw. Priifungsfach
lehrt. Ist die Bestellung einer weiteren Priiferin oder eines weiteren
Priifers erforderlich, so kann eine haupt- oder nebenamtliche Lehr-
kraft oder eine Vertreterin oder ein Vertreter der Ausbildungsbe-
horde bestellt werden. Als Priiferin oder Priifer kann nur bestellt
werden, wer den erfolgreichen Abschluss eines Hochschulstudiums
und eine im Anschluss daran erfolgte mehrjahrige praktische Be-
rufsausiibung oder eine Tatigkeit im gehobenen oder hoheren
Dienst oder vergleichbare Beschéftigung nachweist und mindestens
die durch die Priifung festzustellende oder eine gleichwertige Qua-
lifikation besitzt.

(2) Jeder der beteiligten Priifer muss die Leistungen der Studieren-
den selbst, unmittelbar und vollstandig bewerten. § 14 Abs. 3 gilt
entsprechend.
§19
Priifungsarbeiten sowie Modul-und Fachkoordination

(1) Es gehort zu den Aufgaben der hauptamtlich Lehrenden, Vor-
schldge fur schriftliche Prufungsarbeiten zu erstellen. Das Recht
der nebenamtlich Lehrenden bleibt hiervon unbertihrt. Die fir die
Priifung als geeignet ausgewéhlten Priifungsaufgaben kénnen ver-
gitet werden. Das Néahere regelt das fir die Aufsicht zustandige
Ministerium.

(2) Bei Priifungen, die in schriftlicher Form nach § 22 Abs. 2 zentral
durchgefiihrt werden, werden die eingereichten Vorschlige in dem
betreffenden Modul bzw. Priifungsfach von der Gesamtheit der in
diesem Modul bzw. Fach Lehrenden auf ihre Eignung gepriift. Die
Modul- bzw. Fachkonferenz schlégt fiir jedes Prifungsfach mindes-
tens zwei Aufgaben fir die Priifungsarbeiten vor, aus denen die
Fachbereichsleitung eine Priiffungsaufgabe auswahlt. Den Aufga-
ben sollen Losungs- und Bewertungshinweise beigefiigt werden.
Vorschlage fur Prifungsaufgaben sowie die Losungshinweise sind
geheim zu halten.

(3) Auf Vorschlag der Modulkonferenz beruft der Fachbereichsrat
fiir die Dauer von zwei Jahren aus dem Kreis der hauptberuflich
Lehrenden je eine fiir die Modulkoordination sowie die Stellver-
tretung zustandige Person. Wiederberufung ist zulassig. Das Glei-
che gilt fiir die Funktion der Fachkoordination.

(4) Die in Abs. 3 genannten Téatigkeiten gehoren zum Hauptamt.
Dafiir kann eine Ermafigung der Lehrverpflichtung nach der Ver-
ordnung tiber den Umfang der Lehrverpflichtungen der hauptamt-
lichen Lehrkrafte der Verwaltungsfachhochschulen gewahrt wer-
den.

Zweiter Abschnitt
Priifungsrahmen
§ 20

Laufbahnpriifung
(1) Mit der Laufbahnpriifung soll festgestellt werden, ob die Stu-
dierenden die notwendigen Fach-, Methoden- und Sozialkompe-
tenzen erworben haben, um die verschiedenartigen und sich ver-
dndernden Anforderungen einer Tétigkeit in der Laufbahn des
gehobenen Dienstes in der allgemeinen Verwaltung des Landes, der
Gemeinden, der Gemeindeverbinde und der sonstigen, der Aufsicht
des Landes unterstehenden Korperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des 6ffentlichen Rechts bewéltigen zu konnen.

(2) Die Laufbahnpriifung wird als Bachelorpriifung durchgefiihrt
und besteht aus der Gesamtheit der abzulegenden Priifungen nach
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§ 21 Abs. 2. Sie ist bestanden, wenn insgesamt mindestens 180
Credits erzielt und die Priifungsleistungen jeweils mit mindestens
der Punktzahl 5 (Note ,, ausreichend“) bewertet werden.

§21
Priifungs- und Studienleistungen
(1) Die erfolgreiche Teilnahme an einem Modul wird durch eine
bestandene Modulpriifung nachgewiesen. Sie ist Grundlage fiir den

Erwerb der in der Studienordnung einem Modul zugewiesenen
Credits.

(2) Zum Erwerb des Bachelorgrades sind 16 Module erfolgreich zu
absolvieren: zwolf fachtheoretische Pflichtmodule, zwei fachtheo-
retische Wahlpflichtmodule, ein Praxis-Modul sowie ein Thesis-
Modul, das aus der Thesis und dem Kolloquium besteht. Hierbei
konnen die Priifungen modulbegleitend oder modulabschlieBend
erbracht werden.

§ 22

Modulpriifungen

(1) Die Modulpriifungen setzen sich in der Regel aus unterschiedlich
gewichteten Teilmodulpriifungen der den jeweiligen Modulen zu-
geordneten Teilmodule zusammen.

(2) Die Teilmodule

1. Rahmenbedingungen der 6ffentlichen Verwaltung 2: Politische
Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 2, Verfassungs-
rechtliche Rahmenbedingungen 2 und Psychologie der Verwal-
tung (2. Semester),

2. Verwaltungshandeln 2: Die Bediensteten des 6ffentlichen Diens-
tes (2. Semester),

3. Okonomisches Handeln 2: Rechnungswesen 2, Flexibles Finanz-
management und Organisations- und Projektmanagement (3.
Semester),

4. Verwaltungshandeln 4: Verwaltungsentscheidungen mit und
ohne Eingriffscharakter (4. Semester)

5. und Grundsicherung fiir Arbeitssuchende und Sozialhilfeleis-
tungen nach dem 5. bis 9. Kapitel des Sozialgesetzbuches XII
(4. Semester)

schliefen jeweils mit einer zentralen Priifung ab. Jede zentrale
Priufung muss mindestens mit der Punktzahl 5 (Note ,,ausreichend“)
bestanden werden. Die zentralen Priifungen sind mit Ausnahme
der Priifung nach Nr. 1 schriftlich abzulegen und werden an allen
Studienorten der Hessischen Hochschule fiir Polizei und Verwal-
tung zeitgleich und mit identischen Aufgabenstellungen durchge-
fithrt. Fur die Bearbeitung der vier schriftlichen Prifungsarbeiten
(Klausuren) stehen jeweils vier Zeitstunden zur Verfiigung. Mindes-
tens eine Prifungsarbeit wird mit rechtswissenschaftlichem
Schwerpunkt und in Form einer juristischen Fallbearbeitung ge-
stellt. Die Priifung nach Nr. 1 wird als miindliche Priifung zu The-
men aus den Teilmodulen abgelegt.

(3) Die Prufungen der tibrigen Teilmodule sind durch Klausur,
miindliche Priifung, Prasentation oder Hausarbeit abzulegen. Ma@3-
geblich fiir die Priifung sind die im Modulbuch festgelegten Prii-
fungsformen und -inhalte. Sind Priifungsalternativen vorgesehen,
gibt die jeweilige Lehrkraft zu Beginn der Veranstaltung verbind-
lich Priifungsform und Priifungszeitpunkt bekannt.

(4) Teilmodulpriifungen finden nach Mafigabe des Priifungsplans
(Anlage 3 der Studienordnung) statt. Teilmodulpriifungen, die Prii-
fungsalternativen vorsehen, konnen auch im Verlauf des Teilmoduls
stattfinden.

(5) Die aktive Mitarbeit kann in die Prifungsnote einflieBen, sofern
die jeweilige Lehrkraft dies zu Beginn der Veranstaltung verbind-
lich bekannt gegeben hat. Entsprechend der Qualitit der aktiven
Mitarbeit kann die Bewertung des Teilmoduls um bis zu drei Punkte
gehoben oder gesenkt werden. Dies gilt nicht fiir die zentralen
Priifungen.

(6) Uber den Verlauf, die Bewertungen und das Ergebnis der Prii-
fungen ist eine Niederschrift anzufertigen und zu den Priifungsak-
ten zu nehmen. Die Priifungsarbeiten sind fiinf Jahre, die Nieder-
schriften dreiflig Jahre nach Beendigung des Vorbereitungsdienstes
aufzubewahren.
(7) Eine Modulpriifung, ist nicht bestanden, wenn die gewichtete
Gesamtnote eines Moduls oder die zentrale Prifung eines Moduls
nicht mindestens die Punktzahl 5 (Note ,,ausreichend ) ergibt oder
eine zum Bestehen eines Moduls erforderliche Studienleistung nicht
oder nicht innerhalb der vorgegebenen Zeit erbracht wurde.
(8) Abweichend von Absatz 7 miissen Thesis und Kolloquium zum
Bestehen mit mindestens der Punktzahl 5 (Note ,,ausreichend®)
bewertet werden.
§ 23
Priifungsformen

Als Priifungsformen kommen in Betracht:

1. Klausur

Erfolgt der Leistungsnachweis in Form einer Klausur, so bear-
beiten die Studierenden unter Aufsicht eine Aufgabenstellung
aus den Themenbereichen des Teilmoduls. Die Studierenden
dirfen nur die in der Aufgabenstellung angegebenen Hilfsmit-
tel verwenden. Die Abteilungsleitung regelt die Aufsicht. Spé-
testens nach Ablauf der festgesetzten Bearbeitungsfrist hat die
Studierende oder der Studierende die Klausur einschlieBlich
aller Entwiirfe und Arbeitsbdgen, versehen mit der zugeteilten
Kennziffer, der Aufsichtsfiihrung auszuhindigen. Die Auf-
sichtsfithrung vermerkt im Protokoll den Zeitpunkt der Abgabe.
Die zentralen Klausuren diirfen keine Namensangabe der Stu-
dierenden enthalten und sind mit Kennziffern zu versehen.

2. Mindliche Priufung

Erfolgt der Leistungsnachweis in Form einer miindlichen Prii-
fung, so ist darin festzustellen, ob die oder der Studierende in
der Lage ist, anhand konkreter Fragestellungen Themenberei-
che aus dem Modul bzw. Teilmodul sowie tibergreifende Zusam-
menhinge verstidndlich darzulegen. In der Regel sind nicht mehr
als funf Studierende gleichzeitig zu priifen; dabei muss der
Beitrag der einzelnen Studierenden eindeutig abgrenzbar und
individuell bewertbar sein. Die Priifungszeit fiir jede Studie-
rende oder jeden Studierenden soll zehn Minuten nicht unter-
schreiten.

3. Préasentation

Erfolgt der Leistungsnachweis in Form einer Prasentation, setzt
sich die oder der Studierende in freier Rede unter Benutzung
adiquater Priasentationsmedien mit einem konkreten Thema
unter Einbeziehung und Auswertung einschliagiger Quellen aus-
einander. Arbeitsschritte und —ergebnisse sollen auf der Grund-
lage einer schriftlichen Ausarbeitung im miindlichen Vortrag
dargestellt werden. Die Prasentation soll 20 Minuten nicht tiber-
schreiten.

4. Hausarbeit

Erfolgt der Leistungsnachweis in Form einer Hausarbeit, bear-
beitet die oder der Studierende selbststandig vertieft ein Thema
unter Einbeziehung und Auswertung einschlégiger Quellen mit
wissenschaftlichen Methoden und legt die Erkenntnisse syste-
matisch schriftlich dar. Die Hausarbeit soll 15 Seiten nicht un-
terschreiten. Praxis-, Forschungs- und Projektberichte sind
Hausarbeiten. Gruppenarbeiten sind zuléssig, sofern der ein-
zelne Beitrag eindeutig abgrenzbar und individuell bewertbar
ist. Das Néahere regelt die Studienordnung.
§ 24
Thesis
(1) Die Thesis soll die Fahigkeit zur selbststdndigen Bearbeitung
praxisrelevanter Fragestellungen aus den Inhalten des Studiums
nach wissenschaftlichen Methoden innerhalb einer vorgegebenen
Zeit mit der Zielsetzung des Erkenntniszuwachses erkennen lassen.

(2) Zur Thesis ist zugelassen, wer mindestens neun Pflichtmodule
erfolgreich absolviert hat.

(3) Die Thesis wird grundsitzlich von hauptamtlich Lehrenden
betreut. Fiir Themen sind Ausbildungsbehoérden, Lehrbeauftragte
oder hauptamtlich Lehrende vorschlagsberechtigt. Die oder der
Studierende kann Themenwiinsche &uflern. Das Thema ist mit der
Ausbildungsbehorde abzustimmen und vom Priifungsausschuss zu
genehmigen.

(4) Eine Thesis kann auch durch mehrere Studierende gemeinsam
erarbeitet werden, wenn sie inhaltlich voneinander eindeutig ab-
grenzbare und individuell bewertbare Einzelleistungen enthalt.

(5) Die Bearbeitungszeit fiir die Thesis betrdgt drei Monate und
beginnt am Tage der Ausgabe des Themas der Arbeit im sechsten
Semester. Die Zeitpunkte der Ausgabe des Themas und der Abgabe
der Thesis sind aktenkundig zu machen. Thema, Aufgabenstellung
und Umfang der Arbeit sind so zu begrenzen, dass die Frist zur
Bearbeitung der Arbeit eingehalten werden kann. Die Bearbei-
tungszeit kann in begriindeten Ausnahmeféllen auf Antrag der oder
des Studierenden aus Griinden, die sie oder er nicht zu vertreten
hat, nach Anhérung der Erstgutachterin oder des Erstgutachters
um hochstens einen Monat verldngert werden. Wer als Grund
Krankheit geltend macht, hat dem Antrag ein drztliches Attest —auf
Verlangen der Abteilungsleitung ein amtséarztliches Attest — beizu-
legen.

(6) Die Thesis ist von zwei Gutachterinnen oder Gutachtern unab-
hingig voneinander schriftlich zu begutachten und mit einer Note
nach § 30 zu bewerten. Erstgutachterin oder Erstgutachter ist, wer
die Thesis betreut hat. Die Zweitgutachterin oder der Zweitgut-
achter soll grundsétzlich durch die Ausbildungsbehérde benannt
werden. Sie oder er muss mindestens die Befahigung fiir den geho-
benen Dienst erfiillen oder eine vergleichbare Qualifikation sowie
eine mehrjéhrige praktische Berufsausiibung im gehobenen oder
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hoheren Dienst oder vergleichbare Beschiftigung nachweisen. Be-
nennt die Ausbildungsbehorde aus ihren Reihen keine Zweitgut-
achterin oder keinen Zweitgutachter, erfolgt die Benennung durch
den Priifungsausschuss. Weichen die Bewertungen der Thesis um
mehr als flinf Punkte voneinander ab, bestimmt der Priifungsaus-
schuss eine Drittgutachterin oder einen Drittgutachter. Die Bewer-
tungen der Vorgutachten diirfen der weiteren Gutachterin oder dem
weiteren Gutachter nicht bekannt gegeben werden. Die abschlie-
Bende Punktzahl wird durch die Bildung der Durchschnittspunkt-
zahl der drei Bewertungen (arithmetisches Mittel) festgesetzt. Das
Bewertungsverfahren fir die Thesis soll vier Wochen nicht tiber-
schreiten.
§25
Kolloquium

(1) Zum Kolloquium wird geladen, wer die Thesis bestanden hat
und alle sonstigen Priifungsleistungen nach § 21 Abs. 2 mit Aus-
nahme des Praxismoduls erbracht hat. Die Studierenden erhalten
spatestens mit der Ladung zum Kolloquium eine Abschrift der
beiden Gutachten.

(2) Das Kolloquium dient der Feststellung, ob die oder der Studie-
rende befdhigt ist, die Ergebnisse der Thesis, ihre fachlichen und
methodischen Grundlagen, ihre facheriibergreifenden Zusammen-
hinge und ihre auBlerfachlichen Beziige miindlich darzustellen,
selbststindig zu begriinden und ihre Bedeutung fiir die Praxis ein-
zuschétzen.

(3) Das Kolloquium zur Thesis ist eine Einzelpriifung, in deren
Rahmen die Thesis vorgestellt und verteidigt wird. Das Kolloquium
soll 40 Minuten dauern. Gegenstand, Verlauf und Ergebnis des
Kolloquiums sind zu protokollieren.
§ 26
Studierende mit Behinderung
Der Priifungsausschuss gewahrt auf Antrag schwerbehinderten
sowie diesen gleichgestellten behinderten Menschen die ihrer Be-
hinderung angemessenen Erleichterungen. Die fachlichen Anfor-
derungen diirfen jedoch nicht geringer bemessen werden. Die Richt-
linien zur Integration und Teilhabe schwerbehinderter Angehoriger
der hessischen Landesverwaltung - Teilhaberichtlinien— vom 12.
Juni 2013 (StAnz. S. 838) sind zu beachten.
§ 27
Anrechnung von Studienleistungen und Priifungsleistungen
(1) Studien- und Prifungsleistungen, die in einem anderen Studi-
engang an einer in- oder ausldndischen Hochschule erbracht wor-
den sind, werden angerechnet, sofern sich die dabei erlangten Lern-
ergebnisse in Inhalt, Qualifikationsniveau und Profil von denjeni-
gen des Studienganges Bachelor of Arts — Public Administration
(APOgD PA) nicht wesentlich unterscheiden. Dabei ist eine Ge-
samtbetrachtung im Hinblick auf die Bedeutung der Leistungen
fur die Erreichung der Ziele des Studiums und den Zweck der
Laufbahnpriifung vorzunehmen. In diesem Sinne liegt ein wesent-
licher Unterschied vor, wenn die Antragstellerin oder der Antrag-
steller voraussichtlich beeintrachtigt wird, das Studium erfolgreich
zu absolvieren. Fiir die Feststellung der Anrechnung in Fallen aus-
landischer Studiengénge sind die von der Kultusministerkonferenz
und der Hochschulrektorenkonferenz gebildeten Aquivalenzver-
einbarungen und anderer zwischenstaatliche Vereinbarungen ma@-
gebend. Soweit Vereinbarungen nicht vorliegen oder eine weiter-
gehende Anrechnung beantragt wird, entscheidet der Priifungsaus-
schuss tiber die Anrechnung. Abweichende Anrechnungsbestim-
mungen auf Grund von Vereinbarungen mit ausldndischen Hoch-
schulen bleiben unberiihrt. Die Beweislast fiir die Geltendmachung
wesentlicher Unterschiede liegt bei der Hessischen Hochschule fiir
Polizei und Verwaltung.
(2) Abs. 1 gilt entsprechend fiir Priifungsleistungen, die an staatli-
chen oder staatlich ankerkannten Berufsakademien im Rahmen des
akkreditierten Studiengangs erbracht worden sind.

(3) Bei Anrechnungen nach Abs. 1 und 2 sind auch Teilanrechnun-
gen moglich.

(4) Uber Anrechnungen nach Abs. 1 und 2 entscheidet der Priifungs-
ausschuss.

(5) Werden Studien- und Priifungsleistungen angerechnet, werden
die Noten , soweit die Notensysteme vergleichbar sind, ibernom-
men und in die Berechnung der Gesamtnote einbezogen. Bei un-
vergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk , bestanden®
aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Priifungs-
zeugnis ist zuléssig.

(6) Die Antragstellenden haben die fiir die Anrechnung erforderli-
chen Unterlagen vorzulegen, insbesondere tiber Veranstaltungsin-
halte, Prifungsbedingungen, Anzahl der Prufungsversuche, Pri-
fungsergebnisse und Umfang (insbesondere der Leistungspunkte
nach ECTS).

(7) Antrage auf Anrechnungen nach Abs. 1 und 2 werden innerhalb
von 4 Monaten nach Antragsstellung bearbeitet.

§ 28
Wiederholung von Modulpriifungen
(1) Wird eine Modulpriifung nicht bestanden, so kann sie einmal
wiederholt werden. Es wird zeitnah eine Wiederholungspriifung
angeboten. In begriindeten Ausnahmefillen kann beantragt wer-
den, die Frist fir die Wiederholungspriifung zu verldngern. In
Fiallen besonderer Héarte kann der Priifungsausschuss auf Antrag
eine zweite Wiederholung einer Priifung zulassen. Zu wiederholen
sind nur die nicht bestandenen Teilmodulprifungen. Die Wieder-
holungspriifung ersetzt die jeweils nicht bestandene Priifung. Eine
bestandene Priifung darf nicht wiederholt werden.
(2) Wird die Praxismodulpriifung nicht bestanden, entscheidet eine
zusétzliche miindliche Prifung tiber das Bestehen. Die miindliche
Prifung wird durch eine hauptamtliche Lehrkraft und eine Vertre-
terin oder einen Vertreter der Ausbildungsbehérde durchgefiihrt.

(3) Eine nicht bestandene Thesis kann einmal wiederholt werden.
Studium und Vorbereitungsdienst verldngern sich entsprechend.
Der Wiederholungstermin eines nicht bestandenen Kolloquiums ist
innerhalb von vier Wochen anzusetzen.

(4) Eine Wiederholungspriifung wird in demselben Umfang und in
derselben Form wie die urspriingliche Priifung abgenommen. Fiir
die Wiederholung einer nicht bestandenen Praxismodulpriifung gilt
Abs. 2.
(5) Besteht die oder der Studierende die Modulpriifung auch nach
Wiederholung nicht, wird auf Antrag durch das Sachgebiet Prii-
fungsmanagement eine Bescheinigung tiber die bestandenen Prii-
fungsleistungen und deren Noten ausgestellt. Die Bescheinigung
muss ausweisen, dass die Priifung endgtiltig nicht bestanden wurde.
Der Antrag kann innerhalb von drei Jahren nach Bekanntgabe der
Entscheidung tiber das letztmalige Nichtbestehen der Priifung ge-
stellt werden.
§ 29

Zuerkennung der Befihigung fiir den mittleren Dienst
(1) Hat die oder der Studierende die Laufbahnprifung nach § 20
Abs. 2 endgtiltig nicht bestanden, jedoch jeweils mindestens ausrei-
chende Leistungen in den Modulen Methoden 1 und den Teilmodu-
len 2.1 und 2.2, Verwaltungshandeln 1 bis 4, Okonomisches Handeln
1 bis 3, Rahmenbedingungen der 6ffentlichen Verwaltung 1 und 2
sowie die Praktika 1bis 3 erbracht, so kann auf Antrag eine miind-
liche Nachpriifung erfolgen. Bei Bestehen dieser Nachpriifung wird
durch den Priifungsausschuss die Befahigung fiir die Laufbahn des
mittleren Dienstes in der allgemeinen Verwaltung zuerkannt. Die
Zuerkennung der Befdhigung fiir den mittleren Dienst in der allge-
meinen Verwaltung berechtigt dazu, die Berufsbezeichnung ,,Ver-
waltungswirtin“ oder ,,Verwaltungswirt“ zu fiihren.
(2) In der Nachpriifung soll die oder der Studierende eine fallbezo-
gene Aufgabenstellung aus einem Praktikabereich bearbeiten und
dabei unter Beweis stellen, dass sie oder er einen komplexen Sach-
verhalt unter Anwendung methodischer Kenntnisse praxisbezogen
und biirgerorientiert analysieren, fachlich beurteilen und Lésungen
aufzeigen kann. Die praktische Aufgabe soll Ausgangspunkt fiir
die praktische Priifung sein, in dem die oder der Studierende zeigen
soll, dass sie oder er Arbeitsergebnisse biirgerorientiert darstellen
und in berufstypischen Situationen kommunizieren und kooperie-
ren kann.

(3) Die praktische Aufgabe wird von der oder dem Vorsitzenden des
Prifungsausschusses unter Berticksichtigung des Ausbildungs-
schwerpunktes festgelegt. Die oder der Vorsitzende bestimmt auch,
welche Mitglieder des Priifungsausschusses die Bearbeitung der
Aufgabe durch die Studierende oder den Studierenden beaufsich-
tigen und das Prifungsgesprach fiuhren.

(4) Die Nachpriifung ist in Form einer Einzelpriifung durchzufiih-
ren. Die Nachpriifung einschliefilich der Bearbeitungszeit von 30
Minuten fiir die praktische Aufgabe soll nicht langer als 45 Minu-
ten dauern. Der Prifungsausschuss bewertet die sachgerechte und
rechtméfBige Losung der Aufgabe, die biirgerorientierte Darstellung
und die Kommunikations- und Kooperationsfahigkeit der oder des
Studierenden.
§ 30
Bewertung von Priifungsleistungen

(1) Die Priifungsleistungen der Studierenden sind mit einer der
folgenden Punktzahlen und geméB den laufbahnrechtlichen Bewer-
tungssystem mit einer der folgenden Note zu bewerten:

15 bis 14 Punkte = sehr gut (1) = fur eine Leistung, die den
Anforderungen in besonde-
rem MaBe entspricht,

fir eine Leistung, die den
Anforderungen voll ent-
spricht,

10 bis 8 Punkte = befriedigend (3) = fiir eine Leistung, dieim all-
gemeinen den Anforderun-
gen entspricht,

13 bis 11 Punkte = gut (2) =
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7 bis 5 Punkte = fiir eine Leistung, die zwar

Miangel aufweist, aber im

Ganzen den Anforderungen

noch entspricht,

4 bis 0 Punkte = nicht ausreichend (5) = fiir eine Leistung, die den
Anforderungen wegen er-
heblicher Méiangel nicht
mehr gentigt.

(2) Prufungsleistungen werden in der Regel durch eine Priiferin

oder einen Priifer bewertet. Wird eine Priifungsleistung mit weniger

als b Punkten bewertet, so muss die Priifungsleistung durch eine
weitere Priiferin oder einem weiteren Priifer bewertet werden.

Miindliche Priifungen oder Priifungsleistungen, die nicht mehr wie-

derholt werden kénnen, sind von zwei Priifenden zu bewerten.

(3) Fur die Abnahme oder Bewertungen zentraler sowie fachiiber-
greifender Priifungen kénnen weitere Priiferinnen oder Priifer be-
ziehungsweise Gutachterinnen oder Gutachter durch den Priifungs-
ausschuss bestellt werden.

(4) Werden Priifungsleistungen durch mehr als eine Priiferin oder
einen Priifer bewertet, so wird die Gesamtnote aus dem Durch-
schnitt der Bewertungen (arithmetisches Mittel) gebildet. Es wer-
den die ersten beiden Dezimalstellen nach dem Komma bertick-
sichtigt. Eine Rundung findet nicht statt.

(5) Eine Priifung ist bestanden, wenn die nach Abs. 1 bis 3 ermittelte
Note mindestens die Punktzahl 5 (Note ,,ausreichend”) ergibt.
Damit die Leistung ausreichend ist, muss mindestens die Halfte der
Aufgabe (50 %) zutreffend geldst worden sein.

(6) Bei der Bewertung der Priifungsarbeiten sind die Richtigkeit
der Entscheidung, die Art und Folgerichtigkeit der Begriindung,
die Gliederung und die Klarheit der Darstellung sowie die Aus-
drucksweise zu berticksichtigen.

(7) Jede ohne ausreichende Entschuldigung nicht oder nicht recht-
zeitig abgelieferte Arbeit ist mit der Note ,nicht ausreichend* (0
Punkte) zu bewerten.
(8) Die Mitglieder des Priifungsausschusses sowie der Prifungs-
kommission erhalten Kennt-nis von den Priifungsakten einschlie3-
lich der Prufungsarbeiten und der Thesis.
(9) Die Punktzahlen und die Note der Priifungsleistungen werden
den Studierenden jeweils nach Abschluss der Bewertungen, spates-
tens mit der Ladung zum Kolloquium bekannt gegeben. Die Be-
kanntgabe von Priifungsleistungen ist nur wirksam, wenn sie
schriftlich oder elektronisch erfolgt.
§31

Gewichtung der Priifungen
(1) Die Ergebnisse der fachtheoretischen Teilmodulprifungen wer-
den mit dem jeweiligen Arbeitsaufwand bzw. den Credits gewichtet,
die fiir den erfolgreichen Abschluss des jeweiligen Teilmoduls vor-
gesehen sind. Die Ergebnisse der zentralen Teilmodulprifungen
nach § 22 Abs. 2 werden doppelt gewichtet.
(2) In den fachtheoretischen Studienabschnitten des 1. bis 5. Semes-
ters werden 90 Credits erworben, die sich wie folgt verteilen:

Methoden 13,5 Credits
Verwaltungshandeln 33,0 Credits
Okonomisches Handeln 22,0 Credits
Rahmenbedingungen der ffentlichen Verwaltung 12,5 Credits
Wahlpflichtmodule 9,0 Credits

ausreichend (4) =

§ 32
Abschlussnote

(1) Die Abschlussnote setzt sich wie folgt zusammen:

Fachtheoretische Module 70 %
Thesis schriftlich 15 %
Thesis miindlich (Kolloquium) 5 %
Praxismodul 10 %

(2) Zur Ermittlung der Note der fachtheoretischen Module wird die
Summe der gewichteten Einzelnoten gebildet und durch die Anzahl
der Credits, die auf die fachtheoretischen Module entfallen, geteilt.
(3) Die Note der Thesis, des Kolloquiums und des Praxismoduls
gehen nicht gewichtet in die Abschlussnote ein.
(4) Die Abschlussnote wird mit zwei Dezimalstellen nach dem
Komma ausgewiesen; eine Rundung findet nicht statt.
§ 33

European Credit Transfer System (ECTS)
(1) Die Abschlussnote wird durch die ECTS-Note erganzt:
A = die besten 10 von Hundert,
B = die nidchsten 25 von Hundert,
C = die nachsten 30 von Hundert,
D = die niachsten 25 von Hundert,
E = die nichsten 10 von Hundert.

(2) Bei der Ermittlung der ECTS-Note werden nur die Ergebnisse
der zu graduierenden Studierenden berticksichtigt. Die Berechnung
erfolgt durch das Sachgebiet Priifungsmanagement.

Dritter Abschnitt
Erginzende Verfahrensregelungen

§ 34
Téauschung, Ordnungsverstofl

(1) Das Verwenden nicht in der Priifung zugelassener Hilfsmittel,
Plagiate und andere Tauschungsversuche kann je nach Schwere
des Verstoles die teilweise oder vollstindige Aberkennung von
erbrachten Prifungsleistungen zur Folge haben. Uber die Folgen
eines Tduschungsversuches entscheidet der Priifungsausschuss, der
auch das endgiiltige Nichtbestehen der Priifung beschlieBen kann.
Wird wahrend einer Modulprifung ein Tauschungsversuch festge-
stellt, so dokumentiert die Aufsicht fiihrende Person den T&u-
schungsversuch, unterbindet weitere Tduschungshandlungen und
informiert unverziiglich nach Beendigung der Priifung den Vorsit-
zenden des Priifungsausschusses; die Priifungskandidatin oder der
Priifungskandidat darf die Priifung zu Ende fiithren.

(2) Wird eine Tauschung erst nach Aushindigung des Prifungs-
zeugnisses bekannt, kann der Priifungsausschuss auch nachtréglich
innerhalb von drei Jahren seit dem Tag des Kolloquiums das Ge-
samtergebnis berichtigen oder die Priifung fiir nicht bestanden
erklaren. Das unrichtige Zeugnis und die Bachelorurkunde sind
einzuziehen.

(3) Stort eine Studierende oder ein Studierender erheblich den
Ablauf der Priifung, kann sie oder er nach Mahnung von der prii-
fenden Person oder der Aufsichtsperson von der weiteren Teilnahme
an der Priifung ausgeschlossen werden. In diesem Fall wird die
Priifungsleistung durch den Priifungsausschuss als nicht bestanden
(0 Punkte) bewertet.
§ 35
Versiumnis, Riicktritt

(1) Bleibt die Studierende oder der Studierende einer Priifung ohne
triftigen Grund fern oder bricht sie oder er sie ohne triftigen Grund
ab, so erklart die Priifungskommission bzw. die Priiferin oder der
Prufer die Priifung fur nicht bestanden (0 Punkte).

(2) Wer durch Krankheit oder aus sonstigen wichtigen nicht selbst
zu vertretenden Griinden an der Ablegung einer Priifung verhindert
ist, hat dies unverziiglich nachzuweisen. Wird eine Priifung infolge
einer Krankheit nicht angetreten oder abgebrochen, so ist unver-
zuglich ein arztliches Attest — auf Verlangen der Priiferin oder des
Priifers ein amtsérztliches Attest — vorzulegen.

(3) Eine aus triftigem Grund abgebrochene oder nicht angefertigte
schriftliche oder miindliche (Teil-) Modulpriifung ist an einem vom
Sachgebiet Prifungsmanagement an der Hessischen Hochschule
fiir Polizei und Verwaltung zu bestimmenden Termin nachzuholen.
Fir nachzuholende Modulpriifungen sind neue Aufgaben zu stellen.

Vierter Teil
Priifungszeugnis, Graduierung, Bachelorurkunde,
Diploma Supplement
§ 36
Priifungszeugnis

(1) Uber die bestandene Bachelorpriifung erhilt die Absolventin
oder der Absolvent ein Priifungszeugnis nach dem Muster der An-
lage 1, das
1. den Studiengang,
2. die Gesamtnote der fachtheoretischen Modulpriifungen unter

Bezeichnung der belegten Module,

3. die Note des Praxismoduls,

4. die Angabe der Ausbildungsstelle oder Ausbildungsstellen, an
denen das Praxismodul absolviert wurde,

5. das Thema und die Note der Bachelorthesis,

6. die Note des Kolloquiums,

7. die Abschlussnote mit der das Studium bestanden wurde

8. die ECTS-Note nach § 33 auffiihrt.

(2) Die Notenangaben erfolgen unter Angabe der ECTS-Credits.
Die Gewichtung der Priifungsleistungen ist kenntlich zu machen.
Auf Antrag werden zusitzliche Studien- und Prifungsleistungen
mit Angabe der ECTS-Credits durch das Sachgebiet Prifungsma-
nagement bescheinigt.

(3) Im Priifungszeugnis wird ausgewiesen, dass der Anteil der
rechtswissenschaftlichen Priifungsanteile an der Abschlussnote
mehr als 50 % betrigt.

(4) Das Zeugnis enthéalt eine Bescheinigung, dass die Absolventin
oder der Absolvent die Laufbahnbefihigung fiir den gehobenen
Dienst in der allgemeinen Verwaltung besitzt.
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(5) Das Priifungszeugnis wird in deutscher und englischer Sprache
ausgestellt. Es wird von der oder dem Vorsitzenden des Prifungs-
ausschusses sowie der Leiterin oder dem Leiter der Abteilung, in
der das Studium abgeschlossen wurde, unterzeichnet.

(6) Ist die Priifung nicht bestanden oder fiir nicht bestanden erklart
worden, so erhilt die Studierende oder der Studierende einen mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheid; die Ausbil-
dungsbehorde erhilt eine Ausfertigung.

§ 37
Verleihung des akademischen Hochschulgrades B.A.,
Bachelorurkunde
(1) Nach erfolgreicher Beendigung des Studiums verleiht die Hes-
sische Hochschule fiir Polizei und Verwaltung mit der Bachelorur-
kunde nach dem Muster der Anlage 2 den akademischen Grad
,Bachelor of Arts (B.A.)“.

(2) Die Bachelorurkunde wird in deutscher und in englischer Spra-
che ausgestellt. Sie wird von der Rektorin oder vom Rektor sowie
der Fachbereichsleiterin oder dem Fachbereichsleiter unterzeichnet
und mit dem Siegel der Hessischen Hochschule fiir Polizei und
Verwaltung versehen. Die Bachelorurkunde wird auf den letzten
Tag des Praktikums 5 datiert.

(3) Die Absolventin oder der Absolvent erwirbt mit der Aushindi-
gung der Bachelorurkunde die Laufbahnbefidhigung fiir den geho-
benen Dienst in der allgemeinen Verwaltung.
(4) Der Bachelorgrad wird als erster berufsqualifizierender akade-
mischer Grad verliehen. Er befahigt grundsétzlich zur Aufnahme
eines Masterstudiums.
§ 38
Diploma Supplement
Zusétzlich zum Priifungszeugnis und zur Bachelorurkunde wird
ein Diploma Supplement nach dem Modell von Européischer Union,
Europarat und UNESCO/CEFFS in deutscher und englischer Spra-
che nach dem Muster der Anlage 3 ausgestellt.
§39
Priifungsakte
(1) Die Hessische Hochschule fiir Polizei und Verwaltung fiihrt tiber
jede Studierende und jeden Studierenden eine Priifungsakte. Nach
Bekanntgabe der Priifungsleistungen erhilt die Studierende oder
der Studierende Einsicht in die Priifungsakte einschlieflich der
Beurteilung durch die Priferinnen und Priifer.
(2) Im gerichtlichen Verfahren tiber die Anfechtung der Priifung
werden alle Prifungsunterlagen der Studierenden oder des Studie-
renden dem Gericht vorgelegt.

Fiinfter Teil

Zulassung von Beamtinnen und Beamten des mittleren Dienstes
oder Tarifbeschiftigten zum Studium
§ 40
Zulassung von Beamtinnen und Beamten des mittleren Dienstes
zum Studium

Fir Beamtinnen und Beamte des mittleren Dienstes in der allge-
meinen Verwaltung, die von ihrer obersten Dienstbehorde oder der
von ihr bestimmten Stelle zur Ausbildung nach dieser Ausbildungs-
und Priifungsordnung zugelassen worden sind, gelten, sofern nichts
anderes bestimmt ist, § 5, § 6 sowie die §§ 8 bis 28 und die §§ 30
bis 39 entsprechend.

§ 41

Zulassung von Tarifbeschiftigten zum Studium
Zum Studium koénnen auch Tarifbeschéftigte zugelassen werden,
wenn sie die Fachhochschulreife oder eine andere zu einem Hoch-
schulstudium berechtigende Schulbildung oder einen hochschul-
rechtlich als gleichwertig anerkannten Bildungsstand nachweisen.
Die Verordnung tiber den Zugang beruflich Qualifizierter zu den
Hochschulen des Landes Hessen findet in der jeweils geltenden
Fassung entsprechende Anwendung.
Sechster Teil
Ubergangs- und Schlussbestimmungen
§42
Aufhebung bisherigen Rechts, Ubergangsvorschriften

(1) Die Ausbildungs- und Prifungsordnung fiir den gehobenen
Dienst in der allgemeinen Verwaltung fiir den Studiengang Bache-
lor of Arts- Allgemeine Verwaltung (APOgD AV) vom 25. August
2014 (StAnz. S. 790) wird aufgehoben.
(2) Fur Studierende, die ihr Studium vor dem 1. September 2016
aufgenommen haben, gilt die im Absatz 1 genannte Ausbildungs-
und Priifungsordnung weiter.

§ 43

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. September 2016 in Kraft.
Wiesbaden, den 28. Juni 2016

Der Hessische Minister
des Innern und fiir Sport
gez. Beuth
— Gult.-Verz. 322 —
StAnz. 30/2016 S. 758
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ZEUGNIS liber die BACHELORPRUFUNG

(Anrede) (Vorname) (Name)

geboren am (Geburtsdatum) in (Geburtsort)
hat die Bachelorprifung im Studiengang

Bachelor of Arts (Public Administration)

an der Hessischen Hochschule fir Polizei und Verwaltung

mit der Abschlussnote ,,.......... “(..,.. Punkte) bestanden.

Die Abschlussnote entspricht der ECTS-Note ....

Pflichtmodule Note Punkte ECTS-Credits
Verwaltungshandeln (4 Module) L (--s--) 33
Okonomisches Handeln (4 Module) (....) 22
Methoden (2 Module) (--s-2) 13,5
Rahmenbedingungen der éffentlichen Verwaltung (2 Module) —................... (--s-2) 12,5
Wahlpflichtmodul 1: Recht und Soziale Sicherung ... (--s-2) 3
Wahlpflichtmodul 2: Soziales, Okonomie, Politik und ~ ................... () 6
Verwaltungsinformatik
Abschlussnote Gewichtung Note Punkte ECTS-Credits
Fachtheoretische Modulpriifungen 70% e (--s-2) 90
Bachelorthesis 15% e (..r.:) 12
Kolloquium 5% i (..r.:)
Fachpraktische Studienleistungen 10% oo, (--s-2) 78

Studiendauer: .. Semester, Umfang der Pflichtleistungen: 180 ECTS-Credits.

Thema der Bachelorthesis

Das Gewicht der rechtswissenschaftlichen Priifungsanteile an der Abschlussnote betragt mehr als
50 %.

Mit dem erfolgreichen Abschluss der Bachelor-Prifung wurde nach der Ausbildungs- und Prifungs-
ordnung flr den gehobenen Dienst in der allgemeinen Verwaltung fir den Studiengang Bachelor of
Arts — Public Administration — (APOgD PA) vom <Datum> (<StAnz.>) zugleich die
Laufbahnbefahigung fir den gehobenen Dienst in der allgemeinen Verwaltung erworben.

Wiesbaden, (Datum) , (Datum)
Siegel

Vorsitzende(r) des Prifungsausschusses Leiter(in) der Abteilung
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Bachelor Certificate

(Suffix) (First Name) (Last Name)

born on (Date of birth) in (Place of birth)

Anlage 1
zur APOgD PA

has successfully completed all the courses required of the course of studies

Bachelor of Arts (Public Administration)

at Hessische Hochschule fur Polizei und Verwaltung

with the final grade ,,.......... “(..,

.. Points).

The final grade corresponds with ECTS-grade ....

Pflichtmodule Note Punkte ECTS-Credits
Verwaltungshandeln (4 Module) L (.-s--) 33
Okonomisches Handeln (4 Module) .. (....) 22
Methoden (2 Module) (-r-) 13,5
Rahmenbedingungen der éffentlichen Verwaltung (2 Module) —................... (.-s--) 12,5
Wahlpflichtmodul 1: Recht und Soziale Sicherung ... (.-s--) 3
Wahlpflichtmodul 2: Soziales, Okonomie, Politik und ~ ................... (-r-) 6
Verwaltungsinformatik
Abschlussnote Gewichtung Note Punkte ECTS-Credits
Fachtheoretische Modulpriifungen 70% e (.-s--) 90
Bachelorthesis 15% oo (..r..) 12
Kolloquium 5% i (..r..)
Fachpraktische Studienleistungen 10% oo, (.-s--) 78

Subject of Bachelorthesis

Examination of jurisprudential topics for the final grade amounts to more than 50 %.

In accordance with the Ausbildungs- und Prifungsordnung, (APOgD PA) of <Datum> (<StAnz.>)
(<StAnz.>), with this title she/he has acquired the career qualification to higher intermediate civil
service positions.

Wiesbaden, (Datum)
Siegel

Board of Examiners, Chairman

Director of Division
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Anlage 2
zur APOgD PA

BACHELORURKUNDE

Die Hessische Hochschule fur Polizei und Verwaltung verleiht
mit dieser Urkunde

(Anrede)
(VORNAME) (NACHNAME)

geboren am (Geburtsdatum) in (Geburtsort)

den akademischen Grad
BACHELOR OF ARTS (B.A.)
nachdem sie/er die Bachelorprifung im Studiengang

Public Administration

am (Datum) in der Abteilung (Abteilung) erfolgreich abgeschlossen hat.

Damit hat sie/er nach der Ausbildungs- und Prifungsordnung fir den gehobenen Dienst in
der allgemeinen Verwaltung fir den Studiengang Bachelor of Arts — Public Administration —
(APOgD PA) vom <Datum> (<StAnz.>) zugleich die Laufbahnbefahigung fiir den gehobenen
Dienst in der allgemeinen Verwaltung erworben.

Wiesbaden, den (Datum)

(Siegel)

Rektor(in) Leiter(in) des Fachbereichs Verwaltung
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Diploma

The Hessische Hochschule fiir Polizei und Verwaltung (University for Applied Sciences)
hereby confers upon

(Mrs./Mr.)
(first name) (last name)

Born on (date of birth) in (place of birth)
the academic titel of
Bachelor of Arts (B.A.)
after she/he has successfully passed the exam in the course of studies
Public Administration

on <Datum> in <Abteilung>

In accordance with the Ausbildungs- und Prifungsordnung, (APOgD PA) of <Datum>
(<StAnz.>), with this title she/he has acquired the career qualification to higher
intermediate civil service positions.

Wiesbaden, (Datum)

(Siegel)

Headmaster Director of Division
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Anlage 3
zur APOgD PA
Hessische Hochschule fiir Polizei und Verwaltung
Diploma Supplement

Diese Diploma Supplement-Vorlage wurde von der Europaischen
Kommission, dem Europarat und UNESCO/CEPES entwickelt. Das
Diploma Supplement soll hinreichende Daten zur Verfiigung stel-
len, die die internationale Transparenz und angemessene akademi-
sche und berufliche Anerkennung von Qualifikationen (Urkunden,
Zeugnisse, Abschliisse, Zertifikate, etc.) verbessern. Das Diploma
Supplement beschreibt Eigenschaften, Stufe, Zusammenhang, In-
halte sowie Art des Abschlusses des Studiums, das von der in der
Originalurkunde bezeichneten Person erfolgreich abgeschlossen
wurde. Die Originalurkunde muss diesem Diploma Supplement
beigefiigt werden. Das Diploma Supplement sollte frei sein von
jeglichen Werturteilen, Aquivalenzaussagen oder Empfehlungen
zur Anerkennung. Es sollte Angaben in allen acht Abschnitten
enthalten. Wenn keine Angaben gemacht werden, sollte dies durch
eine Begriindung erlautert werden.

1. ANGABEN ZUM INHABER/ZUR INHABERIN DER QUALI-
FIKATION

1.1 Familienname/1.2 Vorname

1.3 Geburtsdatum, Geburtsort, Geburtsland

1.4 Matrikelnummer oder Code des/der Studierenden
2. ANGABEN ZUR QUALIFIKATION

2.1 Bezeichnung der Qualifikation (ausgeschrieben, abgekiirzt)
Bachelor of Arts (B.A.)

2.2 Hauptstudienfach oder -ficher fiir die Qualifikation
Public Administration

2.3 Name der Einrichtung, die die Qualifikation verliehen hat

Hessische Hochschule fiir Polizei und Verwaltung, University of
Applied Sciences, Schonbergstrafle 100, D 65199 Wiesbaden

Fachhochschule, Staatliche Institution

2.4 Name der Einrichtung, die den Studiengang durchgefiihrt hat

Hessische Hochschule fiir Polizei und Verwaltung, University of
Applied Sciences, Schonbergstrafie 100, D 65199 Wiesbaden

2.5 Im Unterricht/in der Priifung verwendete Sprache(n)
Deutsch

3. ANGABEN ZUR EBENE DER QUALIFIKATION

3.1 Ebene der Qualifikation

Erster akademischer Abschluss (dreijahrige Studienzeit) mit Ba-
chelorthesis

3.2 Dauer des Studiums (Regelstudienzeit)
Drei Jahre (6 Semester)
180 ECTS-Credits

3.3 Zugangsvoraussetzung(en)

Allgemeine oder Fachgebundene Hochschulreife, Fachhochschul-
reife oder als gleichwertig anerkannter Bildungsabschluss. Fir
weitere Informationen siehe Abschnitt 8.7.

4. ANGABEN ZUM INHALT UND ZU DEN ERZIELTEN ERGEB-
NISSEN

4.1 Studienform
Vollzeit

4.2 Anforderungen des Studiengangs/Qualifikationsprofil des Ab-
solventen/der Absolventin

Das Ziel des Studiengangs Public Administration, der zum akade-
mischen Grad eines Bachelor of Arts fiihrt, ist es, die Studierenden
fur verantwortungsvolle und anspruchsvolle Aufgaben in staatli-
chen oder kommunalen Kérperschaften sowie Organisationen ohne
Gewinnerzielungsabsicht zu qualifizieren. Der erfolgreiche Studi-
enabschluss qualifiziert fiir eine Vielzahl von Fach- und Fiithrungs-
aufgaben im oOffentlichen Sektor, bei denen verwaltungswissen-
schaftliches (incl. rechtlichem, 6konomischem und sozialem) Wis-
sen notwendig ist. Studierende erwerben die notwendigen Kompe-
tenzen, mittels derer sie sich umgehend, effizient und effektiv mit
juristischen, betriebswirtschaftlichen und sozialen Zusammenhan-
gen vertraut machen kénnen, und gewissenhaft Entscheidungen
herbeifiihren kénnen. Dariiber hinaus sind Absolventinnen und
Absolventen darin getibt, betriebliche Vorginge und Prozesse zu
unterstiitzen. Nach einschlagiger Erfahrung kénnen sie Fiithrungs-
aufgaben tibernehmen.

Entsprechend den Anforderungen an das Handeln in der ¢ffentli-
chen Verwaltung ist der Studiengang interdisziplinar ausgerichtet.

Neben rechts-, wirtschafts- und sozial-wissenschaftlichen Kennt-
nissen werden methodische und tiberfachliche Schliisselkompeten-
zen erworben.

Folgende Inhalte sind verpflichtend
o Offentliches Recht
e Privatrecht
e Sozialrecht
e Betriebswirtschaftslehre
o Offentliche Verwaltung und Management
e Sozialwissenschaften
e Volkswirtschaftslehre
e Methoden und Informationstechnik
Zwei der folgenden Wahlpflichtmodule miissen gewahlt werden:
e Recht und Soziale Sicherung
e Soziales, Okonomie, Politik und Verwaltungsinformatik
4.3 Einzelheiten zum Studiengang
Siehe , Transcript of Records“ und Priifungszeugnis
4.4 Notensystem und Hinweise zur Vergabe von Noten
Notensystem/Leistungsbewertung:
14 und 15 Punkte = sehr gut (1)
11 bis 13 Punkte gut (2)
8 bis 10 Punkte befriedigend (3)
5 bis 7 Punkte ausreichend (4)
0 bis 4 Punkte nicht ausreichend (5)

Bei der Bildung der Note fiir die Modulpriifungen werden nur die
ersten beiden Dezimalstellen hinter dem Komma berticksichtigt;
alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen

4.5 Gesamtnote
Abschlussnote
ECTS-Grad

5. ANGABEN ZUM STATUS DER QUALIFIKATION

5.1 Zugang zu weiterfithrenden Studien

Der Bachelor of Arts (B.A.) in Public Administration berechtigt
seine Inhaberin bzw. seinen Inhaber zum Studium in postgradualen
Studiengéngen.

5.2 Beruflicher Status

Der Bachelor of Arts (B.A.) in Public Administration befahigt seine
Inhaberin bzw. seinen Inhaber in dem Bereich professionell zu ar-
beiten, fiir den er verliehen wurde, z. B. Offentliche Verwaltung von
Bund, Landern und Gemeinden, halbstaatliche Einrichtungen und
Organisationen ohne Gewinnerzielungsabsicht.

Mit dem Abschluss ,,Bachelor of Arts (B.A) in Public Administra-
tion“ wird zugleich die Laufbahnbefdhigung fiir den gehobenen
Dienst in der allgemeinen Verwaltung erworben.

6. WEITERE ANGABEN
6.1 Weitere Angaben

6.2 Informationsquellen fiir erginzende Angaben
Siehe www.hfpv.hessen.de

Allgemeine Informationen: siehe Abschnitt 8.8

7. ZERTIFIZIERUNG

Dieses Diploma Supplement nimmt Bezug auf folgende Original-
Dokumente:

Urkunde tiber die Verleihung des Grades vom [Datum]
Prufungszeugnis vom [Datum]

Transkript vom [Datum]

Datum der Zertifizierung:

Vorsitzender des Priifungsausschusses

Offizieller Stempel/Siegel

8. ANGABEN ZUM NATIONALEN HOCHSCHULSYSTEM

Die Informationen iiber das nationale Hochschulsystem auf den
folgenden Seiten geben Auskunft iiber den Grad der Qualifikation
und den Typ der Institution, die sie vergeben hat.

8. INFORMATIONEN ZUMHOCHSCHULSYSTEMIN DEUTSCH-
LAND!

8.1 Die unterschiedlichen Hochschulen und ihr institutioneller Sta-
tus
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Die Hochschulausbildung wird in Deutschland von drei Arten von
Hochschulen angeboten.?

— Universitaten, einschlieflich verschiedener spezialisierter Insti-
tutionen, bieten das gesamte Spektrum akademischer Disziplinen
an. Traditionell liegt der Schwerpunkt an deutschen Universita-
ten besonders auf der Grundlagenforschung, so dass das fortge-
schrittene Studium vor allem theoretisch ausgerichtet und for-
schungsorientiert ist.

— Fachhochschulen konzentrieren ihre Studienangebote auf inge-
nieur-wissenschaftliche technische Facher und wirtschaftswis-
senschaftliche Facher, Sozialarbeit und Design. Der Auftrag von
angewandter Forschung und Entwicklung impliziert einen pra-
xisorientierten Ansatz und eine ebensolche Ausrichtung des Stu-
diums, was haufig integrierte und begleitete Praktika in Industrie,
Unternehmen oder anderen einschlégigen Einrichtungen ein-
schlieft.

— Kunst- und Musikhochschulen bieten Studiengénge fiir kiinstle-
rische Tatigkeiten an, in Bildender Kunst, Schauspiel und Musik,
in den Bereichen Regie, Produktion und Drehbuch fiir Theater,
Film und andere Medien sowie in den Bereichen Design, Archi-
tektur, Medien und Kommunikation.

Hochschulen sind entweder staatliche oder staatlich anerkannte
Institutionen. Sowohl in ihrem Handeln einschlieBlich der Planung

Tab. 1: Institutionen, Studienginge und Abschliisse im Deutschen

von Studiengéngen als auch in der Festsetzung und Zuerkennung
von Studienabschliissen unterliegen sie der Hochschulgesetzge-
bung.

8.2 Studiengiinge und -abschliisse

In allen drei Hochschultypen wurden die Studienginge traditionell
als integrierte ,lange“ (einstufige) Studienginge angeboten, die
entweder zum Diplom oder zum Magister Artium fiihrten oder mit
einer Staatspriifung abschlossen.

Im Rahmen des Bologna-Prozesses wird das einstufige Studiensys-
tem sukzessive durch ein zweistufiges ersetzt. Seit 1998 wurden in
fast allen Studiengangen gestufte Abschliisse (Bachelor und Master)
eingefiihrt. Dies soll den Studierenden mehr Wahlmdoglichkeiten
und Flexibilitdt beim Planen und Verfolgen ihrer Lernziele bieten
sowie Studienginge international kompatibler machen.

Die Abschliisse des deutschen Hochschulsystems einschlieBlich
ihrer Zuordnung zu den Qualifikationsstufen sowie die damit ein-
hergehenden Qualifikationsziele und Kompetenzen der Absolven-
ten sind im Qualifikationsrahmen fiir deutsche Hochschulab-
schliisse®, im Deutschen Qualifikationsrahmen fiir lebenslanges
Lernen (DQR)* sowie im Européischen Qualifikationsrahmen fiir
lebenslanges Lernen (EQR)® beschrieben.

Einzelheiten s. Abschnitte 8.4.1, 8.4.2 bzw. 8.4.3. Tab. 1 gibt eine
zusammenfassende Ubersicht.

Hochschulsystem

Besondere
Zulassungsregelungen

-

UNIVERSITATEN
und diesen

Bachelor (B.A./B.Sc./B.Eng./LL.B./B.Ed.)

| | [1-2 Jahre]

gleichgestellte
SPEZIALISIERTE

[3-4 Jahre]

rMaster (M.A./M.Sc./M.Eng./LL.M./M.Ed.)

Promotion

INSTITUTIONEN

(or)

(Theologische und
Padagogische

| Diplom & Magister Artium (M.A.) Grad [4-5 Jahre]

N

Hochschulen)

(Dissertation /
evtl.

[Promotion] | Staatspriifung [3-6,5 Jahre]

einschlieRlich
strukturiertes

—»

FACHHOCHSCHULEN
(FH)

KUNST- UND MUSIK-

HOCHSCHULEN

Promotions-
/ studium)
P Besondere
Zulassungsregelungen /
Bachelor (B.A./B.Sc./B.Eng./LL.B) | [1-2 Jahre]
[3-4 Jahre] Master (M.A./M.Sc./M.Eng./LL.M)
Diplom (FH) Grad [4 Jahre] » Besondere
Zulassungsregelungen
n| Besondere
P Zulassungsregelungen
Bachelor (B.A./B.F.A./B.Mus./B.Ed.) | | [1-2 Jahre]
Promotion
[3-4 Jahre] | Master (M.A./M.F.A./M.Mus./M.Ed.) (Dr.)

[Promotion teilweise

moglich]
[4,5 Jahre]

Diplom & M.A. Grad, Zertifikate, zertifizierte Priifungen

Integrierte/lange (einstufige) Studiengénge

Studiengénge und

| Promotion

Abschlisse

Besondere
Zulassungsregelungen

| Erster Abschluss

l Zweiter Abschluss

8.3 Anerkennung/Akkreditierung von Studiengingen und Ab-
schliissen

Um die Qualitdt und die Vergleichbarkeit von Qualifikationen si-
cherzustellen, miissen sich sowohl die Organisation und Struktur
von Studiengéngen als auch die grundsé&tzlichen Anforderungen an
Studienabschliisse an den Prinzipien und Regelungen der Standi-

gen Konferenz der Kultusminister der Linder (KMK) orientieren.®
Seit 1999 existiert ein bundesweites Akkreditierungssystem fiir
Studiengénge unter der Aufsicht des Akkreditierungsrates, nach
dem alle neu eingefiihrten Studienginge akkreditiert werden. Ak-
kreditierte Studienginge sind berechtigt, das Qualitatssiegel des
Akkreditierungsrates zu fithren.”
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8.4 Organisation und Struktur der Studiengiinge

Die folgenden Studiengénge kénnen von allen drei Hochschultypen
angeboten werden. Bachelor- und Masterstudiengange konnen
nacheinander, an unterschiedlichen Hochschulen, an unterschied-
lichen Hochschultypen und mit Phasen der Erwerbstatigkeit
zwischen der ersten und der zweiten Qualifikationsstufe studiert
werden. Bei der Planung werden Module und das Européische Sys-
tem zur Ubertragung und Akkumulierung von Studienleistungen
(ECTS) verwendet, wobei einem Semester 30 Kreditpunkte entspre-
chen.

8.4.1 Bachelor

In Bachelorstudiengéingen werden wissenschaftliche Grundlagen,
Methodenkompetenz und berufsfeldbezogene Qualifikationen ver-
mittelt. Der Bachelorabschluss wird nach 3 bis 4 Jahren vergeben.

Zum Bachelorstudiengang gehort eine schriftliche Abschlussarbeit.
Studienginge, die mit dem Bachelor abgeschlossen werden, miissen
gemil dem Gesetz zur Errichtung einer Stiftung zur Akkreditie-
rung von Studiengéingen in Deutschland akkreditiert werden.®

Studiengénge der ersten Qualifikationsstufe (Bachelor) schlieBen
mit den Graden Bachelor of Arts (B.A.), Bachelor of Science (B.Sc.),
Bachelor of Engineering (B.Eng.), Bachelor of Laws (LL.B.), Ba-
chelor of Fine Arts (B.F.A.), Bachelor of Music (B.Mus.) oder Ba-
chelor of Education (B.Ed.) ab.

Der Bachelorgrad entspricht der Qualifikationsstufe 6 des DQR/
EQR.

8.4.2 Master

Der Master ist der zweite Studienabschluss nach weiteren 1 bis 2
Jahren. Masterstudiengidnge kénnen nach den Profiltypen ,,anwen-
dungsorientiert” und , forschungsorientiert” differenziert werden.
Die Hochschulen legen das Profil fest.

Zum Masterstudiengang gehort eine schriftliche Abschlussarbeit.
Studiengénge, die mit dem Master abgeschlossen werden, miissen
gemil dem Gesetz zur Errichtung einer Stiftung zur Akkreditie-
rung von Studiengéingen in Deutschland akkreditiert werden.?

Studienginge der zweiten Qualifikationsstufe (Master) schlieBen
mit den Graden Master of Arts (M.A.), Master of Science (M.Sc.),
Master of Engineering (M.Eng.), Master of Laws (LL.M.), Master
of Fine Arts (M.F.A.), Master of Music (M.Mus.) oder Master of
Education (M.Ed.) ab.

Weiterbildende Masterstudiengénge konnen andere Bezeichnungen
erhalten (z.B. MBA).

Der Mastergrad entspricht der Qualifikationsstufe 7 des DQR/EQR.

8.4.3 Integrierte ,,Jange* einstufige Studiengiinge: Diplom, Magister
Artium, Staatspriifung

Ein integrierter Studiengang ist entweder mono-disziplinédr (Di-
plomabschliisse und die meisten Staatspriifungen) oder besteht aus
einer Kombination von entweder zwei Hauptfidchern oder einem
Haupt- und zwei Nebenfdchern (Magister Artium). Das Vorstudium
(1,5 bis 2 Jahre) dient der breiten Orientierung und dem Grundla-
generwerb im jeweiligen Fach. Eine Zwischenpriifung (bzw. Vor-
diplom) ist Voraussetzung fiir die Zulassung zum Hauptstudium,
d.h. zum fortgeschrittenen Studium und der Spezialisierung. Vor-
aussetzung fiir den Abschluss sind die Vorlage einer schriftlichen
Abschlussarbeit (Dauer bis zu 6 Monaten) und umfangreiche
schriftliche und mindliche Abschlussprifungen. Ahnliche Rege-
lungen gelten fiir die Staatspriifung. Die erworbene Qualifikation
entspricht dem Master.

— Die Regelstudienzeit an Universitdten betrégt bei integrierten
Studiengéngen 4 bis 5 Jahre (Diplom, Magister Artium) oder 3 bis
6,5 Jahre (Staatspriifung). Mit dem Diplom werden ingenieur-, na-
tur- und wirtschaftswissenschaftliche Studiengénge abgeschlos-
sen. In den Geisteswissenschaften ist der entsprechende Abschluss
in der Regel der Magister Artium (M.A.). In den Sozialwissenschaf-
ten variiert die Praxis je nach Tradition der jeweiligen Hochschule.
Juristische, medizinische und pharmazeutische Studiengénge
schlieBen mit der Staatsprifung ab. Dies gilt in einigen Landern
auch fur Lehramtsstudiengénge.

Die drei Qualifikationen (Diplom, Magister Artium und Staatsprii-
fung) sind akademisch gleichwertig und auf der Qualifikationsstufe
7 des DQR/EQR angesiedelt. Sie bilden die formale Voraussetzung
zur Promotion. Weitere Zulassungsvoraussetzungen kénnen von
der Hochschule festgelegt werden, s. Abschnitt 8.5.

— Die Regelstudienzeit an Fachhochschulen (FH) betragt bei inte-
grierten Studiengéngen 4 Jahre und schlie3t mit dem Diplom (FH)
ab. Dieses ist auf der Qualifikationsstufe 6 des DQR/EQR angesie-
delt. Fachhochschulen haben kein Promotionsrecht; qualifizierte
Absolventen kénnen sich fir die Zulassung zur Promotion an pro-
motionsberechtigten Hochschulen bewerben, s. Abschnitt 8.5.

—Das Studium an Kunst- und Musikhochschulen ist in seiner
Organisation und Struktur abhéngig vom jeweiligen Fachgebiet

und der individuellen Zielsetzung. Neben dem Diplom- bzw. Ma-
gisterabschluss gibt es bei integrierten Studiengingen Zertifikate
und zertifizierte Abschlussprifungen fir spezielle Bereiche und
berufliche Zwecke.

8.5 Promotion

Universitaten sowie gleichgestellte Hochschulen und einige Kunst-
und Musikhochschulen sind promotionsberechtigt. Formale Vor-
aussetzung fir die Zulassung zur Promotion ist ein qualifizierter
Masterabschluss (Fachhochschulen und Universitidten), ein Ma-
gisterabschluss, ein Diplom, eine Staatspriifung oder ein dquiva-
lenter ausléndischer Abschluss. Entsprechende Abschliisse von
Kunst- und Musikhoch- schulen kénnen in Ausnahmeféllen (wis-
senschaftliche Studienginge, z.B. Musiktheorie, Musikwissen-
schaften, Kunst- und Musikpddagogik, Medienwissenschaften)
formal den Zugang zur Promotion er6ffnen. Besonders qualifizierte
Inhaber eines Bachelorgrades oder eines Diploms (FH) kénnen
ohne einen weiteren Studienabschluss im Wege eines Eignungsfest-
stellungsverfahrens zur Promotion zugelassen werden. Die Univer-
sitdten bzw. promotionsberechtigten Hochschulen regeln sowohl
die Zulassung zur Promotion als auch die Art der Eignungspriifung.
Voraussetzung fiir die Zulassung ist auBerdem, dass das Promoti-
onsprojekt von einem Hochschullehrer als Betreuer angenommen
wird.

Die Promotion entspricht der Qualifikationsstufe 8 des DQR/EQR.

8.6 Benotungsskala

Die deutsche Benotungsskala umfasst tiblicherweise 5 Grade (mit
zahlenmaBigen Entsprechungen; es konnen auch Zwischennoten
vergeben werden): ,,Sehr gut“ (1), ,,Gut” (2), ,Befriedigend“ (3),
»Ausreichend“ (4), ,,Nicht ausreichend“ (5). Zum Bestehen ist min-
destens die Note ,, Ausreichend“ (4) notwendig. Die Bezeichnung
fiir die Noten kann in Einzelféllen und fiir den Doktorgrad abwei-
chen.

AuBerdem findet eine Einstufungstabelle nach dem Modell des
ECTS-Leitfadens Verwendung, aus der die relative Verteilung der
Noten in Bezug auf eine Referenzgruppe hervorgeht.

8.7 Hochschulzugang

Die Allgemeine Hochschulreife (Abitur) nach 12 bis 13 Schuljahren
ermoglicht den Zugang zu allen Studiengéngen. Die Fachgebun-
dene Hochschulreife ermoglicht den Zugang zu allen Studiengén-
gen an Fachhochschulen, an Universitaten und gleichgestellten
Hochschulen, aber nur zu bestimmten Fachern. Das Studium an
Fachhochschulen ist auch mit der Fachhochschulreife méglich,
die in der Regel nach 12 Schuljahren erworben wird. Der Zugang
zu Studiengédngen an Kunst- und Musikhochschulen und entspre-
chenden Studiengéngen an anderen Hochschulen sowie der Zugang
zu einem Sportstudiengang kann auf der Grundlage von anderen
bzw. zusatzlichen Voraussetzungen zum Nachweis einer besonderen
Eignung erfolgen.

Beruflich qualifizierte Bewerber ohne schulische Hochschulzu-
gangsberechtigung erhalten eine allgemeine Hochschulzugangsbe-
rechtigung und damit Zugang zu allen Studiengingen, wenn sie
Inhaber von Abschliissen bestimmter, staatlich geregelter berufli-
cher Aufstiegsfortbildungen sind (zum Beispiel Meister/in im
Handwerk, Industriemeister/in, Fachwirt/in (IHK), Betriebswirt/
in (IHK) und (HWK), staatliche gepriifte/r Techniker/in, staatliche
gepriifte/r Betriebswirt/in, staatlich geprifte/r Gestalter/in, staat-
lich gepriifte/r Erzieher/in. Eine fachgebundene Hochschulzu-
gangsberechtigung erhalten beruflich qualifizierte Bewerber mit
einem Abschluss einer staatlich geregelten, mindestens zweijahri-
gen Berufsausbildung und i.d.R. mindestens dreijdhriger Berufs-
praxis, die ein Eignungsfeststellungsverfahren an einer Hoch-
schule oder staatlichen Stelle erfolgreich durchlaufen haben; das
Eignungsfeststellungsverfahren kann durch ein nachweislich er-
folgreich absolviertes Probestudium von mindestens einem Jahr
ersetzt werden.!?

Die Hochschulen kénnen in bestimmten Fallen zuséatzliche spezi-
fische Zulassungsverfahren durchfiihren.

8.8 Informationsquellen in der Bundesrepublik

— Kultusministerkonferenz (KMK) (Standige Konferenz der Kul-
tusminister der Lénder in der Bundesrepublik Deutschland);
Graurheindorfer Str. 157, D-53117 Bonn; Tel.: +49(0)228/501-0;
Fax: +49(0)228/501-777

— Zentralstelle fiir auslandisches Bildungswesen (ZaB) als deut-
sche NARIC; www.kmk.org; E-Mail: zab@kmk.org

- ,Dokumentations- und Bildungsinformationsdienst” als deut-
scher Partner im EURYDICE-Netz, fiir Informationen zum Bil-
dungswesen in Deutschland (http://www.kmk.org/dokumenta-
tion/deutsche-eurydice- stelle-der-laender.html)

— Hochschulrektorenkonferenz (HRK); Ahrstr. 39, D-53175 Bonn;

Fax: +49(0)228/887-110; Tel.: +49(0)228/887-0; www.hrk.de;
E-Mail: post@hrk.de
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- ,Hochschulkompass“ der Hochschulrektorenkonferenz, ent-
hilt umfassende Informationen zu Hochschulen, Studiengéngen
ete. (www.hochschulkompass.de)

! Die Information beriicksichtigt nur die Aspekte, die direkt das Di-
ploma Supplement betreffen. Informationsstand Januar 2015.
Berufsakademien sind keine Hochschulen, es gibt sie nur in einigen
Bundeslidndern. Sie bieten Studiengénge in enger Zusammenarbeit
mit privaten Unternehmen an. Studierende erhalten einen offiziellen
Abschluss und machen eine Ausbildung im Betrieb. Manche Berufs-
akademien bieten Bachelorstudienginge an, deren Abschliisse einem
Bachelorgrad einer Hochschule gleichgestellt werden kénnen, wenn
sie von einer deutschen Akkreditierungsagentur akkreditiert sind.

3 Qualifikationsrahmen fiir deutsche Hochschulabschliisse (Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom 21.04.2005).

4 Deutscher Qualifikationsrahmen fiir lebenslanges Lernen (DQR),
Gemeinsamer Beschluss der Standigen Konferenz der Kultusminister
der Lander in der Bundesrepublik Deutschland, des Bundesministe-
riums fiir Bildung und Forschung, der Wirtschaftsministerkonferenz
und des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Technologie (Be-
schluss der Kultusministerkonferenz vom 15.11.2012). Ausfiihrliche
Informationen unter www.dqr.de.

> Empfehlung des Europiischen Parlaments und des Europiischen
Rates zur Einrichtung des Europiischen Qualifikationsrahmens fir
lebenslanges Lernen vom 23.04.2008 (2008/C 111/01 — Europaischer
Qualifikationsrahmen fiir lebenslanges Lernen — EQR).

6 Lindergemeinsame Strukturvorgaben fiir die Akkreditierung von
Bachelor- und Masterstudiengéngen (Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 10.10.2003 i.d.F. vom 04.02.2010).

" ,Gesetz zur Errichtung einer Stiftung ,Stiftung zur Akkreditierung
von Studiengéngen in Deutschland’“, in Kraft getreten am 26.02.05,
GV. NRW. 2005, Nr. 5, S. 45, in Verbindung mit der Vereinbarung der
Lénder zur Stiftung ,Stiftung: Akkreditierung von Studiengdngen
in Deutschland“ (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
16.12.2004).

8 Siehe FuBbnote Nr. 7.

9 Siehe Fufinote Nr. 7.

10 Hochschulzugang fiir beruflich qualifizierte Bewerber ohne schuli-
sche Hochschulzugangsberechtigung (Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 06.03.2009

Hessische Hochschule fiir Polizei und Verwaltung
Diploma Supplement

This Diploma Supplement model was developed by the European
Commission, Council of Europe and UNESCO/CEPES. The purpose
of the supplement is to provide sufficient independent data to im-
prove the international ‘transparency’ and fair academic and pro-
fessional recognition of qualifications (diplomas, degrees, certifica-
tes etc.). It is designed to provide a description of the nature, level,
context, content and status of the studies that were pursued and
successfully completed by the individual named on the original
qualification to which this supplement is appended. It should be
free from any value judgements, equivalence statements or sugge-
stions about recognition. Information in all eight sections should
be provided. Where information is not provided, an explanation
should give the reason why.

1. HOLDER OF THE QUALIFICATION
1.1 Family Name / 1.2 First Name

1.3 Date, Place, Country of Birth

1.4 Student ID Number or Code

2. QUALIFICATION

2.1 Name of Qualification (full, abbreviated; in original language)
Bachelor of Arts (B.A.)

Title Conferred (full, abbreviated; in original language)

2.2 Main Field(s) of Study

Public Administration

2.3 Institution Awarding the Qualification (in original language)
Hessische Hochschule fiir Polizei und Verwaltung, University of
Applied Sciences, Schonbergstrafle 100, D 65199 Wiesbaden
Status (Type / Control)

University of Applied Sciences, State Institution

2.4 Institution Administering Studies (in original language)
Hessische Hochschule fiir Polizei und Verwaltung, University of
Applied Sciences, Schonbergstrafle 100, D 65199 Wiesbaden

2.5 Language(s) of Instruction/Examination

German

3. LEVEL OF THE QUALIFICATION

3.1 Level

First academic degree (three-year study period) with bachelor the-
sis

3.2 Official Length of Programme

Three years (6 semesters)

180 ECTS credits

3.3 Access Requirements

General Higher Education Entrance Qualification (Allgemeine
Hochschulreife) or Fachgebundende Hochschulreife, Fachhoch-
schulreife or a level of education recognised as an equivalent. For
more information see section 8.7.

4. CONTENTS AND RESULTS GAINED

4.1 Mode of Study

Full time

4.2 Programme Requirements/Qualification Profile of the Gradu-
ate

The aim of the study programme Public Administration, which
leads to the Bachelor of Arts degree, is to qualify students for re-
sponsible and demanding tasks in state or municipal bodies and
organisations in the non-profit sector. The successful graduation
qualifies for a variety of specialist and managerial tasks in the
public sector, which require knowledge in administrative sciences
(including legal, economic and social knowledge). Students acquire
the necessary competencies, by means of which they can promptly,
efficiently and effectively make themselves familiar with legal,
economic and social contexts and can conscientiously bring about
decisions. In addition, graduates are trained to support operational
procedures and processes. After relevant experience they can take
on managerial tasks.

In accordance with the requirements for action in public admini-
stration, the study programme takes an interdisciplinary approach.
In addition to legal, economic and socio-scientific knowledge, me-
thodical and interdisciplinary key competencies need to be ac-
quired.

The following contents are mandatory

e Public Law

e Private Law

e Social Law

¢ Business Administration

e Public Administration and Management

e Social Sciences

e Economics

e Methods and Information Technology

Two of the following elective modules must be chosen:

e Law and Social Security

e Social Affairs, Economics, Politics and Informatics in Public
Administration

4.3 Programme Details

See “Transcript of Records” and certificate

4.4 Grading Scheme

Grading scheme/performance evaluation:

14 and 15 scores = sehr gut (1)

11 to 13 scores = gut (2)

8 to 10 scores = befriedigend (3)

5 to 7 scores = ausreichend (4)

0 to 4 scores = nicht ausreichend (5)

For more information see section 8.6.

When calculating the grade for the module examinations, only the
first two decimal places after the decimal point are taken into ac-
count; all other decimal places are deleted without rounding

4.5 Overall Classification (in original language)

Final grade

ECTS grade

5. FUNCTION OF THE QUALIFICATION

5.1 Access to Further Study

The Bachelor of Arts (B.A.) in Public Administration entitles its
holder to postgraduate studies.

5.2 Professional Status

The Bachelor of Arts (B.A.) in Public Administration enables its
holder to work professionally in the area for which it was awarded,
e.g.in public administration of the federal government, the Lénder
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and municipalities, parastatal institutions and organisations in the
non-profit sector.

With the degree ,,Bachelor of Arts (B.A.) in Public Administration“
also the career qualification for the higher service in general admi-
nistration is acquired.

6. ADDITIONAL INFORMATION
6.1 Additional Information

6.2 Further Information Sources
See www.hfpv.hessen.de
General information: see section 8.8

7. CERTIFICATION

This Diploma Supplement refers to the following original docu-
ments: Urkunde tber die Verleihung des Grades vom [Date] Prii-
fungszeugnis vom [Date]

Transcript of Records vom [Date]
Certification Date:

Chairman Examination Committee

(Official Stamp/Seal)

8. NATIONAL HIGHER EDUCATION SYSTEM

The information on the national higher education system on the
following pages provides a context for the qualification and the
type of higher education that awarded it.

8. INFORMATION ON THE GERMAN HIGHER EDUCATION SY-
STEM!

8.1 Types of Institutions and Institutional Status

Higher education (HE) studies in Germany are offered at three
types of Higher Education Institutions (HEI).?

— Universitaten (Universities) including various specialized insti-
tutions, offer the whole range of academic disciplines. In the Ger-
man tradition, universities focus in particular on basic research
so that advanced stages of study have mainly theoretical orien-
tation and research-oriented components.

— Fachhochschulen (Universities of Applied Sciences) concentrate
their study programmes in engineering and other technical dis-
ciplines, business-related studies, social work, and design areas.
The common mission of applied research and development implies
an application-oriented focus of studies, which includes inte-

grated and supervised work assignments in industry, enterprises
or other relevant institutions.

— Kunst- und Musikhochschulen (Universities of Art/Music) offer
studies for artistic careers in fine arts, performing arts and music;
in such fields as directing, production, writing in theatre, film,
and other media; and in a variety of design areas, architecture,
media and communication.

Higher Education Institutions are either state or state-recognized
institutions. In their operations, including the organization of stu-
dies and the designation and award of degrees, they are both subject
to higher education legislation.

8.2 Types of Programmes and Degrees Awarded

Studies in all three types of institutions have traditionally been
offered in integrated “long” (one-tier) programmes leading to Di-
plom- or Magister Artium degrees or completed by a Staatspriifung
(State Examination).

Within the framework of the Bologna-Process one-tier study pro-
grammes are successively being replaced by a two-tier study system.
Since 1998, two-tier degrees (Bachelor and Master) have been in-
troduced in almost all study programmes. This change is designed
to provide enlarged variety and flexibility to students in planning
and pursuing educational objectives, they also enhance internatio-
nal compatibility of studies.

The German Qualifications Framework for Higher Education De-
grees®, the German Qualifications Framework for Lifelong Learning*
and the European Qualifications Framework for Lifelong Learning®
describe the degrees of the German Higher Education System. They
contain the classification of the qualification levels as well as the
resulting qualifications and competencies of the graduates.

For details cf. Sec. 8.4.1, 8.4.2, and 8.4.3 respectively. Table 1 pro-
vides a synoptic summary.

8.3 Approval/Accreditation of Programmes and Degrees

To ensure quality and comparability of qualifications, the organi-
zation of studies and general degree requirements have to conform
to principles and regulations established by the Standing Confe-
rence of the Ministers of Education and Cultural Affairs of the
Lénder in the Federal Republic of Germany (KMK).% In 1999, a
system of accreditation for programmes of study has become ope-
rational under the control of an Accreditation Council at national
level. All new programmes have to be accredited under this scheme;
after a successful accreditation they receive the quality-label of the
Accreditation Council.”

Table 1: Institutions, Programmes and Degrees in German Higher Education

| P Transfer P ¢

UNIVERSITIES \ Bachelor (B.A./B.Sc./B.Eng./LL.B./B.Ed.) [1-2 years]
(Universitaten) &

SPECIALISED [3-4 years] Master (M.A./M.Sc./M.Eng./LL.M./M.Ed.)
INSTITUTIONS

of university standing

Doctorate

(Theologische und Diplom & Magister Artium (M.A.) degree [4-5 years]
Padagogische

(Dr.)

Hochschulen)

(Thesis research;

[Doctorate] / | Staatspriifung (State Examination) [3-6.5 years]

may include
formal course
work)

I

Transfer Procedures

Bachelor (B.A./B.Sc./B.Eng./LL.B -
UNIVERSITIES OF achelor( o/BEng/LLB) [1-2 years)
APPLIED SCIENCES 34
(UAS) [3-4 years] Master (M.A./M.Sc./M.Eng./LL.M)

N

(Fachhochschulen)
(FH) | Diplom (FH) degree [4 Jyears]

Transfer Procedures

P Transfer Procedur

Bachelor (B.A./B.F.A./B.Mus./B.Ed.) [1-2 years]
UNIVERSITIES OF ' D
ART/MUSIC [3-4 years] Master (M.A./M.F.A./M.Mus./M.Ed.) (Or.)
(Kunst-/

Musikhochschulen)

[Some Doctorate] [4.5 years]

Diplom & M.A. degree, Certificates, certified examinations —_/_’

| g (One-Tier) P

Programmes/

Degrees

| First degree

Second degree

Transfer Procedures
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8.4 Organization and Structure of Studies

The following programmes apply to all three types of institutions.
Bachelor’s and Master’s study courses may be studied consecutively,
at various higher education institutions, at different types of higher
education institutions and with phases of professional work bet-
ween the first and the second qualification. The organization of the
study programmes makes use of modular components and of the
European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) with
30 credits corresponding to one semester.

8.4.1 Bachelor

Bachelor degree study programmes lay the academic foundations,
provide methodological skills and lead to qualifications related to
the professional field. The Bachelor degree is awarded after 3 to 4
years.

The Bachelor degree programme includes a thesis requirement.
Study courses leading to the Bachelor degree must be accredited
according to the Law establishing a Foundation for the Accredita-
tion of Study Programmes in Germany.®

First degree programmes (Bachelor) lead to Bachelor of Arts (B.A.),
Bachelor of Science (B.Sc.), Bachelor of Engineering (B.Eng.), Ba-
chelor of Laws (LL.B.), Bachelor of Fine Arts (B.F.A.), Bachelor of
Music (B.Mus.) or Bachelor of Education (B.Ed.).

The Bachelor degree corresponds to level 6 of the German Quali-
fications Framework/European Qualifications Framework.

8.4.2 Master

Master is the second degree after another 1 to 2 years. Master study
programmes may be differentiated by the profile types “practice-
oriented” and “research-oriented”. Higher Education Institutions
define the profile.

The Master degree study programme includes a thesis requirement.
Study programmes leading to the Master degree must be accredited
according to the Law establishing a Foundation for the Accredita-
tion of Study Programmes in Germany.’

Second degree programmes (Master) lead to Master of Arts (M.A.),
Master of Science (M.Sc.), Master of Engineering (M.Eng.), Master
of Laws (L.L.M.), Master of Fine Arts (M.F.A.), Master of Music
(M.Mus.) or Master of Education (M.Ed.). Master study programmes
which are designed for continuing education may carry other de-
signations (e.g. MBA).

The Master degree corresponds to level 7 of the German Qualifica-
tions Framework/European Qualifications Framework.

8.4.3 Integrated “Long” Programmes (One-Tier): Diplom degrees,
Magister Artium, Staatspriifung

An integrated study programme is either mono-disciplinary (Di-
plom degrees, most programmes completed by a Staatspriifung) or
comprises a combination of either two major or one major and two
minor fields (Magister Artium). The first stage (1.5 to 2 years) fo-
cuses on broad orientations and foundations of the field(s) of study.
An Intermediate Examination (Diplom-Vorpriifung for Diplom
degrees; Zwischenpriifung or credit requirements for the Magister
Artium) is prerequisite to enter the second stage of advanced studies
and specializations. Degree requirements include submission of a
thesis (up to 6 months duration) and comprehensive final written
and oral examinations. Similar regulations apply to studies leading
to a Staatspriifung. The level of qualification is equivalent to the
Master level.

— Integrated studies at Universitdten (U) last 4 to 5 years (Diplom
degree, Magister Artium) or 3 to 6.5 years (Staatspriifung). The
Diplom degree is awarded in engineering disciplines, the natural
sciences as well as economics and business. In the humanities, the
corresponding degree is usually the Magister Artium (M.A.). In the
social sciences, the practice varies as a matter of institutional tra-
ditions. Studies preparing for the legal, medical and pharmaceuti-
cal professions are completed by a Staatspriifung. This applies also
to studies preparing for teaching professions of some Lander.

The three qualifications (Diplom, Magister Artium and Staatsprii-
fung) are academically equivalent and correspond to level 7 of the
German Qualifications Framework/European Qualifications Fra-
mework.

— They qualify to apply for admission to doctoral studies. Further
prerequisites for admission may be defined by the Higher Education
Institution, cf. Sec. 8.5.

— Integrated studies at Fachhochschulen (FH)/Universities of Ap-
plied Sciences (UAS) last 4 years and lead to a Diplom (FH) degree
which corresponds to level 6 of the German Qualifications Frame-
work/ European Qualifications Framework.

— While the FH/UAS are non-doctorate granting institutions, qua-
lified graduates may apply for admission to doctoral studies at
doctorate-granting institutions, cf. Sec. 8.5.

— Studies at Kunst- and Musikhochschulen (Universities of Art/
Music etc.) are more diverse in their organization, depending on the
field and individual objectives. In addition to Diplom/Magister
degrees, the integrated study programme awards include Certifica-
tes and certified examinations for specialized areas and professio-
nal purposes.

8.5 Doctorate

Universities as well as specialized institutions of university standing
and some Universities of Art/Music are doctorate-granting institu-
tions. Formal prerequisite for admission to doctoral work is a qua-
lified Master (UAS and U), a Magister degree, a Diplom, a Staats-
prifung, or a foreign equivalent. Comparable degrees from univer-
sities of art and music can in exceptional cases (study programmes
such as music theory, musicology, pedagogy of arts and music, media
studies) also formally qualify for doctoral work. Particularly qua-
lified holders of a Bachelor or a Diplom (FH) degree may also be
admitted to doctoral studies without acquisition of a further degree
by means of a procedure to determine their aptitude. The universi-
ties respectively the doctorate-granting institutions regulate entry
to a doctorate as well as the structure of the procedure to determine
aptitude. Admission further requires the acceptance of the Disser-
tation research project by a professor as a supervisor.

The doctoral degree corresponds to level 8 of the German Quali-
fications Framework/ European Qualifications Framework.

8.6 Grading Scheme

The grading scheme in Germany usually comprises five levels (with
numerical equivalents; intermediate grades may be given): “Sehr
Gut” (1) = Very Good; “Gut” (2) = Good; “Befriedigend” (3) = Sa-
tisfactory; “Ausreichend” (4) = Sufficient; “Nicht ausreichend” (5)
= Non- Sufficient/Fail. The minimum passing grade is “Ausrei-
chend” (4). Verbal designations of grades may vary in some
cases and for doctoral degrees.

In addition, grade distribution tables as described in the ECTS
Users’ Guide are used to indicate the relative distribution of grades
within a reference group.

8.7 Access to Higher Education

The General Higher Education Entrance Qualification (Allgemeine
Hochschulreife, Abitur) after 12 to 13 years of schooling allows for
admission to all higher educational studies. Specialized variants
(Fachgebundende Hochschulreife) allow for admission at Fach-
hochschulen (UAS), universities and equivalent higher education
institutions, but only in particular disciplines. Access to study pro-
grammes at Fachhochschulen (UAS) is also possible with a Fach-
hochschulreife, which can usually be acquired after 12 years of
schooling. Admission to study programmes at Universities of Art/
Music and comparable study programmes at other higher education
institutions as well as admission to a study programme in sports
may be based on other or additional evidence demonstrating indi-
vidual aptitude.

Applicants with a vocational qualification but without a school-
based higher education entrance qualification are entitled to a
general higher education entrance qualification and thus to access
to all study programmes, provided they have obtained advanced
further training certificates in particular state-regulated vocational
fields (e.g. Meister/Meisterin im Handwerk, Industriemeister/in,
Fachwirt/in (IHK und HWK), staatlich gepriifte/r Betriebswirt/in,
staatliche gepriifte/r Gestalter/in, staatlich geprifte/r Erzieher/in).
Vocationally qualified applicants can obtain a Fachgebundende
Hochschulreife after completing a state-regulated vocational edu-
cation of at least two years’ duration plus professional practice of
normally at least three years’ duration, after having successfully
passed an aptitude test at a higher education institution or other
state institution; the aptitude test may be replaced by successfully
completed trial studies of at least one year’s duration.!®

Higher Education Institutions may in certain cases apply additional
admission procedures.

8.8 National Sources of Information

— Kultusministerkonferenz (KMK) [Standing Conference of the
Ministers of Education and Cultural Affairs of the Liander in
the Federal Republic of Germany]; Graurheindorfer Str. 157,
D-53117 Bonn; Fax: +49[0]228/501-777; Phone: +49[0]228/501-0

— Central Office for Foreign Education (ZaB) as German NARIC,;
www.kmk.org; E-Mail: zab@kmk.org

-  “Documentation and Educational Information Service” as Ger-
man EURYDICE-Unit, providing the national dossier on the
education system (http://www.kmk.org/dokumentation/zusam-
menarbeit-auf-europaeischer-ebene-im-eurydice-informati-
onsnetz.html; E-Mail: eurydice@kmk.org)
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— Hochschulrektorenkonferenz (HRK) [German Rectors’ Confe-
rence]; Ahrstrasse 39, D-53175 Bonn; Fax: +49[0]228/887-110;
Phone: +49[0]228/887-0; www.hrk.de; E-Mail: post@hrk.de

— “Higher Education Compass” of the German Rectors’ Confe-
rence features comprehensive information on institutions, pro-
grammes of study, etc. (www.higher-education-compass.de)

1 The information covers only aspects directly relevant to purposes of
the Diploma Supplement. All information as of January 2015.

Berufsakademien are not considered as Higher Education Instituti-
ons, they only exist in some of the Lénder. They offer educational
programmes in close cooperation with private companies. Students
receive a formal degree and carry out an apprenticeship at the com-
pany. Some Berufsakademien offer Bachelor courses which are reco-
gnized as an academic degree if they are accredited by a German
accreditation agency.

3 German Qualifications Framework for Higher Education Degrees.
(Resolution of the Standing Conference of the Ministers of Education
and Cultural Affairs of the Lander in the Federal Republic of Ger-
many of 21 April 2005).

4 German Qualifications Framework for Lifelong Learning (DQR).
Joint resolution of the Standing Conference of the Ministers of Edu-
cation and Cultural Affairs of the Lander in the Federal Republic of
Germany, the German Federal Ministry of Education and Research,
the German Conference of Economics Ministers and the German
Federal Ministry of Economics and Technology (Resolution of the
Standing Conference of the Ministers of Education and Cultural
Affairs of the Lander in the Federal Republic of Germany of 15 No-
vember 2012). More information at www.dqr.de

> Recommendation of the European Parliament and the European
Council on the establishment of a European Qualifications Frame-
work for Lifelong Learning of 23 April 2008 (2008/C 111/01 — Euro-
pean Qualifications Framework for Lifelong Learning - EQF).

8 Common structural guidelines of the Lénder for the accreditation of
Bachelor’s and Master’s study courses (Resolution of the Standing
Conference of the Ministers of Education and Cultural Affairs of the
Lander in the Federal Republic of Germany of 10.10.2003, as amen-
ded on 04.02.2010).

7 “Law establishing a Foundation ‘Foundation for the Accreditation
of Study Programmes in Germany’”, entered into force as from 26
February 2005, GV. NRW. 2005, No. 5, p. 45 in connection with the
Declaration of the Lénder to the Foundation “Foundation: Founda-
tion for the Accreditation of Study Programmes in Germany” (Reso-
lution of the Standing Conference of the Ministers of Education and
Cultural Affairs of the Lander in the Federal Republic of Germany
of 16 December 2004).

8 See note No. 7.

® See note No. 7.

10 Access to higher education for applicants with a vocational quali-
fication, but without a school-based higher education entrance qua-
lification (Resolution of the Standing Conference of the Ministers of

Education and Cultural Affairs of the Lander in the Federal Republic
of Germany of 6 March 2009).
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Studienordnung fiir den Studiengang Bachelor of Arts —
Public Administration

Aufgrund des § 15 des Verwaltungsfachhochschulgesetzes
(VerwFHG) vom 12. Juni 1979 (GVBL. I S. 95, 97), zuletzt geéndert
durch Gesetz vom 28. September 2015 (GVBI. I, S. 359), hat der
Fachbereich Verwaltung der Hessischen Hochschule fiir Polizei und
Verwaltung folgende Studienordnung beschlossen:
Inhaltsiibersicht

§ 1 Studienrahmen

§ 2 Module

§ 3 Formen der Kompetenzvermittlung

§ 4 Wahlpflichtmodule, Wahlmodule

§ 5 Selbststudium und begleitetes Selbststudium

§ 6 Umfang des Praxismoduls

§ 7 Gestaltung des Praxismoduls

§ 8 Praxisbeauftragte

§ 9 Praxisberichte, Modulprifung

§ 10 Abschluss des Praxismoduls

§ 11 Thesis

§ 12 Exkursionen/Studienfahrten

§ 13 Qualitatsentwicklung

§ 14 Inkrafttreten

§ 1 Studienrahmen

(1) Das Studium beginnt zum 1. September eines Jahres.

(2) Die Regelstudienzeit betragt sechs Semester (36 Monate) und
umfasst 180 Leistungspunkte (Credits) nach dem European Credit
Transfer System (ECTS). Der Gesamtumfang des Studiums betrégt
5.040 Zeitstunden.

(3) Das Studium ist in Module gegliedert (§ 10 APOgD PA). Im
Studienverlauf erfolgt ein kontinuierlicher Wechsel von fachtheo-
retischen und fachpraktischen Studienzeiten (Praktika). Einen
Uberblick tiber die Lage der Module zeigt Anlage 1. Der Ablauf des
Studiums ist im Studienplan (Anlage 2) festgelegt.

(4) Der Workload der Module wird durch Prasenzveranstaltungen,
begleitetes Selbststudium, Selbststudium und Praktika erfillt. Der
Workload wird durch die Modulkarten im Modulbuch beschrieben.*
(5) Im fiinften Semester wihlen die Studierenden aus zwei Wahl-
pflichtmodulen verschiedene Teilmodule aus (§ 10 Abs. 3 APOgD
PA). Im Wahlpflichtmodul ,,Recht und Soziale Sicherung* sind zwei
Teilmodule zu belegen. Im Wahlpflichtmodul ,,Soziales, Okonomie,
Politik und Verwaltungsinformatik“ sind vier Teilmodule zu bele-
gen. Wahlpflichtteilmodule kénnen abteilungstibergreifend durch-
gefiihrt werden.

(6) Die Thesis wird in der ersten Hilfte des sechsten Semesters
erarbeitet.

(7) Das Kolloquium wird in der zweiten Hélfte des sechsten Seme-
sters im Rahmen des berufseinfithrenden Praktikums durchgefiihrt.
(8) Der Fachbereichsrat legt vor Beginn eines Studienjahres die
studienfreien Zeiten verbindlich fest. In diesen Zeiten ist der Er-
holungsurlaub zu nehmen (§ 5 APOgD PA). Ein dariiber hinaus
bestehender Urlaubsanspruch kann nur wéhrend der Praktika gel-
tend gemacht werden. Uber Ausnahmen entscheidet die Ausbil-
dungsbehorde in Abstimmung mit der Abteilungsleitung.

§ 2 Module

(1) Module sind abgeschlossene Studieneinheiten, durch deren er-
folgreiches Absolvieren der Erwerb oder die Erweiterung definier-
ter Kompetenzen nachgewiesen wird. Module setzen sich aus Teil-
modulen zusammen und kénnen semesteriibergreifend durchge-
fiithrt werden.

(2) Die Gesamtheit der Module soll die Anwendung erworbener
Kenntnisse sowie die eigensténdige wissenschaftliche Bearbeitung
auf Basis der Regeln des wissenschaftlichen Arbeitens anhand kon-
kreter studien- und fachbezogener Einzelthemen ermoglichen.

(3) Die inhaltliche und methodische Ausgestaltung der Module wird
verbindlich durch Modulkarten beschrieben. Die Gesamtheit der
Modulkarten wird im Modulbuch in geeigneter Form veroffentlicht.

(4) Das Studium umfasst in sieben Studienbereichen 16 Module. 15
Module sind in insgesamt 43 Teilmodule gegliedert:

1. zwei Module im Studienbereich ,,Methoden*:
—  Modul M 1 mit zwei Teilmodulen,
—  Modul M 2 mit drei Teilmodulen;
2. vier Module im Studienbereich ,,Verwaltungshandeln*:
— Modul V 1 mit zwei Teilmodulen,
—  Modul V 2 mit drei Teilmodulen,
—  Modul V 3 mit zwei Teilmodulen,
— Modul V 4 mit drei Teilmodulen;
3. vier Module im Studienbereich ,,Okonomisches Handeln“:
—  Modul O 1 mit zwei Teilmodulen,
—  Modul O 2 mit vier Teilmodulen,
— Modul O 3 mit zwei Teilmodulen,
—  Modul O 4 mit zwei Teilmodulen;

4. zwei Module im Studienbereich ,,Rahmenbedingungen der 6f-
fentlichen Verwaltung*:

— Modul R 1 mit drei Teilmodulen,
—  Modul R 2 mit vier Teilmodulen;
5. zwei Module im Studienbereich ,,Wahlpflicht*:
—  Wahlpflichtmodul ,,Recht und Soziale Sicherung“ mit zwei
Teilmodulen,
—  Wabhlpflichtmodul ,,Soziales, Okonomie, Politik und Verwal-
tungsinformatik“ mit vier Teilmodulen;
6. ein Modul im Studienbereich , Praxis®“ mit fiinf Teilmodulen
sowie
7. ein Modul im Studienbereich ,,Bachelorthesis“.

* Das Modulbuch ist im Fachbereich Verwaltung der Abteilungen der
Hessischen Hochschule fiir Polizei und Verwaltung einzusehen.
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Die schriftlichen und mindlichen Modul- und Teilmodul-Prifun-
gen sind im Priifungsplan (Anlage 3) festgelegt, die jeweiligen Wor-
kloads und Credits ergeben sich aus Anlage 4.

(5) Jedes Modul wird einmal jahrlich angeboten.

(6) Die mit der Modulkoordination beauftragte Person (§ 19 Abs. 3
APOgD PA) ist Ansprechperson fiir den Fachbereichsrat, die Ver-
waltung sowie die Lehrkréfte und Studierenden in allen allgemei-
nen Fragen des betreffenden Moduls. Zu ihren Aufgaben gehort es,
Vorschlage zur Weiterentwicklung und zur Qualitatsentwicklung
des Moduls zu machen. Zur Fachkoordination gehort insbesondere
die Mitwirkung bei der Auswahl qualifizierter Lehrender. Die tib-
rigen Aufgaben werden durch den Fachbereichsrat bestimmt.
Hauptamtliche Lehrende sind verpflichtet, diese Funktionen zu
tibernehmen.

§ 3 Formen der Kompetenzvermittlung

(1) Formen der Kompetenzvermittlung sind insbesondere Lehrge-
sprich, Priasentation oder Vortrag, Gruppenarbeit, Seminar, Pro-
jekt, Ubung, begleitetes Selbststudium, Exkursion und Studien-
fahrt.

(2) Im Projekt wird ein umfassendes Problem mit Bezug zu mindes-
tens einem im Rahmen des Modulbuchs behandelten Thema mit
den Methoden und Erkenntnissen aus mehreren Modulen bearbei-
tet. In einem Projektbericht legen die an dem konkreten Projekt
beteiligten Studierenden zum einen ihre Arbeitsprozesse bei der
Bearbeitung des Projekts sowie die erzielten Projektergebnisse und
erkenntnisse mit Begriindung schriftlich dar. Zum anderen erldu-
tern sie die wesentlichen Inhalte im Rahmen einer hochschul6ffent-
lichen Présentation.

(3) Die Formen der Kompetenzvermittlung innerhalb der berufs-
praktischen Studienzeiten bestimmen sich nach den Modulkarten.
Sie sollen gewihrleisten, dass berufsbezogene praktische Fahig-
keiten auf der Grundlage der im fachtheoretischen Studium erwor-
benen Fahigkeiten und Kenntnisse entwickelt, eingetlibt und ange-
wandt werden.

§ 4 Wahlpflichtmodule, Wahlmodule

(1) Die Hochschule gewéhrleistet, dass an allen Studienorten Wahl-
pflichtmodule in ausreichendem Umfang angeboten werden. Ver-
anstaltungen kénnen in multimedialer Form durchgefiihrt werden.
Die Studierenden haben sich zu allen Veranstaltungen verbindlich
innerhalb der durch den Priifungsausschuss festgelegten Fristen
anzumelden.

(2) Die Wahlpflichtmodule dienen der vertieften Anwendung er-
worbener Kenntnisse. Dabei werden Lisungsvorschliage zu fachli-
chen Problemstellungen unter rechtlichen, politischen, sozialen und
wirtschaftlichen Gesichtspunkten erarbeitet. Bei der Ausgestaltung
des Angebotes sollen Anregungen der Ausbildungsbehoérden be-
riicksichtigt werden.

(3) Angebotene Veranstaltungen kénnen nur durchgefiihrt werden,
wenn sich mehr als acht Studierende angemeldet haben. Uber Aus-
nahmen entscheidet die Fachbereichsleitung. Kann die Veranstal-
tung nicht stattfinden, werden die Studierenden auf das tbrige
Angebot verwiesen.

(4) An Veranstaltungen sollen nicht mehr als 25 Studierende teil-
nehmen. Werden Veranstaltungen von mehr als der festgelegten
Teilnehmerzahl gewéhlt, so konnen Studierende auf das tibrige
Angebot verwiesen werden. Der Fachbereichsrat bestimmt zu die-
sem Zweck Praferenzregeln.

(5) Wahlmodule dienen dem Erwerb weiterer Fahigkeiten und
Kenntnisse. Sie sind ein zusétzliches, nicht obligatorisches Ange-
bot. Wahlmodule werden in Absprache mit den Ausbildungsbehor-
den angeboten.

§ 5 Selbststudium und begleitetes Selbststudium

(1) Selbststudium ist die eigensténdige, selbstverantwortliche stu-
dentische Auseinandersetzung mit Fachliteratur, Skripten, Ge-
richtsurteilen, elektronischen Medien und studienbezogenen Auf-
gaben. Es ermdglicht den Studierenden, sich fachliche Inhalte und
Methoden individuell anzueignen, sie differenziert und kritisch zu
durchdenken, einzuiiben und sich auf Priifungen vorzubereiten.

(2) Das begleitete Selbststudium bezeichnet alle Lehr- und Lern-
formen, in denen eine klar umrissene Aufgabe in einer bestimmten
Zeit und Organisationsform zu erfiillen ist. Lehrende begleiten
diesen Prozess aktiv und sind dabei jederzeit Ansprechperson der
Studierenden. Innerhalb des begleiteten Selbststudiums erhalten
die Studierenden Impuls und Anleitung sowie Riickkopplung tiber
den Lernerfolg durch die Lehrenden. Inhalte fiir das begleitete
Selbststudium kann die Vorbereitung, die transferorientierte Nach-
bearbeitung von Prasenzstunden ebenso wie die Erarbeitung neuer
Wissensfelder sein. Im begleiteten Selbststudium kénnen die In-
halte durch neue Lernformen zum Beispielin integrierten Lernkon-
zepten oder durch klassische Lernformen vermittelt werden. Die

im begleiteten Selbststudium zu erarbeitenden Inhalte sind prii-
fungsrelevant.

§ 6 Umfang des Praxismoduls

Ein Praktikum entspricht einem Teilmodul. Das Praxismodul be-
steht aus fiinf Teilmodulen:

1. Praktikum 1 (P1) in der ersten Hilfte des zweiten Semesters
(Dauer: drei Monate),

2. Praktikum 2 (P2) in der zweiten Halfte des dritten Semesters
(Dauer: drei Monate),

3. Praktikum 3 (P3) in der zweiten Hélfte des vierten Semesters
und in der ersten Halfte des fiinften Semesters (Dauer: sechs
Monate).

Jedes der drei Praktika in diesen Studienphasen entspricht einem
mit einer Prifung abzuschlieBenden Teilmodul.

4. Praktikum 4 (P4) in der ersten Hilfte des sechsten Semesters
(Dauer: drei Monate). Das Praktikum 4 integriert fachtheoreti-
sches und fachpraktisches Studium mit dem Ziel, eine anwen-
dungsorientierte Thesis zu erstellen.

5. Praktikum 5 (P5) in der zweiten Halfte des sechsten Semesters
(Dauer: drei Monate). Im Praktikum 5 sollen die Studierenden
in fachtheoretischen und fachpraktischen Studien weitere er-
forderliche Kompetenzen fiir einen erfolgreichen Einstieg im
angestrebten Berufsfeld erwerben.

§ 7 Gestaltung des Praxismoduls

(1) Die Gestaltung des Praxismoduls liegt in der Gesamtverantwor-
tung der Hessischen Hochschule fiir Polizei und Verwaltung. Durch
die Zusammenarbeit von Hochschule und Ausbildungsbehérden
wird die Verzahnung der fachtheoretischen und berufspraktischen
Studienzeiten gewéhrleistet.

(2) Innerhalb der berufspraktischen Studienabschnitte durchlaufen
die Studierenden verschiedene Praxisfelder, wobei ein Praxisfeld
einen Zeitraum von vier Wochen nicht unterschreiten soll. Dies gilt
auch fiir externe Praktika (andere Ausbildungsbehorden, Unter-
nehmen der Privatwirtschaft, Verbande, Auslandspraktikum).

(3) Die Zuweisung zu den einzelnen Praxisfeldern erfolgt durch die
Ausbildungsbehoérde in Abstimmung mit der oder dem Praxisbe-
auftragten. Die Zuweisung soll sich an inhaltlichen Schwerpunkten
der vorangegangenen fachtheoretischen Studien orientieren. Jedes
Praktikum soll mindestens eines der Praxisfelder Allgemeine Ver-
waltung, Finanzmanagement, Personalmanagement, Leistungsver-
waltung, Eingriffs- und Ordnungsverwaltung abdecken. Insgesamt
sollen drei Praxisfelder berticksichtigt werden, wobei fiir die all-
gemeine Verwaltung einschl. Finanz- und Personalmanagement ein
Zeitraum von sechs Monaten eingerdumt werden sollte. Hiervon
kann in begriindeten Fallen in Absprache mit der oder dem Pra-
xisbeauftragten abgewichen werden. Die Ausbildungsleitung oder
eine von ihr beauftragte Person legt der oder dem Praxisbeauftrag-
ten einen Praxisplan fiir jedes Praktikum vor, aus dem die inhalt-
liche und zeitliche Ausgestaltung des Praktikums hervorgeht.

(4) Die Praktika werden auf Grundlage des Modulbuchs in der je-
weilig aktuellen Fassung durchgefiihrt.

(5) Wahrend der Praktika kann die Hochschule in Abstimmung mit
den Ausbildungsbehorden begleitende Veranstaltungen oder Wahl-
module anbieten. Der Workload dieser Veranstaltungen oder Wahl-
module ist dem in Anlage 4 ausgewiesenen Workload der Praktika
zuzuordnen. Praktikabegleitende Veranstaltungen oder Wahl-
module gehen nicht in die Bewertung des fachtheoretischen Studi-
ums ein. Dazu gehort auch die Zusatzqualifikation , Ausbildung
der Ausbilder (AdA)“.

(6) Uber die erfolgreiche Teilnahme an einer praktikabegleitenden
Veranstaltung oder an einem Wahlmodul wird den Studierenden
eine Bescheinigung ausgestellt.

§ 8 Praxisbeauftragte

(1) Der Fachbereichsrat bestellt auf Vorschlag der Abteilungen aus
dem Kreis der hauptamtlich Lehrenden Praxisbeauftragte und de-
ren Vertretungen, die Ansprechpersonen fiir Ausbildungsbehérden
und Studierende sind. Jeder Ausbildungsbehorde werden eine Pra-
xisbeauftragte oder ein Praxisbeauftragter und deren Vertretung
zugewiesen.

(2) Die Praxisbeauftragten haben insbesondere folgende Aufgaben:

— Abstimmung von Praxisplanen mit der Ausbildungsleitung oder
einer von ihr bestimmten Person,

— Reprasentations- und Koordinierungsaufgaben,

— Zusammenarbeit und Erfahrungsaustausch mit den Ausbil-
dungsleitungen zum Zwecke der Verzahnung zwischen Theorie
und Praxis und der Weiterentwicklung des Praxismoduls,

— Organisation und Moderation von Veranstaltungen, die dem
Erfahrungsaustausch dienen,
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— Beratung von Studierenden und ausbildenden Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern in Praktikafragen,

— gegebenenfalls Durchfiihrung der miindlichen Praxismodulprii-
fung,

— Feststellung des erfolgreichen Abschlusses des Praxismoduls.

(3) Hauptamtliche Lehrkrafte sind verpflichtet, Praxisberichte zu
bewerten und die Praxisbeauftragten der Abteilung in der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen.

§ 9 Praxisberichte, Modulpriifung

(1) Am Ende der Praktika P1, P2 und P3 ist jeweils ein Praxisbericht
als Leistungsnachweis fiir die Praktika zu erstellen.

(2) Der Praxisbericht ist eine schriftliche Ausarbeitung tiber Ziele,
Ablauf und Ergebnisse des Praktikums, der die Kompetenzen der
Studierenden weiterentwickeln soll, insbesondere

— Praxisverstiandnis (Aufgaben, Ziele, Organisation, Steuerungs-
instrumente im Praxisfeld),

— Anwendung des Wissens aus fachtheoretischen Studienzeiten
in der Praxis,

— Reflexion des Lernprozesses im Praktikum,

— Kommunikationsfahigkeit (einen zusammenhingenden Text
prazise und eindeutig sowie sachlich und sprachlich korrekt
formulieren kénnen) sowie

— fachlich-wissenschaftliches Arbeiten.

(3) Der Praxisbericht soll die Ausbildungsbehoérden tiber Tatigkeit
und Leistungsstand der Studierenden sowie die Lehrenden und
fachpraktischen Ausbilderinnen und Ausbilder tiber den Grad der
Verzahnung von Theorie und Praxis informieren.

(4) Der Praxisbericht ist entsprechend der im Modulbuch festge-
legten Vorgaben zu fertigen und muss den Anforderungen an eine
systematische, praxisaddquate, nachvollziehbare und in sich
schliissige Darstellung entsprechen. Der Praxisbericht ist am Ende
des Praktikums zu erstellen; der Bericht ist mit der Ausbildungs-
leitung oder einer von ihr beauftragten Person zu besprechen. Der
Abgabetermin wird durch den Prifungsausschuss bekannt gegeben.
Er liegt in der Regel eine Woche nach dem Praktikum. Bei begriin-
deten Verzogerungen kann die Abgabefrist nach Genehmigung
durch die Ausbildungsleitung und die Praxisbeauftragte oder den
Praxisbeauftragten im Einzelfall verlangert werden.

(5) Der Praxisbericht wird von der Ausbildungsleitung oder einer
vor ihr beauftragten ausbildenden Person und der oder dem Pra-
xisbeauftragten nach § 30 APOgD PA bewertet. Die Bewertung soll
sechs Wochen nach Ende des Praktikums abgeschlossen sein. Die
Ergebnisse sind dem Sachgebiet Priifungsmanagement zu tibermit-
teln.

(6) Das P4 und das P5 sind bestanden, wenn die Ausbildungsleitung
jeweils die Bewertung ,mit Erfolg teilgenommen* der oder dem
Praxisbeauftragten mitteilt.

(7) Das Praxismodul ist bestanden, wenn die durchschnittliche Note
der drei Praxisberichte mindestens die Note ausreichend ergibt und
die Bewertung der Praktika 4 und 5 ,mit Erfolg teilgenommen®
lautet.

(8) Wenn die durchschnittliche Note der drei Praxisberichte nicht
ausreichend ergibt, entscheidet eine miindliche Priifung tiber das
Bestehen. Die miindliche Priifung soll in einem Zeitraum von vier
Wochen nach Feststellung des Ergebnisses — im fachtheoretischen
Studium des fiinften Semesters — erfolgen. Die Ausbildungsleitung
oder eine von ihr beauftragte Person sowie die oder der Praxisbe-
auftragte fithren die Priifung durch. Die Modulpriifung ist bestan-
den, wenn der Durchschnitt der vier Bewertungen (drei Praxisbe-
richte und die miundliche Priifung) mindestens ausreichend (5
Punkte) ergibt.

§ 10 Abschluss des Praxismoduls

(1) Das Praktikum 5 bildet den Abschluss des Praxismoduls und
dient der Berufseinfiihrung, einem Praktikum in einer anderen

Verwaltung, einem privatwirtschaftlichen Unternehmen, einem
Verband oder einem Aufenthalt im Ausland.

(2) Die Hochschule kann im Rahmen des Praktikums 5 praktika-
begleitende Veranstaltungen oder Wahlmodule in Absprache mit
den Ausbildungsbehorden anbieten, die der weiteren Kompetenz-
entwicklung der Studierenden dienen bzw. den Einstieg in die Be-
rufstatigkeit erleichtern sollen.

§ 11 Thesis

(1) Das Praktikum 4 ist mit der Thesisbearbeitung verzahnt. Es soll
in dem Praxisfeld stattfinden, dem die Thesis zugeordnet wird.

(2) Zwei Drittel der Arbeitszeit im Praktikum 4 sind fiir die Bear-
beitung der Thesis vorzusehen; von diesen zwei Dritteln sind die
Studierenden einen Tag in der Woche fiir Arbeiten im Hochschul-
bereich freizustellen.

(3) Die mit der Erst- und Zweitbegutachtung beauftragten Personen
(§ 24 Abs. 6 APOgD PA) konnen sich tiber Inhalte und Bewertungs-
kriterien austauschen.

(4) Einzelheiten hinsichtlich Zulassung, Umfang und Formalien der
Thesis bestimmt der Fachbereichsrat.

§ 12 Exkursionen/Studienfahrten

(1) Exkursionen und Studienfahrten dienen der Vertiefung fach-
theoretischer Kenntnisse sowie der Vermittlung interkultureller
Kompetenzen.

(2) Exkursionen sind eintdgig. Die Durchfithrung obliegt der Ver-
antwortung der jeweiligen Lehrkraft.

(3) Im Rahmen der fachtheoretischen Studienabschnitte kann dar-
tber hinaus in jedem Studienjahrgang eine Studienfahrt durchge-
fithrt werden. Sie soll zwischen zwei und fiinf Kalendertagen dau-
ern und wird grundsétzlich durch hauptamtliche Lehrkrafte be-
gleitet. Die Genehmigung der Studienfahrt obliegt der Abteilungs-
leitung.

(4) Auslagen der Studierenden werden von der HfPV nicht erstattet.

§ 13 Qualitiatsentwicklung

(1) Das System der Qualitatssicherung und Qualitédtsentwicklung
ist in der Evaluationsordnung der Hochschule beschrieben. Alle
Angehorigen des Fachbereichs Verwaltung wirken an der Umset-
zung mit.

(2) Der Fachbereich Verwaltung stellt einen regelmiafigen Erfah-
rungsaustausch mit den Ausbildungsleitungen, den ausbildenden
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und den Praxisbeauftragten zur
Verzahnung der theoretischen und praktischen Studienphasen si-
cher.

(3) Die inhaltliche Gestaltung und organisatorische Durchfiihrung
der Praktika wird vom Fachbereich Verwaltung systematisch eva-
luiert und weiterentwickelt. Die Ergebnisse des Praxismoduls wer-
den regelméBig ausgewertet und veroffentlicht.

§ 14 Inkrafttreten
Diese Studienordnung tritt am 1. September 2016 in Kraft.

Anlagen zur Studienordnung (APOgD PA)
Anlage 1 Aufbau des Studiums

Anlage 2 Studienplan

Anlage 3 Priifungsplan

Anlage 4 Workload und Credits

Die vorstehende Studienordnung wird hiermit genehmigt und ver-
offentlicht.

Wiesbaden, den 19. August 2016

Hessisches Ministerium
des Innern und fiir Sport
Z 4 - 8e14.08-03
StAnz. 36/2016 S. 946
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Anlage 1 Aufbau des Studiums
Sem. Moduliibersicht
Modul 15
Modul 16 i
Praktikum 5
Wahlmodule
Thesis und Kolloquium i
4 Praktikum 4
Modul 14 Modul 10 Modul 13
. . icht- Praktikum 3
Wahlpflichtmodul Soziales, - . UL TR
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Anlage 2 Studienplan
1. Semester 2. Semester 3. Semester 4. Semester 5. Semester 6. Semester
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Sozialrecht 4 4 4 WPM 1.2
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- c | Betriebswirtschaftslehre 3 4 3 4 4 BWL -
53 5
é g Offentliche Finanzwirtschaft 4 4 5 5 OF
Fol
o Volkswirtschaftslehre 4 VWL 4
Okonomisches Handeln 7 8 3 13 9 (o] 9
. §, Politologie 3 4 WPM 2.1 3
o C
£ é Staats- und Verfassungsrecht 3 3 4 WPM 2.2 3 Thesis
O .=
e E Soziologie, Psychologie 3 3 3 3 WPM 2.3 3
Rahmenbedingungen 9 6 1 3 WPM 2.4 3
Wissenschaftliches Arbeiten 3 3 SOPI 12
Juristische Methoden 2
S Informationstechnik 2
©
£ | Rnetorik 2
@
= Empirische Sozialforschung 4
Projekt & 3 Exposé 2
Seminar 3
Methoden 7 5 4 3 6 M 2 Kolloquium
34 35 34 35 29 29 6
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Anlage 3 Priifungsplan

Sem. |Modul Teilmodul Priifungsform
1 Methoden 1 M11 Wissenschaftliches &rbeiten Hausarbeit
Verwaltungs- V11 Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 1 Alternativen™)
handeln 1 V12 Kornrnunale Selbstverwaltung und Partizipation Klausur (2h)
Okonomisches 11 Grundlagen der Betriebswirtschaft und Rechnungswesen 1 Klausur [2h)
Handeln 1 g2 Grundlagen der Offentlichen Finanzwirtschaft Alternativen™)
R11 Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 1 Alternativen™)
Rahrmen- . . s
bedingungen] R12 Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 1 Alternativen™)
R13 Soziologie in der Yerwaltung Alternativen™)
2 Praxis 1 P1 Praktikum 1 Praxisbericht
Methoden 1 12 Empirische Sozialforschung und Statistik Hausarbeit und Prasentation
Va1 Rechtliche Grundlagen des Yerwaltungshandelns Klausur [3h)
Yerwaltungs- ) ) .. . )
V22 Die Bediensteten des offentlichen Dienstes zentrale Klausur (4h)
handeln 2
V23 Einfuhrung in das Sozialrecht, Sozialhilfeleistungen Klausur (2h)
R21 Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 2
Rahrnen- o ..
anmen R22 Verfassungsrechtliche Rahrmenbedingungen 2 zentrale miindliche Prifung
bedingungen 2
R23 Psychologie in der Verwaltung
3 Verwaltungs- V31 Privatrechtliches Handeln in den VYerwaltungen 2 Alternativen™)
handeln 3 V3.2 Entgeltliche Anspriiche und kollektives Arbeitsrecht Klausur (2h)
d21 Rechrnungswesen 2
Okonomisches g2z Flexibles Finanzmanagement zentrale Klausur (4h)
Handeln 2 d23 Organisations- und Projektrnanagernent
024 Grundlagen der Yolkswirtschaftslehre Klausur [2h)
Hahm en R 24 |Sozialkornpetenz - Selbstkompetenz Alternativen™)
bedingungen 2
Praxis 2 B Praktikum 2 Praxisbericht
4 Methoden 2 M21 Das studentische Projekt Hausarbeit und Prasentation
M22 Die wissenschaftliche Arbeit [Serninar] Hausarbeit und Prasentation
V41 Verwaltungsentscheidungen mit und ohne Eingriffscharakter zentrale Klausur (4h)
Verwaltungs- . . .
V42 Grundsicherung fur Arbeitssuchende .. zentrale Klausur (4h)
handeln 4
V43 Kommunale Verwaltung, Kontrolle und Normsetzung Klausur [2h)
Okonomisches dai Personalmanagement Alternativen™)
Handeln 3 03z Rechnungswesen 3 Alternativen™)
Praxis 3 P3 Praktikum 3 Praxisbericht
5 "
Okonomisches 041 Controlling Alternativen™)
Handeln 4 042 Wirtschaftspolitik Alternativen™)
Recht und Soziale W 1.1 Teilrodul 1 Alternativen™)
Sicherung WPM w12 | Teilmodul 2 Alternativen™)
Soziales, tikonomie, W21 Teilmodul 1 Alternativen™)
Paolitik und W22 Teilmodul 2 Alternativen™)
Verwaltungs- W23 | Teilmodul 3 Alternativen™)
informatik WPk i .
W24 Teilmodul 4 Alternativen™)
Methoden 2 M23 Exposé der Bachelorthesis Hausarbeit
. . Leistungsnachweis
6 Akt = Bl [bestanden ! nicht bestanden)
X T1 Thesis Thesis schriftlich
Thesis
T2 Kolloguium Thesis mindlich
Praxis 5 PS5 Praktikum 5 intieatanl

[bestanden ! nicht bestanden)

*) Klausur (2 h), Prasentation oder Hausarbeit

**) Klausur (2 h) oder Prasentation
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Anlage 4 Workload und Credits
Sem.|Modul Teilmodul (:"s':'_‘:ff) Credits
Methoden 1 Wissenschaftliches Arbeiten 154 5.5
Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 1 70 25
Kommunale Selbstverwaltung und Partizipation 84 3
Verwaltungs- - ~
handeln 1 Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns [Teil 1) 12 4
Die Beschaftigten des Sffentlichen Dienstes [Teil 1) 70 25
336 12,0
o . Grundlagen der Betriebswirtschaft und Rechnungswesen 1 84 3
L |2 Grundlagen der Offentlichen Finanzwirtschaft 98 35
Handeln 1 :
182 6.5
Paolitische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 1 42 15
Rahmen- Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 1 70 25
bedingungen 1 | Soziologie in der Verwaltung 56 2
168 6.0
Summe 1. Semester 840 30
Methoden 1 Empirische Sozialforschung und Statistik 42 15
Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns [Teil 2) 42 15
Die Beschaftigten des Sffentlichen Dienstes (Teil 2) 56 2
Verwaltungs- P - A AT
handeln 2 Einfiihrung in das Sozialrecht, Sozialhilfeleistungen 56 2
Privatrechtliches Handeln in den Yerwaltungen 2 (Teil 1) 42 15
196 7
2 3223::'250}195 Rechnungswesen 2 42 1.5
Politische Rahmenbedingungen des Yerwaltungshandelns 2 42 15
Rahmen- Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 2 42 15
bedingungen2 | Psychologie in der Verwaltung 56 2
140 5
Prazismodul Praktikum 1 420 15
Summe 2. Semester 840 30
Methoden 2 Das studentische Projekt (Teil 1) 42 1.5
Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 2 (Teil 2) 42 15
e Entgeltliche Anspriiche und kollektives Arbeitsrecht 56 2
handeln 3 Verwaltungsentscheidungen mit und ohne Eingriffscharakter (Teil 1) 56 2
Grundsicherung fiir Arbeitssuchende ... (Teil 1) 42 15
196 7
3 | Flexibles Finanzmanagement 56 2
Okonomisches | Organisations- und Projektmanagement 42 15
Handeln 2 Grundlagen der Yolkswirtschaftslehre 42 15
140 5
bRahmen- Sozialkompetenz - Selbstkompetenz 42 1.5
edingungen
Prazismodul Praktikum 2 420 15
Summe 3. Semester 840 30
Sem.|Modul Teilmodul Vorkload | o o jivs
(in Stunden)
Das studentische Projekt (Teil 2) 42 15
Methoden 2 Die wissenschaftliche Arbeit (Seminar) 56 2
98 3.5
Verwaltungsentscheidungen mit und ohne Eingriffscharakter (Teil 2) 70 25
Verwaltungs- Grundsicherung fiir Arbeitssuchende ... (Teil 2) 70 25
4 |handeln 4 Kommunale Yerwaltung, Kontrolle und Normsetzung 56 2
196 7
Chnomacter [Eooemimessen =
Handeln 3 :
126 4.5
Pragismodul Praktikum 3, Teil 1 420 15
Summe 4. Semester 840 30
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Methoden 2 Exposé 42 1.5
Okonomisches 3:::;::::;2 i 70 =
Handeln 4 politik 56 2

126 4.5

Teilmodul 1 42 15

WPV 1 Teilmodul 2 42 15

5 84 3
Teilmodul 1 42 1.5

Teilmodul 2 42 1.5

WPV 2 Teilmodul 3 42 1.5
Teilmodul 4 42 1.5

168 6

Prazismodul I Praktikum 3, Teil 2 420 15
Summe 5. Semester 840 30

Thesis (schriftlich) 308 1

Thesis Kolloguium [miindlich) 28 1

336 12

6 Praktikum 4 196 7

Praxismodul Praktikum 5 308 1

504 18

Summe 6. Semester 840 30
Gesamt 5.040 180
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Vorbemerkung

Teil 1 des Modulbuchs — das Konzept des Bachelorstudienganges — ist in den Jahren
2006 bis 2010 als Arbeitsergebnis der AG Bologna zur Einfiihrung des Bachelorstudien-
gangs im Fachbereich Verwaltung entstanden und wurde nochmals 2012 angepasst.
Vor dem Hintergrund der bevorstehenden Reakkreditierung wurde das Konzept 2014
vollstandig Uberarbeitet, einschlie3lich der Ausbildungs- und Prifungsordnung (APOgD
PA) sowie der Studienordnung (StO). Eine vom Fachbereichsrat Verwaltung eingesetzte
Arbeitsgruppe Ubernahm die Entwicklungsarbeit. An der vorliegenden Version des Mo-
dulbuchs haben aktive und ehemalige Studierende, Vertreterinnen und Vertreter der
Ausbildungsbehérden und Lehrende mitgewirkt.

Die wichtigsten Veranderungen dieser Weiterentwicklung des Studiengangs in Kirze:

B Der Bachelorstudiengang wird — wie in anderen Hochschulen — ab dem Jahrgang
2016 ,Public Administration“ benannt.

B Neuberechnung der Credits: 28 Stunden Workload ergibt 1 Credit. Dies entspricht
einem durchschnittlichen Workload von 25 bis 30 Stunden pro Credit.

B Erhohung des Stundenansatzes flur Verwaltungsrecht um drei Prasenzstunden und
fir Soziale Sicherung um eine Prasenzstunde; dies entspricht der Bedeutung der
Féacher im Studium und in der Praxis.

B Es finden weniger Prifungen statt; Prifungen werden auch nach 2 Semestern
Lehrveranstaltungen durchgefihrt.

B Zentrale Prifungen missen mit mindestens ,ausreichend“ (5 Punkte) bestanden
werden. Damit gibt es weniger Mdglichkeiten, nicht bestandene Prifungsleistungen
durch Teilmodule auszugleichen (8 22 Abs. 2 APOgD PA).

B |Im Studienbereich Methoden wird der Schwerpunkt auf wissenschaftliche Methoden
gesetzt. Bei verhaltensorientierten Trainings findet kein begleitetes Selbststudium
mehr statt. Im Bereich Informationstechnik wird Excel als Wahlmodul im ersten Se-
mester angeboten. Insgesamt wird dieser Studienbereich zugunsten des Studienbe-
reichs Rechtliches Handeln verkdirzt.

B Die aktive Mitarbeit kann wie bisher in die Prifungsnote einflieRen, sofern die jewei-
lige Lehrkraft dies zu Beginn der Veranstaltung verbindlich bekannt gegeben hat.
Entsprechend der Qualitat der aktiven Mitarbeit kann dabei die Bewertung des
Teilmoduls um bis zu drei Punkte gehoben oder gesenkt werden. Dies gilt nicht fur
die zentralen Prifungen (8 22 Abs. 5 APOgD PA).

B Bei Prifungsleistungen, die nur durch eine Pruferin oder einen Prifer bewertet wer-
den, erfolgt die Bewertung in vollen Punktzahlen ohne Kommastellen.

B Der Praxisbericht ist eine Hausarbeit (8 23 Abs 4 APOgD PA).
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Neuorientierung im Wabhlpflichtbereich: Verwaltungsinformatik wird neuer Lehr- und
Lernbereich. Zwei Wahlpflichtmodule werden angeboten: ,Recht und Soziale Siche-
rung“ (RESI) mit 2 Teilmodulen und ,Soziales, Okonomie, Politik und Verwaltungs-
informatik (SOPI) mit 4 Teilmodulen. Diese Veranderung erméglicht es, den Bereich
Verwaltungsinformatik aufzubauen und die Wahlmdglichkeiten fur Studierende in
nicht-rechtlichen Handlungsfeldern der 6ffentlichen Verwaltung zu erhéhen.

Die Prufungsform Hausarbeit wird bei Wahlpflichtteilmodulen nicht mehr angeboten.
Prifungsformen, die in diesem Bereich mdglich sind: Klausur oder Prasentation
oder mindliche Prifung. Bei Prasentationen kénnen verschiedene Formen angebo-
ten werden, zum Beispiel Referat oder Moderation einer Sitzung.

Im 5. Semester wird fir Studierende, die im Rahmen ihrer Thesis eine qualitative
oder quantitative Befragung planen, ein Wahlmodul ,Angewandte Methoden der
empirischen Sozialforschung“ angeboten.

Das Thesismodul im 6. Semester wird in zwei Teilmodulen entsprechend der bei-
den Prufungen dargestellt: Bachelorthesis wird in P 4 geschrieben (11 Credits) und
das Kolloquium in P 5 durchgefiihrt (1 Credit). Damit verandern sich die Credits von
P 4 (7 Credits) und P 5 (11 Credits).

Abkurzungen

APOgD PA Ausbildungs- und Prifungsordnung fir den Studiengang
Bachelor of Arts (Public Administration)

B. A. Bachelor of Arts

C Credits (Anrechnungspunkte)

ECTS European Credit Transfer and Accumulation System

HoD Hochschulen fur den 6ffentlichen Dienst

IMK Innenministerkonferenz

LVS Lehrveranstaltungsstunden

M Studienbereich Methoden

o) Studienbereich Okonomisches Handeln

PA Public Administration

R Studienbereich Rahmenbedingungen

StO PA Studienordnung fur den Bachelor of Arts
(Public Administration)

Sem. Semester

SWS Semesterwochenstunden

\ Studienbereich Verwaltungshandeln

W Workload (studentischer Arbeitsaufwand)

WPM Wabhlpflichtmodul(e)

Teil 1 Das Konzept
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Teil 1 Konzeption des Bachelorstudiengangs
»Public Administration®

Weiterentwicklung des Bachelorstudiengangs

Der Fachbereich Verwaltung der Hessischen Hochschule flr Polizei und Verwaltung
(HfPV) steht mit seinem Angebot im Wettbewerb mit anderen Fachhochschulen. Eine
kontinuierliche Weiterentwicklung der Studiengange ist Teil unseres Qualitdtsmanage-
ments. Damit sich junge Menschen fiir einen Berufsweg in der offentlichen Verwaltung
entscheiden, missen die Ausbildungsbehérden, die sie einstellen wollen, und die HfPV,
die sie ausbilden will, Marketing betreiben. Es geht um den ,Kampf um die besten Kop-
fe" fur die offentliche Verwaltung.

Die wesentlichen Starken des Fachbereichs Verwaltung im Studium fur den gehobenen
Dienst beruhen auf vielfaltigen, jahrelangen Erfahrungen und dem hohem Engagement
der Lehrenden:

B Der Fachbereich Verwaltung ist wie keine andere Ausbildungsinstitution in Hessen
in der Lage, die verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen auf das Erkenntnis-
objekt ,offentliche Verwaltung“ zu beziehen. Mit den Studiengangen wird die Quali-
fikation der angehenden Fach- und Fuhrungskrafte fur alle Behérdentypen auf qua-
litativ hohem Niveau dauerhaft sichergestellt.

B Dabei werden die steigenden Anforderungen an eine qualitativ hochwertige Hoch-
schulausbildung mit einer hohen Praxisorientierung verbunden. Deshalb wurde und
wird das Curriculum der Studiengange im Fachbereich Verwaltung stets in enger
Abstimmung mit Vertreterinnen und Vertretern der Ausbildungsbehérden konzipiert
und weiterentwickelt. Das Studium ist eng an ihren Winschen ausgerichtet; wir
kennen unsere Ausbildungsbehérden und wissen, wie wir Kundennutzen schaffen.
Die Integration von qualifizierten Praktikerinnen und Praktikern in den Studienbe-
trieb ist ein besonderer Ausweis der Lehrkompetenz der HfPV. Die Verzahnung von
Theorie und Praxis wird durch Projekte und wissenschaftliche Arbeiten, die Praxis-
probleme I6sen, abgerundet.

B Der Fachbereich Verwaltung ist einziger Anbieter von qualitativ hochwertigen Aus-
und Fortbildungsprogrammen in Hessen aus einer Hand. Das grundstéandige Studi-
um passt zu dem bereits vorhandenen Masterstudiengang (Master of Public Ma-
nagement) sowie zu den Angeboten der beruflichen Fort- und Weiterbildung fiir Be-
schaftigte im gehobenen und héheren Dienst.

Die Anforderungen und Bedurfnisse der Kunden sowie des Verwaltungs- und Lehrper-
sonals waren bei der Weiterentwicklung genauso zu bericksichtigen wie die mdglichst
optimale und effiziente Prozessgestaltung und die Wirtschaftlichkeit. Unsere Aufgabe
war es, einen Studiengang weiterzuentwickeln,
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B der kundenorientiert ist, mit dem unsere Ausbildungsbehérden inhaltlich und
strukturell zufrieden sind und dessen Praxisphasen in den Ausbildungsbehor-
den gut zu organisieren sind,

B der ,studierbar” ist; d. h. der die Studierenden herausfordert und motiviert, in
dem sie fachliche, methodische und soziale Kompetenzen entwickeln kénnen,
und der sie beféhigt, die vielfaltigen Aufgaben in einer modernen 6ffentlichen
Verwaltung mit Engagement und persénlichem Einsatz auszufuhren,

B der die Lehrenden herausfordert und motiviert, mit dessen Organisation die
Lehrenden zufrieden sind und der bei Bedarf einen fachbereichs- und abtei-
lungsiibergreifenden Einsatz ermdglicht,

B der gut zu verwalten und zu organisieren ist, der das Verwaltungspersonal mo-
tiviert, seine Fahigkeiten und Krafte herausfordert und Arbeitszufriedenheit
herstellt,

B in dem die Beteiligten optimal mit Ressourcen umgehen kénnen, um die Ziele
Zu erreichen.

Von dem Motto ,Bewahrtes bewahren, Gutes verstarken und Besseres hinzufigen® ha-
ben wir uns auch bei der Weiterentwicklung des Konzeptes 2014 leiten lassen. Mit einer
schriftlichen Befragung von Vertreterinnen und Vertretern der Ausbildungsbehdrden, der
Lehrenden und Studierenden nach einzelnen Bestandteilen des Studiums und Verande-
rungswiinschen begann daher im Sommer 2014 die Entwicklungsarbeit.

Das Reakkreditierungsverfahren wurde im April 2016 durchgefiihrt. Eine vorlaufige Auf-
lage wurde ausgesprochen: Die Prifungsformen im Wahlpflichtbereich missen an die
zeitlichen Anforderungen angepasst werden; fur die alternative Prifungsform ,Hausar-
beit* reiche die zur Verfigung stehende Zeit nicht aus, um die Anforderungen an eine
Hausarbeit im Sinne des 8§ 23 Nr. 4 APOgD PA zu erfullen. Daraufhin wurde die Pri-
fungsform ,Hausarbeit® in allen Wahlpflichtteilmodulen ersetzt durch andere Prifungs-
formen. Die urspriinglich ausgesprochene Auflage wurde daraufhin gestrichen und der
Bachelorstudiengang ,Public Administration“ (B.A.) (vormals: ,Allgemeine Verwaltung®
(B.A.)) ohne Auflagen akkreditiert. Die Akkreditierung gilt bis 30. September 2022.

Fur die Weiterentwicklung des Studienprogramms wurden folgende Empfehlungen aus-
gesprochen:

B Der durch den gewahlten englischsprachigen Titel suggerierte internationalere Cha-
rakter des Studiengangs sollte auch curricular und didaktisch und durch das inten-
sive Streben nach Kooperation mit ausléandischen Hochschulen zum Ausdruck
kommen.

B Europapolitische Themen sollten starker im Curriculum abgebildet werden.

B Die Reduzierung der Prifungsanzahl sollte weiterverfolgt werden. Es sollte weiter-
hin darauf geachtet werden, dass bei den abzulegenden Prifungsleistungen an den
unterschiedlichen Studienorten der Hochschule die fir die entsprechende Prifungs-
form zentral definierten Vorgaben eingehalten werden.
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Profil des Bachelorstudiengangs

Ziel des Bachelorstudiengangs ,Public Administration der HfPV ist es, Absolventinnen
und Absolventen als Fach- und Fihrungskrafte auf fachlich hohem Niveau mit umfang-
reichem Fach- und Methodenwissen fir den flexiblen Einsatz in Arbeitsfeldern des 6f-
fentlichen Dienstes und 6ffentlicher Betriebe zu beféhigen. Dabei geht es um eine mo-
derne offentliche Verwaltung entsprechend den Leitideen der neuen Verwaltungssteue-
rung. Der Studiengang ist interdisziplinar angelegt: Fach-, Methoden- und Sozialkompe-
tenzen werden in juristischen, 6konomischen und sozialwissenschaftlichen Wissen-
schaftsbereichen vermittelt. Der Schwerpunkt — tber 50 % der Inhalte verpflichtend —
liegt bei den Rechtswissenschaften. Um die berufliche Handlungsfahigkeit zu sichern, ist
die Vermittlung von Schlisselqualifikationen elementarer Bestandteil des Studiums. Ziel
des Studiums ist es, Studierenden die neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse zu
vermitteln und hierbei bewusst den Transfer in die beruflichen Anwendungsfelder zu
fokussieren. Gerade die enge Verzahnung von Wissenschaft und Praxis ermoglicht es,
den Studierenden qualitativ hochwertig und zeitnah ein hohes Mal3 an beruflicher Hand-
lungsfahigkeit zu vermitteln. Lehrinhalte und -methoden werden regelmaflig evaluiert
und an die sich andernden Anforderungen der Berufspraxis angepasst.

Um die Ziele des Studiums zu erreichen, arbeiten die Hochschulangehérigen mit den
Ausbildungsbehérden zusammen und beteiligen die Studierenden an der kontinuierli-
chen Weiterentwicklung des Studiengangs. Studierende, Lehrende und Verwaltungs-
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter sind sich bewusst, dass die Ziele des Studiums nur
verwirklicht werden kdnnen, wenn die Studierenden den Erwerb der Fach-, Methoden-
und Sozialkompetenzen als eigene Aufgabe begreifen, die sie aktiv, engagiert und in
Selbstverantwortung bewaltigen. Hierbei werden sie durch die Hochschulangehdrigen
sowie die Ausbildungsbehdrden im Rahmen ihrer Funktionen und Aufgaben unterstitzt.
Die Lehrenden bedienen sich dabei der wissenschaftlichen Erkenntnisse und Methoden
moderner Hochschuldidaktik.

Der Studiengang dauert sechs Semester. Es sind insgesamt 180 Credits zu erwerben.
Der Bachelorstudiengang ist modular angelegt. Er enthalt 16 Module. Jedes Modul
schlief3t mit einer Prufung ab. Vom 2. bis 5. Semester sind die fachtheoretischen Stu-
dien mit fachpraktischen Studien von insgesamt einem Jahr (60 Credits) verzahnt. In
den Wabhlpflichtmodulen des 5. Semesters kdnnen Studierende Schwerpunkte bilden.
Im 6. Semester ist eine wissenschaftliche Abschlussarbeit (Thesis) innerhalb von drei
Monaten anzufertigen, in der eine praktische Problemstellung aus einem Arbeitsfeld
bearbeitet wird. Die Erarbeitung der Thesis ist mit einem Praktikum verzahnt. Fir die
Bachelorthesis werden 12 Credits vergeben.

Nach Abgabe der Thesis bietet das Studium ein berufseinfihrendes Praktikum, das
durch Wahlmodule fachtheoretisch begleitet werden kann. Absolventinnen und Absol-
venten des Studiengangs sind in der Lage, ihre im Studium erworbenen Kompetenzen
durch Fort- und Weiterbildung zu festigen, zu erweitern und an andere, insbesondere
ihnen zur Ausbildung anvertraute Personen weiterzugeben. Wahrend des berufseinfiih-
renden Praktikums findet die mindliche Prifung (Kolloquium) statt. Wenn alle Prufun-

Modulbuch B. A. Public Administration 2016



gen bestanden sind, endet das Studium mit dem letzten Tag des berufseinfihrenden
Praktikums.

Eine Besonderheit des Studiengangs sind Gruppengréf3en von 25 Studierenden. Lehr-
formen sind vor allem Lehrgesprache, Vortrage und Prasentationen, Ubungen, verhal-
tensorientierte Trainings, ein Projekt, ein Seminar und seminaristische Veranstaltungen
nach Wahl. Die hauptamtlich Lehrenden kennen die Arbeitsfelder der 6ffentlichen Ver-
waltung und wissen, was in der Praxis relevant ist. Unterstitzt werden sie von Lehrbe-
auftragten, die wiederum grofRtenteils in der 6ffentlichen Verwaltung tatig sind. Der De-
ckungsgrad der Lehre durch hauptamtliche Lehrkrafte liegt im Durchschnitt bei 65 %.
Durch den regelméaRigen Austausch mit Fach- und Fuhrungskréaften in der Praxis wird
ein hohes MalR an Anwendungsorientierung gesichert. Der Studiengang ist wegen der
unterschiedlichen nationalen Struktur der ¢ffentlichen Verwaltung prinzipiell kein interna-
tionaler Studiengang. Die Lehrinhalte beinhalten dennoch wichtige internationale und
globale Aspekte. Eine Zusammenarbeit mit Hochschulen aus dem europaischen Raum
findet inhaltlich und organisatorisch statt. Der Studiengang ist inhaltlich und konzeptio-
nell mit entsprechenden Bachelorstudiengangen anderer Hochschulen fir den offentli-
chen Dienst vergleichbar.

Elemente des Bachelorstudiengangs

Module

Module orientieren sich nicht an traditionellen Fachergrenzen, sondern stellen Lernfel-
der in interdisziplinaren, zusammenhéangenden Bereichen dar. Im Rahmen der Module
werden Studieninhalte und Veranstaltungen zu gréfR3eren, in sich abgeschlossenen und
abprifbaren inhaltlichen Einheiten zusammengefasst, die sich idealerweise auf Arbeits-
felder des spateren Berufsfeldes und reale Probleme der spateren Berufstatigkeit bezie-
hen. Mit diesem interdisziplindren Ansatz wird aufgezeigt, dass und wie an einem Prob-
lembtindel nicht nur eine einzelne Wissenschaft zur Losung beitragt, sondern mehrere
Wissenschaften daran Anteil haben.

Basiskenntnisse in den Fachdisziplinen und ihrer jeweiligen Denkweise missen natr-
lich nach wie vor in einem ersten berufsqualifizierenden Studium gelegt werden. Das
Design der Module und der Aufbau des Studiums ist auf die zu erwerbenden Kompe-
tenzen und damit auf die berufliche Handlungsfahigkeit (employability) der Studierenden
fokussiert.

Module werden durch Kompetenzziele definiert. Damit werden die zu erwerbenden
Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten beschrieben. Jedes Modul steht fir eine in
sich abgeschlossene Lehr-/Lerneinheit. Module bestehen nicht nur aus den zu besu-
chenden Lehrveranstaltungen, sondern beinhalten auch Vor- und Nachbereitung von
Veranstaltungen, Praktika und Priifungsvorbereitungen.

Ein Modul besteht in der Regel aus mehreren Teilmodulen, d. h. aus mehreren Veran-
staltungen (oder Lerneinheiten) unterschiedlichen Typs, deren Gemeinsamkeit darin
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bestehen soll, dass sie gemeinsame Kompetenzen vermitteln bzw. deren Erwerb er-
mdglichen. Die inhaltliche und methodische Ausgestaltung der Module kann variieren,
weist jedoch immer einen engen Bezug zum spéateren Berufsfeld auf. Somit kbnnen in
Modulen verschiedene Lehr- und Lernformen — klassische Lehrveranstaltungen, Ubun-
gen, Projekt, Seminar, Praktika, aber auch neue Formen multimedialen und internetba-
sierten Lernens — nebeneinander eingesetzt werden.

Eine breite fachliche Basis wird in den ersten vier Semestern des generalistisch ange-
legten Studiums gelegt. Dabei wird in die Denkweise von Fachdisziplinen eingefiihrt;
gleichzeitig werden aber bereits unterschiedliche Facher in einem Modul integriert. Die
traditionellen Grenzen von Rechtswissenschaften, Wirtschaftswissenschaften und Sozi-
alwissenschaften haben wir dadurch einerseits Uberschritten; andererseits sind sie in
den einzelnen Modulen und Teilmodulen natirlich nach wie vor vorhanden. Ihr Anteil
ergibt sich unmittelbar aus dem inhaltlichen Schwerpunkt der jeweiligen Veranstaltung.
Mehr als die Halfte der fachwissenschaftlichen Schwerpunkte im Kontaktstudium sind
rechtswissenschaftlich. Die Anteile der Wissenschaftsbereiche sowie der Wahlbereiche
Projekt, Seminar und Thesis (Exposé und Thesisbetreuung einschliel3lich Kolloquium)
zeigt die folgende Abbildung (siehe auch detaillierte Aufstellung in Abbildung 16, S. 40).

Abbildung 1 Fachwissenschaftliche Schwerpunkte des Studiums

Sozialwissenschaft

m Rechtswissenschaft

m Wirtschaftswissenschaft

uWahl

Das Studienkonzept unterscheidet sieben Studienbereiche. Funf Studienbereichen sind
jeweils mehrere Module zugeordnet:

1. zwei Module im Studienbereich ,Methoden®,
2. vier Module im Studienbereich ,Verwaltungshandeln®,

3. vier Module im Studienbereich ,Okonomisches Handeln®,
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4. zwei Module im Studienbereich ,Rahmenbedingungen der &ffentlichen Verwal-
tung®,

5. zwei Module im Studienbereich ,Wahlpflicht,
6. ein Modul im Studienbereich ,Praxis® und
7. ein Modul im Studienbereich ,Bachelorthesis®.

Insgesamt sind 16 Module zu absolvieren. Ein Modul umfasst in der Regel die Inhalte
von einem oder zwei Semestern. Den Aufbau des Bachelorstudiengangs Public Admi-
nistration zeigt die Abbildung 2.

Abbildung 2 Modularer Aufbau des Bachelorstudiengangs (Public Administration)”
Sem. Modulubersicht
Modul 16 MquI 3
Praktikum 5
6 WahImodule
Thesi d Koll i
esis un olloquium Praktikum 4
Modul 14 Modul 10 Modul 13
: Wabhlpflicht- Praktikum 3
5 Modul 2 . Walhlpfhcht.modul_ ) Okonomisches | modul Recht
Soziales, Okonomie, Politik und .
. . Handeln 4 und Soziale
Verwaltungsinformatik .
Sicherung
Methoden 2 Modul 6 Modul 9
4 Verwaltungs- Okonomisches
handeln 4 Handeln 3
Modul 5 Modul 8 Modul 12 Praktikum 2
3
Modul 1 Modul 4 . Rahmen- Praktikum 1
Okonomisches .
Verwaltungs- Handeln 2 bedingungen
2 handel 93 der offentlichen
anie Verwaltung 2
Methoden 1 Modul 3 Modul 7
el Verwaltungs- odu Modul 11
1 handeln 2 Rahmen-
Verwaltungs- Okonomisches | bedingungen
handeln 1 Handeln 1 der 6ffentlichen
Verwaltung 1

Mit den Studienbereichen erzielen wir eine klare Struktur des Studiums und Orientierung
fur die Studierenden.

B Im Studienbereich ,Verwaltungshandeln“ sind die Facher Verwaltungsrecht, Kom-

munalrecht, Sozialrecht, Privatrecht und Dienstrecht integriert.

! Anlage 1 der Studienordnung (StO PA).
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B Im Studienbereich ,Okonomisches Handeln“ sind die Facher Betriebswirtschaftsleh-
re, 6ffentliche Finanzen und Volkswirtschaftslehre integriert.

B |Im Studienbereich ,Rahmenbedingungen der 6ffentlichen Verwaltung® sind alle Fa-
cher integriert, die fir das Handeln in der 6ffentlichen Verwaltung wichtige Hinter-
grinde liefern bzw. das Handeln effektiv und effizient gestalten: Politologie, Sozial-
psychologie, Soziologie, Staats- und Verfassungsrecht.

B [Im Studienbereich ,Methoden® sind alle Fachdisziplinen (und Lehrenden) vertreten;
in allen beruflichen Handlungsfeldern spielen Methoden eine zentrale Rolle und
sorgen fur effizientes Handeln.

B Dem Wahlpflichtbereich im 5. Semester sind zwei Module zugeordnet, in denen
Vertiefungsschwerpunkte gebildet werden.

B Im 6. Semester schreiben die Studierenden ihre Thesis. Das Studium wird mit ei-
nem berufseinfilhrenden Praktikum und — nach Bedarf — durch zuséatzliche Wahl-
module und der miindlichen Prifung zur Thesis abgeschlossen.

B Dem Studienbereich ,Praxis“ gehoren die Praktika in unterschiedlichen Handlungs-
feldern der offentlichen Verwaltung an. Das Praxismodul ist mit dem gesamten Stu-
dium verzahnt. Es bietet Praktika begleitend im 5. und 6. Semester Wahimodule,
die die berufliche Handlungsféahigkeit gezielt nach individuellem Bedarf starken sol-
len.

Die folgende Abbildung zeigt die Module und Teilmodule mit den Credits. Die Abbildung
12 im Anhang auf S. 34 dokumentiert die Anteile der Studienbereiche am Gesamtstudi-
um nach Credits.

Abbildung 3 Studienbereiche: Anzahl der Module, Teilmodule und Credits

Studienbereich Module Teilmodule Teilmodule Credits
1.Sem. 2.Sem. 3.Sem. 4.Sem. 5.Sem. 6.Sem. 9gesamt 2016
Verwaltungshandeln 4 2 3 2 3 10 33
Okonomisches Handeln 4 2 1 3 2 2 10 22
Rahmenbedingungen 2 3 3 1 7 12,5
Methoden 2 1 1 2 1 5 135
Wahlpflichtmodule 2 6 6 9
Thesis und Kolloquium 1 2 2 12
Praktikum 1 1 1 1 2 5 78
Summe 16 8 9 6 8 10 4 45 180

Die Studienbereiche, Module und die zugehérigen Teilmodule werden in Teil 2 des Mo-
dulbuchs detailliert in so genannten Modulkarten beschrieben.
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Fur jedes Modul werden Kompetenzziele aufgezeigt sowie Teilmodule zugeordnet. Fir
jedes Teilmodul werden eindeutig und verbindlich

B die Lernziele und Teilmodulinhalte,

B die grundlegende Literatur und die verwendeten Lehrmaterialien,
B die Lehr- und Prifungsform,
|

die Lage im Rahmen des Gesamtstudiums und die erforderlichen
Vorkenntnisse,

B der Arbeitsaufwand und die Dauer

festgelegt. Die Modulbeschreibungen bzw. Modulkarten dienen insbesondere der Erho-
hung der Transparenz. Studierende werden so bereits im Vorfeld Uber alle wesentlichen
Ziele, Inhalte und Bedingungen der Veranstaltung informiert. Studierende, Lehrende und
die Praxis sind an die Vorgaben gebunden.

Praktikumszeiten sind als Praxismodul integraler Bestandteil des Curriculums. Sie wer-
den bewertet und gehen in die Abschlussnote des Studiums ein.

Die Bachelorprifung ist die Summe aller Modulprifungen einschlieRlich der Bachelorar-
beit (Thesis) und ihrer Verteidigung in einer mundlichen Prifung. Das bedeutet in der
Konsequenz, dass die Studierenden mit der ersten Modulprifung bereits an ihrer Ab-
schlussnote ,arbeiten“. Da jedes Modul notwendige Kompetenzen zur Erlangung der
beruflichen Handlungsfahigkeit vermittelt, muss auch jedes Modul erfolgreich abge-
schlossen werden (mehr dazu im Kapitel ,Leistungsnachweise und Prifungen®).

Schlisselqualifikationen und Kompetenzziele

Wir unterscheiden klassisch nach drei Kompetenzarten: Die fachliche, die methodische
und die soziale Kompetenz. Die Methodenkompetenz (z. B. wissenschaftlich arbeiten,
Informationstechnik professionell nutzen, organisieren, prasentieren, moderieren) und
die Sozialkompetenz (z. B. Kommunikations-, Team- und Konfliktfahigkeit) haben im
Studiengang eine zentrale Bedeutung.

Auf unseren Modulkarten wird jeweils das ,Fachliche“ deutlich herausgestellt, aber auch
spezifische Methoden- und Sozialkompetenzen, die durch das Modul ausgebildet wer-
den sollen. Das Entwickeln von Methoden- und Sozialkompetenz — wie z. B. Auftreten,
Kommunikation und Moderation, Belastbarkeit, Problemlosungsfahigkeit, Kritikfahigkeit,
Teamfahigkeit — wird in allen Lehrveranstaltungen ernst genommen, etwa durch die
Wahl von geeigneten Lernformen (Gruppenarbeit, Vortrag, Moderation usw.). Diese
Bestandteile der Methoden- und Sozialkompetenz kommen in allen Modulen vor. Des-
halb haben wir in der Darstellung der Kompetenzziele nur die Methoden- und Sozial-
kompetenzen ausgefuhrt, die in besonderer Weise Ziele des Moduls sind und in der
Regel Uber die oben genannten hinausgehen.
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Die Kompetenzziele eines Moduls sind nachhaltig und beziehen sich auf die berufliche
Handlungsfahigkeit. Sie bestehen natirlich auch aus der Fachkompetenz, die in den
Lernzielen des Teilmoduls beschrieben werden.

Studienablauf

Der Studienablauf im Bachelorstudiengang ,Public Administration® zeichnet sich durch
eine klare Semesterstruktur aus: Die Semester beginnen Anfang September bzw. An-
fang Marz.

Abbildung 4 Studienablauf des Bachelorstudiengangs (Public Administration)

1. Semester 2. Semester
Fachtheoretisches Studium Praktikum 1 Fachth. Studium
22 Wochan 12 Wochen 11 Waochen
3. Semester 4, Semester
Fachth. Studium  Praktikum 2 Fachth. Studium  praktikum 3
11 Weachen 12 Wochen 11 Wochen 12 Wochen + ...
5. Semester 6. Semester
Praktikum 3 Fachth. Studium P 4 [Thesiz P 5 Bensseimnnng
12 Wochen 11 Wachen 2 Monate 8 Wochen
1 Shudllentag pro WWoche ooilicagubamn HiFY
Sa it 1] D ] ] Fidr Aor Fis i Ju AL

Bewahrt hat sich aus Sicht von Hochschule und Praxis ein mehrfacher Wechsel von
fachtheoretischen und fachpraktischen Studienzeiten; er dient der Verzahnung.

Ein frihes erstes Praktikum foérdert die Bindung an die Ausbildungsbehdrde und zeigt
die Praxisrelevanz des Studiums, insofern ist dieser Schritt sicherlich effektiv. Praktika
erfordern aber auch ein Mindestmal? an fachtheoretischen Grundlagen, die wir in einem
langen ersten Semester legen mussen.

Vom zweiten bis flnften Semester ist jeweils eine Halfte des Semesters fachpraktische
Studienzeit und die andere fachtheoretische Studienzeit. Die Lage der Praktika ist ver-
teilt: Fachpraktische Studienzeiten finden im Fruhjahr, Sommer, Herbst und Winter statt.
Dies ermdglicht einen vielfaltigen Einsatz der Studierenden in unterschiedlichen Prakti-
kumsfeldern. Auch Auslandspraktika konnen in diesem Modell realisiert werden. Im vier-
ten und funften Semester bietet ein lAngerer Praxisblock von sechs Monaten Flexibilitat
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fur behordenspezifische Planungen der Praktika. Umgekehrt bietet das fachtheoretische
Studium im zweiten und dritten Semester die Mdglichkeit, fachtheoretische Module tber
zwei Semester anzubieten und die abschlieBende Prifung erst am Ende des dritten
Semesters durchzufiihren. Dies entlastet unser Modell von ohnehin zahlreichen Prifun-
gen. Die Abbildung 5 zeigt den Studienplan.

Abbildung 5  Studienplan®

1S ster 2.S ster 3.S st 4. Semester 5. Semester 6. Semester
Module/Studieninhalte Kontakt | Kontakt | P1 | Kontakt | Kontakt | P2 | Kontakt| P3 | P3 "S"t‘":j‘f'e’ Kontakt | P4 P5
udien-
(§ 12 APOgD AV) [SWS] | [Sws] [SWS] | [Sws] [sSws] inhalte [sWS] | [sws]
Verwaltungsrecht 5 5 4 4 5 WPM 1.1 3 Wahl-
& _ | Dienstrecht 5 5 5 wpPM12| 3 module
c =
()
T‘:; 2 | Privatrecht 3 3 3 3
8
§ Kommunalrecht 3 4 4
Sozialrecht 4 4 5
Verwaltungshandeln 11 17 16 16 14 WPMR 6
. Betriebswirtschaftslehre 3 4 3 4 4 BWL
§s| . } 5
s g Offentliche Finanzwirtschaft 4 4 5 5] OF
X
T
© Volkswirtschaftslehre 4 VWL 4
Okonomisches Handeln 7 8 3 13 9 9
& | Politologie 3 4 WPM 2.1 3
52
£ §= Staats- und Verfassungsrecht 3 3 4 WPM 2.2 3 Thesis
T .=
x ©
& | soziologie, Psychologie 4 5 3 WPM 2.3 3
Rahmenbedingungen 6 7 13 3 WPM 2.4 3
Wissenschaftliches Arbeiten 3 3 WPM S 12
Juristische Methoden 2
= Informationstechnik 2
5]
°
2 Rhetorik 2
3
Empirische Sozialforschung 4 Exposé 2
Projekt 3 3
Seminar 3
Methoden 9 3 4 3 6 2 Kolloquium
33 35 36 35 29 29 6 |

Das Projekt im 3. und 4. Semester baut auf den Modulen des 2. Semesters auf. Fir die
Durchfiihrung eines anspruchsvollen Projektes — mit Bezug zur Praxis und integrierten
empirischen Untersuchungen — stehen damit ein drei Viertel Jahr bzw. eine fachtheore-
tische Studienzeit von 22 Wochen zur Verfigung. Die Unterbrechung durch das Prakti-
kum 3 beinhaltet eine weitere Chance zur Verzahnung von Theorie und Praxis: Wenn
Ausbildungsbehérden den Projektauftrag geben, kann der praktische Teil einer empiri-
schen Untersuchung (Befragung, Interviews, Dokumentenanalyse) z. B. auch im Pra-
xismodul durchgefihrt werden.

2 Anlage 2 der Studienordnung StO PA.
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Schwerpunkte des Studiums im funften Semester sind — neben einem abschlieRenden
Modul im Studienbereich ,Okonomisches Handeln“ und einem Teilmodul im Studienbe-
reich Methoden (Exposé der Thesis) — die Vertiefung bzw. Schwerpunktsetzung in zwei
Wahlpflichtmodulen. Die Studierenden haben die Mdglichkeit, aus zwei Wahlpflichtmo-
dulen verschiedene Teilmodule auszuwéahlen:

B Recht und Soziale Sicherung RESI (2 Teilmodule) und
B Soziales, Okonomie, Politik und Verwaltungsinformatik SOPI (4 Teilmodule).

Die Wabhlpflichtteilmodule decken typische Handlungsfelder in der offentlichen Verwal-
tung ab; Handlungsfelder, in denen unsere Studierenden in den ersten Jahren ihrer Be-
rufstatigkeit tatig sein werden. Eine Schwerpunktbildung ist mdglich, indem z. B. im
Wabhlpflichtbereich 1 zwei Teilmodule im Bereich Soziale Sicherung gewéhlt werden
oder im Wahlpflichtbereich 2 vier Teilmodule im Bereich Okonomie. Die Studierenden
erhalten das spezifische Angebot an Teilmodulen der Abteilung am Anfang des 5. Se-
mesters wahrend des Praktikums 3. Es soll ein ausreichendes Spektrum an Wahl- und
Vertiefungsmaglichkeiten bietet. Das Angebot ist allerdings abhéngig von der Anzahl der
Studierenden in den Abteilungen; eine Veranstaltung kann nur durchgefihrt werden,
wenn mehr als acht Studierende das Angebot wahlen. Teilmodule flr Interessenten aus
mehreren Abteilungen, z. B. Gief3en und Kassel, kdnnen das Angebot fur die Studieren-
den erhdhen.

Jedes Wahlpflichtteilmodul wird mit drei Semesterwochenstunden durchgefihrt. Von
den elf Veranstaltungen kénnen zwei Veranstaltungen im begleiteten Selbststudium
angeboten werden, was den Studierenden Raum geben soll, eine seminaristisch aufge-
baute Veranstaltung mit Beratung durch die Lehrenden vorzubereiten. Die Teilmodule in
den beiden Wahlpflichtbereichen werden im Modulbuch Teil 2 beschrieben. Weitere
Angebote werden nach Bedarf entwickelt.

Das Teilmodul ,Exposé der Thesis“ wird durch die hauptamtliche Lehrkraft durchgefiihrt,
die die Thesis betreut. Fur diejenigen Studierenden, die eine quantitative oder qualitati-
ve empirische Untersuchung in der Thesis planen, wird ein Wahlmodul ,Angewandte
empirische Sozialforschung“ im Umfang von 20 Stunden angeboten, um die mit diesem
Vorhaben verbundenen methodischen Fragen zu vertiefen, so dass die Studierenden
methodisch fir die Thesis im 6. Semester geristet sind.

Im 6. Semester schreiben die Studierenden ihre Bachelorarbeit (Thesis). Der Zeitrah-
men flr die Abschlussarbeit betragt drei Monate — dies lasst ausreichend Zeit fir empi-
rische Untersuchungen — und ist mit einem Praktikum verzahnt. Die Studierenden sollen
ihre Thesis moglichst in dem Praxisbereich, der Gegenstand ihrer Bachelorarbeit ist,
schreiben. Die Thesis beginnt Anfang Marz und die Abgabe ist Anfang Juni. In der Re-
gel treffen sich die Studierenden mit ihrer Betreuerin oder ihrem Betreuer aus der Hoch-
schule wéhrend des Zeitraums der Erstellung dreimal in einer Prasenzveranstaltung
(siehe Modulkarte Bachelorthesis, Modulbuch Teil 2).

Der zweite Teil des 6. Semesters ist mit dem so genannten berufseinfiilhrenden Prakti-
kum (P 5) verzahnt. Diese Zeit kann flexibel genutzt werden. Ein Fortbildungsprogramm,
das die Hochschule den Studierenden anbietet, ist die ,Ausbildung der Ausbilderinnen
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und Ausbilder” (AdA). Es wird mit einer Ausbildereignungsprifung beendet. Je nach
Bedarf und Bedurfnissen kann die Hochschule auf Wunsch der Ausbildungsbehdrden
oder Studierenden aber auch Module angeboten, die im bisherigen Studium nicht ver-
tieft wurden, jedoch fir die erste Berufspraxis von Bedeutung sind. Praktisch kann das
bedeuten: Die Studierenden belegen in den verbleibenden Wochen zwei Tage pro Wo-
che Module an der HfPV und bereiten sich drei Tage pro Woche auf ihre kiinftige Be-
rufstatigkeit und die Abschlussprifung vor. Auch in dieser Phase ist eine Exkursion oder
eine Studienfahrt maglich. Im Extremfall erfullen die Studierenden den Workload in die-
sem Teil des Studiums ausschlie3lich durch ein Praktikum im zukinftigen Téatigkeitsbe-
reich oder bei einer anderen Verwaltung (z. B. in einem Verband, einem Betrieb, einer
auslandischen Verwaltung). Oder sie studieren im anderen Extremfall ausschlieflich
fachtheoretisch, belegen die unterschiedlichsten Wahlmodule. Die angebotenen Module
in diesem Studienabschnitt werden als Workload gezahlt, sofern sie ,mit Erfolg“ oder
einer mindestens ausreichenden Bewertung abgeschlossen werden. Uber die erfolgrei-
che Teilnahme wird den Studierenden eine Bescheinigung ausgestellt; auf Antrag kdn-
nen zusatzliche Studien- und Prifungsleistungen mit Angabe der ECTS-Credits be-
scheinigt werden.

Wahrend des berufseinflhrenden Praktikums — in der Regel sechs bis acht Wochen
nach Abgabe der Thesis — findet das Kolloquium (= die mindliche Prifung) statt, die die
Thesis zum Gegenstand hat (8 25 APOgD PA). Zum Kolloguium wird geladen, wer die
Thesis bestanden und alle sonstigen Prifungsleistungen mit Ausnahme des Praxismo-
duls erbracht hat. Die Studierenden erhalten spatestens mit der Ladung zum Kolloquium
eine Abschrift des Gutachtens. Das Kolloquium dient der Feststellung, ob die oder der
Studierende beféahigt ist, die Ergebnisse der Thesis, ihre fachlichen und methodischen
Grundlagen, ihre fachertibergreifenden Zusammenhénge und ihre aul3erfachlichen Be-
ziige mundlich darzustellen, selbststandig zu begrinden und ihre Bedeutung fir die
Praxis einzuschétzen. Das Kolloquium soll 40 Minuten dauern. Die beiden prifenden
Betreuerinnen und Betreuer beraten nach der Priifung und teilen der Kandidatin oder
dem Kandidaten die erreichte Punktzahl mit.

Das Studium endet mit Ablauf des letzten Tages des berufseinfiihrenden Praktikums
P 5. Die erfolgreiche Teilnahme am Praktikum ist von der Ausbildungsleitung zu be-
scheinigen.

Pro Studienjahr sind im Durchschnitt sechs Wochen studienfreie Zeit vorgesehen. Diese
Zeit entspricht ca. 26 Urlaubs- und Feiertagen im Jahr. Die studienfreien Zeiten decken
die Urlaubszeiten ab und sind wéhrend der fachtheoretischen Studienzeit zu nehmen.
Im Praktikum 3 im 4./5. Semester kann die Urlaubszeit flexibel eingerichtet werden, je
nach Urlaubsanspruch. Sofern Wahlveranstaltungen im 6. Semester nach Abgabe der
Thesis belegt werden, ist der restliche Urlaubsanspruch in der studienfreien Zeit der
Hochschule zu nehmen. Studienfreie Zeiten der Hochschule liegen im Winter (3 Wo-
chen), im Frihjahr (2 Wochen) und im Sommer (4 Wochen).
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Kontaktstudium = Prasenzstudium + begleitetes Selbststudium

Die Studienstruktur umfasst Studiensemester von 23 Wochen (ohne studienfreie Zei-
ten). Davon stehen im ersten Semester 22 Wochen und in den folgenden Semestern 11
Wochen fir das fachtheoretische Studium zur Verfiigung. Die Lehrveranstaltungen wer-
den in der Regel gleichmafiig auf das Semester verteilt und in Blécken von zwei, drei,
vier oder funf Stunden angeboten. Studienbegleitend oder in der letzten Semesterwoche
des fachtheoretischen Studienabschnitts werden sie mit einer Prifung abgeschlossen
werden.

Fachlich und inhaltlich gibt es regelmaRig Anpassungen im Studium, die in Teil 2 des
Modulbuchs dokumentiert werden. In den fachtheoretischen Studienzeiten muss den
Studierenden jedoch ein ausreichender Freiraum fir selbstédndiges Arbeiten, fir Vor-
und Nachbereitungen, die eigensténdige Erarbeitung, die Aneignung und Vertiefung von
Studieninhalten, das Literaturstudium sowie Prifungsvorbereitungen eingeraumt wer-
den.

Eine Uberfrachtung der Lehre mit Prasenzveranstaltungen behindert aus unserer Erfah-
rung die Erreichbarkeit der Kompetenzziele. Dass man Wissen wie mit einem Trichter in
den Kopf von Lernenden gieRen kdnne, ist die bekannte scherzhafte Vorstellung dazu.
Studierende missen Zeit und Fleil3 investieren, um Erfolg zu haben und eine Prifung zu
bestehen. Dazu sind didaktisch gut aufbereitete und systematisch aufgebaute Veran-
staltungen genauso wichtig wie praxisorientierte Ubungen, Fallbeispiele und Hinweise
zum selbststandigen Lernen. Aus unserer Erfahrung ist Anregung, Anleitung und Feed-
back zu studienbegleitenden, vertiefenden Leistungen besonders geeignet, damit Stu-
dierende die Kompetenzziele erreichen.

Deshalb haben wir 2010 bei der Entwicklung des Bachelstudiengangs das Kontaktstudi-
um in ein Prasenzstudium, das wie gewohnt gemeinsam mit der Studiengruppe durch-
gefuhrt wird, und ein begleitetes Selbststudium mit anderen Lernformen und Lernme-
thoden — mit Anregung, Lernimpulsen und Anleitung, Betreuung sowie Rlckkopplung
Uber den Lernerfolg durch die Lehrenden — aufgeteilt (vgl. 8 9 Abs. 1 APOgD PA und
§ 5 Abs. 2 StO PA). Inhalte fUr das begleitete Selbststudium (kurz: begleitetes Studium)
kann die Vorbereitung, die transferorientierte Nachbearbeitung von Prasenzstunden
ebenso wie die Erarbeitung neuer Wissensfelder sein.

Der Kontakt von Lehrenden und Studierenden ist unvermindert: Vormittags in Prasenz-
veranstaltungen und nachmittags in den Phasen des begleiteten Studiums mit Aktivie-
rung der Studierenden. Das Konzept haben wir mehr als vier Jahre mit anerkanntem
Erfolg erprobt. Das begleitete Selbststudium fuhrt zu mehr Selbstandigkeit der Studie-
renden und entspricht ihrem Wunsch nach individueller Rickmeldung von Lernfortschrit-
ten. Die Balance zwischen dozentenzentrierter Lehre, verschiedenen Lernformen und
Lernmethoden, Anleitung zum selbststandigen Lernen, Betreuung sowie Kontrolle bzw.
Ruckmeldung zu finden, ist dabei nicht immer leicht, aber in jedem Fall besonders auf-
wandig fur die Lehrenden. Sie missen im begleiteten Studium den Lernprozess bera-
tend begleiten, die Resultate kontrollieren, Lernergebnisse und Lernfortschritte mitteilen.
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Am Ende von Prasenzveranstaltung und begleitetem Selbststudium steht schlief3lich die
Prifung — denn auch die Inhalte des begleiteten Studiums sind prufungsrelevant.

Wir gehen davon aus, dass mit fortschreitender Kompetenz der Studierenden Anleitung,
Einzel- und Gruppencoaching sowie individuelles Feedback nachlassen kénnen, well
die Studierenden im Laufe ihres Studiums mehr und mehr Selbststandigkeit entwickeln,
selbst bestimmen kénnen, wie tiefgehend sie sich mit einem Thema beschéftigen wol-
len, eigene Starken und Schwéachen beurteilen und Schwerpunkte setzen kénnen.

In den Semestern 1 bis 5 planen wir folgende Aufteilung der Semesterwochenstunden
(Abbildung 6).

Abbildung 6 Verteilung der SWS fir Prasenzstudium und begleitetes Studium

. . W. W. W.
Studienabschnitt Wochen Prséisesnz beZIeiet KcS)nt:kt
1. Semester Teil 1 25 8 33
1. Semester Teil 2 . 27 8 35
2. Semester 11 27 9 36
3. Semester 11 26 8 34
4. Semester 11 21 8 29
5. Semester 11 23 6 29

Uber das gesamte fachtheoretische Studium vom 1. bis 5. Semester gemittelt hat das
Prasenzstudium einen Anteil von 50 %, das begleitete Studium einen Anteil von 14 %
und das Selbststudium einen Anteil von 36 %. Die Verteilung der Kontaktstunden auf
Préasenz und begleitetes Selbststudium fur die einzelnen Module und Facher zeigen die
Abbildung 14 und Abbildung 15 auf S. 37 ff.

Formen des begleiteten Selbststudiums

Die Methodenvielfalt beim begleiteten Studium schlieRt Fall- und Ubungsbeispiele, Le-
sehinweise mit Aufgabenstellung, Anleitung zur Reflexion, Probeklausuren, Gruppenar-
beit sowie Partner- und Einzelarbeit — begleitet durch Feedback — ein. Das begleitete
Studium bietet die Mdglichkeit, neue Lernformen z. B. in integrierten Lernkonzepten zu
erproben (8 5 Abs. 2 StO PA). Insbesondere das so genannte ,Blended Learning® — die
Kombination von unterschiedlichen Methoden und Medien aus Prasenzveranstaltung
und E-Learning — wird eingesetzt.®

® Lehrende stellen Prasenzveranstaltung und Phasen des begleiteten Selbststudiums zu sinn-

voll ,gemischten” Lernarrangements zusammen; in neuen Formen des ,Blended Learning®
wird dieses mit den verfugbaren Mdglichkeiten der Vernetzung lber Internet oder Intranet rea-
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Die Lern- bzw. Kompetenzziele sollen durch Formen des begleiteten Selbststudiums
effektiv und effizient erreicht werden:

Das begleitete Studium bietet die Moglichkeit kleine Arbeitsgruppen mit drei bis funf
Studierenden zu bilden, um zu gewahrleisten, dass sich alle Teilnehmer aktiv betei-
ligen kénnen.

Durch eine zuféallige und unterschiedliche Zusammensetzung der Kleingruppen
kann Sozialkompetenz ausgebildet werden.

Aus unseren Evaluationen wissen wir, dass es vom Standpunkt des Lernens inef-
fektiv ist, wenn alle Gruppen ihre Arbeitsergebnisse prasentieren. Gerade im beglei-
teten Studium besteht die Mdglichkeit, nach Ende der Gruppenarbeit zu entschei-
den, welche Gruppe ihre Ergebnisse z. B. in der nachsten Présenzveranstaltung
vortragt. Die nicht vortragenden Gruppen erhalten ein individuelles Feedback vom
Lehrenden.

Die Nachbearbeitung — mit den Lehrkraften, die eine wichtige beratende Funktion
wahrnehmen — erfolgt auch im Hinblick auf die Umsetzung des Gelernten in die
Praxis. Nachbearbeitungen von Prasenzveranstaltungen werden so aufbereitet,
dass alle davon profitieren kénnen: Die in den Arbeitsgruppen erarbeiteten Unterla-
gen werden allen Studierenden in der Regel elektronisch zur Verfigung gestellt.

Die internetbasierte elLearning-Plattform ILIAS der HOD ist daflr ein wichtiges
Hilfsmittel. Sie kann aul3erdem dazu genutzt werden, Lernprozesse online anzulei-
ten und zu begleiten:

B als ,elektronischer” Reader und Materialsammlung,

B als gemeinsamer Lernort mit synchronen und asynchronen Kommunikations-
maglichkeiten,

B als gemeinsame Diskussions- und Austauschplattform fir Seminar- und Haus-
arbeiten oder die Organisation des Projekts,

B um bestimmte Fragestellungen oder Fallstudien in einem Forum zu diskutie-
ren, das durch die Lehrkraft moderiert wird.

Evaluationen haben gezeigt, dass es gelingt, die Ziele, die wir mit dem begleiteten Stu-
dium verbinden, umzusetzen. Qualifizierungsmaf3nahmen, Workshops und der Erfah-
rungsaustausch der Lehrenden in Modulkonferenzen Uber die neuen Lernformen im
begleiteten Studium werden regelmafiig durchgefuhrt.

lisiert. Beim Blended Learning findet Lernen, Kommunizieren, Informieren und Wissensma-
nagement losgeldst von Ort und Zeit in Kombination mit Prédsenzveranstaltungen statt.
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Workload und Credits

Alle fur ein erfolgreiches Studium erforderlichen Lernaktivitdten werden in der Berech-
nung des Arbeitsaufwandes fur Studierende (Workload) berilicksichtigt: Pradsenzstunden,
das vom Lehrenden begleitete Selbststudium und das Selbststudium mit eigenstandigen
Vor- und Nachbereitungen, Aneignung und Vertiefung von Studieninhalten, Prifungs-
vorbereitungen sowie nicht zuletzt die Praktikumszeiten.

Der fur das Studium erforderliche Workload weist den insgesamt zu erwarteten durch-
schnittlichen studentischen Arbeitsaufwand in Zeitstunden aus. Basis ist eine Wochen-
arbeitsstunde zwischen 35 und 42 Stunden, wobei Urlaubszeiten und Feiertage bertck-
sichtigt werden.

Die fur die Messung und Bewertung und von Bachelorstudiengangen zweite GroRRe —
die Credits — beruht auf der Workload-Systematik. Credits beinhalten die Moglichkeit
und Freiheit, unterschiedliche Studienabschnitte unterschiedlich stark zu gewichten. In
einem 6-semestrigen Bachelorstudium erwirbt eine Studierende oder ein Studierender
normalerweise 180 Credits.

Bei der Konzeption des Bachelorstudiengangs sind wir 2010 von einem durchschnittli-
chen Arbeitsaufwand von 30 Stunden pro Credit ausgegangen. Der Korridor, der die
erwartete Heterogenitat der Studiengruppen bertcksichtigt, liegt zwischen 25 und 30
Stunden pro Credit. Im Mittel wird bei der Berechnung von Bachelorstudiengangen ubli-
cherweise von 28 Stunden ausgegangen, was wir bei der Weiterentwicklung des Studi-
engangs ab 2015 berlcksichtigt haben.

Der insgesamt und maximal zur Verfigung stehende studentische Arbeitsaufwand wird
so auf die Module verteilt, dass die fir das Studium erforderlichen Inhalte optimal ver-
mittelt und angeeignet werden kdnnen: 28 Stunden Workload ergibt 1 Credit. Das fihrt
zu einem Workload von 1.680 Stunden (60 Credits) im Jahr, 840 Stunden (30 Credits)
im Semester. FUr ein 6-semestriges Studium ist damit ein Workload von insgesamt
5.040 Stunden zu berechnen (180 Credits).

Die wichtigsten Parameter im Uberblick:

B Workload des Studiums 5.040 Stunden

B Workload pro Semester 840 Stunden

B Workload pro Credit 28 Stunden

B Kontaktstudium 64 %, davon 14 % begleitetes Selbststudium
B Selbststudium 36 %

Die folgende siehe Abbildung 7 zeigt die Verteilung von Credits und Workload in den
Studienphasen.

Teil 1 Das Konzept HfPV



Abbildung 7 Aufteilung der Credits auf die Studienphasen

1. Semester 2. Semester
30 Credits 15 Credits 15 Credits
240 Workload 420 Workload 420 Workload
3. Semester 4, Semester
15 Credits 15 Credits 15 Credits 15 Credits
420 Workload 420 Worklead 420 Workload 420 Workload
5. Semester 6. Semester
15 Credits. 15 Credits 11 C 308 W Thesis 1 C 28 W Kollog.
420 Workload 420 Workload T Credits 11 Credits
168 W P4 308 W PS5
= —a] Oic Py De=x Jan Fein (1L Aor Filai Jun Jui Mg

Eine detaillierte Zuordnung der Credits zu den einzelnen Modulen bzw. Teilmodulen
befindet sich auf S. 35 (Abbildung 13, Anlage 4 der Studienordnung StO PA).

Semesterwochenstunden (SWS) basieren auf Lehrveranstaltungen mit einer Dauer von
45 Minuten. Auf Grund des in Stunden gemessenen Workloads werden die Semester-
wochenstunden in den Modulkarten in Zeitstunden (60 Minuten) umgerechnet und aus-
gewiesen. Eine weitere Grol3e, die bei der Planung des Studiums berticksichtigt wird, ist
das Verhaltnis zwischen Kontakt- und Selbststudium (siehe S. 13 ff). Bei dem Verhaltnis
von 63 % fir das Kontaktstudium (51 % Prasenz + 13 % begleitet) und 36 % fir das
Selbststudium handelt es sich um Durchschnittswerte, denn der Anteil des Selbststudi-
ums ist vom individuellen Lerntempo der Person abhéangig, vor allem aber vom Charak-
ter der Veranstaltung und ist z. B. bei Projekt und Seminar anders zu kalkulieren ist als
bei theoretischen Einfihrungsveranstaltungen.
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Die in den Modulkarten (Teil 2 des Modulbuchs) verwendeten Angaben

i\é\:l?aktstudium 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium
Prasenz 33 LVS = 25 Stunden

zfug;ﬁjtrites 10LVS = 8 Stunden

Workload 56 Stunden (25/8/23)

Credits 2C

bedeuten:

| 3 Semesterwochenstunden

Prasenzstudium x 11 Wochen 33 Lehrveranstaltungsstunden

B 33 Lehrveranstaltungsstunden a 45 Minuten ca. 25 Zeitstunden

B 10 Lehrveranstaltungsstunden
begleitetes Studium a 45 Minuten

ca. 8 Zeitstunden

25 Stunden Prasenz +
8 Stunden begleitetes +
23 Stunden Selbststudium

B 56 Stunden Workload (17/8/31)

Die Studienanteile fUr die verschiedenen Einzelveranstaltungen beruhen auf Erfah-
rungswerten und Evaluationsergebnissen. Einen genauen Uberblick Uber die Planungs-
daten geben die S. 35 ff. im Anhang.

Prifungen

Prifungen im Bachelorstudiengang finden kumulativ statt; jedes Modul bzw. Teilmodul
schliel3t mit einer eigenen Prifung ab. Frilhere zeitpunktbezogene Zwischen- und Lauf-
bahnprifungen sind durch studienbegleitende Modulprifungen ersetzt (8 20 Abs. 2
APOgD PA). Alle Modulprifungen mussen erfolgreich abgeschlossen werden. Zum ei-
nen, weil der erfolgreiche Abschluss eines Moduls die Voraussetzung fur die Teilnahme
an den darauf aufbauenden Modulen und damit fir das Weiterstudieren ist. Zum ande-
ren, weil alle Module eines Studiengangs bestanden werden missen, um den Studien-
abschluss zu erlangen. Die kontinuierlich zu erbringenden Studienleistungen erhalten
ein hohes Gewicht fir die Bildung der Abschlussnote (insgesamt 70 %, vgl. S. 27 f.). Es
gilt: Was wichtig ist, wird gelehrt, geprift und geht entsprechend des Aufwands (Work-
load) in die Fachnote ein. Damit ist nichts von dem, was wir lehren und die Studierenden
lernen, unwichtig.
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Leistungsnachweise und Modulprifungen

Prufungsformen im Bachelorstudiengang sind (8 23 APOgD PA):

1.

Klausur: Erfolgt der Leistungsnachweis in Form einer Klausur, so bearbeiten die
Studierenden unter Aufsicht eine Aufgabenstellung aus den Themenbereichen des
Teilmoduls.

Mindliche Prufung: In einer mindlichen Prifung ist festzustellen, ob die oder der
Studierende in der Lage ist, anhand konkreter Fragestellungen Themenbereiche aus
dem Modul bzw. Teilmodul sowie tbergreifende Zusammenhange verstandlich dar-
zulegen.

Prasentation: Die oder der Studierende setzt sich in freier Rede unter Benutzung
adaquater Prasentationsmedien mit einem konkreten Thema unter Einbeziehung
und Auswertung einschlagiger Quellen auseinander; Arbeitsschritte und -ergebnisse
sollen auf der Grundlage einer schriftlichen Ausarbeitung im mundlichen Vortrag
dargestellt werden.

Hausarbeit: Die oder der Studierende vertieft selbststandig ein Thema unter Einbe-
ziehung und Auswertung einschlagiger Quellen mit wissenschaftlichen Methoden
und legt die Erkenntnisse systematisch schriftlich dar. Der Praxisbericht ist eine
Form der Hausarbeit. Forschungsbericht und Projektbericht sind Hausarbeiten, bei
denen Gruppenarbeiten zulassig sind, ohne dass der einzelne Beitrag eindeutig ab-
grenzbar ist.

Die Prifungsformen liefern den Nachweis, ob die Lern- bzw. Kompetenzziele erreicht
wurden. Jede Priufungsform wird von jedem Studierenden mindestens einmal, in der
Regel mehrfach absolviert, wie die folgende Abbildung und der Prifungsplan in Abbil-
dung 9 (S. 23) zeigt.
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Abbildung 8 Studienplan 1. bis 5. Semester mit Lage der Prifungen
Sep Nov Jun Sep Mar Nov
B.A. Public Administration 1. Semester 2. Semester | 3. Semester | 4. Semester 5. Semester
Module/Studieninhalte Kontakt | | Kontakt Kontakt Kontakt Kontakt | [Module/ | Kontakt
(8 12 APO) [SWS] [SWS] [SWS] [SWS] [SWS] i:qu;tzn- [SWs]
Verwaltungsrecht 5 5 4 K 4 5 K
2"5 Dienstrecht 5 5 K 5 K
S O
g 'r% Privatrecht 3 3 X 8 3 RESI
S = | kommunalrecht 3 4 K 4 K |WPM 1.1 3
Sozialrecht 4 K 4 K |WPM 1.2
Verwaltungshandeln 11 17 16 16 14 WPM 1
g % Betriebswirtschaftslehre K 3 - 4 X (BWL } =
é 'r% Offentliche Finanzwirtschaft x |OF
O * | Volkswirtschaftslehre K VWL
Okonomisches Handeln 7 8 3 13 9 (o]
¢ E"’ Politologie 3 X 4
£ §> Staats- und Verfassungsrecht 3 3 X 4 m SOPI
& E Soziologie, Psychologie 4 X 5 X WPM 2.1 3
Rahmenbedingungen 6 7 13 WPM 2.2 3
Wissenschaftliches Arbeiten 3 3 WPM 2.3 3
Juristische Methoden 2 WPM 2.4 3
S Informationstechnik 2 H WPM 2 12
;é Rhetorik 2
[
= Empirische Sozialforschung 4 HP
Projekt 3 3 HP
Seminar HP|Exposé 2
Methoden 9 3 4 3] M 2
33 85 36 35 29 29
34 Prifungen, pro Semester: 1 7 5 5 7
zentrale Prifung K Klausur

Die in § 23 APOgD PA beschriebenen Priufungsformen kénnen auf der Modulkarte wei-
ter spezifiziert werden. Beispiele:

Hausarbeit und Prasentation:

studienbegleitende
Priifung

Forschungsbericht und Prasentation der Er-

m mundliche Prifung
H Hausarbeit

HP Hausarbeit und Prasentation

x siehe Modulbuch

gebnisse einer empirischen Untersuchung in Gruppenarbeit
(M 1.2 Empirische Sozialforschung)

Prasentation:

Hausarbeit:

Mundliche Prifung:

Referat (WPM)

Praxisbericht (P 1 bis P 3)

Erstellung eines Exposés zur Bachelorthesis

(M2.3)

Gruppendiskussion (WPM)

Teil 1 Das Konzept

HfPV



Die Module des Bachelorstudiengangs Public Administration setzen sich in der Regel
aus mehreren Einzelveranstaltungen zusammen. Diese Teilmodule werden Uberwie-
gend mit Einzelprifungen abgeschlossen, die zusammen die Modulpriufung und Modul-
abschlussnote bilden. Mindliche Prifungen sowie Prifungen, die nicht wiederholt wer-
den kénnen, sind generell von zwei Prifenden zu bewerten.

Einige der Teilmodulprifungen sind hervorgehoben und werden als zentrale Prifungen
mit einem besonderen Gewicht durchgefiihrt. Insgesamt missen in dem Bachelorstudi-
engang Public Administration vier zentrale schriftliche Prifungen sowie eine zentrale
mindliche Prifung abgelegt werden, und zwar in den Modulen:

1. Rahmenbedingungen der 6ffentlichen Verwaltung 2:
Politische und verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen,
Psychologie der Verwaltung (mundliche Prifung)

2. Verwaltungshandeln 2: Die Bediensteten
des offentlichen Dienstes (Klausur)

3. Okonomisches Handeln 2: Rechnungswesen 2, Flexibles
Finanzmanagement und Organisations- und Projektmanagement (Klausur)

4. Verwaltungshandeln 4: Verwaltungsentscheidungen mit und
ohne Eingriffscharakter (Klausur)

5. Verwaltungshandeln 4: Grundsicherung fir Arbeitssuchende und
Sozialhilfeleistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel des SGB XIlI (Klausur)

LZentral“ heilt zum einen, dass diesen Prifungen im Sinne ein besonderes Gewicht
zukommt. ,Zentral® heil3t zum anderen, dass die schriftlich abzulegenden zentralen Pri-
fungen an allen Studienorten der HfPV zeitgleich und mit identischen Aufgabenstellun-
gen durchgefiihrt werden. Dadurch sollen Vergleichbarkeit und ein einheitlich hohes
Niveau der Prifungsanforderungen Uber den gesamten Studienverlauf sichergestellt
werden. Bei den zentralen schriftlichen Prifungen wahlt die Fachbereichsleitung die
Prifungsaufgaben aus Vorschlagen der Modulkonferenzen aus. Jede zentrale Prifung
muss mit mindestens ausreichend (5 Punkte) bestanden werden.

Die zentralen Modulprifungen finden jeweils in der letzten Woche eines Semesters
(fachtheoretische Studienphase) statt. Fir die Bearbeitung der Prifungsaufgabe stehen
den Studierenden vier Zeitstunden zur Verfliigung. Mindestens eine Prifungsarbeit wird
mit rechtswissenschaftlichem Schwerpunkt und in Form einer juristischen Fallbearbei-
tung gestellt. Die schriftlichen Prifungsarbeiten werden durch eine Fachhochschullehr-
kraft begutachtet. Falls die Prifungsnote nicht ausreichend ist (mindestens 5 Punkte),
wird ein weiteres Gutachten eingeholt.

Die zentrale mindliche Prifung in ,Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 2
wird von zwei in dem Modul Lehrenden in Form einer Gruppenprifung (funf bis sechs
Studierende) abgenommen. Die Prifungszeit fur jede Studierende oder jeden Studie-
renden soll zehn Minuten nicht unterschreiten.
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Dezentrale Modul- oder Teilmodulpriifungen sind ebenfalls typischerweise schriftlich
(Klausur, Hausarbeit, Praxisbericht) oder mindlich (Prasentation) abzulegen. Die de-
zentral durchgefihrten Prifungen liegen nach Art und Umfang in der Verantwortung der
jeweiligen Lehrkraft. In einzelnen Teilmodulen sind alternative Prifungsformen vorgese-
hen, z. B. Klausur oder Prasentation. Findet die Teilmodulprifung als Klausur statt, wird
diese ebenfalls in der Prifungswoche (11. Woche der fachtheoretischen Studienzeit, im
ersten Semester die 20. oder 21. Woche) geschrieben. Hausarbeiten und/oder Prasen-
tationen kénnen wéahrend der laufenden Veranstaltung stattfinden. Bei alternativen Pri-
fungsformen muss die Lehrkraft zu Beginn jeder Lehrveranstaltung fur alle Studierende
verbindlich die Prifungsform und den Prifungszeitpunkt sowie ggf. die Leistungsanfor-
derungen bzw. Vereinbarungen bekannt geben. Fir diese Aufgabe steht den Lehrenden
ein Formular zur Verfigung, welches ausgefillt Bestandteil der Prufungsakte ist (siehe
das Formular ,Dezentale Prifung Bachelor PA®, S. 43).

Malgeblich fur die Priufungsform sind in jedem Fall die in den Modulkarten festgelegten
Prifungsformen. Modulverantwortliche sorgen mit Hilfe von Modulkonferenzen fir ein-
heitliche Prifungsanforderungen. Der Prufungsplan (Abbildung 9) ist Anlage 3 der
StO PA.

Die Gesamtnote aus den fachtheoretischen Modulprifungen setzt sich aus flnf zentra-
len Prufungen und 29 studienbegleitenden Prifungen zusammen. Zu den insgesamt 34
Prufungen in den ersten funf Semestern (siehe Abbildung 8, S. 20) kommen drei Teil-
modulprifungen aus dem fachpraktischen Studium sowie die Bachelorthesis mit mind-
licher Prufung im 6. Semester.

Bei dezentralen Prifungen kann die aktive Mitarbeit in die Prifungsnote einflieRen, so-
fern die jeweilige Lehrkraft dies zu Beginn der Veranstaltung verbindlich bekannt gege-
ben hat (§ 22 Abs. 5 APOgD PA). Grundlage fiir die Bewertung ist die regelmafige Teil-
nahme und die Mitarbeit in allen Phasen der Lehrveranstaltung und deren Vor- und
Nachbereitung. Aktive Mitarbeit bedeutet kontinuierliche Beteiligung an Lehrgesprachen
und Diskussionen sowie bei der Anwendung verschiedener Methoden (Gruppenarbeit,
Ubungen, Bearbeiten von Aufgaben, begleitetes Selbststudium). Entsprechend der Qua-
litat der aktiven Mitarbeit kann dabei die Bewertung des Teilmoduls um bis zu drei Punk-
te gehoben oder gesenkt werden. Leistungskriterien fir die aktive Mitarbeit sind:

Qualitat (in drei Stufen, mundlich und/oder schriftlich)

1. Bekannte Sachverhalte wiedergeben,
Darstellungsformen und Arbeitstechniken kennen

2. Selbststandiges Erklaren, Bearbeiten, Ordnen, bekannte Sachverhalte tUbertra-
gen, adaquate Methoden anwenden

3. Selbststandige Begriindung, Folgerung, Deutung und Wertung
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Abbildung 9 Prifungsplan (Ubersicht tiber die zentralen und studienbegleitenden Priifungen)
Sem.|Modul Teilmodul Prufungsform
Methoden 1 M1.1| Wissenschaftliches Arbeiten Hausarbeit
! Verwaltungs- V11 Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 1 Alternativen”
handeln 1 V1.2 | Kommunale Selbstverwaltung und Partizipation Klausur (2h)
Okonomisches ©1.1| Grundlagen der Betriebswirtschaft und Rechnungswesen 1 Klausur (2h)
Handeln 1 01.2| Grundlagen der Offentlichen Finanzwirtschaft Aternativen”
R1.1| Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 1 Aternativen”
E:c:]i;n;;r;gen 1 R 1.2| Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 1 Alternativen”
R 1.3| Sozologie in der Verwaltung Alternativen”
Praxis 1 P1 Praktikum 1 Hausarbeit
2 Methoden 1 M1.2| Empirische Sozalforschung und Statistik Hausarbeit und Prasentation
V21 Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns Klausur (3h)
x:;vézlltr:ﬂ;gs- V2.2 | Die Bediensteten des 6ffentlichen Dienstes zentrale Klausur (4h)
V23 Einfiihrung in das Sozialrecht, Sozialhilfeleistungen Klausur (2h)
R 2.1| Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 2
E:gir:;?r;gen 2 R 2.2| Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 2 zentrale mindliche Prifung
R 23| Psychologie in der Verwaltung
Verwaltungs- V3.1 Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 2 Alternativen”
3 handeln 3 V3.2 | Entgeltliche Anspriiche und kollektives Arbeitsrecht Klausur (2h)
02.1| Rechnungswesen 2
Okonomisches ©2.2| Flexibles Finanzmanagement zentrale Klausur (4h)
Handeln 2 62.3| Organisations- und Projektmanagement
0 2.4 Grundlagen der Volkswirtschaftslehre Klausur (2h)
Eea:ir:;t;;gen , R24|Sozialkompetenz- Selbstkompetenz Alternativen”
Praxis 2 P2 Praktikum 2 Hausarbeit
4 Methoden M2.1| Das studentische Projekt :Z{iﬂgﬁirna
M2.2 | Die wissenschaftliche Arbeit (Seminar) :Z‘i?gi'::nd
V4.1 | Verwaltungsentscheidungen mitund ohne Eingriffscharakter zentrale Klausur (4h)
;]/Z;v(\gzlltrt:r;gs— V4.2 | Grundsicherung fiir Arbeitssuchende ... zentrale Klausur (4h)
V4.3 | Kommunale Verwaltung, Kontrolle und Normsetzung Klausur (2h)
Okonomisches ©3.1| Personalmanagement Alternativen*)
Handeln 3 63.2| Rechnungswesen 3 Alternativen”
Praxis 3 P3 Praktikum 3 Hausarbeit
> Okonomisches ©4.1| Controlling Alternativen*)
Handeln 4 64.2| Wirtschaftspolitik Alternativen*)
Recht und W1.1| Teilmodul 1 Alternativen”
Soziale
Sicherungwpm W 12| Teilmodul 2 Alternativen”
Semal, W2.1| Teilmodul 1 Alternativen*)
Okonomie, Politk W 2.2| Teilmodul 2 Alternativen*)
_Und Venlyaltungs— W23| Teilmodul 3 Alternativen*)
e W 24| Teilmodul 4 Alternativen*)
Methoden 2 M2.3| Exposé der Bachelorthesis Hausarbeit
o [E s it pestandeninenbestanden
Thesis T1 Thesis Thesis schriftlich
T2 Kolloquium Thesis mindlich
et — it pestandeninenbestanden
*) Klausur (2 h), Prasentation oder Hausarbeit
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Arbeitsverhalten, Diskussionsverhalten

— Verstandliche Darstellung (mundlich oder schriftlich in Beitrdgen des begleite-
ten Selbststudiums)

— Formulierung von qualifizierten Beitragen im Sachzusammenhang
— Eingehen auf Beitrage anderer Studierender

— Lebhafte, unaufgeforderte Mitarbeit zur Sache (belebt die Lehre und erleichtert
das Lernen fir alle)

Kontinuitat

— Kontinuierliche aktive miundliche Mitarbeit und/oder aktive Mitarbeit bei Aufga-
benstellungen zum begleiteten Selbststudium

— Fehlzeiten mindern die Qualitat, weil keine Leistung erbracht wird (bei Fehlen
wird eigenstandiges Nacharbeiten erwartet)

Gewichtung von Prufungen

Die Prufungsergebnisse werden in der Regel mit dem Arbeitsaufwand bzw. den Credits
gewichtet, die man mit dem Abschluss des jeweiligen Moduls oder Teilmoduls erwirbt.
Um dem besonderen Gewicht der finf zentralen Prifungen Rechnung zu tragen, wer-
den die zentralen Prifungen starker gewichtet als die dezentralen, studienbegleitenden
Prifungen, und zwar doppelt so stark wie die Ergebnisse der anderen studienbegleiten-
den Prifungen (8 31 Abs. 1 APOgD PA). Die doppelte Gewichtung von zentralen Pri-
fungen wird innerhalb der Module bertcksichtigt, die einen Studienbereich ergeben.

Die Credits fir die einzelnen Studienbereiche (in Klammern der Anteil der Studienberei-
che an der Abschlussnote, gerundet)* betragen:

Methoden 135C 15,0%
Verwaltungshandeln 33,0C 36,7 %
Okonomisches Handeln 22,0C 24,4 %
Rahmenbedingungen der 6ffentlichen Verwaltung 125C 13,9 %
Wahlpflichtmodule 90C 10,0 %
Zentrale Prifungen insgesamt 23,0C 256 %
Studienbegleitende Prufungen insgesamt 67,0C 74,4 %

Die Abbildung 10 zeigt die Berechnung der Anteile, mit denen die jeweiligen Teilmo-
dulprifungen in die fachtheoretische Note eingehen. Im Anhang wird die Berechnung an
einem Notenbeispiel dargestellt: die Berechnung der Fachnote (Abbildung 17, S. 41)
und die Berechnung der Abschlussnote (Abbildung 18, S. 42).

Die erreichte Punktzahl in den Studienbereichen wird in CampusNet mit allen Kommastellen
berechnet: V = 36,7 (Periode 7), O = 24,4 und R = 13,8. Der Anteil der zentralen Priifungen
betragt genau 25,5%, der Anteil der studienbegleitenden Priifungen 74,4 %. Die berechneten
Noten werden nach der zweiten Stelle abgeschnitten.
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Abbildung 10  Anteil der Teilmodulprifungen an der Fachnote®

. . . Anteil
sem.| Modul | Teilmodul Credits |CEWICht] Antell | Anteil | g o
Prufung [Fachnote |Modulnote .
bereich
12 M 1.1 [Wissenschaftliches Arbeiten 55 1 6,1% 78,6%
M 1.2 |Empirische Sozialforschung 1,5 1 1,7% 21,4% 51,9%
34 M 2.1 |Das studentische Projekt 3 1 3,3% 46,2%
M 2.2 |Die wissenschaftliche Arbeit (Seminar) 2 1 2,2% 30,8%
5 M 2.3 |Exposé der Thesis 1,5 1 1,7% 23,1% 48,1%
Methoden 13,5 15,0% 100,0%
1 V 1.1 |Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 1 2,5 1 2,8% 45,5%
V 1.2 |Kommunale Selbstverwaltung und Partizipation 3 1 3,3% 54,5% 16,7%
V 2.1 |Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns 5,5 1 6,1% 33,3%
1-2 V 2.2 |Die Bediensteten des offentlichen Dienstes 4,5 X 2 5,0% 54,5%
V 2.3 |Einfiihrung in das Sozialrecht, Sozialhilfeleistungen . 2 1 2,2% 12,1% 36,4%
23 V 3.1 |Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 2 3 1 3,3% 60,0%
V 3.2 |Entgeltliche Anspriiche und kollektives Arbeitsrecht 2 1 2,2% 40,0% 15,2%
V 4.1 |Verwaltungsentscheidungen mit und ohne ... 4,5 X 2 5,0% 47,4%
3-4 V 4.2 |Grundsicherung fiir Arbeitssuchende sowie ... 4 X 2 4,4% 42,1%
V 4.3 |Kommunale Verwaltung, Kontrolle und Normsetzung 2 1 2,2% 10,5% 31,8%
Verwaltungshandeln 33,0 36,7% 100,0%
1 0 1.1 |[Grundlagen der Betriebswirtschaft und ... 3 1 3,3% 46,2%
0O 1.2 [Grundlagen der Offentlichen Finanzwirtschaft 3,5 1 3,9% 53,8% 29,5%
0 2.1 |Rechnungswesen 2 1,5 X 2 1,7% 26,1%
23 O 2.2 |Flexibles Finanzmanagement 2 X 2 2,2% 34,8%
O 2.3 [Organisations- und Projektmanagement 1,5 X 2 1,7% 26,1%
0 2.4 |Grundlagen der Volkswirtschaftslehre 1,5 1 1,7% 13,0% 29,5%
4 0 3.1 [Rechnungswesen 3 2 1 2,2% 44,4%
0O 3.2 [Personalmanagement 2,5 1 2,8% 55,6% 20,5%
5 O 4.1 |Controlling 2,5 1 2,8% 55,6%
0 4.2 |Wirtschaftspolitik 2 1 2,2% 44,4% 20,5%
Okonomisches Handeln 22,0 24,4% 100,0%
1 R 1.1 |Politische Rahmenbedingungen 1 1,5 1 1,7% 25,0%
R 1.2 |Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 1 2,5 1 2,8% 41, 7%
R 1.3 |Soziologie in der Verwaltung 2 1 2,2% 33,3% 48,0%
R 2.1 |Politische Rahmenbedingungen 2 1,5 X 2 1,7% 26,1%
1/2 R 2.2 |Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 2 1,5 X 2 1,7% 26,1%
R 2.3 |Psychologie in der Verwaltung 2 X 2 2,2% 34,8%
3 R 2.4 |Sozialkompetenz - Selbstkompetenz 1,5 1 1,7% 13,0% 52,0%
Rahmenbedingungen 12,5 13,9% 100,0%
5 WPM 1 Te?lmodul 1 1,5 1 1,7% 50,0%
Teilmodul 2 1,5 1 1,7% 50,0% 33,3%
WPM 2 Te?lmodul 1 1,5 1 1,7% 50,0%
Teilmodul 2 1,5 1 1,7% 50,0%
Teilmodul 3 1,5 1 1,7% 50,0%
Teilmodul 4 1,5 1 1,7% 50,0% 66,7%
Wabhlpflichtmodule 9,0 10,0% 100,0%
Insgesamt fachtheoretische Studienzeiten in finf Semestern 90,0 100,0%
Anteil der zentralen Priifungen an der Fachnote Faktor 2 25,6%
Anteil der dezentralen Priifungen an der Fachnote Faktor 1 74,4%

°> Die Prozentzahlen werden nicht mit allen Stellen nach dem Komma hier dargestellt; daraus

ergeben sich an einigen Stellen Rundungsungenauigkeiten. In CampusNet werden alle Kom-
mastellen bei der Berechnung der Punktzahl berticksichtigt (siehe auch Ful3note 4).
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Wiederholung von Prifungen

Wird eine Modulpriifung nicht bestanden, so kann sie einmal wiederholt werden. Jedes
einzelne Modul und zentrale Teilmodulprifungen missen erfolgreich, d. h. mit mindes-
tens ausreichend (5 Punkte), abgeschlossen werden. Da sich die Module aus verschie-
denen Teilmodulen zusammensetzen, bestehen Ausgleichsmdglichkeiten fir nicht aus-
reichend bestandene Teilmodulprifungen — allerdings nicht fiir zentrale Prifungen.

Eine Prufung darf nicht wiederholt werden, wenn sie bestanden ist. Zu wiederholen sind
nur die nicht bestandenen Teilmodulprifungen (8 28 Abs. 1 APOgD PA). Die Wiederho-
lungsprufung ersetzt die jeweils nicht bestandene Priufung. Eine Wiederholungsprufung
wird in demselben Umfang und in derselben Form wie die urspriingliche Priifung abge-
nommen. In begrindeten Ausnahmeféallen kann beantragt werden, die Fristen fur die
einzelnen Wiederholungsprifungen zu verlangern. In Féllen besonderer Harte kann der
Prifungsausschuss auf Antrag eine zweite Wiederholung einer Prifung zulassen.

Die Wiederholungsprifungen werden zeitnah angeboten, sie finden in der Regel am
Ende des auf das fachtheoretische Semester folgenden Studienabschnittes statt.

Das Notensystem

Fur die Bewertung von Prifungsleistungen wird das flnfstufige Notensystem mit den
zugeordneten Punktzahlen 0 bis 15 verwendet (Bachelorbewertungssystem):

15 bis 14 Punkte = sehr gut (1)
fur eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem MalR3e entspricht,

13 bis 11 Punkte = gut (2)
fur eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht,

10 bis 8 Punkte = befriedigend (3)
fur eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht,

7 bis 5 Punkte = ausreichend (4)
fur eine Leistung, die zwar Mangel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht

4 bis 0 Punkte = nicht ausreichend (5)
fur eine Leistung, die wegen erheblicher Mangel den Anforderungen nicht mehr genigt

Bei Prifungsleistungen, die nur durch eine Priferin oder einen Prufer bewertet werden,
erfolgt die Bewertung in vollen Punktzahlen ohne Kommastellen (§ 30 Abs. 5 APOgD
PA). Dies entspricht dem Charakter der Bewertung auf einer Rangskala. Werden Pru-
fungsleistungen durch mehr als eine Priferin oder einen Prifer bewertet, so wird die
Gesamtnote aus dem Durchschnitt der Bewertungen (arithmetisches Mittel) gebildet.
Fur die Gesamtnote werden die ersten beiden Dezimalstellen nach dem Komma be-
ricksichtigt. Eine Rundung findet nicht statt.
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Die Abschlussnote

Der Studiengang Public Administration umfasst insgesamt 14 fachtheoretische Module,
ein Praxis-Modul und das Thesis-Modul. Die Abschlussnote setzt sich aus vier Teilnoten

zusammen, die folgendermafien gewichtet werden:

Abbildung 11  Gewichtungsschema fiir die Abschlussnote

Module Gewichtung
Fachtheorie 14 70%
Thesis |schriftlich 1 15%
mundlich 5%
Praxismodul 1 10%
16 100%

Die Praxisnote geht zu 10 % in die Abschlussnote ein; sie setzt sich aus den Bewertun-
gen der drei Praxisberichte zusammen. Die Note eines Praxisberichts setzt sich gleich-
gewichtig aus einer fachpraktischen (Ausbildungsbehérde) und einer fachlich-
methodischen Note (HfPV) zusammen. Die Punktzahl des Praxismoduls insgesamt
ergibt sich aus dem Mittelwert der drei bewerteten Praxisberichte.

Die Thesis wird von zwei unabhangigen Gutachterinnen und Gutachtern (in der Regel
die betreuende Hochschullehrkraft und die betreuende Fachkraft aus der Praxis) begut-
achtet und bewertet. Die Thesis muss vor einer Prifungskommission — die auch die
mindliche Thesis-Note vergibt — mundlich verteidigt werden. Schriftliche und mindliche
Thesis-Note machen zusammen 20 % der Abschlussnote aus.

Die 14 fachtheoretischen Module bzw. die ihnen zugeordneten Teilmodule werden mit
dem Arbeitsaufwand bzw. den Credits gewichtet, die man mit dem Abschluss des jewei-
ligen Teilmoduls erwirbt. Das Ergebnis geht zu 70 % in die Abschlussnote ein.

Zu den rechtswissenschaftlichen Prifungsanteilen:

B Der fur alle Studierenden verbindliche rechtswissenschaftliche Anteil an der fach-
theoretischen Note betragt 52,5 % aller Kontaktstunden (vgl. Abbildung 19 auf
S. 40). Das Projekt, das Seminar und das Exposé zur Bachelorthesis sind dabei
nicht berlcksichtigt, weil in diesen Veranstaltungen die fachwissenschaftlichen An-
teile von der Schwerpunktsetzung der Studierenden abhangig sind.

B Meist hat die Bachelorthesis einen rechtswissenschaftlichen Anteil. Dieser ist the-
menspezifisch und kann nicht vorhergesagt werden. Nach unseren Erfahrungen hat
rund die Halfte der Arbeiten einen Uberwiegend rechtswissenschaftlichen Anteil.

B Die rechtswissenschaftlichen Anteile des Praxismoduls sollten anndhernd dem An-
teil des fachtheoretischen Studiums entsprechen. In der Prifungsleistung des Pra-
xismoduls gehen wir deshalb ebenfalls von einem rechtswissenschaftlichen Anteil
von uber 50 % aus.
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Die Abschlussnote wird durch eine im Bachelorstudium tbliche ECTS-Bewertungsskala
erganzt, die statistische Gesichtspunkte der Bewertung bestandener Bachelorprifungen
bertcksichtigt und dadurch unterschiedliche Leistungsmalistébe, die erfahrungsgeman
immer vorhandenen sind, besser vergleichbar machen soll:

A = die Note, die die besten 10 % derjenigen,
die die Bachelorprifung bestanden haben, erzielen

B = die Note, die die nachsten 25 % erzielen
C = die Note, die die nachsten 30 % erzielen

D = die Note, die die nachsten 25 % erzielen

E = die Note, die die nachsten 10 % erzielen

Die Berechnung erfolgt durch das Sachgebiet Prifungsangelegenheiten aufgrund einer
statistischen Auswertung der Priifungsergebnisse der vergangenen Jahre. Bei der Er-
mittlung der ECTS-Note werden nur die Ergebnisse der zu graduierenden Studierenden
bertcksichtigt (8 33 Abs. 2 APOgD PA). Die Berechnung erfolgt durch das Sachgebiet
Prifungsmanagement. Die ECTS-Note wird im Prifungszeugnis ausgegeben.

Das Praxismodul und die Verzahnung von Theorie und Praxis

Eine gute Verzahnung von Theorie und Praxis ist Ziel des Bachelorstudiengangs. Des-
halb muss die inhaltliche und zeitliche Struktur der Praxisphasen schliissig und transpa-
rent geregelt sein. Die ausgewiesenen Kompetenzziele missen von allen Studierenden
gleichermal3en erreicht werden kdnnen. Eine inhaltliche Verzahnung mit den Modulen in
den fachtheoretischen Studienabschnitten muss gewahrleistet sein. Gleichzeitig benotigt
unser Studienmodell flexible Gestaltungsoptionen in der Organisation der verschiede-
nen Ausbildungsbereiche, andernfalls kénnen nicht genliigend Praktikaplatze in den
Ausbildungsbehérden zur Verfligung gestellt werden. Fiir die Organisation der Praxis-
phasen in Ausbildungsbehdrden unterschiedlicher Gré3e und Schwerpunktsetzung ist
es deshalb notwendig, dass je nach Art, Bedarf und Kapazitat der Verwaltung die Aus-
bildungsbereiche flexibel den Teilmodulen des Praxismoduls zugeordnet werden kon-
nen.

Die folgenden Instrumente werden eingesetzt, um die Verzahnung der fachtheoreti-
schen und berufspraktischen Studienabschnitte zu gewahrleisten:

Zuschnitt der fachtheoretischen Module

Die Module sind so konzipiert, dass fur alle Praxisbereiche in den Studienbereichen
Grundlagen gelegt und in jedem Semester darauf aufbauend weitere Kompetenzen —
auf einer hoheren Stufe — vermittelt werden. Entsprechend sind die allgemeinen Ziele
und Inhalte im Praktikum zu bertcksichtigen (Verwaltungsstruktur und Verwaltungshan-
deln, Verhalten als Angehdrige im offentlichen Dienst) und die konkreten Inhalte des
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Praxisfeldes dem vorangegangenen fachtheoretischen Studienabschnitt in diesem Stu-
dienbereich anzupassen. Dass nicht alle Studierenden gleichzeitig im gleichen Praxis-
bereich ihr Praktikum absolvieren, ist dabei eine Chance fur den Erfahrungsaustausch
und das Lernen von anderen in den fachtheoretischen Studienabschnitten. Die praxis-
orientierte Lehre wird durch die Praxisberichte (siehe S. 30) gefordert.

Praxisbeauftragte

Jeder Ausbildungsbehdrde ist eine Praxisbeauftragte oder ein Praxisbeauftragter zuge-
wiesen.

Die Zuweisung der Studierenden zu den einzelnen Praxisfeldern erfolgt durch die Aus-
bildungsbehdrde in Abstimmung mit der oder dem Praxisbeauftragten. Die Zuweisung
soll sich an inhaltlichen Schwerpunkten der vorangegangenen fachtheoretischen Stu-
dien orientieren. Die Ausbildungsleitung oder eine von ihr beauftragte Person legt der
oder dem Praxisbeauftragten einen Praxisplan fur jedes Praktikum vor, aus dem die
inhaltliche und zeitliche Ausgestaltung des Praktikums hervorgeht. Damit hat die Hoch-
schule Einblick und Uberblick tber die Praktika ihrer Studierenden und kann diese In-
formationen fiir die Verzahnung der fachtheoretischen Inhalte mit den berufspraktischen
Inhalten nutzen.

Gestaltung des Praxismoduls

Die Gestaltung des Praxismoduls liegt in der Gesamtverantwortung der Hochschule fir
Polizei und Verwaltung. Durch die Zusammenarbeit von Hochschule und Ausbildungs-
behérden wird die Verzahnung der fachtheoretischen und berufspraktischen Studienab-
schnitte gewahrleistet.

Das Studium beginnt mit vier Einfihrungstagen, in denen die Studierenden Uber Ziele
und Ablauf der Ausbildung und ihre Rechtsstellung informiert werden sowie Aufgaben,
Organisation und Geschéftsablauf der Ausbildungsbehérden kennen lernen.

Es gibt insgesamt flinf Praxisbereiche, die flr das generalistisch ausgerichtete Studium
von Bedeutung sind:

B Allgemeine Verwaltung

B Finanzmanagement

B Personalmanagement

B [eistungsverwaltung

B Eingriffs- und Ordnungsverwaltung

Fur die Kommunen sind die Leistungs-, Eingriffs- und Ordnungsverwaltung Bereiche, in
denen die Absolventinnen und Absolventen der Hochschule vorrangig eingesetzt wer-
den. In Landes- und anderen &ffentlichen Verwaltungen sind diese Bereiche nicht vor-
handen oder unbedeutend. Deshalb sollen alle Studierenden mindestens drei der funf
verschiedenen Praxisbereiche kennenlernen und dartiber berichten. Damit erhalten alle
ein ausreichend groRRes Spektrum. Der Ausbildungsbereich ,allgemeine Verwaltung®,
der auch die Bereiche Finanz- und Personalmanagement umfasst, ist grundsatzlich ob-
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ligatorisch; er soll mindestens sechs Monate dauern. Hiervon kann in begriindeten Ein-
zelfallen in Absprache mit der oder dem Praxisbeauftragtem abgewichen werden.

In den ersten drei Praktika sind die allgemeinen Ausbildungsziele und -inhalte — am Bei-
spiel unterschiedlicher Praxisbereiche — zu bericksichtigen:

B Verwaltungsstruktur

— Behoérdenaufbau und Aufgabenstellung
— Zusammenwirken der Behdrden
- Offentlichkeitsbezug der Verwaltung

B Verwaltungshandeln

— Steuerung des Arbeitsablaufs
— Entscheidungsvorgang
— Geschaftsablauf
B Verhalten als Angehdrige des o6ffentlichen Dienstes

— Beziehungen zu Birgern/Kundinnen und Kunden
— Verwaltungsinterne Beziehungen

— Entwicklung der eigenen Personlichkeit

Im Praktikum 3, fiir das insgesamt ein halbes Jahr zur Verfligung steht, kann ein Teil
des Praktikums in einem anderen Verwaltungsbereich (Verbande, Leistungsverwaltung),
ein Auslandspraktika oder ein Praktikum in der Privatwirtschaft eingeplant werden.

Zur Vertiefung der Ausbildung in einem der Bereiche, fir die Ausbildung in besonderen
Aufgaben der Ausbildungsbehdrde oder einem besonderen Vorhaben der Verwaltung
soll das Praktikum 4 in der ersten Halfte des 6. Semesters genutzt werden. In diesem
Modul wird die praxisorientierte Thesis geschrieben; sie sollte also thematisch in diesem
Praxisbereich angesiedelt sein.

In der zweiten Halfte des 6. Semesters liegt das Praktikum 5 ,Berufseinfihrung®. In die-
sem Teilmodul wird das Studium flexibel gestaltet, zugeschnitten auf den Bedarf und die
Bedurfnisse der Ausbildungsbehérden und der Studierenden (vgl. 12). Auf Vorschlag
der Ausbildungsbehdrden oder Studierenden kénnen Wahlmodule mit Themen zur Be-
rufseinfihrung durchgefuhrt werden. Das Praktikum 5 kann auch fir das Kennenlernen
einer anderen Verwaltung, flr eine Studienfahrt oder eine Exkursion, flr ein Praktikum
in einem privatwirtschaftlichen Unternehmen, einem Verband oder in einer auslandi-
schen Verwaltung genutzt werden.

Praxisberichte

Praxisberichte sind Leistungsnachweis und Prifungsform (Hausarbeit) der Praxisteil-
module 1 bis 3. Die Leistung — also der Studienaufwand in den Praxisphasen, die die
Studierenden absolvieren — wird innerhalb des Gesamtstudiums anerkannt und hat Be-
deutung fir die Abschlussnote (10% der Abschlussnote). In den Praxisberichten setzen
sich die Studierenden methodisch und analytisch mit Praxiserfahrungen auseinander
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und vertiefen ihre Kompetenzen in schriftlicher Ausdrucksfahigkeit und im wissenschaft-
lichen Arbeiten. Zugleich erhalten die Ausbildungsbehérden Informationen zur Tatigkeit
und dem Leistungsstand der Studierenden. Die Hochschule erhélt die notwendigen In-
formationen Uber den Einsatz der Studierenden in den Praxisbereichen und den Grad
der Verzahnung von fachtheoretischen und fachpraktischen Inhalten.

Fur die Praxisberichte sind Vorgaben formuliert (siehe S. 32). Die Berichte sind im 2., 3.
und 5. Semester am Ende der Praktika zu erstellen. Die Bewertung der Praxisberichte
erfolgt durch die Ausbildungsleitung oder eine von ihr benannte Person und durch Pra-
xisbeauftragte der HfPV. Eine Arbeitsteilung erscheint sinnvoll: Die Ausbildungsleitung
oder eine von ihr benannte Person bewertet im Schwerpunkt die fachpraktische, die
oder der Praxisbeauftragte bzw. hauptamtlich Lehrende die fachlich-methodische Leis-
tung. Workshops zur Beurteilung von Praxisberichten — in denen die Beurteilungskrite-
rien diskutiert werden — werden regelmafiig durchgefihrt.

Zuschnitt der fachtheoretischen Module

Die Module sind so konzipiert, dass fur alle Praxisbereiche in den Studienbereichen
Grundlagen gelegt und in jedem Semester darauf aufbauend weitere Kompetenzen —
auf einer hdheren Stufe — vermittelt werden. Entsprechend sind die allgemeinen Ziele
und Inhalte im Praktikum zu bertcksichtigen (Verwaltungsstruktur und Verwaltungshan-
deln, Verhalten als Angehorige im o6ffentlichen Dienst) und die konkreten Inhalte des
Praxisfeldes dem vorangegangenen fachtheoretischen Studienabschnitt in diesem Stu-
dienbereich anzupassen. Dass nicht alle Studierende gleichzeitig im gleichen Praxisbe-
reich ihr Praktikum absolvieren, ist dabei eine Chance fir den Erfahrungsaustausch und
das Lernen von anderen in den fachtheoretischen Studienabschnitten. Die praxisorien-
tierte Lehre wird durch die Praxisberichte geférdert.

Projekt

Projekte an der Hochschule fir Polizei und Verwaltung sind interdisziplinar, haben tradi-
tionell einen hohen Praxisbezug und liefern Ergebnisse, die in der Praxis anerkannt sind
und umgesetzt werden. Deshalb kénnen und sollen Ausbildungsbehdrden Auftraggeber
fur Projekte sein.

Thesis und Kolloquium
Auch in der Thesis sollen Studierende ein praxisorientiertes Thema bearbeiten.

Die Gutachten sind Beurteilungsinstrument und Feedback Uber die Leistung der Studie-
renden. Die Studierenden erhalten spéatestens mit der Ladung zum Kolloquium eine Ab-
schrift der beiden Gutachten (8 25 Abs. 1 APOgD PA). Die Gutachten sind Gegenstand
der mundlichen Prifung.
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Anforderungen an die Praxisberichte

Der Praxisbericht ist eine Prifungsleistung. Er ist von der oder dem Studierenden
selbststandig zu verfassen. Es missen drei Praxisberichte — als Leistungsnachweis fir
die Praxismodule P 1 (2. Sem.), P 2 (3. Sem.) und P 3 (4./5. Sem.) — erstellt werden.

Ziele

B Die Studierenden setzen sich methodisch/analytisch mit den Praxiserfahrungen
auseinander.

B Die Studierenden vertiefen ihre Kompetenzen in schriftlicher Ausdrucksfahigkeit
und wissenschaftlichem Arbeiten.

B Die Ausbildungsbehdrden erhalten Informationen Uber Tatigkeit und Leistungsstand
der Studierenden.

B Die Ausbildungsleitungen bzw. die fachpraktischen Ausbilderinnen und Ausbilder
sowie die Praxisbeauftragten der HfPV erhalten Informationen tber den Grad der
Verzahnung von fachtheoretischen und fachpraktischen Inhalten.

Inhalt

Das Praktikum und die Erfahrungen sollen zusammenfassend beschrieben und reflek-
tiert werden. Wesentlich ist die Eingrenzung auf relevante Aspekte unter Bezugnahme
auf das Studium. Auf eine detaillierte Dokumentation aller ausgefiihrten Téatigkeiten ist
zu verzichten. Folgende Punkte sollten bertcksichtigt werden:

— Kurzportréat der Praktikumsdienststelle

— Verlauf des Praktikums einschlief3lich der Vorstellung einzelner Praxisbereiche

— Beschreibung der Tatigkeitsfelder und Aufgabenprofile

— Zusammenarbeit mit Vorgesetzten und Kolleginnen und Kollegen

— Herausforderungen und besondere Erfahrungen/Ereignisse

— Beziehung der Praktikumsinhalte zu den bisher im Studium erworbenen Kennt-
nissen und Fahigkeiten

— Bewertung des Praktikums

Erstellung und Abgabe

Der Praxisbericht ist am Ende des Praktikums zu erstellen und mit der Ausbildungslei-
tung, der Ausbilderin oder dem Ausbilder zu besprechen.

Der Praxisbericht ist in zweifacher Ausfertigung nach Beendigung der Praxisphase der
oder dem Praxisbeauftragten der Hochschule in der Abteilung zu tibergeben. Ein weite-
res Exemplar erhélt die Ausbildungsleitung. Die Abgabefrist wird bekannt gegeben. Sie
betragt in der Regel eine Woche nach der Praxisphase. Bei begriindeten Verzdgerun-
gen kann die Abgabefrist nach Genehmigung durch die Ausbildungsleitung und die Pra-
xisbeauftragte oder den Praxisbeauftragten im Einzelfall verlangert werden.
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Gliederung und formale Vorgaben

Der Praxisbericht besteht aus den Teilen Deckblatt, Inhaltsverzeichnis, ggf. Abkur-
zungs-, Abbildungs- und Tabellenverzeichnis, Textteil, Quellenverzeichnis und ggf. An-
hang. Das Deckblatt enthélt die folgenden Angaben: Titel ,Praxisbericht®, Name der
oder des Studierenden, Studiengang, Semester, Praktikum Nr. (1, 2 oder 3), Ausbil-
dungsbehdrde und Praxisstelle, Zeitraum und Dauer des Praktikums, Zeichenzahl.

Der Umfang eines Praxisberichtes betréagt maximal 20.000 Zeichen im Textteil (Einlei-
tung bis Schlussteil, ohne Verzeichnisse, Leerzeichen und Ful3noten). Der Bericht Uber
das Praktikum 3 kann den Umfang um die Halfte Uberschreiten. Die Zeichenanzahl ist
auf dem Deckblatt zu vermerken. Die Seiten im Textteil missen durchnummeriert sein,
das Deckblatt wird nicht mit einer Seitenzahl versehen. Es wird empfohlen, den Praxis-
bericht mit der Dokumentvorlage fur Hausarbeiten zu schreiben.

Der Text darf hochstens zu 20 % aus Abbildungen bestehen. Eine umgangssprachlich
gepragte Ausdrucksweise ist ebenso zu vermeiden wie eine Ubertriebene Verwendung
von Anglizismen. Fir die Rechtschreibung ist die jeweils neueste Ausgabe des Dudens
— Standardwerk zur deutschen Sprache — verbindlich.

Im Anhang kénnen Abbildungen oder Dokumentationen untergebracht werden, die nicht
direkt dem Verstandnis des Textes dienen, aber erganzende Informationen enthalten.
Auf einen Anhang ist im Textteil des Berichtes zu verweisen. Bei mehreren Anhangen
werden sie in der Reihenfolge, in der im Text Bezug darauf genommen wird, numme-
riert. Anhang oder Anhange werden im Inhaltsverzeichnis aufgefuhrt.

Die Seiten des Praxisberichts werden durch einfache Heftung (oben links) zusammen-
gehalten. Sie sind nicht in Mappen oder Klarsichthillen zu ,verpacken®.

Bewertung
Der Praxisbericht wird nach zwei Kriterien bewertet:
B Fachpraktische Leistung (Inhalt)
B Fachlich-methodische Leistung (Struktur, Form, Darstellung)

Die Bewertung der fachpraktischen Leistung ist Aufgabe der Ausbildungsleitung oder
einer von ihr benannten Person. Die Bewertung der fachlich-methodischen Leistung ist
Aufgabe der Praxisbeauftragten oder einer beauftragten Hochschullehrkraft. Die Note
fur das Teilmodul erfolgt durch Bildung des Mittelwerts der beiden Bewertungen.

Das Praxismodul ist bestanden, wenn die durchschnittliche Note der drei Praxisberichte
mindestens die Note ausreichend ergibt und die Bewertung der Praktika 4 und 5 ,mit
Erfolg teilgenommen® lautet. Wenn die durchschnittliche Note der drei Praxisberichte
nicht ausreichend ergibt, entscheidet eine mindliche Prifung Gber das Bestehen (8 28
Abs. 2 APOgD PA). Der Durchschnitt der drei Bewertungen — im Falle einer mindlichen
Prifung der Durchschnitt der vier Bewertungen (drei Praxisberichte und die mindliche
Prifung) — geht mit einem Gewicht von 10 % in die Bewertung des Studiums ein.
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Anhang

Ubersichten und Abbildungen

Abbildung 12  Anteile der Studienbereiche am Gesamtstudium nach Credits

Rahmen-
bedingungen

Okonomisches
Handeln
12%
Verwaltungs-

handeln
18% 8%

\Thesis und

Kolloquium
7%

Das Segment ,Wahlpflichtmodule (5 %)“ gibt nur den Anteil der Wahlpflichtveranstaltungen des
5. Semesters wieder. Eine Wahlfreiheit fir Studierende besteht dariiber hinaus im Projekt, im

Seminar und in der Thesis.
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Abbildung 13  Workload und Credits®

. Workload .
Sem. Modul Teilmodul ] Credits
(in Stunden)
Methoden M 1.1 |Wissenschaftliches Arbeiten 154 55
V1.1 |Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 1 70 25
V1.2 |Kommunale Selbstverwaltung und Partizipation 84 3,0
Verwaltungs- - -
hendkln V2.1 |Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns (Teil 1) 112 4,0
V2.2 |Die Beschaftigten des 6ffentlichen Dienstes (Teil 1) 70 25
336 12,0
1 . 0 1.1 |Grundlagen der Betriebswirtschaft und Rechnungswesen 1 84 3,0
Okonomisches .. . . . )
0 1.2 |Grundlagen der Offentlichen Finanzwirtschaft 98 35
Handeln
182 6,5
R 1.1 |Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 1 42 15
Rahmen- R 1.2 |Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 1 70 25
bedingungen R 1.3 [Sozologie in der Verwaltung 56 2,0
168 6,0
Summe 1. Semester 840 30,0
Methoden M 1.2 |Empirische Sozialforschung und Statistik 42 15
V2.1 |Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns (Teil 2) 42 15
V2.2 |Die Beschaftigten des 6ffentlichen Dienstes (Teil 2) 56 2,0
Verwaltungs- o . . - .
- V2.3 |Einfuhrung in das Sozialrecht, Sozalhilfeleistungen 56 2,0
V3.1 |Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 2 (Teil 1) 42 15
196 7,0
2 0 i ..
Okonomisches 02.1 [Rechnungswesen 2 42 15
Handeln
R 2.1 |Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 2 42 15
Rahmen- R 2.2 |Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 2 42 15
bedingungen R 2.3 [Psychologie in der Verwaltung 56 2,0
140 5,0
Praxismodul P1 Praktikum 1 420 15,0
Summe 2. Semester 840 30,0
Methoden M2.1 |Das studentische Projekt (Teil 1) 42 15
V3.1 |Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 2 (Teil 2) 42 15
V3.2 |Entgeltliche Anspriiche und kollektives Arbeitsrecht 56 2,0
Verwaltungs- - - — -
el V4.1 |Verwaltungsentscheidungen mitund ohne Eingriffscharakter (Teil 1) 56 2,0
V4.2 |Grundsicherung fir Arbeitssuchende ... (Teil 1) 42 15
196 7,0
3 0 2.2 |Flexibles Finanzmanagement 56 2,0
Okonomisches © 2.3 |Organisations- und Projektmanagement 42 15
Handeln 0 2.4 |Grundlagen der Volkswirtschaftslehre 42 15
140 5,0
Rah.men- R 2.4 |Sozialkompetenz - Selbstkompetenz 42 15
bedingungen
Praxismodul P2 Praktikum 2 420 15,0
Summe 3. Semester 840 30,0

6 Anlage 4 der Studienordnung StO PA (APOgD PA).
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weiter: Workloads und Credits
Sem. Modul Teilmodul Workload Credits
(in Stunden)
M 2.1 |Das studentische Projekt (Teil 2) 42 15
Methoden M2.2 [Die wissenschaftliche Arbeit (Seminar) 56 2,0
98 3,5
V4.1 |Verwaltungsentscheidungen mitund ohne Eingriffscharakter (Teil 2) 70 25
Verwaltungs- V4.2 [Grundsicherung fur Arbeitssuchende ... (Teil 2) 70 25
4 handeln V4.3 |Kommunale Verwaltung, Kontrolle und Normsetzung 56 2,0
196 7,0
. 0 3.1 |Personalmanagement 56 2,0
Okonomisches ..
0 3.2 |Rechnungswesen 3 70 25
Handeln
126 45
Praxismodul P 3.1 |Praktikum 3, Teil 1 420 15,0
Summe 4. Semester 840 30,0
B 0 4.1 |Controlling 70 2,5
Okonomisches .. ) .
0 4.2 |Wirtschaftspolitik 56 2,0
Handeln
126 4.5
W 1.1 [Teilmodul 1 42 1,5
WPV 1 W 1.2 [Teilmodul 2 42 15
84 3,0
5 W 2.1 |Teilmodul 1 42 1,5
W 2.2 |Teilmodul 2 42 15
WPV 2
W 2.3 |Teilmodul 1 42 15
W 2.4 |Teilmodul 2 42 1,5
168 6,0
Methoden M2.3 |Exposé 42 1,5
Praxismodul P 3.2 |Praktikum 3, Teil 2 420 15,0
Summe 5. Semester 840 30,0
. T1 Thesis 308 11,0
Thesis
T2 Kolloquium 28 1,0
5 336 12,0
P4 Praktikum 4 196 7,0
Praxismodul P5 Praktikum 5 308 11,0
504 18,0
Summe 6. Semester 840 30,0
Gesamt 5.040 |180,0
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Abbildung 14  Studienplan: Préasenzstudium + begleitetes Studium = Kontaktstudium

1. Semester

Prasenz |beg|eitet

Préasenz |beg|eitet

Inhalte
[SWS] [SWS]
WPM 1.1 2,5 0,5
WPM 1.2 2,5 0,5
WPM 1 5 1
BWL
OF } 4 g
VWL 3 1
o) 7 2
WPM 2.1 2,5 0,5
WPM 2.2 25 05
WPM 2.3 2,5 0,5
WPM 2.4 25 0,5
WPM 2 10 2
Exposé/Thesis| 1 1 1 | 3 ]
1 1
23 6 1 | 3
29 4
11 Wochen 10 Wochen
Modulbuch B. A. Public Administration 2016

2. Semester 3. Semester 4. Semester
1. Halfte 2. Halfte

Module/Studieninhalte Prasenz |beg|eitet Prasenz |beg|eitet Prasenz |beg|eitet Prasenz |beg|eitet Prasenz |beg|eitet
(§ 12 APO) [SWS] [SWS] [SWS] [SWS] [SWS]
Verwaltungsrecht 4 1 4 1 3 1 4 4 1
Dienstrecht 4 1 4 1 4 1
Privatrecht 2 1 2 1 2 1 3
Kommunalrecht 2 1 3 1 3 1
Sozialrecht 3 1 3 1 4 1
Verwaltungshandeln 8 3 13 4 12 14 2 11 3
Betriebswirtschaftslehre 2 1 3 1 2 1 3 1 3 1
Offentliche Finanzwirtschaft 3 1 3 1 4 1 4 1
Volkswirtschaftslehre 3 1
Okonomisches Handeln 5 2 6 2 2 1 10 3 7 2
Politologie 2 1 3 1
Staats- und Verfassungsrecht 2 1 3 3 1
Soziologie, Psychologie 3 1 4 1 3
Rahmenbedingungen 4 2 6 1 10 3 3 0
Wissenschaftliches Arbeiten 2 1 2 1
Juristische Methoden 2
Informationstechnik 2
Rhetorik 2
Projekt 1 2 1 2
Empirische Sozialforschung 3 1
Seminar 2 1
Methoden 8 1 2 1 3 1 1 2 3 8

25 8 27 8 27 9 28 7 21 8

33 35 36 85! 29
22 Wochen 11 Wochen 11 Wochen 11 Wochen
5. Semester 6. Semester
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Abbildung 15 SWS fir Prasenzstudium und begleitetes Studium pro Teilmodul

. SWS SWS Kontakt
Sem. Modul Teilmodul Wochen .. .
Prasenz | begleitet | Stunden
Methoden M1.1 |Wissenschaftliches Arbeiten 22 5 1 130
V1.1 |[Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 1 22 2 1 64
V1.2 [Kommunale Selbstverwaltung und Partizipation 22 2,5 1 75
Vi . -
‘erwaltungs V2.1 Rechtliche Grundlagen de_s 22 4 1 108
handeln Verwaltungshandelns (Teil 1)
V2.2 lD)|e Beschaftigten des o6ffentlichen Dienstes (Teil 1 4 1 54
301
1 - -
511 Grundlagen der Betriebswirtschaft und 59 25 a 75
Okonomisches Rechnungswesen 1
Handeln 0 1.2 |Grundlagen der Offentlichen Finanzwirtschaft 22 3 1 86
161
R11 Politische Rahmenbedingungen des 1 2 1 2
Verwaltungshandelns 1
Ea:.men- R 1.2 |Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 1 22 25 1 65
edingungen R 1.3 [Sozologie in der Verwaltung 11 3 1 43
140
Summe 1. Semester 732
Methoden M1.2 [Empirische Sozalforschung und Statistik 11 3 1 43
V2l Rechtliche Grundlagen dgs 11 3 1 13
Verwaltungshandelns (Teil 2)
V2.2 2D)le Beschaftigten des 6ffentlichen Dienstes (Teil 11 4 1 54
Verwaltungs- . n .
handeln V23 Elnf_uhrgng |_n das Sozalrecht, 11 3 1 13
Sozialhilfeleistungen
V3l Prl\{atrechthches Handeln in den Verwaltungen 2 11 2 1 22
(Teil 1)

2 172
Okonomisches 02.1 |Rechnungswesen 2 11 2 1 32
Handeln

R21 Politische Rahmenbedingungen des 11 3 1 43
Verwaltungshandelns 2
Ea:.men— R 2.2 |Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen 2 11 3 43
edingungen R 2.3 [Psychologie in der Verwaltung 11 4 54
140
Praxismodul P1 Praktikum 1 12
Summe 2. Semester 387
Methoden M2.1 |Das studentische Projekt (Teil 1) 11 1 2 31
V31 Prl\{atrechtllches Handeln in den Verwaltungen 2 11 3 33
(Teil 2)
V3.2 Entqeltllche Anspriiche und kollektives 11 4 1 54
Verwaltungs- Arbeitsrecht
handeln Verwaltungsentscheidungen mitund ohne
V4.1l N . 11 4 44
Eingriffscharakter (Teil 1)
V4.2 [Grundsicherung fur Arbeitssuchende ... (Teil 1) 11 3 1 43

3 174

0 2.2 |Flexibles Finanzmanagement 11 4 54
Okonomisches O 2.3 |Organisations- und Projektmanagement 11 3 43
Handeln 0 2.4 |Grundlagen der Volkswirtschaftslehre 11 43
140
Rah.men- R 2.4 |Sozialkompetenz - Selbstkompetenz 11 3 33
bedingungen

Praxismodul P2 Praktikum 2 12

Summe 3. Semester 378
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weiter: SWS fiir Prasenzstudium und begleitetes Studium pro Teilmodul

Sem. Modul Teilmodul Wochen S__WS SWS | Kontakt
Présenz | betreut | Stunden
M2.1 |Das studentische Projekt (Teil 2) 11 1 2 31
Methoden M2.2 |Die wissenschaftliche Arbeit (Seminar) 11 2 1 32
63
Verwaltungsentscheidungen mit und ohne
Val Eingriffscharakter (Teil 2) 11 4 1 54
Verwaltungs- V4.2 |Grundsicherung fiir Arbeitssuchende ... (Teil 2) 11 4 1 54
h |
4 andeln Va3 Kommunale Verwaltung, Kontrolle und 11 3 1 43
Normsetzung
151
S <ch 0 3.1 |Personalmanagement 11 3 1 43
Okonomisches o 5 5 |pachnungswesen 3 11 4 1 54
Handeln
97
Praxismodul P 3.1 |Praktikum 3, Teil 1 12
Summe 4. Semester 311
S <h 0 4.1 |Controlling 11 4 1 54
Okonomisches « , 5 \yirtschaftspolitik 11 3 1 43
Handeln
97
W 1.1 |Teilmodul 1 11 2,5 0,5 33
WPM 1 RESI W 1.2 [Teilmodul 2 11 25 0,5 33
66
5 W 2.1 [Teilmodul 1 11 2,5 0,5 33
W 2.2 |Teilmodul 2 11 2,5 0,5 33
WPM 2 SOPI
W 2.3 |Teilmodul 1 11 25 0,5 33
W 2.4 [Teilmodul 2 11 25 0,5 33
132
Methoden M2.3 |Exposé 11 1 1 21
Praxismodul P 3.2 |Praktikum 3, Teil 2 12
Summe 5. Semester 316
. T1 Thesis 9 3 36
Thesis .
6 T2 Kolloquium 1 3 4
40
Summe 6. Semester 40
Gesamt 2.164

* Die Teilmodule des Wabhlpflichtbereichs WPM 1 RESI und WPM2 SOPI im
5. Semester werden 9 Wochen mit 3 SWS Prasenz sowie 2 Wochen mit 3 SWS
begleitetem Studium angeboten (siehe S. 11).
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Abbildung 16  Fachwissenschaftlicher Anteil der Module und Teilmodule

Kontakt-| Sozial- | Rechts- |Wirtschafts» Kontakt-
Studienbereich | Modul Nr. Teilmodul stunden
stunden wissenschaftlicher Anteil Recht
i M1.1| Wissenschaftliches Arbeiten 130 82% 18% 23
M1.2| Empirische Sozialforschung und St 43 100%
Methoden M2.1| Das studentische Projekt 62 ) o
M2| M2.2| Die wissenschaftliche Arbeit (Semi 32 n:ﬁg:\ﬂ%ﬁ;‘fﬁ;ﬁg'
M2.3| Exposé 21
2 Module 288 23
v V1.1 | Privatrechtliches Handeln in den Ve 64 100% 64
V12| Kommunale Selbstverwaltung und i 75 100% 75
V2.1 | Rechtliche Grundlagen des Verwalt 151 100% 151
V2| V22| Die Bediensteten des offentlichen O 108 100% 108
Verwaltungs- V2.3 | Einfihrung in das Sozialrecht, Sozi 43 100% 43
handeln Vi V3.1 | Privatrechtliches Handeln in den Ve| 65 100% 65
V3.2 | Entgeltliche Anspriiche und kollekti 54 100% 54
V4.1 | Verwaltungsentscheidungen mit un 98 100% 98
V4| V4.2 | Grundsicherung fiir Arbeitssuchend 97 100% 97
V4.3 | Kommunale Verwaltung, Kontrolle 4 43 100% 43
4 Module 798 100% 798
61 0 1.1| Grundlagen der Betriebswirtschaft | 75 100%
0 1.2| Grundlagen der Offentlichen Finanz 86 60% 40% 52
0 21| Rechnungswesen 2 32 100%
&2 0 2.2| Flexibles Finanzmanagement 54 50% 50% 27
Okonomisches 0 2.3| Organisations- und Projektmanage 43 100%
Handeln 0 2.4| Grundlagen der Volkswirtschaftsleh 43 25% 75% 11
63 0 3.1| Personalmanagement 43 100%
0 3.2| Rechnungswesen 3 54 100%
&4 0 4.1| Controlling 54 5% 95% 3
0 4.2| Wirtschaftspolitik 43 25% 75% 11
4 Module 527 20% 80% 103
R 1.1| Politische Rahmenbedingungen deg 32 50% 50% 16
R 1] R1.2]| Verfassungsrechtliche Rahmenbed 65 100% 65
Rahmen-
bedingungen R 1.3| Soziologie in der Verwaltung 43 100%
der R 2.1| Politische Rahmenbedingungen de 43 50% 50% 22
offentlichen R 22| Verfassungsrechtliche Rahmenbed 43 100% 43
Verwaltung R?2 .
R 2.3| Psychologie in der Verwaltung 54 100%
R 2.4| Sozialkompetenz - Selbstkompeten| 33 100%
2 Module 313 54% 46% 146
Wahlpflicht- - W1 | Rechtund Soziale Sicherung 66 100% 66
module W 2 Soziales, Okonomie, Politik und Ve 132 | Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
2 Module 198 66
) T1 Thesis 36 nicht beriicksichtigt,
JiEelE T s T i 4 individuell wahlbar
1 Modul 40
Gesamt 2164 52,5% 1136

40
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Abbildung 17

Notenbeispiel: Anteil der Teilmodulprifungen an der Fachnote

Teil- . Punkte Anteil Anteil Studien R
Sem. | Modul modul Credits Beispiel Modulnote bereich Pu_nk_te
Beispiel
12 M1 M1.1 5,5 9 78,6%
M 1.2 1,5 10 21,4% 51,9% 9,21
M 2.1 3 11 46,2%
3-4
M2 M 2.2 2 8 30,8%
5 M 2.3 15 10 23,1% 48,1% 9,84
Methoden 13,5 15,0% Punktzahl Studienbereich 9,51
1 V1 V11l 2,5 11 45,5%
V1.2 3 7 54,5% 16,7% 8,81
V21 5,5 10 33,3%
1-2 V2 V2.2 4,5 8 54,5%
V 2.3 2 12 12,1% 36,4% 9,15
23 VE V3.1 3 10 60,0%
V 3.2 2 11 40,0% 15,2% 10,40
V4.1 4,5 12 47,4%
3-4 V4 V 4.2 4 9 42,1%
V 4.3 2 10 10,5% 31,8% 10,52
Verwaltungshandeln 33 36,7% | Punktzahl Studienbereich 9,72
1 &1 O 1.1 3 11 46,2%
01.2 3,5 7 53,8% 29,5% 8,84
021
.. 022 5 9 87,0%
024 15 12 13,0% 29,5% 9,39
4 53 031 2 11 44,4%
03.2 2,5 9 55,6% 20,5% 9,88
5 &4 (:)4.1 2,5 14 55,6%
04.2 2 10 44,4% 20,5% 12,22
Okonomisches Handeln 22 24,4% | Punktzahl Studienbereich 9,91
R1.1 1,5 8 25,0%
1
R1 R1.2 2,5 7 41, 7%
R 1.3 2 10 33,3% 48,0% 8,25
R2.1
1/2 R 2 R 2.2 } 5 9 87,0%
R 2.3
3 R 2.4 1,5 10 13,0% 52,0% 9,13
Rahmenbedingungen 12,5 13,9% | Punktzahl Studienbereich 8,70
5 WPM 1.1 1,5 10 50,0%
e WPM 1.2 1,5 11 50,0% 33,3% 10,50
WPM 2.1 15 8 25,0%
w2 WPM 2.2 15 12 25,0%
WPM 2.3 1,5 9 25,0%
WPM 2.4 1,5 9 25,0% 66,7% 9,50
Wabhlpflichtmodule 9 10,0% [ Punktzahl Studienbereich 9,83
Alle Studienbereiche bis 5. Sem. 100,0% Gesamt Fachnote 9,60
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Abbildung 18 Berechnung der Abschlussnote (Beispiel)7

Anzahl Berechnung
Studienbereich Credits Anteil Punkte
Module ..
Beispiel
Methoden 13,5 2 15,0% 9,51
Verwaltungshandeln 33 4 36,7% 9,72
Okonomisches Handeln 22 4 24.,4% 9,91
Rahmenbedingungen 12,5 2 13,9% 8,70
Wahlpflicht 9 2 10,0% 9,83
Insgesamt 90,0 Gesamtpunktzahl 9,60
Praxisteilmodul 1 11,00
78,0  |Praxisteilmodul 2 10,50
Praxisteilmodul 3 12,00
Praxismodul 11,16
Gewichtung | Punktzahl
Fachtheorie 14 70,0% 9,60
schriftl. 11,0 0, 9,50
Thesis 1 15,0%
mundl. 1,0 5,0% 11,00
Praxismodul 1 10,0% 11,16
16 100,0%

Abschlussnote

9,81

7

Die Berechnung der Noten erfolgt in CampusNet ausschlie3lich Uber die Credits mit allen
Kommastellen. Die berechneten Noten werden nach der zweiten Stelle abgeschnitten.

Teil 1 Das Konzept

HfPV



Formular
Dezentrale Prifung Bachelor PA

Studiengruppe Semester
Abteilung

T GieRen ’_‘ Kassel Muhlheim Wiesbaden
Modul Teilmodul

Verantwortlich (Lehrkraft in der Abteilung fur die Studiengruppe)

Prifungsform

Klausur Mundliche Prasentation Hausarbeit
Priifung

Die aktive Mitarbeit wird bertcksichtigt

T nein ’_‘ ja

Prifungstermin (nur bei Klausur und miindlicher Priifung)

Anforderungen/Vereinbarungen

Datum Unterschrift Lehrkraft
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Vorbemerkung

Teil 2 des Modulbuchs — Module und Teilmodule — beinhaltet die Beschreibung der
Studienbereiche, der Module und Teilmodule.

Aufgabe der Modulverantwortlichen ist es, das Modul mit den im Modul Lehrenden
weiterzuentwickeln und die Modulkarte bei Bedarf zu aktualisieren. Modulverantwortli-
che werden dabei von Fachkoordinatorinnen und Fachkoordinatoren unterstitzt, die ihr
Fach in den unterschiedlichen Modulen vertreten (vgl. § 19 APOgD PA).
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Teil 2 Module und Teilmodule

Allgemeines

Fur alle Module und Teilmodule, die im Folgenden in den Modulkarten beschrieben
werden, gilt:

B Jedes Modul ist mit der vorliegenden Beschreibung ausschlieZlich im Studien-
gang Public Administration verwendbar.

B Jedes Modul wird einmal jahrlich angeboten.

B Alle Pflichtmodule und die zugehdérigen Teilmodule werden in allen vier Studien-
orten der HfPV angeboten.

B Sofern die Prifungen in einem Modul alternative Prifungsformen in der Modul-
karte vorsehen, legt die jeweilige Lehrkraft zu Beginn der Veranstaltung die Pri-
fungsform verbindlich fest (vgl. Modulbuch Teil 1, Modulprifungen). Die Festle-
gung soll in den ersten beiden Wochen der fachtheoretischen Studienzeit abge-
schlossen sein und der Verwaltung vorliegen.

B Die Literaturangaben beziehen sich immer auf die aktuelle, letzte Ausgabe. Es
wird nur ausgewahlte, grundlegende Literatur in die Modulkarte aufgenommen.
Weitere Literaturangaben erfolgen in der Veranstaltung.

B Die oder der in der Modulkarte eingetragene Verantwortliche ist hessenweit ver-
antwortlich fr das Modul. Fir die Teilmodule sind die jeweilig Lehrenden in den
Abteilungen verantwortlich.

B Der Workload wird in Zeitstunden angegeben. Die Stunden verteilen sich auf
Prasenzstunden, begleitetes Selbststudium und Selbststudium; die in den
Klammern angegebenen Stunden beziehen sich auf die unterschiedlichen For-
men des Studiums: Zum Beispiel ( 44 / 10 / 30 ) bedeutet 44 Stunden Prasenz,
10 Stunden begleitetes Selbststudium und 30 Stunden Selbststudium.

B Die Veranstaltungszeiten aller Module und Teilmodule sowie die Lehrenden und
die fur das Modul verantworliche Lehrkraft in der Abteilung werden im Internet
(CampusNet) oder durch Aushang bekannt gegeben.
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Tabelle 1

Module und Teilmodule mit Semesterlage

Studienbereich Modul Nr. (Teil-) Module Sem
M1.1| Wissenschaftliches Arbeiten 1
M M1.2| Empirische Sozialforschung 2
Methoden M2.1| Das studentische Projekt 3/4
M2 | M22| Die wissenschaftliche Arbeit (Seminar) 4
M2.3| Exposé der Bachelorthesis 5]
V1.1 | Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 1 1
s V1.2 | Kommunale Selbstverwaltung und Partizipation 1
V2.1 | Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns 1/2
V2 | V2.2 | Die Bediensteten des dffentlichen Dienstes 12
Verwaltungs- V2.3 | Einflihrung in das Sozialrecht, Sozialhilfeleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 2
fandeln V3.1 | Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 2 2/3
v V3.2 | Entgeltliche Anspriiche und kollektives Arbeitsrecht 3
V4.1 | Verwaltungsentscheidungen mit und ohne Eingriffscharakter 3/4
V4 | V4.2 | Grundsicherung fur Arbeitssuchende sowie Sozialhilfeleistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel des SGB Xl 3/4
V4.3 [ Kommunale Verwaltung, Kontrolle und Normsetzung 4
. O 1.1| Grundlagen der Betriebswirtschaft und Rechnungswesen 1 1
ot 0 1.2| Grundlagen der Offentlichen Finanzwirtschaft 1
0 21| Rechnungswesen 2 2
. 0 22| Flexibles Finanzmanagement 3
Okonomisches o2 0 2.3| Organisations- und Projektmanagement 3
Handeln 0 2.4| Grundlagen der Volkswirtschaftslehre 3
. 03.1| Rechnungswesen 3 4
o3| |
0 3.2| Personalmanagement 4
. 0 4.1| Controlling 5
o4
0O 4.2 Wirtschaftspolitik 5)
R 1.1| Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 1 1
R1 | R1.2| Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 1 1
Rahmen- R 1.3 | Soziologie in der Verwaltung 1
gﬁz:ﬁz;gin der R 2.1 | Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 2 2
Verwaltung R 2.2 | Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 2 2
Re R 2.3| Psychologie in der Verwaltung 2
R 2.4 | Sozialkompetenz - Selbstkompetenz 3
Wahlpflicht- W-1 | 2Teilmodule 5
fhoduie W | w-2 | 4Teimodule 5
P1 Praktikum 1 2
P2 Praktikum 2 3
Praxismodul P P3 Praktikum 3 4/5
P4 Praktikum 4 6
PS5 Praktikum 5 6
T1 Thesis schriftlich 6
Thesis T
T2 Kolloquium 6
16 Module, Anzahl Teilmodule 45
Teil 2 — Module und Teilmodule
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Modulverantwortliche

Tabelle 2 Modulkoordination vom 01.09.2016 bis 31.08.2017

Verwaltungshandeln 1 Dr. Karin Metzler-Muller
Verwaltungshandeln 2 Lothar Muhl
Verwaltungshandeln 3 Katrin Brinkmeier-Kaiser
Verwaltungshandeln 4 Dr. Katrin Stein

Rahmenbedingungen 1 Dr. Wolfgang Hecker

Rahmenbedingungen 2 Gunda Wolf

Wahlmodule Methoden Dr. Gabriele Schaa

Wahlmodul AdA
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Praxisbeauftragte

Abteilung Kassel

Praxisbeauftragte

Ausbildungsbehdrde

Katrin Brinkmeier-Kaiser diverse
Karl-Friedrich Emde diverse
Tanja Kuhn-Surig diverse
Dr. Richard Merker diverse
Lothar Muhl diverse
Bjorn Rudiger diverse

Abteilung Giel3en

Praxisbeauftragte

Ausbildungsbehdrde

Angelika Eimer diverse
Jochen Hartmannshenn diverse
Dr. Hubert Kleinert diverse
Dr. Steffen Reichmann diverse
Dr. Christiane Wegricht diverse
Dr. Julia Weichel diverse
Dr. Carsten Wendtland diverse

Abteilung Muhlheim

Praxisbeauftragte

Ausbildungsbehdrde

Renate Zentgraf

alle Ausbildungsbehdrden

Abteilung Wiesbaden

Praxisbeauftragte

Ausbildungsbehdrde

Alexander Noll

alle Ausbildungsbehdrden

Teil 2 — Module und Teilmodule

HfPV



Studienbereich — Methoden

Modulname Methoden 1
Modultyp Pflichtmodul
Modulnummer M1

Verantwortlich

Tanja Kuhn-Sirig

Teilmodule

B Wissenschaftliches Arbeiten
B Empirische Sozialforschung

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B Grundlagen der wissenschaftlichen Methodik anwenden

B Problemstellungen selbststandig und eigenverantwortlich I6sen

B sich kompetent ausdriicken und Ergebnisse professionell prasentie-
ren kénnen

B Grundlagen der empirischen Sozialforschung kennenlernen

und anwenden

Semester 1. und 2. Semester

Vorkenntnisse Grundlagenkenntnisse im MS Office-Paket

Prifungsform Teilmodulprifungen

SWS 8 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 1. Halfte 1. Sem.

Kontaktstudium

2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 2. Halfte 1. Sem.
3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium im 2. Semester

Prasenz 143 LVS = 108 Stunden
Begleitetes 30 LVS = 23 Stunden
Studium

Workload 196 Stunden (108/23/65)
Credits 7C
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Modulname

Wissenschaftliches Arbeiten

Modultyp

Pflichtmodul

Modulnummer

M1.1

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B wissenschaftliche Texte und Fachtexte lesen und verstehen,

B selbststandig die erforderliche Literatur ermitteln und beschaffen,

B Texte kritisch auswerten und mit eigener Stellungnahme problem-

bezogen zur Diskussion stellen kénnen,

B grundlegende Kompetenzen in der Anwendung des wissenschaftli-

chen Arbeitens erwerben:

- fachliche Texte verstandlich formulieren und nach wissenschatftli-
chen Standards erstellen konnen,

- geschlechtergerechte Sprache kennen und anwenden

- Grundlagen rechtswissenschaftlicher Gutachten kennen und an-
wenden,

- Fahigkeiten im Ausarbeiten und Halten von Vortragen entwickeln
und verbessern,

B mit Prasentationssoftware und Textverarbeitung professionell um-

gehen kdnnen,

B Visualisierungs-, Kreativitats-, Moderations- und Préasentationstech-

niken kennen und anwenden sowie

B eine Hausarbeit zu einem vorgegebenen Themenbereich eingren-

zen, wissenschaftlich bearbeiten und aufbereiten kénnen.

Die Studierenden sollen persénliche Kompetenzen erwerben, um

erfolgreich das Ziel des Studiums zu erreichen. Dazu gehoren Lernbe-

reitschaft und Offenheit fir Neues, Selbstorganisation, Teamféahigkeit,

Kritikfahigkeit, Kreativitat und Flexibilitat, Offenheit fir Beratung und

Lernfahigkeit.

Das Teilmodul besteht aus flnf Bereichen:

1. Wissenschaftliches Arbeiten

2. Juristische Methoden

3. Informationstechnik

4. Rhetorik

5. Die wissenschaftliche Hausarbeit
Bereich 1 bis 4 findet in der ersten Halfte des Semesters statt,
Bereich 5 in der zweiten Halfte.

Inhalte

B Fachliteratur, Zitiertechniken, Benutzung einer wissenschaftlichen
Bibliothek, Internetnutzung und -recherche

B Methoden der Rechtsanwendung, Gutachtenstil

B Nutzung von und Umgang mit e-Learning Angeboten (ILIAS, Cam-
pusNet)

B Professionelle wissenschaftliche Textverarbeitung
B Visualisierungstechniken und Medieneinsatz
B Professionelle Prasentation

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



B Vortragsgestaltung und Rhetorik, Wirkungsanalysen

Im Bereich Vortragsgestaltung sowie informationstechnischer Unter-
stiitzung soll die GruppengrofRe 15 Studierende nicht Giberschreiten.
B Wissenschaftliche Texte, Diskussion

B Geschlechtergerechte Sprache in wissenschaftlichen Texten

B Erstellung einer wissenschaftlichen Hausarbeit, Préasentation von
(Teil-) Ergebnissen

B Praxisbericht — Gemeinsamkeiten und Unterschiede zur wissen-
schaftlichen Hausarbeit

Literatur — Esselborn-Krumbiegel: Von der Idee zum Text: Eine Anleitung zum
wissenschaftlichen Schreiben
— Frank/Haacke/Lahm: Schlusselkompetenzen: Schreiben in Studium
und Beruf
— Metzler-Muller: Wie lose ich einen Privatrechtsfall?
Aufbauschemata — Mustergutachten — Klausurschwerpunkte
— Merker/Metzler-Miiller/Schaa/Wolf: Wissenschaftliches Arbeiten an
der HfPV
— Seifert; Visualisieren, Prasentieren, Moderieren
— Stickel-Wolf/Wolf: Wissenschaftliches Arbeiten und Lerntechniken
— Theisen: Wissenschatftliches Arbeiten. Technik, Methodik, Form
— Worlen/Schindler: Anleitung zur L6sung von Zivilrechtsfallen, Me-
thodische Hinweise und 22 Musterklausuren
Lehrform Lehrgesprach, Vortrag, Prasentation, Ubungen, Diskussion
Lehrmaterialien Skripte, Arbeitsblatter
Semester 1. Semester
Vorkenntnisse Grundlagen Word und Powerpoint
Prifungsform B Hausarbeit: Schriftliche Ausarbeitung (15.000 Zeichen im Textteil)
8 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 1. Halfte 1. Sem.
2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 2. Halfte 1. Sem.
SWS In den Bereichen IT und Rhetorik in Teilgruppen, im Wechsel oder

Kontaktstudium

geblockt. Im Bereich ,Die wissenschaftliche Hausarbeit* werden zwei
Gruppen gebildet: Die juristische Hausarbeit und die Hausarbeit im
sozialwissenschaftlichen oder 6konomischen Bereich (2 Lehrende).

Prasenz 110 LVS = 83 Stunden
20 LVS = 15 Stunden
Begleitetes Individuelles Feedback zum Entwurf der ersten wissenschaftlichen
Studium Hausarbeit (Auswertung des Inhalts, Schreibstil und wissenschaftliche
Methodik)
Workload 154 Stunden (83/15/56)
Credits 55C
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http://www.amazon.de/exec/obidos/search-handle-url/028-5476221-2483752?%5Fencoding=UTF8&search-type=ss&index=books-de&field-author=Manuel%20R.%20Theisen

Teilmodul

Empirische Sozialforschung

Modulnummer

M1.2

Lernziele

Die Studierenden sollen

B Grundlagen der empirischen Sozialforschung kennen und anwen-
den,

B Fragestellungen und Hypothesen entwickeln und operationalisieren
kdnnen,

B Untersuchungen und Untersuchungsdesigns entwerfen kénnen
(incl. Testplanung),

B die unterschiedlichen Methoden der Datenerhebung und statisti-
schen Datenanalyse kennen, anwenden und bewerten kénnen,

B statistische Untersuchungen computergesttitzt (mit Excel) durchfih-
ren und auswerten kdnnen,

B Probleme selbststandig l6sen.

Sie sollen

B in kleinen Gruppen arbeiten und entscheiden,

B auf Vorschlage aufbauen, zuhoren, Konflikte ansprechen kénnen.

Inhalte

B Grundlagen der empirischen Sozialforschung und Statistik

B Methoden der angewandten Sozialforschung: Grundlagen guantita-
tiver und qualitativer Methoden

B Kennen und Entwickeln von Messinstrumenten:

Fragebdgen (auch Online-Befragungen)

Interviewleitfaden

(Quasi-)Experimente

B Planung und Durchfihrung von Untersuchungen

B Grafische Darstellung und Aufbereitung von Ergebnissen

B |nterpretation von Ergebnissen im Kontext der aufgestellten Frage-
stellungen und Hypothesen

B Durchfiihrung und Auswertung einer Befragung mit praktischen
Ubungen zur statistischen Datenanalyse

B Berichterstellung

Literatur

— Atteslander/Cromm/Grabow: Methoden der empirischen Sozialfor-
schung

— Beller: Empirisch forschen lernen. Konzepte, Methoden,
Fallbeispiele, Tipps

— Zwerenz: Statistik — Datenanalyse mit Excel

— Schaa/Weichel: Studienheft Empirische Sozialforschung

Lehrform

Lehrgesprach, Vortrag, Prasentationen, Ubungen

Lehrmaterialien

Skript, Arbeitsblatter

Semester

2. Semester

Vorkenntnisse

Teilmodul M 1.1, Excel Grundlagen

Prifungsform

B Hausarbeit (Forschungsbericht) und Prasentation (Prasentation der
Ergebnisse einer empirischen Untersuchung in Gruppenarbeit)
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i\é\saktstudium 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Prasenz 33 LVS = 25 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Begleitung bei der Durchfihrung und Auswertung einer Befragung
(Kleingruppenarbeit, 4 Studierende pro Gruppe)

Workload 42 Stunden (25/8/9)

Credits 15C
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Modulname Methoden 2
Modultyp Pflichtmodul
Modulnummer M 2

Verantwortlich

Dr. Julia Weichel

Teilmodule

B Das studentische Projekt
B Die wissenschaftliche Arbeit (Seminar)
B Exposé der Bachelorthesis

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B Wissenschaftliche Methodik vertieft anwenden,

B ein Projekt selbstandig planen und durchfuhren

B Problemstellungen selbststandig I6sen und eigenverantwortlich
ausfuhren,

B sich kompetent ausdriicken und Ergebnisse professionell
prasentieren kénnen.

Semester 3. bis 5. Semester

Vorkenntnisse Modul M 1

Prifungsform Teilmodulprifungen

SWS 1 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium im 3. Semester

Kontaktstudium

3 SWS Prasenz + 3 SWS begleitetes Studium im 4. Semester
1 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium im 5. Semester

Prasenz 55 LVS = 41 Stunden
Begleitetes 60 LVS = 46 Stunden
Studium

Workload 182 Stunden (41/46/95)
Credits 6,5C

Teil 2 — Module und Teilmodule

HfPV



Modulname

Das studentische Projekt

Modulnummer

M2.1

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B eine umfassende Projekterfahrung mit einem interdisziplinéren
praxisbezogenen Projektthema machen.

B Projektkompetenz erwerben. Dazu gehdrt die Ausbildung und Stér-
kung folgender Schlisselkompetenzen

B Teamfahigkeit

B Eigeninitiative, Zuverlassigkeit, Ausdauer

B Kommunikationsfahigkeit

B Konfliktfahigkeit

B Prasentation und Moderation

Kompetenzen zur Planung und Durchfiihrung eines Projektes, die
konzentrierte langfristige Arbeit an dem Projektthema sowie der Ziel
fihrende Umgang mit neuen Medien und Kommunikationsmitteln
sollen die bereits erworbenen fachlichen Kompetenzen vertiefen.

Inhalte Die konkreten Projektthemen werden vor Beginn des 3. Semesters
bekannt gegeben.
B Projektplanung
B Projektauftrag
B Projektziele
B Meilensteine
B Zeit- und Aktivitatenplan
B Ressourcen
B Projektdurchfiihrung
B Projektdokumentation
B Prasentation
Literatur — Bolay: Projektmanagement
— Litke/Kunow: Projektmanagement
Lehrform Begleitete Gruppenarbeit
Semester 3. und 4. Semester
Vorkenntnisse Modul M 1
Prifungsform Hausarbeit und Prasentation: Projektbericht und 6ffentliche Prasentati-
on der Projektergebnisse (Gruppenarbeit)
SWS 1 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium im 3. Semester,
Kontaktstudium + 1 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium im 4. Semester
Prasenz 22 LVS = 16 Stunden
Begleitetes 40 LVS = 30 Stunden
Studium Projektabhangige begleitende Beratung
Workload 84 Stunden (16/30/38)
Credits 3,0C

Modulbuch B. A. Public Administration

2016
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Teilmodul

Die wissenschaftliche Arbeit (Seminar)

Modulnummer

M 2.2

Lernziele

Die Studierenden sollen

B ihre erworbenen Fach- und Methodenkenntnisse auf ein fachbezo-
genes oder interdisziplinares Einzelthema anwenden,

B Texte kritisch auswerten und mit eigener Stellungnahme problem-
bezogen zur Diskussion stellen,

B eine Spezialuntersuchung aus einer rechtswissenschaftlichen,
Okonomischen oder sozialwissenschaftlichen Fachdisziplin nach den
Regeln wissenschaftlichen Arbeitens durchfiihren kénnen.

B ihre wissenschaftlichen Fahigkeiten vertiefen (incl. begrenzte empi-
rische quantitative Untersuchung/qualitative Befragung)

Inhalte

Arbeitsthemen flr Seminararbeiten werden zu Beginn des 4. Semes-
ters (fachtheoretischer Teil) bekannt gegeben. Inhalte des Seminars
und Themen der Seminararbeit werden mit der jeweiligen Lehrkraft in
der ersten Prasenzveranstaltung entwickelt.

Die Seminararbeit soll eine Einzelarbeit sein; sie dient der methodi-
schen Vorbereitung auf die Bachelor-Thesis. Wéhrend der Préasenz-
veranstaltung stellen sich die Studierenden gegenseitig den Stand ihrer
Arbeiten vor und diskutieren unter Anleitung der Lehrkraft praktische
Probleme bei der Erstellung der wissenschaftlichen Arbeit.

Literatur

— Theisen: Wissenschaftliches Arbeiten
— Kruse: Keine Angst vor dem leeren Blatt

— Frank/Haacke/Lahm: Schliisselkompetenzen: Schreiben in Studium
und Beruf

— Merker/Metzler-Muller/Schaa/Wolf: Wissenschatftliches Arbeiten an
der HfPV

Literaturhinweise fachlicher Art erfolgen in der ersten Prasenzveran-

staltung.

Lehrmaterialien

Texte, Arbeitsblatter

Lehrform Lehrgesprach, Diskussion, Ubungen

Semester 4. Semester

Vorkenntnisse Modul M 1

Prifungsform B Hausarbeit und Prasentation: Schriftliche Seminararbeit (15 Seiten,
maximal 20.000 Zeichen im Textteil) und mindlicher Vortrag eines
Entwicklungsstandes der Arbeit (15 min).

SWS . 2 SWS Préasenz + 1 SWS begleitetes Studium im 4. Semester

Kontaktstudium

Prasenz 22 LVS = 17 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Individuelle Riickmeldung tber einen Entwurf der Seminararbeit: The-
menfokussierung, Gliederung, Aufbau der Arbeit, wissenschaftliche
Arbeitsweise, Schreibstil

Workload 56 Stunden (17/8/31)

Credits 2C

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



Teilmodul

Exposé der Bachelor-Thesis

Modulnummer

M 2.3

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die Fragestellung ihrer Thesis,

B den Forschungszusammenhang, in dem das Thema steht,
B das geplante methodische Vorgehen incl. Zeitplan und

B einen ersten Entwurf der Gliederung in einer schriftlichen Ausarbei-
tung darlegen konnen.

Inhalte

Fur das Verfassen einer wissenschaftlichen Arbeit ist die Anfertigung
eines Exposés eine zentrale Vorarbeit. Im Exposé wird die Fragestel-
lung dargestellt, der geplante Aufbau des Textes und offene Fragen
skizziert sowie ein Uberblick uiber die methodische Vorgehensweise
und die Quellenlage gegeben. Das Exposé der Thesis ist Grundlage
fur Beratungs- und Abstimmungsgesprache mit Betreuer und Zweit-
gutachter. Es dient als Fahrplan flr das Verfassen der Arbeit im

6. Semester.

Fragestellungen flr die inhaltliche und methodische Vorbereitung der
Thesis kbnnen z. B. sein:

Was gehort prinzipiell zu meinem Thema?

Wie kann ich das Thema eingrenzen?

Wie sollte ich das Thema formulieren?

Wo finde ich Informationen?

Wie kann ich das Thema aufbereiten?

Welche Methoden zur Bearbeitung kann ich einsetzen?

Literatur

— Esselborn-Krumbiegel: Von der Idee zum Text: Eine Anleitung zum
wissenschaftlichen Schreiben

— Schaa/Weichel: Studienheft Exposé der Bachelor-Thesis. Ein
Leitfaden

Lehrform

Lehrgespréach, Bearbeitung/Diskussion von Exposé-Entwirfen der
Studierenden in der Gruppe. Die Veranstaltung fihrt die Betreuerin
oder der Betreuer der Bachelorthesis durch.

Lehrmaterialien Skript

Semester 5. Semester

Vorkenntnisse Modul M 1, Teilmodule M 2.2 und M 2.2

Prifungsform B Hausarbeit: Vorlage eines ausgearbeiteten Exposés

i\(;\rlfaktstudium 1 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Prasenz 11 LVS = 8 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Individuelle Riickmeldung tber das Exposé der Bachelor-Thesis:
Themenfokussierung, Gliederung, Aufbau der Arbeit, wissenschaftli-
che Arbeitsweise, Schreibstil.

Workload 45 Stunden (8/8/29)

Credits 15C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Studienbereich — Verwaltungshandeln

Modulname Verwaltungshandeln 1
Modultyp Pflichtmodul
Modulnummer V1

Verantwortlich

Dr. Karin Metzler-Mller

Teilmodule

B Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 1
B Kommunale Selbstverwaltung und Partizipation

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen
B verstehen, wie die sozialen Komponenten des Rechts auf die Ge-
sellschaft wirken und das Leben in der Gesellschaft gestaltet wird,

B Lebenssachverhalte in rechtliche Strukturen einordnen und mit
verwaltungs- und zivilrechtlichen Instrumenten I6sen kénnen,

B Aufgaben im Bereich des Verwaltungshandelns selbststandig und
eigenverantwortlich erfillen kénnen,

B Rechtsmaterie erkennen und anhand von exemplarischen Beispie-
len aus der Praxis anwenden und analysieren kénnen,

B komplexe Sachverhalte anhand rechtlicher Vorgaben beurteilen und
Entscheidungen treffen kénnen,

B Fahigkeiten zur sachlichen Auseinandersetzung mit Meinungsviel-
falt und

B Falllésungskompetenzen erwerben.

Semester 1. Semester
Vorkenntnisse keine
Prifungsform Teilmodulprufungen
SWS 4 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium 1. Halfte 1. Sem.
Kontaktstudium 5 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium 2. Halfte 1. Sem.
Prasenz 99 LVS = 74 Stunden
;eug;?u'tn‘ites 40 LVS = 30 Stunden
Workload 84 Stunden (94/30/50)
Credits 55C
14 Teil 2 — Module und Teilmodule HiPV



Teilmodul

Privatrechtliches Handeln in den Verwaltungen 1

Modulnummer

V11l

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die Bedeutung des Privatrechts fur die 6ffentliche Verwaltung
verstehen,

B die Grundbegriffe und Prinzipien des Privatrechts kennen,

B den Vertrag als rechtsgeschaftliches Handlungsinstrument der
Verwaltung in seinen Einzelheiten erfassen,

B den privatrechtlichen Rechtsgiiterschutz einschlie3lich bestimmter
Schuldverhaltnisse in den Grundziigen darstellen kbnnen,

B spezielle vertragliche Aufgabenstellungen und Problemlésungen
mit besonderer Relevanz fur die Verwaltung erarbeiten,

B das Vertragsrecht als zentrales Handlungsinstrument der 6ffentli-
chen Verwaltung im Rahmen ihrer privatwirtschaftlichen Betatigung
beherrschen, insbesondere Vertragsentwirfe erarbeiten kénnen.

Sie sollen

B in der Lage sein, selbststandig unter Beriicksichtigung interdiszipli-
narerer Erkenntnisse komplexe Probleme aus dem Bereich des Blir-
gerlichen Rechts zu l6sen,

B die Rechtsmaterie erkennen und anhand von exemplarischen
Beispielen aus der Praxis anwenden, analysieren und vertiefen.

Inhalte

B Privatrechtliche und 6ffentlich-rechtliche Grundstrukturen
B Personen und Gegenstande des Rechts
B Recht der Willenserklarungen
B Stellvertretung

B Formfragen, Fristen und Verjahrung

(wichtig fur die fiskalische Tatigkeit der Verwaltung)

B Schuldverhaltnisse — Begriindung, Inhalt, Beendigung

B Typische Vertrage (Kauf-, Miet-, Werkvertrag)

B Grundzlge Verletzung vertraglicher Pflichten

B [eistungsstérungsrecht

B Gewabhrleistungsrecht (beim Kauf- und Werkvertrag) sowie Vertie-
fung Leistungsstorungsrecht

B Vertiefung Vertragsrecht, allgemeine Geschaftsbedingungen

Literatur

— Brox/Walker: AT des BGB

— Brox/Walker: Allgemeines Schuldrecht und Besonderes Schuld-
recht

— Metzler-Miller: Wie l6se ich einen Privatrechtsfall?

— Worlen/Metzler-Miller: BGB AT

— Worlen/ Metzler-Miiller: Schuldrecht AT und BT

Lehrform

Lehrgesprach, Vortrag, Ubungen, Gruppenarbeiten, Kurzreferate
durch Studierende

Lehrmaterialien

Skript, Arbeitsblatter mit Aufgabenstellungen, Falle und Lésungen,
Handzettel zu Prasentationen

Semester

1. Semester

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Vorkenntnisse

keine

Prifungsform B Klausur (2h) oder Prasentation oder Hausarbeit
i\c/)\rlsaktstu dium 2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium (22 Wochen)
Prasenz 44 LVS = 33 Stunden
Begleitetes 20 LVS = 15 Stunden
Studium — Bearbeitung von Aufgabenstellungen und komplexen Fallbeispie-
len als Einzelleistung oder in Gruppen, Vortragsthemen, Ubung
Gutachten
— Kontrolle der Lésung, individuelle Korrektur
Workload 70 Stunden (33/15/22)
Credits 25C
Teil 2 — Module und Teilmodule HiPV



Teilmodul Kommunale Selbstverwaltung und Partizipation

Modulnummer V12

Lernziele Die Studierenden sollen

B Gegenstand und Inhalte kommunalen Handelns kennen und ver-
stehen,

B Entwicklung, Formen und Trager kommunaler Selbstverwaltung
sowie kommunale Verfassungsvielfalt kennen,

B Uberblick tiber die Ablaufe der hessischen kommunalen Selbst-
verwaltung gewinnen,

B verfassungsrechtliche und europarechtliche Grundlagen sowie
kommunale Wirkungskreise und deren Abgrenzung kennen und ver-
stehen,

B Rechte und Pflichten der Einwohnerinnen und Einwohner sowie
Burgerinnen und Burger kennen und verstehen,

B direkte und mittelbare kommunale Partizipationsformen kennen
und anwenden,

B Kommunalwahlrecht kennen und verstehen,

B Willensbildung und Willensvollzug durch kommunale Organe und
Behorden kennen und verstehen,

B Aufgaben, Zusammensetzung und Geschéaftsgang der kommuna-
len Organe und Hilfsorgane Uberblicken,

B selbststandig und eigenverantwortlich handeln,

B mit Meinungsvielfalt sich sachlich auseinandersetzen,

B komplexe Sachverhalte anhand rechtlicher Vorgaben beurteilen
und Entscheidungen treffen kénnen,

B strukturelle Fallldsungskompetenzen erwerben.

Inhalte B Entwicklung kommunaler Selbstverwaltung

B verfassungsrechtliche Garantie der kommunalen Selbstverwaltung
und europarechtliche Grundlagen

B kommunale Verfassungssysteme

B Besonderheiten der Hessischen Magistratsverfassung

B Kernbereiche kommunaler Selbstverwaltung

B Selbstverwaltungs- und Weisungsaufgaben, Auftragsangelegen-
heiten

B Uberblick tber Rechte und Pflichten der Einwohnerinnen und
Einwohner sowie der Birgerinnen und Birger: Ehrenamtliche Tétig-
keit und politisches Mandat, Entschadigungsanspriiche, Treue- und
Verschwiegenheitspflicht, Nutzung kommunaler Einrichtungen, Biir-
gerbegehren und Biirgerentscheid

B Kommunalwahl: Wahlsysteme, Sitzverteilung, Wahlprifungsverfah-
ren

B Bildung und Kompetenzen der kommunalen Organe

B Wahl, Aufgaben und Kompetenzen der Burgermeisterin bzw. des
Blrgermeisters

B Kommunale Satzungen

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Literatur — Birkenfeld: Kommunalrecht Hessen
— Borchmann/Breithaupt/Kaiser: Kommunalrecht in Hessen
— Foerstemann: Die Gemeindeorgane in Hessen
Lehrform Lehrgespréach
Lehrmaterialien Skript, Falle und Losungen
Semester 1. Semester
Vorkenntnisse keine
Prifungsform Klausur (2h)
SWS 2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 1. Halfte 1. Sem.
Kontaktstudium 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 2. Halfte 1. Sem.
Prasenz 55 LVS = 41 Stunden
Begleitetes 20 LVS = 15 Stunden
Studium Bearbeitung von komplexen Fallbeispielen in Gruppen
Workload 84 Stunden (41/15/28)
Credits 3C

Teil 2 — Module und Teilmodule

HfPV




Modulname

Verwaltungshandeln 2

Modultyp Pflichtmodul
Modulnummer V2
Verantwortlich Lothar Muhl

Teilmodule

B Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns

B Die Bediensteten des 6ffentlichen Dienstes

B Einfuhrung in das Sozialrecht, Sozialhilfeleistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

rechtliche Zusammenhange verstandlich darstellen kénnen,
rechtlich situationsadaquat agieren kdénnen,

Sach- und Rechtspositionen vertreten kénnen,

Folgewirkungen hoheitlichen Handelns fur den Burger erfassen,
Personalrechtliche Probleme I6sen kdnnen,

B Zusammenhange des Verwaltungshandelns nach innen und auf3en
erkennen,

B die Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit
erkennen und im Bereich der Grundsicherung fur Arbeitsuchende
umsetzen kdénnen,

B Konflikte im Bereich des Verwaltungshandelns nach innen und
aufR3en erkennen und I6sen konnen.

Semester 2. Semester

Vorkenntnisse Modul V 1

Prifungsform zentrale Modulprifung in
B Die Beschéftigten des offentlichen Dienstes
Teilmodulprifungen

SWS 4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 1. Halfte 1. Sem.

Kontaktstudium

8 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium 2. Halfte 1. Sem.
10 SWS Prasenz + 3 SWS begleitetes Studium 2. Sem.

Prasenz 242 LVS = 182 Stunden
Begleitetes 60 LVS = 47 Stunden

Studium

Workload 336 Stunden  (182/47/107)
Credits 12C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns

Modulnummer

V21

Lernziele Die Studierenden sollen
B Kenntnisse Uber die Aufgabe, Funktion, Organisation und Bindun-
gen der offentlichen Verwaltung erlangen,
B den Standort des Verwaltungsrechts in der Rechtsordnung be-
stimmen und im Verhaltnis zum Privatrecht einordnen kénnen,
B die Handlungsformen der Verwaltung erfassen und die Recht-
maRigkeitsvoraussetzungen bei der fallbezogenen Anwendung ver-
stehen,
B das Verwaltungsverfahren kennen und anwenden kénnen,
B das Zusammenwirken von materiellem Verwaltungsrecht und
Verwaltungsprozessrecht kennenlernen,
B Grundlagen der verwaltungsrechtlichen Fallbearbeitung erlernen.
Inhalte B Aufgaben, Funktion und Entwicklung der offentlichen Verwaltung
Bm Abgrenzung Offentliches Recht-Privatrecht; Verwaltungsprivatrecht
B Verwaltungsorganisationsrecht
B Grundséatze des Verwaltungshandelns
B Der Grundsatz der GesetzmalRigkeit der Verwaltung (Vorrang und
Vorbehalt des Gesetzes)
B unbestimmter Rechtsbegriff, Ermessen, subjektives offentliches
Recht
B Rechtsquellen des Verwaltungshandelns — die verwaltungsrechtli-
che Normenpyramide
B Begriff, Arten und Bestandskraft des Verwaltungsakts
B Nebenbestimmungen des Verwaltungsakts
B rechtswidrige Verwaltungsakte und Fehlerfolgen
B Rucknahme und Widerruf von Verwaltungsakten
B Verwaltungsverfahren
B offentlich rechtlicher Vertrag
B informelles Verwaltungshandeln (Realakte)
B formlose Rechtsbehelfe
B Widerspruchsverfahren
B gerichtlicher Rechtsschutz: Klageverfahren und vorlaufiger Rechts-
schutz
Literatur — Detterbeck: Allgemeines Verwaltungsrecht
— Ipsen: Allgemeines Verwaltungsrecht
— Maurer: Allgemeines Verwaltungsrecht
— Peine: Allgemeines Verwaltungsrecht
Lehrform Lehrgespréach
Lehrmaterialien Skripte, Ubungsklausuren
Semester 1. und 2. Semester
Vorkenntnisse Keine
Prifungsform B Klausur (3h)

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



SWS 4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 1. Sem. (22 Wochen)
Kontaktstudium 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 2. Sem.

Prasenz 121 LVS = 91Stunden

Begleitetes 30 LVS = 23Stunden

Studium — Eigenstandige Bearbeitung von Fallen mit Kontrolle der Losung
Workload 154 Stunden (91/23/40)

Credits 55C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Die Bediensteten des offentlichen Dienstes
Begrindung, Verlauf und Beendigung der Bedienstetenverhaltnisse,
Pflichtengeflige und Risikoverteilung

Modulnummer

V22

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die besondere Rechtsstellung der Bediensteten im 6ffentlichen
Dienst verstehen,

B die Rechtsgrundlagen im Beamten- und im Arbeitsrecht unterschei-
den kdnnen,

B in der Lage sein, Bedienstetenverhaltnisse im 6ffentlichen Dienst zu
begriinden und berufliche Werdegange beschreiben kénnen sowie die
Rechte und Pflichten kennen,

B in die Lage versetzt werden, Aufgaben der Personalverwaltung
selbststandig zu erfullen,

B die Rechtsmaterie erkennen, anhand von exemplarischen Beispie-
len aus der Praxis anwenden, analysieren und vertiefen,

B die Rechte und Pflichten aus dem Beamten- und dem Arbeitsver-
haltnis sowie die Folgen von Pflichtverletzungen kennen,

B die Haftungsregelungen sowie die Moglichkeiten und Unterschiede
der Beendigung von Beamten- und Arbeitsverhaltnissen kennen.

Die Studierenden sollen in der Lage sein, selbststéandig unter Bertick-
sichtigung interdisziplinarerer Erkenntnisse komplexe Probleme aus
dem Bereich des Personalrechts zu I6sen. Vorgenannte Rechtsmaterie
soll erkannt, anhand von exemplarischen Beispielen aus der Praxis
angewandt, analysiert und vertieft werden.

Inhalte
Teil 1
1. Semester

B Angehdrige des offentlichen Dienstes; Beamte, Beschaftigte

B Grundbegriffe des Beamten- und des Arbeitsrechts

B Gewinnen und Auswahl von Bewerberinnen und Bewerbern ein-
schlieBlich Beteiligungsrechten

B Ernennung von Beamten

B Konsequenzen fehlerhafter Ernennung, Konkurrentenstreit

B | aufbahnrecht

B Arbeitsvertrag, Befristung, Fehlerquellen erkennen und ihnen die
entsprechenden Rechtsfolgen zuordnen

B Anfechtung, faktisches Arbeitsverhéltnis

B Personaleinsatz der Bediensteten (Versetzung, Abordnung, Umset-
zung, Zuweisung)

B Ausbildungsverhaltnisse

Inhalte
Teil 2
2. Semester

B Rechte und Pflichten aus dem Beamten- und Arbeitsverhéltnis

B Folgen von Pflichtverletzungen

B Deliktische Haftungstatbestdnde innerhalb und auf3erhalb des BGB
einschlie3lich der Gefahrdungshaftung

B Haftung der Arbeitnehmer im fiskalischen Bereich

B Organ- und Gehilfenhaftung

B Eigenhaftung der Beamten sowie die Haftung der Kérperschaft im
hoheitlichen Bereich

22
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B Regress gegen Beamte und Arbeitnehmer bei Fremdschaden und
Eigenschéaden des Dienstherrn bzw. Arbeitgebers

B Ersatz des immateriellen Schadens
Haftung bei Dienst-/Arbeitsunfallen
Beendigung des Beamtenverhaltnisses
Beendigung des Arbeitsverhaltnisses

Literatur

— Ebert/Zentgraf: Das Hessische Disziplinargesetz

— Erbe: Beamtenrecht in Hessen

— Hanau/Adomeit: Arbeitsrecht

— Leppek: Beamtenrecht

— Metzler-Miiller/Rieger/Seeck/Zentgraf/Bérner/Hartmannshenn:
Hessisches Beamtenrecht — Beamtenstatusgesetz, Hessisches Be-
amtengesetz, Hessische Laufbahnverordnung — Loseblattkommen-
tar

— Mduller/Preis: Arbeitsrecht im 6ffentlichen Dienst

— Wichmann/Langer: Offentliches Dienstrecht

— Woérlen/Kokemoor: Arbeitsrecht

Lehrform

Lehrgesprach, Vortrag, Ubung

Lehrmaterialien

Skript, Falle und Lésungen

Semester

1. und 2. Semester

Vorkenntnisse

keine

Prifungsform

B Zentrale Prifung: Klausur (4h)

SWS
Kontaktstudium

4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium
(11 Wochen, 2. Halfte 1. Sem.)
4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 2. Sem.

Préasenz 88 LVS = 66 Stunden

Begleitetes 20 LVS = 16 Stunden

Studium Als Einzelarbeit oder ggf. in Gruppen: Bearbeitung von komplexen
Fallbeispielen, Bearbeitung von Aufgaben- bzw. Fragestellungen,
Vortragsthemen, Ubung von Gutachten, Kontrolle der Lésung

Workload 126 Stunden (66/16/44)

Credits 45C

Modulbuch B. A. Public Administration

2016
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Teilmodul

EinfUhrung in das Sozialrecht, Sozialhilfeleistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts

Modulnummer

V23

Lernziele

Die Studierenden sollen

B Aufgaben, Inhalt, Gliederung und Systematik des Sozialrechts
kennen und dessen Rechtsgrundlagen einschlief3lich der verfassungs-
und europarechtlichen Bezuige Uberblicken,

B Sozialleistungen und Sozialleistungstrager kennen,

B [|nhalt, Funktionen und Wirkungen eines Antrags kennen sowie
Antrége auslegen kbénnen,

B das Entstehen von Anspruchen auf Sozialleistungen vom Leis-
tungsbeginn abgrenzen kénnen,

B verstehen, was Ermessen bedeutet und Ermessen pflichtgeman
ausuben kénnen,

B |nhalt und Grenzen von Mitwirkungspflichten und Amtsermittlungs-
grundsatz kennen,

B die Folgen fehlender Mitwirkung beurteilen kénnen,

B Strukturprinzipien, Leistungsgrundsatze, Aufgaben und Ziele des
Sozialhilferechts kennen,

B [eistungsanspriiche der Hilfe zum Lebensunterhalt sowie der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung prifen, feststellen
und berechnen kénnen,

B den fur Hilfe zum Lebensunterhalt sowie Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung zusténdigen Sozialhilfetrager ermitteln
kénnen,

B einen Uberblick tiber die anspruchsberechtigten Personenkreise
der Hilfe zum Lebensunterhalt, Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung sowie Grundsicherung fir Arbeitsuchende haben,

B die zur Durchfiihrung von Aufgaben in der Praxis des SGB XII
erforderliche Kommunikations-, Team- und Konfliktfahigkeit besitzen.

Inhalte

B Sozialrecht als Mittel zur Herstellung sozialer Gerechtigkeit und
Sicherheit, insbesondere zur Sicherung eines menschenwirdigen
Daseins

B Sozialleistungstrager und Sozialleistungen

B Antrag auf Sozialleistungen (Begriff, Auslegung, Antrag als An-
spruchsvoraussetzung, Verwaltungsverfahren auslésende Funktion,
Antrag zur Bestimmung des Leistungsbeginns, Weiterleitung von
Antragen, Wirkung weitergeleiteter Antrage, Handlungsfahigkeit)

B Entstehen von Anspriichen auf Pflicht- und Ermessensleistungen
B Ermessen, pflichtgemé&fRes Ausiiben von Ermessen, Begriindung
von Ermessensentscheidungen

B | eistungsbeginn, Kenntnisgrundsatz

B Mitwirkungspflichten nach 88 60 ff. SGB I, Versagung und Entzie-
hung von Sozialleistungen, Folgen der Nachholung der Mitwirkung

B Strukturprinzipien und allgemeine Grundséatze des Sozialhilferechts
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B Leistungsberechtigte, Einsatzgemeinschaft, eheéahnliche oder
lebenspartnerschaftsahnliche Gemeinschaft

B Anspruchsvoraussetzungen der Hilfe zum Lebensunterhalt und
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung und Rechtsfolge,
Umfang der Leistungen (Bedarfsermittlung auf3erhalb von Einrichtun-
gen, Einkommen und Vermoégen, Ermittlung, Besonderheiten der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung)

B Haushaltsgemeinschaft, Begriff und Rechtsfolge

B [eistungsarten, Einschréankung von Leistungen, Klrzung von Leis-
tungen, Uberblick Uber Ausschlusstatbestande

B anspruchsberechtigte Personenkreise der Hilfe zum Lebensunter-
halt, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende

Literatur

— Gunkel/Westerhelweg/Grosse/Wellemeyer: SGB Il und SGB XII fur
Studium und Praxis

— Minder u. a. (Hrsg.): Lehr- und Praxiskommentar zum SGB XII

— Kievel/Edtbauer: Grundsicherungs- und Sozialhilferecht fir soziale
Berufe

Lehrform

Lehrgesprach, Ubungen, Gruppenarbeiten, Kurzreferate durch Studie-
rende

Lehrmaterialien

Schaubilder, Ubersichten, Ubungs- und Fallbeispiele

Semester 2. Semester

Vorkenntnisse M1

Prifungsform Klausur (2h)

SWS . 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Kontaktstudium

Préasenz 33 LVS = 25 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Bearbeitung von Frage- und Aufgabenstellungen, Fallbeispielen,
Vortragsthemen

Workload 56 Stunden (25/8/23)

Credits 2C
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Modulname

Verwaltungshandeln 3

Modultyp

Pflichtmodul

Modulnummer

V3

Verantwortlich

Katrin Brinkmeier-Kaiser

Teilmodule

B Privatrechtliches Handeln in Verwaltungen 2
B Entgeltliche Anspriiche und kollektives Arbeitsrecht

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B Auswirkungen hoheitlichen Handelns verstehen, Interessen erken-
nen und Giterabwagungen vornehmen kdnnen

B Aufgaben der Personalverwaltung wahrnehmen und komplexe
Probleme aus dem Bereich des Burgerlichen Rechts I6sen kdnnen

B Zusammenhange des Verwaltungshandelns nach innen und aul3en
verstehen

B ihre Fahigkeiten zu selbststandigem eigenverantwortlichen Handeln
und zur sachlichen Auseinandersetzung mit Meinungsvielfalt weiter-
entwickeln

B ihre Kompetenz zur Beurteilung komplexer Sachverhalte anhand
rechtlicher Vorgaben, Fallldsung und Einscheidungsfindung weiterent-
wickeln

B Organisations-, Entscheidungs- und Berechnungstechniken in
Bezug auf die Grundsicherung fur Arbeitsuchende sowie der Sozialhil-
feleistungen des 5. bis 9. Kapitels des SGB XlII beherrschen sowie
Leistungsgrundsatze anwenden kénnen

B Kommunikationsfahigkeit, Teamfahigkeit und Konfliktfahigkeit zur
Durchfiihrung von Aufgaben des SGB Il und SGB XII entwickeln.

Semester 3. Semester

Vorkenntnisse Modul V 2

Prifungsform B Teilmodulprifungen

SWS 2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium im 2. Sem.
Kontaktstudium 7 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium im 3. Sem.
Prasenz 99 LVS = 75 Stunden

zfug(;ieu'trf]tes 20 LVS = 16 Stunden

Workload 140 Stunden (75/16/55)

Credits 5C
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Teilmodul Privatrechtliches Handeln in Verwaltungen 2

Modulnummer V3.1

Lernziele Die Studierenden sollen

B gesetzliche Schadenersatzanspriiche erkennen, rechtlich einord-
nen und gutachterlich bearbeiten kdnnen (einschlief3lich der Haf-
tungsproblematik bei Beschéftigten und der Kommunalhaftung, insbe-
sondere der Haftung bei Erfillung von Verkehrssicherungspflichten
bei 6ffentlichen Einrichtungen gem. 88 19, 20 HGO),

B Anspriiche aus ungerechtfertigter Bereicherung beherrschen (ein-
schlief3lich der Ruckforderung Uberzahlter Vergutung/Besoldung bei
Bediensteten),

B Sicherungsmittel fur offentlich-rechtliche und privatrechtliche For-
derungen und Rechte kennen und beherrschen lernen,

B Grundzlge des Handels- und Gesellschaftsrechts in ihrer beson-
deren Beziehung zur 6ffentlichen Verwaltung verstehen und anwen-
den konnen,

B Grundzlge des Verfahrens in Zivilsachen nach der ZPO, inshe-
sondere des gerichtlichen Mahnverfahrens und des Erkenntnis-
verfahrens 1. Instanz in Beziehung zur Durchsetzung und Abwehr von
Ansprichen der offentlichen Verwaltung kennen und beherrschen
kénnen,

B das Ehe- und Familienrecht in seinen Grundziigen kennen und in
seiner Anwendung in der 6ffentlichen Verwaltung (bspw. Sozialrecht,
Personenstandsrecht) umsetzen kénnen,

B die allgemeinen Grundsatze des Erbrechts mit gesetzlicher und
gewillkiirter Erbfolge verstehen und beherrschen und in ihrer Anwen-
dung in der offentlichen Verwaltung umsetzen kdnnen.

Die Studierenden sollen in der Lage sein, selbststéandig unter Bertick-
sichtigung interdisziplinarer Erkenntnisse komplexe Probleme aus
dem Bereich des Burgerlichen Recht zu I6sen. Vorgenannte Rechts-
materie soll erkannt, anhand von exemplarischen Beispielen aus der
Praxis angewandt, analysiert und vertieft werden.

Inhalte B unerlaubte Handlung, Verschuldens- und Gefahrdungshaftung,
Teil 1 Verrichtungsgehilfe (Abgrenzung zum Erflllungsgehilfen), Organ-
2. Semester haftung

B ungerechtfertigte Bereicherung
B Besitz und Eigentum

B privatrechtlicher Immissionsschutz und hessisches Nachbarrecht
(im Umweltamt und Liegenschaftsamt)

B Bedeutung des Grundbuchs, Grundpfandrechte
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Inhalte
Teil 2
3. Semester

B Einfuhrung in das Gesellschaftsrecht, Personen- und Kapitalge-
sellschaften, Eigenbetriebe, Public Private Partnership

B Verfahren in Zivilsachen

B Einfuhrung in das Familienrecht, Eherecht, nichteheliche Partner-
schaft, LPartG

B Erbrecht, gesetzliche und gewillkiirte Erbfolge

Literatur

— Brox/Walker: Besonderes Schuldrecht

— Brox: Erbrecht

— Metzler-Muller: Wie l6se ich einen Privatrechtsfall?

— Musielak: Grundkurs ZPO: eine Darstellung zur Vermittlung von
Grundlagenwissen im Zivilprozessrecht (Erkenntnisverfahren und
Zwangsvollstreckung)

— Schwab: Familienrecht

— Worlen/Kokemoor: Handelsrecht mit Gesellschaftsrecht

— Worlen/Kokemoor: Sachenrecht

— Worlen/ Metzler-Muller: Schuldrecht BT

Lehrform

Lehrgesprach, Vortrag, Ubungen, Gruppenarbeiten, Kurzreferate
durch Studierende

Lehrmaterialien

Arbeitsblatter mit Aufgabenstellung, Skript, Falle und Lésungen,
Handzettel zu Prasentationen

Semester 2. und 3. Semester

Vorkenntnisse Modul V 2

Prifungsform B Klausur (2h) oder Hausarbeit oder Prasentation

SWS 2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium im 2. Sem.

Kontaktstudium 3 SWS Préasenz im 3. Sem.

Préasenz 55 LVS = 42 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Bearbeitung von Aufgabenstellungen und komplexen Fallbeispielen
als Einzelleistung oder in Gruppen, Vortragsthemen, Ubung Gutach-
ten
Kontrolle der Losung, individuelle Korrektur

Workload 84 Stunden (42/8/40)

Credits 3C
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Teilmodul Entgeltliche Anspriche und kollektives Arbeitsrecht
Modulnummer V 3.2
Lernziele Die Studierenden sollen
B die Dienstbezilige der Beamten sowie das Entgelt/die Verglitung
von Arbeitnehmern in den Bestandteilen berechnen kénnen,
B die Prinzipien der Eingruppierung (Tarifautomatik) anwenden sowie
die Grundzlge der versorgungsrechtlichen Leistungen an Beamte und
Arbeitnehmer kennen und anwenden kdnnen,
B das Personalvertretungsrecht anwenden kdénnen sowie die Grund-
zuge des kollektiven Arbeitsrechts (Koalitionsfreiheit, Tarifvertrags-
recht, Arbeitskampfrecht) kennen,
B die Mdglichkeiten des gerichtlichen Rechtsschutzes der Bedienste-
ten und sonstige Beschwerdewege kennenlernen.
Die Studierenden sollen in der Lage sein, diesbezlgliche Aufgaben der
Personalverwaltung wahrzunehmen. Vorgenannte Rechtsmaterie soll
erkannt, anhand von exemplarischen Beispielen aus der Praxis ange-
wandt, analysiert und vertieft werden.
Inhalte B Besoldung und Versorgung der Beamten
B [eistungszulagen und -pramien
B Vergitung und Entgelt nach TVAD
B Ruckforderung von Beziigen (Beamte und Arbeitnehmer)
B Grundzlge des Personalvertretungsrechts und weitere Beteiligun-
gen
B Grundzlge des Tarifvertrags- und Arbeitskampfrechts
B Rechtsschutz im Beamten- und Arbeitsverhéltnis
Literatur — Erbe: Beamtenrecht in Hessen
— Hanau/Adomeit: Arbeitsrecht
— Leppek: Beamtenrecht
— Metzler-Miuller/Rieger/Seeck/Zentgraf/Borner/Hartmannshenn:
Hessisches Beamtenrecht — Beamtenstatusgesetz, Hessisches Be-
amtengesetz, Hessische Laufbahnverordnung — Loseblattkommen-
tar
— Mudller/Preis: Arbeitsrecht im 6ffentlichen Dienst
— Wichmann/Langer: Offentliches Dienstrecht
— Woérlen/Kokemoor: Arbeitsrecht
Lehrform Lehrgesprach, Vortrag, Ubung
Lehrmaterialien Skript, Falle und Losungen
Semester 3. Semester
Vorkenntnisse Modul V 2
Prufungsform B Klausur (2h)
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SWS
Kontaktstudium

4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Prasenz 44 LVS = 33 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Als Einzelarbeit oder ggf. in Gruppen: Bearbeitung von komplexen
Fallbeispielen, Bearbeitung von Aufgaben- bzw. Fragestellungen,
Vortragsthemen, Ubung von Gutachten, Kontrolle der Losung

Workload 56 Stunden (33/8/15)

Credits 20C

Teil 2 — Module und Teilmodule
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Modulname

Verwaltungshandeln 4

Modultyp

Pflichtmodul

Modulnummer

V4

Verantwortlich

Dr. Katrin Stein

Teilmodule

B Verwaltungsentscheidungen mit und ohne Eingriffscharakter

B Grundsicherung fur Arbeitsuchende (SGB Il) und Sozialhilfeleistun-
gen nach dem 5. bis 9. Kapitel des SGB XII

B Kommunale Verwaltung, Kontrolle und Normsetzung

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B Auswirkungen hoheitlichen Handelns verstehen, Interessen erken-
nen und Giterabwagungen vornehmen kdnnen

B Aufgaben der Personalverwaltung wahrnehmen und komplexe
Probleme aus dem Bereich des Birgerlichen Rechts l6sen kénnen

B Zusammenhange des Verwaltungshandelns nach innen und auf3en
verstehen

B ihre Fahigkeiten zu selbststandigem eigenverantwortlichen Handeln
und zur sachlichen Auseinandersetzung mit Meinungsvielfalt weiter-
entwickeln

B ihre Kompetenz zur Beurteilung komplexer Sachverhalte anhand
rechtlicher Vorgaben, Fallldsung und Einscheidungsfindung weiterent-
wickeln

B Organisations-, Entscheidungs- und Berechnungstechniken in
Bezug auf die Grundsicherung fur Arbeitsuchende sowie der Sozialhil-
feleistungen des 5. bis 9. Kapitels des SGB XlI beherrschen sowie
Leistungsgrundsatze anwenden kénnen

B Kommunikationsfahigkeit, Teamfahigkeit und Konfliktfahigkeit zur
Durchfuihrung von Aufgaben des SGB Il und SGB XII entwickeln.

Semester 4. Semester

Vorkenntnisse Modul V 3

Prifungsform B Zentrale Modulprifung in
V 4.1 Verwaltungsentscheidungen mit und ohne Eingriffscharakter
V 4.2 Grundsicherung fur Arbeitsuchende sowie Sozialhilfeleistungen
nach dem 5. bis 9. Kapitel des SGB XIlI
B Teilmodulprifung V 4.3

SWS . 11 SWS Prasenz + 3 SWS begleitetes Studium im 4. Semester

Kontaktstudium

Prasenz 198 LVS = 149 Stunden

Begleitetes 40 LVS = 32 Stunden

Studium

Workload 294 Stunden (149/32/113)

Credits 105C
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Teilmodul

Verwaltungsentscheidungen mit und ohne Eingriffs-
charakter

Modulnummer

V4.l

Lernziele

Die Studierenden sollen

B das allgemeine Gefahrenabwehrrecht (HSOG) anwenden kénnen,
B Bereiche spezieller Gefahrenabwehr kennen,

B Grundzige des Ordnungswidrigkeitenrechts kennen,

B gefahrenabwehrrechtliche Ersatz- und Entschadigungsanspriiche
kennen.

Sie sollen

in der Lage sein, rechtliche Dinge verstandlich darzustellen,
Bescheide abfassen kénnen,

den Inhalt einer Akte erfassen und einen Entwurf erstellen,
den Bezug zu den Grundrechten herstellen

Inhalte

Besonderheiten gefahrenabwehrrechtlicher Verwaltungsakte

Organisation und Zustéandigkeiten auf dem Gebiet der Gefahren-
abwehr

B Generalklausel und StandardmalRnahmen

B Verantwortlichkeit bei MalRnahmen der Gefahrenabwehr

B Die Durchsetzung von Verwaltungsakten im Wege der Verwal-
tungsvollstreckung

B Ausgewahlte Bereiche des besonderen Gefahrenabwehrrechts in
den Grundziigen kennenlernen (insbesondere Bau-, Versammlungs-,
Gewerberecht)

B Recht der Ordnungswidrigkeiten

B gefahrenabwehrrechtliche Ersatz- und Entschadigungsanspriiche
und deren Einbindung in das allgemeine Staatshaftungsrecht

B Behdrdliche Entscheidungen, Bescheidtechnik (Erstbescheid,
Widerspruchsbescheid, formloses Schreiben, Schreiben im gerichtli-
chen Verfahren)

Literatur

— Detterbeck: Verwaltungsrecht

— Hufen: Verwaltungsprozessrecht

— Muhl/Leggereit/Hausmann: Polizei- und Ordnungsrecht flr Hessen
— Rosenkoétter: Das Recht der Ordnungswidrigkeiten

Lehrform

Lehrgespréach

Lehrmaterialien

Skripte, Ubungsklausuren

Semester

3. und 4. Semester

Vorkenntnisse

Teilmmodul 2.1

Prifungsform

B zentrale Prufung: Klausur (4 h)
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SWS
Kontaktstudium

4 SWS Prasenz 3. Sem.
4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 4. Sem.

Prasenz 88 LVS = 66 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8Stunden

Studium Bearbeitung von Fallen mit Lésungskontrolle
Workload 126 Stunden (66/8/52)

Credits 45C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Grundsicherung fur Arbeitsuchende sowie Sozialhilfeleis-
tungen nach dem 5. bis 9. Kapitel des SGB XII

Modulnummer

V4.2

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die Aufgaben und Ziele des Rechts der Grundsicherung fir Arbeit-
suchende kennen,

B [eistungsanspriiche der Grundsicherung fur Arbeitsuchende pri-
fen, feststellen und berechnen kénnen,

B die Strukturprinzipien des Rechts der Grundsicherung fir Arbeitsu-
chende kennen und praktisch umsetzen kénnen,

B den fiur Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zu-
standigen Sozialleistungstrager ermitteln kénnen,

B einen Uberblick tiber Absenkungs- und Ausschlusstatbestande
nach dem SGB Il haben,

B | eistungsanspriche der Eingliederungshilfe fur behinderte Men-
schen und der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XIlI priifen, feststellen
und berechnen kénnen,

B einen Uberblick Uber die Anspruchsvoraussetzungen der Sozialhil-
feleistungen nach dem 5., 8. und 9. Kapitel des SGB XII haben und
deren Rechtsfolgen kennen,

B in der Lage sein, die besonderen Regelungen tber den Einsatz
von Einkommen und Vermdégen bei Hilfen nach dem 5. bis 9. Kapitel
des SGB XII praktisch anzuwenden,

B den notwendigen Lebensunterhalt in Einrichtungen feststellen
kdénnen,

B den fur Hilfen nach dem 5. bis 9. Kapitel sowie den fur Hilfen zum
Lebensunterhalt in Einrichtungen zusténdigen Sozialhilfetrager ermit-
teln konnen,

B das Sozialverwaltungsverfahrensrecht (SGB X) anwenden kdnnen,
B Grundzlge des sozialgerichtlichen Verfahrens kennen,

B Widerspriiche auf dem Gebiet des Grundsicherungs- und Sozialhil-
ferechts bearbeiten kénnen,

B sozialrechtliche Verwaltungsakte fertigen kénnen,

B die zur Durchfiihrung von Aufgaben in der Praxis des SGB Il und
SGB XlI erforderliche Kommunikations-, Team- und Konfliktfahigkeit
besitzen.

Inhalte
3. Semester

B Anspriiche auf Eingliederungshilfe fir behinderte Menschen und
Hilfe zur Pflege (Anspruchsvoraussetzungen, Rechtsfolgen, Leistun-
gen, tragertbergreifendes Personliches Budget usw.)

B Grundkenntnisse der Hilfen zur Gesundheit, Hilfe zur Uberwindung
besonderer sozialer Schwierigkeiten und Hilfe in anderen Lebens-
lagen

B Grundkenntnisse der Hilfe zum Lebensunterhalt in Einrichtungen
B Einkommensgrenze

B Rechtsfolge des Unter- oder Uberschreitens der Einkommens-
grenze

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



B Einsatz von Einkommen bei mehrfachem Bedarf

B Einsatzgemeinschaft bei Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel des
SGB XIl

B Besonderheiten der Einkommens- und Vermégensanrechnung bei
Eingliederungshilfeleistungen fur behinderte Menschen

B Besonderheiten der Einkommensanrechnung bei Leistungen in
teilstationaren oder stationaren Einrichtungen

B Trager der Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel des SGB XII
sowie der Hilfe zum Lebensunterhalt in Einrichtungen

B Zulassigkeit und Begrindetheit eines sozialrechtlichen Wider-
spruchs

B Zulassigkeit und Begriindetheit von Anfechtungs-, Verpflichtungs-
und Leistungsklage

B aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Klage

B Grundzige des einstweiligen Rechtsschutzes

B Erlass von Verwaltungsakten (Anhorung, Grundsatz der Formfrei-
heit, Tenorierung, Bestimmtheitsgrundsatz, Bekanntgabe, Begriin-
dung von Verwaltungsakten, Nebenbestimmungen, Anordnung der
sofortigen Vollziehung usw.), Rechtsfolgen von Verfahrensfehlern,
Heilung von Verfahrensfehlern, Aufhebung von Verwaltungsakten
(88 44 ff. SGB X), Erstattung von zu Unrecht erbrachten Sozialleis-

tungen
Inhalte B Eingliederung in Arbeit und Sicherung des Lebensunterhaltes als
4. Semester Aufgaben der Grundsicherung fir Arbeitsuchende

B Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
B Strukturprinzipien, allgemeine Grundsatze des SGB ||
B [eistungsarten

B Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld als Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes

B Anspruchsvoraussetzungen der Grundsicherung fir Arbeit-
suchende

Bedarfe zum Lebensunterhalt

Einkommen und Vermdégen

Bedarfsgemeinschaft

Horizontale Berechnungsmethode

Ermittlung des individuellen Leistungsanspruchs
Haushaltsgemeinschaft

Einschrankung, Kiirzung, Aufrechnung von Leistungen
Grundziige der Ausschlusstatbestande

Grundzuige der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
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Literatur

— Fichte/Plagemann/Waschull: Sozialverwaltungsverfahrensrecht

— Gunkel/Westerhelweg/Grosse/Wellemeyer: SGB Il und SGB XII fur
Studium und Praxis

— Kievel/Edtbauer: Grundsicherungs- und Sozialhilferecht fur soziale
Berufe

— Krasney/Udsching: Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens

— Munder (Hrsg.): Lehr- und Praxiskommentar zum SGB |l

— Bieritz-Harder/Conradis/Thie: Sozialgesetzbuch XII

— Papenheim/Baltes: Verwaltungsrecht fur die soziale Praxis

— v. Wulffen (Hrsg.): SGB X, Kommentar

— Kilinger/Kunkel/Pattar/Peters: Existenzsicherungsrecht

— Renn/Schoch/Lécher: Grundsicherung fir Arbeitsuchende (SGB II)

Lehrform

Lehrgesprach, Ubungen, Gruppenarbeiten, Kurzreferate durch Studie-
rende

Lehrmaterialien

Schaubilder, Ubersichten, Ubungs- und Fallbeispiele

Semester 3. und 4. Semester
Vorkenntnisse M1,V22
Prifungsform Zentrale Prufung: Klausur (4h)
SWS 3 SWS Préasenz + 1 SWS begleitetes Studium im 3. Sem.
Kontaktstudium 4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium im 4. Sem.
Prasenz 77 LVS = 58 Stunden
Begleitetes 20 LVS = 16 Stunden
Studium
Workload 112 Stunden (58/16/38)
Credits 40C
Teil 2 — Module und Teilmodule HiPV



Teilmodul

Kommunale Verwaltung, Kontrolle und Normsetzung

Modulnummer

V43

Lernziele

Die Studierenden sollen

B Willensbildung und -vollzug durch kommunale Organe und Behor-
den vertiefen und verstehen,

B kommunale Selbstkontrolle anwenden,

B Staatsaufsicht iber Gemeinden und Gemeindeverbande und ihre
Moglichkeiten kennen und verstehen,

B kommunale Regelungsbefugnisse beschreiben und anwenden,

B Rechtsstellung, Aufgaben und Organe der Landkreise und der
Landrétin bzw. des Landrats vertiefen,

B kommunale Spitzenverbande kennen,
B Formen kommunaler Zusammenarbeit kennen.

Inhalte

B Bildung, Zusammensetzung, innere Ordnung und Kompetenzen
der Gemeindeorgane und Hilfsorgane (Vertiefung Modul V 1.2)

B interne Uberwachungs- und Kontrollméglichkeiten der Kommunal-
organe

B Arten und Umfang der staatlichen Aufsicht, Aufsichtsmittel sowie
der Rechtsschutz gegen die Aufsichtsmittel

B allgemeingultige privatrechtliche und 6ffentlich-rechtliche Rege-
lungsformen

B Offentliche Einrichtungen und ihre Nutzung
(Vertiefung Modul V 1.2)

B Vertiefung Burgerbegehren und Birgerentscheid

B Wirkungskreis der Landkreise, Organe, Stellung der Landratin bzw.
des Landrats

B Aufgaben und Stellung der Kommunalen Spitzenverbande
B kommunale Zusammenarbeit

Literatur

— Birkenfeld: Kommunalrecht Hessen
— Borchmann/Breithaupt/Kaiser: Kommunalrecht in Hessen
— Foerstemann: Die Gemeindeorgane in Hessen

Lehrform

Lehrgesprach

Lehrmaterialien

Skript, Falle und Lésungen

Semester

4. Semester

Vorkenntnisse

ModuleV1,V2undV3

Prifungsform

B Klausur (2h)

SWS
Kontaktstudium

3 SWS Préasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Prasenz

33 LVS = 25 Stunden

Begleitetes
Studium

10 LVS = 8 Stunden
Bearbeitung von komplexen Fallbeispielen in Gruppen

Workload

56 Stunden (25/8/23)

Credits

20C

Modulbuch B. A. Public Administration

2016
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Studienbereich — Okonomisches Handeln

Modulname Okonomisches Handeln 1

Modulnummer 01

Modultyp Pflichtmodul

Verantwortlich Angelika Eimer

Teilmodule B Grundlagen der Betriebswirtschaft und Rechnungswesen 1

B Grundlagen der Offentlichen Finanzwirtschaft

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B Grundlagen des 6konomischen Handelns erkennen und Denk-
weisen 6konomischer Fachgebiete verstehen,

B die Erkenntnisse anderer Fachgebiete aufnehmen und tbertragen,
B gkonomische Probleme I6sen und Entscheidungen treffen kbnnen.

Semester 1. Semester
Vorkenntnisse keine
Prifungsform B Teilmodulprifungen
SWS 5 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium 1. Halfte 1. Sem.
Kontaktstudium 6 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium 2. Halfte 1. Sem.
Prasenz 121 LVS = 91 Stunden
;eug(;‘fu'trfltes 40 LVS = 30 Stunden
Workload 182 Stunden (91/30/61)
Credits 6,5C
Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV




Teilmodul

Grundlagen der Betriebswirtschaft und Rechnungswesen 1

Modulnummer

011

Lernziele

Die Studierenden sollen

B Verwaltungen als wirtschaftliche Einheiten erkennen (einschil.
Unterschiede und Gemeinsamkeiten zu privaten und offentlichen
Betrieben),

B Rechtsformen fiir 6ffentliche Betriebe und Verwaltungsbetriebe
sowie Kriterien fir die Rechtsformwahl kennen und verstehen,
B Geschaftsprozesse im Verwaltungsbetrieb kennen und verstehen,

B Aufgaben, Ziele und die Gliederung des betrieblichen Rechnungs-
wesens verstehen,

B Begriffe des externen und internen Rechnungswesens verstehen
und erklaren,

B die doppelte Buchfiihrung als Buchfihrungssystem des externen
Rechnungswesens verstehen,

B Entstehung von Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnung erkla-
ren und verstehen,

B Buchungen auf Bestands- und Erfolgskonten durchfiihren.

Inhalte

B Grundkonzept der Betriebswirtschaftslehre

Bedurfnisse als Grundlage des Wirtschaftens

Wirtschaftlichkeit als zentraler Beurteilungsmaf3stab

Abgrenzung von Betriebstypen

B Geschaftsprozesse im Verwaltungsbetrieb

- Ressourcensystem

- Leistungserstellungsprozess

- Rechnungsgrof3en der Leistungserstellung

- Erfolgsfaktoren und -malf3stabe

B Rechtsformen

- privatrechtliche Rechtsformen (u. a. AG, GmbH)

- offentlich-rechtliche Rechtsformen (u. a. Eigen-, Landesbetrieb)
- Kiriterien der Rechtsformwahl

B Aufgaben, Ziele und Gliederung des Rechnungswesens

B Aufbau des externen Rechnungswesens

(Inventar, Inventur, Bilanz)

- Bilanz und Buchungen auf Bestandskonten

- Gewinn- und Verlustrechnung und Buchungen auf Erfolgskonten
- Bewertung von Vermoégensgegenstanden und Abschreibungen
B Jahresabschluss (Ruckstellungen, Rechnungsabgrenzungsposten)

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Literatur — Brede: Grundzlge der offentlichen Betriebswirtschaftslehre

— Reichard: Betriebswirtschaftslehre der 6ffentlichen Verwaltung

— Schmidt: Betriebswirtschaftslehre und Verwaltungsmanagement

— Rau: Betriebswirtschaftslehre fur Stadte und Gemeinden

— Fudalle u. a.: Doppelte Buchfiihrung in der Kommunalverwaltung

— Hogrebe: Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre und Grundlagen
des externen Rechnungswesens

— Hohmann: Kommunales Rechnungswesen

Lehrform Lehrgesprach, Vortrag, Prasentationen, Ubungen, Gruppenarbeiten

Lehrmaterialien Studienmaterialien, die die Lehrinhalte beschreiben, mit Fragen und

Aufgabenstellungen, Fallstudien mit Ubungen

Semester 1. Semester

Vorkenntnisse keine

Prifungsform B Klausur (2h)

SWS 2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 1. Halfte 1. Sem.

Kontaktstudium 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 2. Halfte 1. Sem.

Prasenz 55 LVS = 41 Stunden

Begleitetes 20 LVS = 15 Stunden

Studium Félle zu den Lehrinhalten sollen in Gruppen- oder Einzelarbeit (ggf.
mit PC-Unterstitzung) geldst werden. Die Ergebnisse werden préasen-
tiert und Uberprift. Die notwendigen Korrekturen werden diskutiert.

Workload 84 Stunden (41/15/28)

Credits 3C

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV




Teilmodul

Grundlagen der Offentlichen Finanzwirtschaft

Modulnummer

012

Lernziele

Die Studierenden sollen

B Aufgaben und Ziele der 6ffentlichen Finanzwirtschaft beschreiben
und die grundlegenden Prinzipien der Finanzverfassung (Kompetenz-
und Lastenverteilung im foderativen System von EU, Bund, L&ndern
und Kommunen) kennen und erlautern,

B Moglichkeiten der Erzielung von Ertragen und Einzahlungen nen-
nen, abgrenzen und berechnen; Finanzierungsalternativen erkennen
und aufzeigen.

In diesem Kontext sollen die Auswirkungen staatlichen Handelns —
insbesondere die Notwendigkeit und Problematik der Steuer- und
Fremdfinanzierung/Verschuldung - auf den gesamten Wirtschafts-
kreislauf erkannt und beurteilt werden,

B den Finanzausgleich beschreiben und finanzielle Auswirkungen
des kommunalen Finanzausgleichs auch vor dem Hintergrund demo-
graphischer Veranderungen auf die Kommunen erfassen und interpre-
tieren kénnen,

B |nhalt, Bedeutung und Zustandekommen der Haushaltssatzung /
des Haushaltsgesetzes kennen und anwenden kénnen,

B die Bestandteile und Anlagen des Haushaltsplanes (einschlief3lich
der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung) als Grundlage der
Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung erkennen und bewerten; dabei die
Ausgestaltungsmoglichkeiten der Teilhaushalte (produkt- bzw. organi-
sationsorientierte Darstellungsmdéglichkeit) als Elemente des NKRS
darstellen und die Drei-Komponenten-Rechnung verstehen und deren
Bestandteile voneinander abgrenzen,

B die allgemeinen Haushaltsgrundséatze fallbezogen anwenden kon-
nen,

B Anforderungen an die Inhalte eines Haushaltssicherungskonzeptes
kennen.

Inhalte

B Begriff, Aufgaben und Trager der 6ffentlichen Finanzwirtschaft
B Bedeutung der Finanzverfassung im foderativen System
B Grundsatze der Erzielung von Ertragen und Einzahlungen

B Begriff, Bedeutung und Arten des Finanzausgleichs, insbesondere
des kommunalen Finanzausgleichs einschl. der Zuweisungsarten

B Produkte als SteuerungsgroRe offentlicher Haushalte

B der produkt- bzw. organisationsorientierte Haushaltsplan
(Drei-Komponenten-Rechnung, Anlagen zum Haushaltsplan)

B Haushaltssatzung / Haushaltsgesetz

B allgemeine Haushaltsgrundsatze nach 8 92 HGO einschl. Haus-
haltssicherungskonzept sowie weitere allgemeine Haushaltsgrundsat-
ze wie Vorherigkeit incl. vorlaufige Haushaltsfihrung nach 8 99 HGO

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Literatur — Bernhardt/Schinemann/Schwingeler: Kommunales Finanz- und
Abgabenrecht NRW
— Brinkmeier: Kommunale Finanzwirtschaft; Steuer-, Gebiuhren-,
Beitrags- und Finanzausgleichsrecht, Band 1
— Daneke/Eimer/Emde: Finanzwirtschaft und doppisches Haushalt-
recht der Gemeinden in Hessen
— Henneke: Offentliches Finanzwesen, Finanzverfassung.
— Henneke/Punder/Waldhoff: Recht der Kommunalfinanzen, Abga-
ben, Haushalt, Finanzausgleich
— Schwarting: Haushaltskonsolidierung in Kommunen, Leitfaden fur
Rat und Verwaltung
Lehrform Lehrgesprach, Gruppenarbeiten, Prasentationen

Lehrmaterialien

Studienmaterialien, die Lehrinhalte beschreiben und vertiefen, mit
Fragen und Aufgabenstellungen, Fallstudien mit Ubungen

Semester 1. Semester

Vorkenntnisse keine

Prifungsform B Klausur (2h) oder Prasentation oder Hausarbeit

i\é\r/w?aktstudium 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium (22 Wochen)

Prasenz 66 LVS = 50 Stunden

Begleitetes 20 LVS = 16 Stunden

Studium Bearbeitung von Aufgabenstellungen in Einzelleistung oder in Grup-
pen: z. B. Finanzierungsvorschlage bzw. Finanzierungsalternativen
erarbeiten, Erstellung von Zins- und Tilgungspléanen fir Kommunaldar-
lehen, Berechnung von Schliisselzuweisungen und Steuerertragen,
Inhalt, Aufstellung und Erlassverfahren der Haushaltssatzung, mittel-
fristige Ergebnis- und Finanzplanung, Erlassverfahren einer Haus-
haltssatzung/Haushaltsgesetz, Anwendung der allgemeinen Haus-
haltsgrundsatze in praktischen Féllen.

Workload 98 Stunden (50/15/33)

Credits 35C

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



Modulname

Okonomisches Handeln 2

Modulnummer 02

Modultyp Pflichtmodul
Verantwortlich Jirgen Watz
Teilmodule B Rechnungswesen 2

B Flexibles Finanzmanagement
B Organisations- und Projektmanagement
B Grundlagen der Volkswirtschaftslehre

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen
B das Rechnungswesen der 6ffentlichen Haushalte vertiefen,

B das flexible Finanzmanagement der 6ffentlichen Haushalte
verstehen,

B Managementmethoden anwenden kénnen,

B die Bedeutung von Organisations-, und Projektmanagement
verstehen,

B volkswirtschaftliche Probleme erkennen und Losungsansétze ent-
wickeln kénnen,

B den Wirtschaftsprozess verstehen und fachliche Analysemethoden
kennen,

B Entscheidungen vorbereiten und treffen, Probleme I6sen kénnen,
B allein und mit anderen vor Publikum Uberzeugend darstellen
kénnen.

Semester 2. bis 3 Semester
Vorkenntnisse Modul O 1
Prifungsform B Zentrale Modulprifung im 3. Semester in
021 Rechnungswesen 2
022 Flexibles Finanzmanagement
023 Organisations- und Projektmanagement
B Teilmodulprufung in © 2.4
SWS 2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium im 2. Sem.
Kontaktstudium 10 SWS Prasenz + 3 SWS begleitetes Studium im 3. Sem.
Préasenz 172 LVS = 100 Stunden
Begleitetes 40 LVS ~ 32 Stunden
Studium
Workload 182 Stunden (100/32/50)
Credits 6,5C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Rechnungswesen 2

Modulnummer

021

Lernziele Die Studierenden sollen
B die Ziele, Aufgaben und den Aufbau der Kosten- und Leistungs-
rechnung (KLR) sowie der Wirtschaftlichkeitsrechnung als Elemente
des betrieblichen Rechnungswesens erkennen,
B die Unterschiede beider Rechnungswesensteile verstehen,
B die Inhalte grundlegender Systeme der KLR und deren Zustande-
kommen verstehen und ausgewahlte Wirtschaftlichkeitsberechnungen
anwenden kénnen.
Inhalte B Ziele, Rechtsgrundlagen, Aufgaben und Aufbau der KLR
Kostenartenrechnung
Kostenstellenrechnung
Kostentragerrechnung
B Ziele, Rechtsgrundlagen, Aufgaben und Aufbau der Wirtschatftlich-
keitsrechnungen
Statische Investitionsrechnungsverfahren
(insbesondere Kostenvergleichsrechnung)
Dynamische Investitionsrechnungsverfahren
(insbesondere Kapitalwertmethode)
Nutzen-Kosten-Untersuchungen (insbesondere Nutzwertanalyse)
Literatur — Daneke/Eimer/Emde: Finanzwirtschaft und doppisches Haushalt-
recht der Gemeinden in Hessen.
— Fiebig: Kommunale Kostenrechnung und Wirtschaftlichkeitssteue-
rung
— Hohmann: Kommunales Rechnungswesen
— Klimper/Mollers/Zimmermann: Kommunale Kosten- und Wirt-
schaftlichkeitsrechnung
— KGSt-Handbuch: Kosten- und Leistungsrechnung
— Mord-Wohlgemuth u. a.: Kommunale Doppik Hessen.
— Folz u. a.: Kosten- und Leistungsrechnung - Wirtschaftlichkeits-
rechnung fir den Bachelorstudiengang
Lehrform Lehrgesprach, Vortrag, Prasentationen, Ubungen, Gruppenarbeiten

Lehrmaterialien

Studienmaterialien, die die Lehrinhalte beschreiben, mit Fragen und
Aufgabenstellungen, Fallstudien mit Ubungen

Semester 2. Semester
Vorkenntnisse Modul O 1
Prufungsform B Zentrale Prifung: Klausur (4h) im 3. Semester

(mit 0 2.2 und O 2.3)

44
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SWS
Kontaktstudium

2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Prasenz 22 LVS = 17 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Falle zu den Lehrinhalten sollen in Gruppen- oder Einzelarbeit geltst
werden. Die Ergebnisse werden prasentiert und tUberprtft. Die not-
wendigen Korrekturen werden diskutiert.

Workload 42 Stunden (17/8/17)

Credits 15C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Flexibles Finanzmanagement

Modulnummer

022

Lernziele

Die Studierenden sollen

B Ziele des Rechnungs- und Steuerungssystems — insbesondere die
intergenerative Gerechtigkeit, die Liquiditatssicherung und die Nach-
haltigkeit — und deren Schnittstellen zu anderen Wissensgebieten
(Kommunalrecht, Politik, BWL ...) erkennen und verbinden kénnen,

B Elemente des Rechnungs- und Steuerungssystems (z. B. Budge-
tierung, Dezentrale Ressourcenverantwortung sowie Planungs- und
Deckungsgrundsatze) kennen, gestalten und bewerten kénnen,

B Budgetierungskonzepte als Verfahren zur Steuerung von Haushal-
ten kennen, gestalten und vergleichen; Budgetverantwortung begrei-
fen und Budgetierung anwenden,

B Bewirtschaftungsgrundsatze im Rahmen der Ausfuihrung des
Haushaltsplanes kennen und die Verbindung zum unterjahrigen Be-
richtswesen herstellen kénnen,

B Planabweichungen beurteilen und bewerten sowie Finanzierungs-
alternativen erkennen und aufzeigen; in diesem Zusammenhang ist
auch die Notwendigkeit der Anderung von Haushaltssatzungen zu
begrinden.

Inhalte

B Planungs- und Deckungsgrundsatze (flexible Haushaltsfiihrung,
Budgetierung, dezentrale Ressourcenverantwortung u. a.)

B Bereitstellung von Haushaltsmitteln
B Vergabewesen

B Nachtragshaushaltssatzung / Nachtragshaushaltsplan, Nachtrags-
gesetz sowie Uber- bzw. auBBerplanmagiige Aufwendungen, Auszah-
lungen und Verpflichtungserméachtigungen

Literatur

— Daneke/Eimer/Emde: Finanzwirtschaft und doppisches Haushalt-
recht der Gemeinden in Hessen

— Brixner/Harms/Noe: Verwaltungskontenrahmen

— Henneke/Strobel/Diemert: Recht der kommunalen Haushaltswirt-
schaft

— Notheis/Ade: Das neue kommunale Haushaltsrecht

— Schwarting: Effizienz in der Kommunalverwaltung. Dezentrale
Verantwortung, Produkte, Budgets und Controlling

Lehrform

Lehrgesprach, Gruppenarbeiten, Prasentationen

Lehrmaterialien

Studienmaterialien, die die Lehrinhalte beschreiben, mit Fragen und
Aufgabenstellungen, Fallstudien mit Ubungen

Semester 3. Semester
Vorkenntnisse Modul O 1
Prifungsform B Zentrale Prufung: Klausur (4h) (mit O 2.1 und O 2.3)

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



SWS
Kontaktstudium

4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Prasenz 44 LVS = 33 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Bearbeitung von Aufgabenstellungen und Fallen als Einzelleistung
oder in Gruppen z. B.: Anwendung der Planungs- und Deckungs-
grundséatze in praktischen Fallen, Budgetierungskonzepte vergleichen
sowie Vor- und Nachteile bewerten, Ablauf und Rahmenbedingungen
bei der Auftragsvergabe, praktische Falle zur flexiblen Haushaltsfiih-
rung, bei Haushaltsabweichungen bzw. Haushaltstiberschreitungen.

Workload 56 Stunden (33/8/15)

Credits 20C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Organisations- und Projektmanagement

Modulnummer

023

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die Bedeutung von Organisations- und Projektmanagement
verstehen,

B befahigt werden, komplexe organisatorische Sachverhalte zu
analysieren, darauf gestitzte Entscheidungen vorzubereiten und in
der Praxis umzusetzen.

Inhalte

B Organisationsmanagement im Verwaltungsbetrieb
Begriff und Zielsetzungen der Organisation
Organisations- und Managementkonzepte
Organisationsanderung; Anlasse und Methoden

B Projektmanagement im Verwaltungsbetrieb

Begriff und Zielsetzung des Projektmanagements
Projektorganisation; Akteure und Gestaltungsoptionen
Projektplanung und Projektsteuerung

Literatur

— BMI/Bundesverwaltungsamt (Hrsg.): Handbuch fir Organisations-

untersuchungen und Personalbedarfsermittlung

Ewert u. a.: Handbuch Projektmanagement Offentliche Dienste
Litke: Projektmanagement

Hopp/Gobel: Management in der offentlichen Verwaltung
KGSt: Handbuch Organisationsmanagement
Schulte-Zurhausen: Organisation

Vahs: Organisation

Lehrform

Lehrgesprach, Vortrag, Prasentationen, Ubungen, Gruppenarbeiten

Lehrmaterialien

Studienmaterialien, die Lehrinhalte beschreiben und vertiefen, mit
Fragen und Aufgabenstellungen, Fallstudien mit Ubungen

Semester 3. Semester

Vorkenntnisse Modul O 1

Prufungsform B Zentrale Klausur (zusammen mit O.2.1 und O.2.2)

SWS ) 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Kontaktstudium

Prasenz 33 LVS = 25 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Falle zu den Lehrinhalten sollen in Gruppen- oder Einzelarbeit (ggf.
mit PC-Unterstitzung) geldst werden. Die Ergebnisse werden prasen-
tiert und Uberpriift. Die notwendigen Korrekturen werden diskutiert.

Workload 42 Stunden (25/8/9)

Credits 15C

Teil 2 — Module und Teilmodule

HfPV



Teilmodul

Grundlagen der Volkswirtschaftslehre

Modulnummer

024

Lernziele

Die Studierenden sollen

B okonomischen Fragestellungen innerhalb der Volkswirtschaft ins-
gesamt und im Rahmen der 6ffentlichen Haushalte kennen,

B volkswirtschaftliche Ziele des Staates erkennen, erlautern und
messen kdnnen

B die Rolle des Staates in der Marktwirtschaft in einem Wechselspiel
einer Vielzahl von Méarkten kennen.

B ein Grundverstandnis in Bezug auf staatliches Handeln und plan-
wirtschaftliche Koordinationsmechanismen erwerben.

B in die Lage versetzt, die Funktionsweise von Markten zu verstehen
und wesentliche Marktph&dnomene zu interpretieren.

B volkswirtschaftliche Probleme durchdringen und auf der Basis
wissenschaftlicher Erkenntnisse Lésungsansatze entwickeln kénnen.

Inhalte

Ausgangsproblem der Wirtschaftswissenschaften
Volkswirtschaftliche Ziele und Indikatoren

Ordnungspolitische Grundentscheidungen und ihre Umsetzung
Grundlagen des Wirtschaftskreislaufes

das Marktmodell

Funktionen des Preismechanismus

Marktformen

Marktversagen und staatliches Handeln

Funktionen und Schutz des Wettbewerb

Literatur

Bafeler/Heinrich/Utecht: Grundlagen und Probleme der Volkswirt-
schaft

— Bofinger: Grundziige der Volkswirtschaftslehre

— Hogrebe: Grundlagen der Volkswirtschaftslehre

— Mankiw/Taylor: Grundzuge der Volkswirtschaftslehre
— Seidel/Temmen: Grundlagen der Volkswirtschaftslehre

Lehrform

Lehrgesprach

Lehrmaterialien

Studienmaterialien, die Lehrinhalte beschreiben und vertiefen, mit
Fragen und Aufgabenstellungen, Fallstudien mit Ubungen.

Semester

3. Semester

Vorkenntnisse

Vorkenntnisse zum allgemeinen Staatsaufbau, zu den 6ffentlichen
Haushalten und deren Finanzen. Grundlagenwissen in BWL (u. a.
doppelte Buchfihrung und allgemeine Wirtschaftlichkeit)

Prufungsform

B Klausur (2h)

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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SWS
Kontaktstudium

3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Prasenz 33 LVS = 25 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Bearbeitung von Aufgabenstellungen und Féllen als Einzelleistung
oder in Gruppen; z. B. Analyse aktueller Probleme und Fragen des
Wirtschaftsgeschehens am Beispiel praktischer Falle.

Workload 42 Stunden (25/8/9)

Credits 15C

Teil 2 — Module und Teilmodule

HfPV




Modulname

Okonomisches Handeln 3

Modulnummer 03

Modultyp Pflichtmodul
Verantwortlich Jirgen Watz

Teilmodule B Personalmanagement

B Rechnungswesen 3

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B die Bedeutung von Personalmanagement verstehen,

B Managementmethoden anwenden kénnen,

B das Rechnungswesen der 6ffentlichen Haushalte vertiefen,

B Entscheidungen vorbereiten und treffen, Probleme I6sen kénnen,
|

allein und mit anderen vor Publikum tberzeugend darstellen
kénnen.

Semester 4. Semester

Vorkenntnisse Modul O 2

Prifungsform Teilmodulprifungen

SWS . 7 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium
Kontaktstudium

Prasenz 77 LVS = 100 Stunden

zteugczieu'tn‘ites 20 LVS = 16 Stunden

Workload 126 Stunden (58/16/52)

Credits 45C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Personalmanagement

Modulnummer

031

Lernziele

Die Studierenden sollen

B Trager und Zielgruppen des Personalmanagements definieren
kénnen,

B Bedeutung von strategischen und operativen Zielen im Personal-
management verstehen,

B die Felder und Ebenen des Personalmanagements kennen und
B ausgewahlte Personalmanagementinstrumente kennen und an-
wenden.

Inhalte

B Handlungsfelder des Personalmanagements im Verwaltungsbe-
trieb:

Personalbedarfsplanung

Personalgewinnung

Personaleinsatz und -bindung

Personalentwicklung

Personalftihrung

Personalkostenmanagement

Literatur

— Fischer: Personalmanagement

— Holtbriigge: Personalmanagement

— Hopp/Gobel: Management in der 6ffentlichen Verwaltung

— Jung: Personalwirtschaft

— KGSt: Handbuch Organisationsmanagement sowie Gutachten
Stellenplan - Stellenbewertung

— Oechsler: Personal und Arbeit.Einfiihrung in die Personalwirtschaft

— Wittlage: Personalbedarfsermittiung

Lehrform

Lehrgesprach, Vortrag, Prasentationen, Ubungen, Gruppenarbeiten

Lehrmaterialien

Lehrmaterialien, die die Lehrinhalte beschreiben, mit Fragen und
Aufgabenstellungen, Fallstudien mit Ubungen

Semester 4. Semester

Vorkenntnisse Module O 1 und O 2

Prifungsform B Klausur (2h) oder Prasentation oder Hausarbeit

i\é\ﬁaktstu dium 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Préasenz 33 LVS = 25 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Falle zu den Lehrinhalten sollen in Gruppen- oder Einzelarbeit gelost
werden. Die Ergebnisse werden prasentiert und tberpriift. Die not-
wendigen Korrekturen werden diskutiert.

Workload 56 Stunden (25/8/23)

Credits 20C

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



Teilmodul

Rechnungswesen 3

Modulnummer

03.2

Lernziele

Die Studierenden sollen

B Zwecke und Verfahrensweisen der Liquiditatsplanung kennen

B kommunaltypische Geschéftsvorfalle buchen und deren Aus-
wirkungen auf die Ergebnis-, Finanz- und Vermogensrechnung be-
schreiben kénnen

B die Bestandteile und Anlagen des Jahresabschlusses kennen und
beschreiben und bearbeiten

B die Voraussetzungen fur Stundung, Niederschlagung und Erlass
von Forderungen kennen und anwenden und deren Auswirkung auf
die Ergebnis- und Vermogensrechnung erkennen

B Stellung und Aufgaben der kommunalen Finanzaufsicht — insbe-
sondere die Beurteilung der finanziellen Leistungsfahigkeit — kennen
und erklaren,

B die Rolle der ortlichen und tUberértlichen Prifung kennen und ver-
stehen

Inhalte

B Beurteilung spezieller Vorgange wie Investitionsforderungsmali-
nahmen und Sonderposten, die Kommune als Steuerschuldner,
Bilanzierungsgebote und —verbote, Aktivierung von Eigenleistungen,

B |nventur- und Bewertungsverfahren, Inventurrichtlinien
B Bestandteile und Anlagen des Jahresabschlusses

B Stundung, Niederschlagung und Erlass und deren Auswirkungen
auf die Veranderung von Forderungen (z.B. Wertberichtigungen)

B Beurteilung der finanziellen Leistungsfahigkeit
B Stellung und Aufgaben des Rechnungsprufungsamts (Revision),
der Uberortlichen Rechnungsprufung und des Rechnungshofes

Literatur

— Brixner/Harms/Noe: Verwaltungskontenrahmen

— Daneke/Eimer/Emde: Finanzwirtschaft und doppisches Haushalt-
recht der Gemeinden in Hessen

— Fiebig: Kommunale Rechnungsprifung

— Fudalla u. a.: Bilanzierung und Jahresabschluss in der Kommunal-
verwaltung sowie Doppelte Buchfihrung in der Kommunalverwal-
tung

— Schmolke/Deitermann: Kaufmannisches Rechnungswesen

Lehrform

Lehrgesprach, Gruppenarbeiten, Préasentationen

Lehrmaterialien

Studienmaterialien, die Lehrinhalte beschreiben und vertiefen, mit
Fragen und Aufgabenstellungen, Fallstudien mit Ubungen

Semester 4. Semester
Vorkenntnisse Modul O 1 und 02
Prifungsform B Klausur oder Prasentation oder Hausarbeit
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SWS
Kontaktstudium

4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Prasenz 44 LVS = 33 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Bearbeitung von Aufgabenstellungen und Fallen als Einzelleistung
oder in Gruppen z. B.: Buchung von Geschaftsvorfallen einschl. Jah-
resabschlussarbeiten, Erstellung einer Vermoégens-, Ergebnis- und
Finanzrechnung, Entwicklung von Kennzahlen fir eine Haushaltsana-
lyse.

Workload 70 Stunden (33/8/29)

Credits 25C

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV




Modulname

Okonomisches Handeln 4

Modulnummer 04

Modultyp Pflichtmodul
Verantwortlich Richard Merker
Teilmodule B Controlling

B Wirtschaftspolitik

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B Verwaltungshandeln als wirtschaftliches Handeln erkennen,

B moderne Steuerungsmethoden und analytische Instrumente neuer
Steuerungsmethoden kennen,

B selbststandig Controllingansatze entwickeln und geeignete Instru-

mente auswahlen kdnnen.

B den Wirtschaftsprozess verstehen und fachliche Analysemethoden
kennen.

Semester 5. Semester

Vorkenntnisse Modul 0 2,0 3

Prifungsform B Teilmodulprifungen

SWS . 7 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium im 5. Sem.
Kontaktstudium

Prasenz 77 LVS = 58 Stunden

gfugclieu'ﬁtes 20 LVS = 16 Stunden

Workload 126 Stunden (58/16/52)

Credits 45C
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Teilmodul

Controlling

Modulnummer

041

Lernziele

B Die Studierenden sollen
B die Ziele und Aufgaben des Controllings kennen und verstehen,

B den Steuerungsansatz des leistungs- und wirkungsorientierten
Controllings verstehen und anwenden,

B ausgewahlte Controllinginstrumente kennen und verstehen.

Inhalte

B Ziele und Aufgaben des Controllings

B |eistungs- und wirkungsorientierte Controlligsysteme

(z. B. im Produkt-, Finanz-, Personalbereich)

B Ausgewahlte Controllinginstrumente (z. B. Balanced Scorecard,
Portfolio-, SWOT-Analyse Berichtswesen) und deren Zusammenhéan-

ge

Literatur

— Bachmann P.: Controlling fur die offentliche Verwaltung: Grundla-
gen, Verfahrensweisen, Einsatzgebiete

Halfar: Wirkungsorientiertes NPO-Controlling

Homann: Verwaltungscontrolling - Grundlagen, Konzept,
Anwendung

Horvath: Controlling

aktuelle KGSt-Materialien und Berichte

Mord-Wohlgemuth u. a.: Kommunale Doppik Hessen
Weber/Schaffer: Einfihrung in das Controlling

Lehrform

Lehrgespréach, Vortrag, Prasentationen, Ubungen, Gruppenarbeiten

Lehrmaterialien

Studienmaterialien, die die Lehrinhalte beschreiben, mit Fragen und
Aufgabenstellungen, Fallstudien mit Ubungen

Semester 5. Semester

Vorkenntnisse Modul O 3

Prifungsform B Klausur (2h) oder Prasentation oder Hausarbeit

i\é\rlw?aktstudium 4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Prasenz 44 LVS = 33 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Falle zu den Lehrinhalten sollen in Gruppen- oder Einzelarbeit gelost
werden. Die Ergebnisse werden prasentiert und tberprift. Die not-
wendigen Korrekturen werden diskutiert.

Workload 70 Stunden (33/8/29)

Credits 25C

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV




Teilmodul

Wirtschaftspolitik

Modulnummer

04.2

Lernziele

Die Studierenden sollen
B gesamtwirtschaftlichen Gréf3en und Institutionen kennen,

B ausgewahlte wirtschaftspolitische Handlungsfelder des Staates in
Verbindung mit verbundenen wirtschaftlichen Konsequenzen erken-
nen und erldutern kdbnnen,

B zentrale wirtschaftspolitische Instrumente kennen und die wesentli-
chen 6konomischen Wirkungsweisen erfassen kénnen,

B den Instrumenteneinsatz auf seine Zielwirkung hin beurteilen kon-
nen.

Sie sollen

B den volkswirtschaftliche Prozesse und Probleme verstehen,

B die fachlichen Analysemethoden kennen,

B die staatlichen Handlungsweisen 6konomisch erklaren kénnen,

B ihr Fachwissen auf alternative Fragestellungen und wirtschaftliche
Entwicklungen anwenden kénnen.

Inhalte

B Wirtschaftspolitische Akteure und ihre Interessen
B Ausgewahlte Konzepte und Probleme der

— Konjunktur- und Wachstumspolitik

— Geldpolitik

— Arbeitsmarktpolitik

— Finanzpolitik

— Umweltpolitik

— AulRenwirtschaftspolitik

Literatur

— Dahl: Volkswirtschaftslehre

— Fredebeul-Krein u.a.: Grundlagen der Wirtschaftspolitik
— Hogrebe/Merker: Grundlagen der Wirtschaftspolitik

—  Klump: Wirtschaftspolitik

— Mussel/Patzold: Grundfragen der Wirtschaftspolitik

— Wildmann: Wirtschaftspoltik

Lehrform

Lehrgespréach

Lehrmaterialien

Studienmaterialien, die Lehrinhalte beschreiben und vertiefen, mit
Fragen und Aufgabenstellungen, Fallstudien mit Ubungen.

Semester 5. Semester

Vorkenntnisse Teilmodul O 2.4

Prifungsform B Klausur (3h) oder Prasentation oder Hausarbeit
SWS i 3 SWS Préasenz + 1 SWS begleitetes Studium
Kontaktstudium

Prasenz 33 LVS = 25 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium
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Workload 45 Stunden (25/8/23)
Bearbeitung von Aufgabenstellungen und Féllen als Einzel- oder
Gruppenleistung.

Credits 2C

Teil 2 — Module und Teilmodule

HfPV



Studienbereich — Rahmenbedingungen der 6ffentlichen

Verwaltung
Modulname Rahmenbedingungen der offentlichen Verwaltung 1
Modultyp Pflichtmodul

Modulnummer

R1

Verantwortlich

Dr. Wolfgang Hecker

Teilmodule

B Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 1
B Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen des Verwaltungs-
handelns 1

B Soziologie der Verwaltung

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B die Komplexitat der Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns
erkennen,

B die politischen und die staats- und verfassungsrechtlichen Grundla-
gen fur das Handeln der 6ffentlichen Verwaltung erkennen und selbst-
standig analysieren kénnen,

B Aufbau und Funktionen der 6ffentlichen Verwaltung in der Bundes-
republik und ihrer Einbindung in gesamtgesellschaftliche Kontexte
kennen,

B das Funktionieren von Organisationen verstehen,

B kunden- bzw. birgerorientierte mindliche und schriftliche Sprach-
fahigkeiten entwickeln,

B Sozialisationsprozesse und soziale Ungleichheit verstehen und
beurteilen kdnnen.

Semester 1. Semester

Vorkenntnisse keine

Prifungsform B Teilmodulprifungen

SWS 4 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium 1. Halfte 1. Sem.
Kontaktstudium 6 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 2. Halfte 1. Sem.
Prasenz 110 LVS = 83 Stunden

gfug(;ieu'trffes 30 LVS =~ 24 Stunden

Workload 168 Stunden (83/24/61)

Credits 6C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungs-
handelns 1

Modulnummer

R11

Lernziele Die Studierenden sollen
B die politischen Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns
kennen lernen,
B die Komplexitat der Rahmenbedingungen des Verwaltungshan-
delns erkennen,
B die politischen Rahmenbedingungen des Umfelds der Verwaltung
selbststandig analysieren und vertiefen.

Inhalte B Grundbegriffe Macht und Herrschaft
B Wandel der Staatsfunktionen und neuere Entwicklungen (koopera-
tiver Staat, Gewahrleistungsstaat)
B Politischer Willenbildungsprozess (Wahlen und Wahlbeteiligung,
Staatsformen, Grundelemente der Demokratie, politische Parteien und
politische Ideen, neue Formen der Burgerbeteiligung, Interessenver-
bande, politische und soziale Bewegungen, Medien)

Literatur

Lehrform Lehrgesprach, Vortrag, Ubungen

Lehrmaterialien

Studienheft/Arbeitsblatter mit Aufgabenstellungen, Handzettel zu
Présentationen

Semester 1. Semester

Vorkenntnisse keine

Prifungsform B Klausur (2h) oder Prasentation oder Hausarbeit

SWS . 2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 1. Halfte 1. Sem.

Kontaktstudium

Préasenz 22 LVS = 17 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Eigenstandige Bearbeitung von Problemstellungen mit individueller
Rickmeldung

Workload 42 Stunden (17/8/17)

Credits 15C

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



Teilmodul

Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen des Verwal-
tungshandelns 1

Modulnummer

R1.2

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die staats- und verfassungsrechtlichen Grundlagen des Verwal-
tungshandelns kennen lernen/erkennen,

B die Einwirkung des europaischen und internationalen Rechts auf
das Verwaltungshandeln erkennen

B anhand von exemplarischen Beispielen die staats- und verfas-
sungsrechtlichen Grundlagen fir das Handeln der 6ffentlichen Verwal-
tung selbststandig analysieren und vertiefen.

B Besonderheiten der européaischen Rechtsordnung und der Rechts-
akte kennenlernen und einzelne Anwendungsgebiete behandeln.

Inhalte

B Grundbegriffe Staat und Verfassung

B Fundamentale Strukturprinzipien der Verfassungsordnung (Men-
schenwirde, Rechtsstaat, Demokratie, Sozialstaat) und Staatsziele

B Das Land Hessen und die Hessische Verfassung

B Schutz der freiheitlich demokratischen Grundordnung und Verfas-
sungsanderung

B Staats- und Verfassungsorgane von Bund und Landern

B Gesetzgebung Bundes-/Landesebene; Gesetzgebungskompeten-
zen

B Stellung der 6ffentlichen Verwaltung in der Verfassungsordnung
B Verwaltungskompetenzen

B Grundlagen des europdischen und internationalen Rechts

B Uberblick tiber Grundfreiheiten der EU, Grundrechtscharta und
Menschenrechte nach der Européaischen Menschenrechtskonvention

B Die Einwirkung der Rechtsordnung der Europaischen Gemein-
schaft auf die bundesdeutsche Rechtsordnung

Literatur

Lehrform

Lehrgesprach, Vortrag, Ubungen

Lehrmaterialien

Studienheft/Arbeitsblatter mit Aufgabenstellungen, Handzettel zu
Préasentationen

Semester 1. Semester
Vorkenntnisse keine
Prufungsform B Klausur (2h) oder Prasentation oder Hausarbeit
SWS 2 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 1. Hélfte 1. Sem.
Kontaktstudium 3 SWS Préasenz 2. Halfte 1. Sem.
Prasenz 55 LVS = 33 Stunden
Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden
Studium Eigenstandige Bearbeitung von Problemstellungen mit individueller
Ruckmeldung
Workload 70 Stunden (41/8/21)
Credits 25C
Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Soziologie der Verwaltung

Modulnummer

R1.3

Lernziele

Die Studierenden sollen

B mit dem Aufbau und den Funktionen der 6ffentlichen Verwaltung in
der Bundesrepublik und mit ihrer Einbindung in gesamtgesellschaftli-
che Kontexte vertraut gemacht werden,

B Grundbedingungen sozialen Handelns und sozial-
wissenschaftlicher Analyse in offentlichen Verwaltungen kennen,

B Rollenkompetenz als ein Theoriemodell kennen lernen und kritisch
beurteilen,

B herrschaftssoziologische Perspektiven kennen,

B Sozialisation in ihrer Bedeutung fur das Individuum kennen

B berufliche Sozialisationsprozesse in der 6ffentlichen Verwaltung
einschatzen,

B das Funktionieren von Organisationen aus der Sicht der Gesell-
schaftswissenschaften verstehen,

B soziale Ungleichheit verstehen und beurteilen kénnen,

B Prozesse der Datengewinnung kennen,

B aktuelle Statistiken zum Thema soziale Ungleichheit/Armut und
deren Folgen interpretieren

B soziale Ungleichheit, ungleiche Bildungschancen kritisch beurtei-
len,

B wesentliche Zusammenhange von Geschlechterverhdltnis, Alters-
aufbau, Familienphasen, Erwerbsverhalten kennen,

B |nterkulturelle Sozialisationsdifferenzen (Migranten, Prekariat,
Milieus) kennen.

Inhalte

Grundbegriffe der Soziologie

B EinfUhrung in die Verwaltungssoziologie: Grundbedingungen sozia-
len Handelns und sozial-wissenschatftlicher Analyse in 6ffentlichen
Verwaltungen

B Rollenkompetenz als ein Theoriemodell

B Herrschaftssoziologische Perspektiven nach M. Weber (Herrschaft,
Macht, Recht, Blrokratie als Idealmodell)

Gesellschaftliche Funktionen von Verwaltung

Sozialisation von Individuen

Berufliche Sozialisationsprozesse

Interkulturelle Sozialisationsdifferenzen

Soziale Ungleichheit und Bildungschancen

Prozesse der Datengewinnung

Soziale Ungleichheit/Armut und deren Folgen

Soziale Ungleichheit, ungleiche Bildungschancen
Geschlechterverhaltnis

Altersaufbau, Familienphasen, Erwerbsverhalten

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



Inhalte Schreiben der Verwaltung
B Verwaltungstypische Sprachformen
B Birgerfreundliche Schreiben
m Offentlichkeitsarbeit der Verwaltung
Literatur
Lehrform Lehrgespréach, Gruppenarbeit
Lehrmaterialien Arbeitsblatter, Falle
Semester 1. Semester
Vorkenntnisse keine
Prifungsform B Klausur (2h) oder Préasentation oder Hausarbeit
SWS . 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium 2. Hélfte 1. Sem.
Kontaktstudium
Prasenz 33 LVS = 25 Stunden
gteug;ijﬁtes 10 LVS = 8 Stunden
Workload 56 Stunden (25/8/23)
Credits 20C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Modulname

Rahmenbedingungen der offentlichen Verwaltung 2

Modultyp Pflichtmodul
Modulnummer R2
Verantwortlich Gunda Wolf

Teilmodule

B Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 2

B Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen des Verwaltungs-
handelns 2

B Psychologie der Verwaltung
B Sozialkompetenz — Selbstkompetenz

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B die Komplexitat der Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns
— im Zusammenhang von Mensch, Politik und Volkswirtschaft — erken-
nen und verstehen,

B die politischen Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns im
Umfelds der Verwaltung erkennen und analysieren kénnen,

B die verfassungsrechtlichen Grundlagen des Verwaltungshandeilns,
die Einwirkung des européaischen und internationalen Rechts auf das
Verwaltungshandeln und die Bedeutung der Grundrechte fir die Ver-
waltungspraxis erkennen,

B staatliche Handlungsweisen politisch und sozialpsychologisch
erklaren kdnnen,

B Gruppen als sozialen Faktor innerhalb von Organisationen begrei-
fen,

B Integrations- und Fuhrungsprozesse analysieren kénnen,

B komplexe Verhaltensursachen verstehen und Moglichkeiten der
Kommunikation und Motivation kennen lernen.

B Kommunikationsprozesse verstehen und eigenes Auftreten, Verhal-
ten und Handeln reflektieren,

B erweiterte Kompetenzen in Kommunikation, Prasentation und ko-
operativem Lernen erwerben.

Semester 2. und 3. Semester
Vorkenntnisse Modul R 1
Prifungsform B Zentrale mindliche Prifung in

R 2.1 Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns 2

R 2.2 Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen des
Verwaltungshandelns 2

R 2.3 Psychologie der Verwaltung

B Teilmodulprifung R 2.4

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



SWS 10 SWS Préasenz + 3 SWS begleitetes Studium im 2. Semester
Kontaktstudium 3 SWS Prasenz im 3. Semester

Prasenz 143 LVS = 108 Stunden

gfug(fﬁtes 30 LVS = 24 Stunden

Workload 182 Stunden (108/24/50)

Credits 6,5C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Politische Rahmenbedingungen des Verwaltungs-
handelns 2

Modulnummer

R21

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die politischen Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns in
der Bundesrepublik einschlie3lich der zwischenstaatlichen und supra-
nationalen Eingliederung der Bundesrepublik kennen lernen,

B die Komplexitat der Rahmenbedingungen des Verwaltungshan-
delns erkennen

B die Kernelemente der politischen und gesellschaftlichen Ordnung
der Bundesrepublik in ihrer Entwicklung und heutigen Struktur kennen
und verstehen lernen.

Inhalte

B Parlament und Parlamentarismus
B Verzahnung Politik und Verwaltung
B Fdderalismus

B Sozialstaat

[ |

Eingliederung der BRD in zwischenstaatliche und supranationale
Einrichtungen

Literatur

Lehrform

Lehrgesprach, Vortrag, Ubungen

Lehrmaterialien

Studienheft/Arbeitsblatter mit Aufgabenstellungen, Handzettel zu
Préasentationen

Semester 2. Semester

Vorkenntnisse Modul R 1

Prifungsform B Zentrale mindliche Prifung (zusammen mit R 2.2 und R 2.3)

i\é\:faktstudium 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Prasenz 33 LVS = 25 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Eigenstandige Bearbeitung von Problemstellungen mit individueller
Ruckmeldung

Workload 42 Stunden (25/8/9)

Credits 15C

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV




Teilmodul

Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen des Verwal-
tungshandelns 2

Modulnummer

R22

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die verfassungsrechtlichen Grundlagen des Verwaltungshandelns

erkennen,

B anhand von exemplarischen Beispielen die verfassungsrechtlichen
Grundlagen und die Bedeutung der Grundrechte fiir die Verwaltungs-
praxis selbststandig analysieren und vertiefen.

Inhalte

B Allgemeine Grundrechtslehren und Prufungsaufbau

B Freiheitsgrundrechte

B Gleichheitsgrundrechte

B Gerichtliche Verfahren zur Sicherung der Grundrechte

Literatur

Lehrform

Lehrgesprach, Vortrag, Ubungen

Lehrmaterialien

Studienheft/Arbeitsblatter mit Aufgabenstellungen, Handzettel zu
Préasentationen

Semester 2. Semester

Vorkenntnisse Modul R 1

Prifungsform B Zentrale miundliche Prifung (zusammen mit R 2.1 und R 2.3)
i\é\:\?aktstudium 3 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Préasenz 33 LVS = 25 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Bearbeitung von Problemstellungen mit individueller Riickmeldung
Workload 42 Stunden (25/8/9)

Credits 15C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Psychologie der Verwaltung

Modulnummer

R23

Lernziele Die Studierenden sollen
B Gegenstand und Grundbegriffe der Psychologie kennen,
B Mdglichkeiten der Kommunikation und Motivation kennen lernen,
Kommunikationsmodelle kennen,
B Gruppendynamik, Gruppenarbeitsmodell kennen und kritisch
beurteilen,
B Faktoren interkulturelle Kompetenz kennen und sich selbst veror-
ten kénnen,
B Motivation, Arbeitsverhalten, Faktoren der Arbeitsleistung kennen
lernen und Bezug auf die Praxis kritisch beurteilen.

Inhalte B Gegenstand der Psychologie (Einfihrung)
B Soziale Wahrnehmung, Emotion, Attribution, Kognition
(Grundbegriffe)
B Kommunikationsmodelle
B Gruppe, Gruppendynamik, Gruppenarbeitsmodell
B Motivation, Arbeitsverhalten, Faktoren der Arbeitsleistung
B [eistung — Leistungsvorbedingungen — Leistungsbewertungen:
Arbeitsorganisation und Arbeitsstrukturierung als Faktoren der
Arbeitsleistung
B [nterkulturelle Kompetenz

Literatur

Lehrform Lehrgesprach, Gruppenarbeit

Lehrmaterialien Falle, Arbeitsblatter

Semester 2. Semester

Vorkenntnisse Modul R 1

Prifungsform B Zentrale mindliche Prifung (zusammen mit R 2.1 und R 2.2)

i\é\rlw?aktstudium 4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium

Préasenz 44 LVS = 33 Stunden

Begleitetes 10 LVS = 8 Stunden

Studium Bearbeitung von Fallen

Workload 56 Stunden (33/8/15)

Credits 2C
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Teilmodul

Sozialkompetenz — Selbstkompetenz

Modulnummer

R 2.4

Lernziele

Die Studierenden sollen

B eigenstandige und kundenorientierte Verhaltensstrategien eintiben,
B den Einfluss von Kommunikation auf die Begegnhung mit den Kun-
den verstehen,

B interkulturelle Kommunikation und Kooperation kennen und verste-
hen lernen,

B das eigene Diskursverhalten beobachten, einschétzen und optimie-
ren lernen, Diskussionsformen anwenden.

Inhalte

B Gesprachsfuhrung

Diskursformen

Gesprache mit Ratsuchenden, Kunden und Klienten
Gesprache mit schwierigen Zeitgenossen®,
aggressionsabbauende Geprachsfihrung,
Gesprache fiihren bei Verstandnisproblemen,
Aggressionsabbauende Gesprachsfihrung

Literatur

Lehrform

Lehrgesprach, Gruppenarbeit, Ubungen mit Video Feedback

Lehrmaterialien

Arbeitsblatter, Falle

Semester

3. Semester

Vorkenntnisse

Modul R 1 und Teilmodul R 2.3

Prifungsform

B Préasentation: Durchfihrung von zwei Konfliktgesprachen mit Video
Feedback

SWS
Kontaktstudium

3 SWS Préasenz
Teilgruppen,
die GruppengrofRe soll 15 Studierende nicht Gberschreiten

Prasenz 33 LVS = 25 Stunden
Begleitetes
Studium i
Workload 42 Stunden (25/-/17)
Credits 15C
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Wahlpflichtbereich

Im Wabhlpflichtbereich sollen die Inhalte der ersten vier Semester vertieft und erganzt
werden. Die Module setzen deshalb die Inhalte und damit den erfolgreichen Abschluss
der vorhergehenden Module voraus.

Zwei Wahlpflichtmodule werden bezogen auf die Berufsfelder angeboten:

B Berufsfelder im Wahlpflichtmodul ,Recht und Soziale Sicherung“ beziehen sich
auf alle Rechtsgebiete. Im Wahlpflichtmodul Recht und Soziale Sicherung (RESI)
sind zwei Teilmodule zu belegen.

B Berufsfelder im Bereich des Wahlpflichtmoduls ,Soziales, Okonomie, Politik
und Verwaltungsinformatik“ beziehen sich auf Sozialwissenschaft, Wirt-
schaftswissenschaft, Politikwissenschaft und Verwaltungsinformatik. Im Wahl-
pflichtmodul ,Soziales, Okonomie, Politik und Verwaltungsinformatik* (SOPI) sind
vier Teilmodule zu belegen.

Die Teilmodule, die im Modulbuch beschrieben sind, geben ein Themenspektrum wie-
der, das erweitert werden kann. Teilmodule sollen aktuellen Anforderungen aus der
Praxis Rechnung tragen und neue Entwicklungen und Forschungsergebnisse widerspie-
geln. Die im Wabhlpflichtbereich dargestellten Teilmodule kdénnen deshalb sowohl hin-
sichtlich der Inhalte als auch hinsichtlich der Lehr- und Prifungsformen erweitert und
modifiziert werden. Die Liste der Teilmodule wird deshalb regelmafig erganzt und erwei-
tert oder ausgetauscht.

Andererseits konnen aus Kapazitdtsgrinden nicht alle Teilmodule des Wahlpflichtbe-
reichs in allen Abteilungen der HfPV gleichzeitig angeboten werden. Welches Angebot
an Teilmodulen in welchen Abteilungen belegt werden kann, wird durch Aushang bzw.
im Internet am Ende des 4. Semesters bekanntgegeben.

Jedes Wahlpflichtteilmodul wird mit drei Semesterwochenstunden durchgefiihrt. Von den
elf Veranstaltungen kénnen zwei Veranstaltungen im begleiteten Selbststudium angebo-
ten werden, was den Studierenden Raum geben soll, eine seminaristisch aufgebaute
Veranstaltung mit Beratung durch die Lehrenden vorzubereiten (siehe Modulbuch Mo-
dulbuch B. A. Public Administration, Das Konzept, S. 11).

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



Wahlpflichtbereich Recht und Soziale Sicherung (RESI)

Modulname

Recht und Soziale Sicherung

Modultyp

Wabhlpflichtmodul

Modulnummer

WPM RESI

Verantwortlich

Dr. Katrin Stein

Inhalte

B Es sind zwei Teilmodule aus dem Angebot fiir den Wabhlpflichtbe-
reich ,Recht und Soziale Sicherung“ zu wahlen. Diese sind dem
Bereich der Rechtswissenschaften einschlie3lich des Sozialrechts
zugordnet. Es stehen juristische Entscheidungsprobleme aus ver-
schiedenen Bereichen mit einem Bezug zum Berufsfeld der éffentli-
chen Verwaltung im Zentrum des Interesses. Hierzu gehéren Fragen
und Probleme des Verwaltungsrechts, Kommunalrechts und des
Zivilrechts sowie die Gesamtheit der gesetzgeberischen sowie admi-
nistrativen MalBnahmen des Staates, mittels derer sozialpolitische
Zielsetzungen verwirklichen sollen. Aktuelle Herausforderungen,
denen das System der sozialen Sicherung sowie auch der einzelne
Bedienstete in den verschiedenen Feldern der Sozialverwaltung
gegenuber stehen, sollen vertiefend behandelt werden.

B Die Inhalte und Veranstaltungen des Wabhlpflichtbereichs "Recht
und Soziale Sicherung" werden von Studienjahr zu Studienjahr den
aktuellen Entwicklungen sowie dem seitens der Verwaltungspraxis
artikulierten Kompetenzbedarf angepasst.

B Das Programm fir das aktuelle Studienjahr wird spatestens einen
Monat vor dem Ende des vorhergehenden Studienjahres durch die in
diesem Wahlpflichtbereich Lehrenden festgelegt und den Studieren-
den zur Auswahl gestellt. Das Wahlpflichtmodul wird nur angeboten,
wenn eine Mindestanzahl von Studierenden an dem Wahlpflichtmodul
teilnimmit.

Semester

5. Semester

Teilmodule RE

B Baurecht

StralRen- und Verkehrsrecht

Umweltrecht

Asyl- und Auslanderrecht

Kommunale Gefahrenabwehr

Europarecht in der Verwaltungspraxis

Aktuelle Fragen des Staats- und Verfassungsrechts
Privatrecht aktuell und speziell

Dienstrecht aktuell und speziell
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Teilmodule SI

B Zustandigkeit der Trager der Grundsicherung fir Arbeitsuchende
(SGB II) - Wiederherstellung des Nachrangs — Besonderheiten des
Sozialverwaltungs- und des Sozialgerichtsverfahrens

B Zustandigkeit der Trager der Sozialhilfe — Wiederherstellung des
Nachrangs — Besonderheiten des Sozialverwaltungs- und des Sozial-
gerichtsverfahrens

B Serviceleistungen als Aufgabe des Sozialamtes bzw. des Jobcen-
ters

B Privatrecht flr Sozialleistungstrager. Anwendungsbezogenes
Zivilrecht fur die Praxis

B Das Erbrecht nach dem BGB im Zusammenhang mit der Kosten-
erstattung durch Erben nach dem SGB XI|

Erforderliche
Vorkenntnisse

Erfolgreicher Besuch der Pflichtmodule in den Studienbereichen
"Verwaltungshandeln" und "Rahmenbedingungen der 6ffentlichen
Verwaltung"

Prifungsform Teilmodulprufungen. Diese kdnnen von Veranstaltung zu Veranstal-
tung differieren.
SWS 2 Teilmodule mit jeweils 3 SWS = 6 SWS, davon

Kontaktstudium

9 Wochen 6 SWS Prasenz
+ 2 Wochen 6 SWS begleitetes Studium

Prasenz Pro Teilmodul 27 LVS = 20 Stunden
= 2 Teilmodule 54 LVS = 40 Stunden
Begleitetes Pro Teilmodul 6 LVS = 5 Stunden
Studium = 2 Teilmodule 12 LVS = 9 Stunden
Workload 84 Stunden (40/9/35)
Credits 30C
Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV




Teilmodul

Baurecht

Modulnummer

RESI RO1

Lernziele Die Studierenden sollen Bauplanungs- und bauordnungsrechtliche
Instrumentarien auf konkrete Sachverhalte anwenden.
Inhalte B Bauleitplanung
B Planungsrechtliche Zulassigkeit
B Baugenehmigung
B Bauaufsicht
Literatur - Brohm: Offentliches Baurecht
- Eiding/Ruf/Herrlein: Offentliches Baurecht in Hessen
— Ddrr/Hinkel: Baurecht in Hessen
Lehrform Lehrgespréch
Semester 5. Semester
Prifungsform B Klausur
SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium | + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

StralRen- und Verkehrsrecht

Modulnummer

RESI R02

Lernziele Die Studierenden sollen
B StralRen- und Wegerecht als Teilgebiet des 6ffentlichen Sachen-
rechts in der Praxis anwenden kénnen und
B die Instrumentarien des Verkehrsrechts beherrschen lernen.
Inhalte B Planung und Bau von Straf3en
B Nutzung von Stral3en
B Verkehrsbehordliche Anordnungen
B Fahrerlaubnis und Entzug der Erlaubnis
H OPNV
Literatur — Hentschel: StralRenverkehrsrecht
— Danwitz, StraRen- und Wegerecht, in Schmidt-AZmann/Schoch
(Hrsg): Besonderes Verwaltungsrecht
— Kodal/Kramer, Stral3enrecht
Lehrform Lehrgespréch
Semester 5. Semester
Prifungsform B Klausur
SWS N
Kontaktstudium 3 SWS Prasenz
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Prasenz 33 LVS = 25 Stunden
Workload 45 Stunden (25/--/20)
SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium | + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
gfug(;ieu'trffes 6 LVS = 5 Stunden
Workload 42 Stunden  (20/5/17)
Credits 15C

Teil 2 — Module und Teilmodule
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Teilmodul

Umweltrecht

Modulnummer

RESI R0O3

Lernziele Die Studierenden sollen ausgewéhlte Rechtsgebiete des Umwelt-
rechts kennen lernen und mit den Instrumentarien des allgemeinen
Verwaltungsrechts in der Praxis anwenden koénnen.
Inhalte B Umweltschutz und Umweltrecht
B Aufbau und Abgrenzung des Rechtsgebiets und seiner Nachbar-
gebiete
B Umweltverwaltung
B Grundprinzipien des Umweltschutzes
B [nstrumente des Umweltrechts
B Umweltstrafrecht und Ordnungswidrigkeitenrecht
B Rechtsschutz im Umweltschutz
B Europaisches und internationales Umweltrecht
Literatur — Kloepfer: Umweltrecht. Miinchen
— Peters/Schenk/Schlabach: Umweltverwaltungsrecht
— Kloepfer/Vierhaus: Umweltstrafrecht
Lehrform Lehrgespréch
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Referat)
SWS 3 SWS Préasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

Asyl- und Auslanderrecht

Modulnummer

RESI R0O4

Lernziele Die Studierenden sollen
B die Rechtsgrundlagen des Asyl- und Auslanderrechts kennen
lernen und
B die verwaltungsrechtlichen Instrumente in der Verwaltungspraxis
anwenden konnen.
Inhalte B Rechtliche Grundlagen: Nationales Recht, Europarecht, Vélker-
recht
B Auslander / EU-Blrger
B Grundziuge des Asyl- und Flichtlingsrechts
B Aufenthaltstitel
B Integration
B Aufenthaltsbeendigung
B Ausweisung / Ausweisungsschutz
Literatur — Hailbronner: Asyl- und Auslanderrecht
— Kluth (Hrsg): Zuwanderungsrecht
Lehrform Lehrgespréch
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Referat)
SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul Kommunale Gefahrenabwehr

Modulnummer RESI R0O5

Lernziele Die Studierenden sollen die vielfaltigen Anwendungsgebiete der Ge-
fahrenabwehr in der Kommunalverwaltung mit den Instrumenten des
Verwaltungsrechts beherrschen lernen.

Inhalte B Organisation der Gefahrenabwehr im kommunalen Bereich
B Aufgaben und Zustandigkeiten
B Malnahmen der Gefahrenabwehr
B Befugnisse der Verwaltungs- und Ordnungsbehérden auf kommu-
naler Ebene
B Zwangsmittel

Literatur — Miuhl/Leggereit/Hausmann: Polizei- und Ordnungsrecht Hessen
— Gotz: Allgemeines Polizei und Ordnungsrecht

Lehrform Lehrgespréch

Semester 5. Semester

Prifungsform B Klausur

SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz 27 LVS = 20 Stunden

Beglt_eltetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Europarecht in der Verwaltungspraxis

Modulnummer

RESI R06

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B die Grundlagenkenntnisse im Europarecht vertiefen,

B den Einfluss des Europarechts auf die Verwaltungspraxis verste-
hen und in exemplarischen Sachgebieten analysieren.

Inhalte B rechtliche Grundlagen des Europarechts
B Die Bindung der bundesdeutschen Rechtsordnung durch das
Europarecht (Schwerpunkt Verwaltung)
B Ausgewahlte exemplarische Sachgebiete (z. B. Auslanderrecht,
Fahrerlaubnisrecht, Gewerberecht)

Literatur — Bieber/Epiney/Haag: Die Europdaische Union — Europarecht und

Politik
— Borchardt: Die rechtlichen Grundlagen der EU
— Fehling/Kastner/Wahrendorf: Verwaltungsrecht (VWViG — VwGO).
Einleitung C. Europaisierung des Verwaltungsverfahrensrechts

— Herdegen: Europarecht
— Maurer: Allgemeines Verwaltungsrecht
— Schweitzer: Staatsrecht lll, Staatsrecht, Volkerrecht, Europarecht
— Weidenfeld: Die Europaische Verfassung verstehen

Lehrform Lehrgespréach, Begleitetes Lernen, Prasentationen, Gruppenarbeiten,
Ubungen

Prifungsform B Préasentation (Moderation einer Sitzung oder Referat)

SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Aktuelle Fragen des Staats- und Verfassungsrechts

Modulnummer

RESI RO7

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen aktuelle Fragen des Staats- Verfassungs-
rechts kennenlernen und analysieren

Inhalte B Neue Grundlagenentscheidungen zum Staats- und Verwaltungs-
recht/Grundrechte (BVerfG, Fachgerichte)
B Aktuelle Themen aus der Literaturdebatte und den Medien mit
speziellen verfassungsrechtlichen Bezuigen

Literatur — Degenhart: Staatsrecht | — Staatsorganisationsrecht
— Hufen: Grundrechte
— Ipsen: Staatsrecht |
— Katz: Staatsrecht
— Maurer: Staatsrecht
— Pieroth/Schlink: Grundrechte

Lehrform Lehrgespréach, Begleitetes Lernen, Prasentationen, Gruppenarbeiten,
Ubungen

Prifungsform B Prasentation (Moderation einer Sitzung oder Referat)

SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Zustandigkeit der Trager der Grundsicherung fur Arbeitsu-
chende (SGB Il) — Wiederherstellung des Nachrangs —
Besonderheiten des Sozialverwaltungs- und des Sozialge-
richtsverfahrens

Modulnummer

RESI R08

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die oOrtliche Zustandigkeit fur die Leistungen der Grundsicherung
fur Arbeitsuchende kennen,

B samtliche Mdglichkeiten des Kostenausgleichs in der Grundsiche-
rung fur Arbeitsuchende (zur Wiederherstellung des Nachrangs) be-
herrschen und

B das Sozialverwaltungs- und Sozialgerichtsverfahren anwenden
kénnen,

B fur die nachfragenden Personen und die Trager der Grundsiche-
rung fur Arbeitsuchende fir die zu gewdhrenden Leistungen die
Kenntnisse fir die ortliche Zustandigkeit besitzen,

B (ber samtliche Regelungen zur Refinanzierung der Grundsiche-
rung fur Arbeitsuchende Bescheid wissen (und sie bearbeiten kdnnen)
und

B zutreffend das Sozialverwaltungsverfahren sowie die Sozialge-
richtsbarkeit benttzen.

Inhalte

B Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende, 6rtliche Zustandig-
keit fir die Leistungen der Grundsicherung, Kostenerstattung bei
Aufenthalt im Frauenhaus, 88 6 bis 6¢c SGB I, 88 36, 36a SGB |l

B (gesetzlicher) Ubergang von Anspriichen nach § 33 SGB |l

B Ersatzanspriche gegeniber Personen, die vorsatzlich oder grob
fahrlassig ohne wichtigen Grund Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts herbeigefiihrt haben, § 34 SGB I

B Ersatzanspriche der Trager der Grundsicherung fur Arbeitende
nach sonstigen Vorschriften, § 34 a SGB Il, die dem Grundsiche-
rungstrager den Zugriff auf die vorrangigen Leistungen zur nachtragli-
chen Herstellung des Nachranges ermdglichen (z. B. §8 102 ff. SGB
X, 88115, 116 SGB X)

B Erbenhaftung, § 35 SGB I

B allgemeine Grundséatze des Sozialverwaltungsverfahrens sowie
des sozialen Widerspruchsverfahrens

B Erlass von Verwaltungsakten, Anforderungen an formell rechtmé-
Rige Verwaltungsakte, Rechtsfolgen von Verfahrensfehlern, Heilung
von Verfahrensfehlern, Aufhebung von Verwaltungsakten (88 44 ff.
SGB X), Erstattung von zu Unrecht erbrachten Sozialleistungen

B Widerspruch, Widerspruchsverfahren, Mitwirkung des Wider-
spruchs, § 86 SGG

B Mitwirkungspflichten im Sozialrecht und Rechtsfolgen einer Verlet-
zung

B Rechtswegeréffnung, Instanzenzug, Besetzung der Sozialgerichts-
barkeit etc.

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV




B Klagearten, Wirkung der Klageerhebung, § 96 SGG
einstweiliger Rechtsschutz
B wichtige Prozessgrundsatze

Literatur — Gunkel/Westerhelweg/Grosse/Wellemeyer: SGB Il und SGB XII fir
Studium und Praxis
— Miuinder (Hrsg.): Sozialgesetzbuch Il. Grundsicherung fur Arbeitsu-
chende. Lehr- und Praxiskommentar LPK
— Fichte/Plagemann/Waschull: Sozialverwaltungsverfahrensrecht
Lehrform Lehrgesprach, Ubungen, Gruppenarbeit, Begleitetes Lernen
Semester 5. Semester
Prifungsform Prasentation (Moderation einer Sitzung oder Referat)
SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

Zustandigkeit der Trager der Sozialhilfe — Wiederherstellung
des Nachrangs — Besonderheiten des Sozialverwaltungs-
und des Sozialgerichtsverfahrens

Modulnummer

RESI R09

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die sachliche und ortliche Zustandigkeit fir Sozialhilfeleistungen
kennen,

B samtliche Mdglichkeiten des Kostenausgleichs in der Sozialhilfe
(zur Wiederherstellung des Nachrangs) beherrschen und

B das Sozialverwaltungs- und Sozialgerichtsverfahren anwenden
kdénnen,

B fur die nachfragenden Personen und die Trager der Sozialhilfe fur
die zu gewahrenden Leistungen vertiefte Kenntnisse besitzen,

B (ber samtliche Regelungen zur Refinanzierung der Sozialhilfe
Bescheid wissen (und sie bearbeiten kénnen) und

B zutreffend das Sozialverwaltungsverfahren sowie die Sozialge-
richtsbarkeit benttzen.

Inhalte

B Trager der Sozialhilfe, sachliche und ortliche Zustandigkeit des
ortlichen und Gberortlichen Sozialhilfetragers

B Ubergang von Anspriichen nach § 93 SGB XlI (durch Uberleitung)
B gesetzlicher Ubergang von Anspriichen gegeniiber Unterhalts-
pflichtigen nach § 94 SGB XI|

B gesetzliche Erstattungsanspriiche nach 88§ 102 ff. SGB X, Kosten-
ersatz bei Doppelleistungen nach § 105 SGB XIlI, Feststellung von
Sozialleistungen nach § 95 SGB XIllI, Vorrang der Erstattungsanspri-
che nach § 113 SGB XII

B gesetzlicher Ubergang von Anspriichen gegeniiber Arbeitgebern
nach § 115 SGB X

B gesetzlicher Ubergang von Anspriichen gegeniiber Schadigern
nach 8§ 116 SGB X, Anwendung von § 114 SGB XII bei den o0.g.

B Kostenersatz durch Erben, bei schuldhaftem Verhalten und zu
Unrecht erbrachter Leistungen - 8§ 102, 103 u. 104 SGB XII

B Kostenerstattung zwischen den Tragern der Sozialhilfe - §8 106 ff.
SGB Xl (sowie landesrechtliche Regelungen) u. generelle Regelun-
gen nach dem SGB X

B sonstige Ersatzpflichten, Kostenbeitragspflichten - § 19 Abs. 5
SGB XII, 8§ 25 SGB XIlI, 8§ 27 Abs. 3 SGB XII

B allgemeine Grundsatze des Sozialverwaltungsverfahrens sowie
des sozialen Widerspruchsverfahrens

B Erlass von Verwaltungsakten, Anforderungen an formell rechtmé-
Rige Verwaltungsakte, Rechtsfolgen von Verfahrensfehlern, Heilung
von Verfahrensfehlern

B Aufhebung von Verwaltungsakten (88 44 ff. SGB X)

B Erstattung von zu Unrecht erbrachten Sozialleistungen

B Widerspruch, Widerspruchsverfahren, Mitwirkung des Wider-
spruchs, § 86 SGG
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B Mitwirkungspflichten im Sozialrecht und Rechtsfolgen einer Verlet-
zung

B Rechtswegeréffnung, Instanzenzug, Besetzung der Sozialgerichts-
barkeit etc.

B Klagearten, Wirkung der Klageerhebung, § 96 SGG

B einstweiliger Rechtsschutz

B wichtige Prozessgrundsatze

Literatur — Gunkel/Westerhelweg/Grosse/Wellemeyer: SGB Il und SGB XII fur
Studium und Praxis.
— Miuinder u. a.: Sozialgesetzbuch XlI, Sozialhilfe. Lehr- und Praxis-
kommentar LPK.
— Fichte; Plagemann; Waschull: Sozialverwaltungsverfahrensrecht.
Lehrform Lehrgesprach, Ubungen, Gruppenarbeit, Begleitetes Lernen
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Moderation einer Sitzung oder Referat)
SWS 3 SWS Préasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

Serviceleistungen als Aufgabe des Sozialamtes bzw. des
Jobcenters

Modulnummer

RESI R10

Lernziele

Die Studierenden sollen
B Hilfen bei der Verhinderung von Obdachlosigkeit geben kénnen,

B mit den Vermietern bzw. deren Rechtsvertretern verhandeln kon-
nen,

B den Ablauf einer RAumungsklage erkennen und entsprechend dem
Fortlauf des gerichtlichen Verfahrens reagieren kénnen,

B den Kunden die Rechtsmaterie verstandlich erlautern und bei
angemessener Reaktion die Obdachlosigkeit verhindern.

B Sofern dies nicht mdglich ist, sollen sie

B andere Alternativen mit den Kunden besprechen und erarbeiten

B in der Lage sein, den Kunden ihre durch Vertrag eingegangene
Bindung zu erlautern und Wege aufzuzeigen, um Rechte aus Vertra-
gen geltend zu machen,

B offentlichrechtliche und privatrechtliche Darlehensvertradge kennen,
B Vollstreckung bei Zahlungsverzug im Rahmen der Rickforderung
der Darlehensbetrage kennen,

B die elementaren Lebensbedurfnisse der ratsuchenden Kunden und
ihrer Angehorigen (Unterkunfts- und Lebenshaltungskosten) erkennen
und prifen kénnen und

B das Selbsthilfepotential der Kunden wecken und fir eine eigen-
sténdige Schuldenregulierung motivieren.

Inhalte

B Mietrecht — Arten von Mietvertragen
B Beendigung von Mietverhaltnissen

B Raumungsklage und Zwangsvollstreckung bei Mietriickstanden
oder ruhestérendem Verhalten bzw. bei Eigenbedarfskiindigung

B Raumungsaufschub

B Wann kommt ein Vertrag zustande, wann ist er nichtig?

B Kredit- und Darlehensvertrage

B Gewahrleistung im Kauf- und Werkvertragsrecht

B |nsolvenzrecht (Beratung und Information) sowie Verbraucherin-
solvenzverfahren und Restschuldbefreiung

B Vollstreckung/Berechnung der Pfandungsfreigrenze bei tiberschul-
deten Kunden

Literatur

— Brihl/Fasselt/Frings/Kessler, Handbuch Sozialrechtsberatung
— Gottwald, Insolvenzrechtshandbuch

— Lackmann, Zwangsvollstreckungsrecht

— Medicus, Birgerliches Recht

— Schmidt/Futterer, Mietrechtskommentar

— Sternel, Mietrecht

Lehrform

Lehrgesprach, Ubungen, Gruppenarbeit, Begleitetes Lernen

Semester

5. Semester

Vorkenntnisse

Grundkenntnisse im Privatrecht sowie im SGB Il und XII

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



Prifungsform B Prasentation (Referat)

SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Privatrecht fur Sozialleistungstrager. Anwendungsbezoge-
nes Zivilrecht fur die Praxis

Modulnummer

RESI R11

Lernziele

Die Studierenden sollen

B den Nachrang in der Sozialhilfe verstehen und mit Hilfe der richti-
gen Rechtsinstitute wieder herstellen kénnen,

B z. B. einen Darlehensvertrag erstellen und auch kiindigen kdénnen
(die zivilrechtliche Geltendmachung, Bezifferung, Klageerhebung und
Vollstreckung kennen),

B dadurch, dass ihnen die richtigen Rechtsinstitute bekannt sind,
auch fur Rechtssicherheit in den Verwaltungen sorgen,

B grundlegende Kenntnisse in diesem Bereich erwerben, denn diese
fuhren zu mehr Verstandnis bei den Kunden der Verwaltungen. Die-
sen wird transparenter, woraus eventuelle Erstattungsanspriiche
resultieren.

Inhalte

B Wiederherstellung des Nachrangs nach dem SGB Il und SGB XII
durch Durchsetzung zivilrechtlicher Anspriiche

Gemal den 88 93, 94 SGB XllI, 33 SGB Il gehen privatrechtliche
Anspriiche, welche die leistungsberechtigte Person, ihr nicht getrennt
lebender Ehegatte oder Lebenspartner oder auch die Eltern haben,
per Gesetz auf den Leistungstrager Uber bzw. sind fir den Leistungs-
trager Uberleitbar. Diese Anspriche sind im Zivilrechtsweg geltend zu
machen. Dies stellt haufig flr die damit betrauten Sachbearbeiter in
der Praxis eine Herausforderung dar.

Die Voraussetzungen der privatrechtlichen Anspriiche, aber auch die
Besonderheiten des Zivilprozesses werden im Rahmen dieser Veran-
staltung verdeutlicht. Zu den Themen zahlen unter anderen:

B Der Ruckforderungsanspruch des verarmten Schenkers aus

§ 528 BGB

B Darlehensvertrage, Falligkeit und Durchsetzung des Ruck-
zahlungsanspriche

B Anspriche aus Lebensversicherungen

B NielR3brauchrechte

B Unentgeltliche lebenslange Wohnrechte (grundbuchrechtlich gesi-
chert und schuldrechtlich)

B Altenteilsrechte nach Art. 96 EGBGB

B Unterhaltsanspriiche (zivilrechtliche Berechnung und Geltend-
machung)

B Sicherungshypotheken

B Titelumschreibung

B Beweislast im Zivilverfahren

B Zivilrechtlicher Auskunftsanspruch

B Stufenklage

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV




Literatur

— Ehinger/Grische, Handbuch Unterhaltsrecht

— Minder: Sozialgesetzbuch Il (Lehr- und Praxiskommentar)

— Minder u. a.: Sozialgesetzbuch XlI (Lehr- und Praxiskommentar)
— Schwab/Pritting/Lent, Sachenrecht

— Zbller, Kommentar zur ZPO

Lehrform

Lehrgespréch, Vortrag, Gruppenarbeit, Begleitetes Lernen

Semester

5. Semester

Vorkenntnisse

Grundkenntnisse in Sozialer Sicherung (SGB I; 1I; X; XIl) und im Pri-
vatrecht (BGB AT, Schuldrecht AT, Schuldrecht BT)

Prifungsform B Prasentation (Referat)

SWS 3 SWS Préasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Préasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Das Erbrecht nach dem BGB im Zusammenhang mit der
Kostenerstattung durch Erben nach dem SGB XII

Modulnummer

RESI R12

Lernziele Die Studierenden sollen
B in der Lage sein, Erben ermitteln zu kénnen,
B ggf. eine Kostenerstattung gegentiber den Erben geltend machen
konnen.
Inhalte B Wer ist zustéandig fur die Bezahlung der Bestattungskosten?
B Ausschlagung der Erbschaft — wie geht man mit der Kostenerstat-
tung um?
B |st der Erbe fur die Zahlung der Miete zustandig?
B Kindigung der Wohnung bei Sterbefallen. Wer darf die Wohnung
weiternutzen?
B Aufgabe des Nachlassgerichts und des Nachlasspflegers
Literatur — Brox/Walker: Erbrecht
— Corell/Mutter: Beck’sches Formularbuch Erbrecht
— Schllter/Bartholomeyczik: Erbrecht
Lehrform Lehrgespréach, Vortrag, Gruppenarbeit, Begleitetes Lernen
Semester 5. Semester
Vorkenntnisse Grundkenntnisse im Privatrecht und SGB XII
Prifungsform B Prasentation (Referat)
SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

Privatrecht aktuell und speziell

Modulnummer

RESI R13

Lernziele Die Studierenden sollen
B die Grundlagenkenntnisse im Privatrecht vertiefen,
B aktuelle Probleme des Privatrechts kennenlernen und analysieren
koénnen.
Inhalte Themen
B aktuelle Grundlagenentscheidungen (und ggf. neue Rechtsgrund-
lagen) zum Privatrecht
B ausgewahlte Sachgebiete
Literatur — Medicus, Birgerliches Recht
— weitere Lehrbiicher je nach Sachgebiet
— Herberger u. a., juris Praxiskommentar BGB
— Minchener Kommentar zum BGB
— Palandt, Burgerliches Gesetzbuch, Kommentar
Lehrform Lehrgesprach, Vortrag, Gruppenarbeit, Begleitetes Lernen, Ubungen,
Exkursion
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Referat oder Moderation einer Sitzung)
SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

Dienstrecht aktuell und speziell

Modulnummer

RESI R14

Lernziele Die Studierenden sollen
B die Grundlagenkenntnisse der Personalarbeit vertiefen,
B aktuelle Probleme des Dienstrechts kennenlernen und analysieren
koénnen.
Inhalte B aktuelle Grundlagenentscheidungen und neue Rechtsgrundlagen
zum Beamten- und Arbeitsrecht
B Reformbestrebungen und Gesetzentwirfe im offentlichen Dienst-
recht
B ausgewahlte Sachgebiete
Literatur — Groeger: Arbeitsrecht im offentlichen Dienst
— Metzler/Miller u. a.: Hessisches Beamtenrecht — Beamtenstatus-
gesetz, Hessisches Beamtengesetz, Hessische Laufbahnverord-
nung — Loseblattkommentar
— Mdller-Glége u. a.: Erfurter Kommentar
— V. Roetteken: HBR — Hessisches Bedienstetenrecht, Loseblatt-
kommentar
— Wichmann/Langer: Offentliches Dienstrecht
Lehrform Lehrgesprach, Vortrag, Gruppenarbeit, Begleitetes Lernen, Ubungen,
Exkursion
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Referat oder Moderation einer Sitzung)
SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Préasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Wahlpflichtbereich Soziales, Okonomie, Politik und Verwaltungsinformatik SOPI

Modulname Soziales, Okonomie, Politik und
Verwaltungsinformatik
Modultyp Wahlpflichtmodul

Modulnummer

WPM SOPI

Verantwortlich

Dr. Richard Merker

Inhalte

B Es sind vier Teilmodule aus dem Angebot fir den Wabhlpflichtbe-
reich zu wahlen. In diesem Wabhlpflichtbereich werden Problemstellun-
gen verschiedenen Gesellschaftszusammenhangen aufgegriffen.
Diese sind im Schwerpunkt den Bereichen Sozialwissenschaften Be-
triebs-, Volks- und Finanzwirtschaft, Politik und Verwaltungsinformatik
zugeordnet. Es stehen u. a. Veranderungen im Verhaltnis von Blrger
und Verwaltung im Blickfeld, aber auch verwaltungsspezifische Prob-
lemfelder.

B Die Inhalte und Veranstaltungen des Wahlpflichtbereichs werden
von Studienjahr zu Studienjahr den aktuellen Entwicklungen sowie
dem seitens der Verwaltungspraxis artikulierten Kompetenzbedarf
angepasst.

B Das Programm fir das aktuelle Studienjahr wird spatestens einen
Monat vor dem Ende des vorhergehenden Studienjahres durch die in
diesem Wahlpflichtbereich Lehrenden festgelegt und den Studierenden
zur Auswabhl gestellt.

Teilmodule S

B Konfliktmanagement

Umgang mit schwieriger Kundschaft
Fallmanagement
Migrationsgesellschaft

Teilmodule O

Wirtschaftliche Betatigung

Managementinstrumente und -methoden

Ausgewahlte Probleme der Einnahmenwirtschaft

Grundlagen des Marketings

Grundlagen der Finanzierung — in 6ffentlichen Verwaltungen
Doppik und alles wird besser? Erfahrungen in der Umsetzung
Das kommunale Rechnungs- und Steuerungssystem in der prakti-
schen Erprobung

B Schuldenbremse und Verschuldungsgrenze — hat dies Auswirkun-
gen auf das Rechnungswesen?

B Sind alle MalRBnahmen im Haushaltskonsolidierungskonzept auch
betriebswirtschaftlich sinnvoll?

B Harmonisierung im kommunalen Haushaltsrecht
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Teilmodule P

B Kommunale Verwaltung/Kommunalpolitik
B Zukunftsfragen des politischen Systems in der Bundesrepublik
Deutschland

Teilmodule | B E-Government
B Grundlagen der Verwaltungsinformatik
Semester 5. Semester

Erforderliche
Vorkenntnisse

Erfolgreicher Besuch der Pflichtmodule im Studienbereich Methoden,
Okonomisches Handeln und Rahmenbedingungen der 6ffentlichen
Verwaltung

Prifungsform B Teilmodulprifungen. Diese kénnen von Veranstaltung zu Veranstal-
tung differieren.
SWS 4 Teilmodule mit jeweils 3 SWS = 12 SWS, davon

Kontaktstudium

9 Wochen 12 SWS Prasenz
+ 2 Wochen 12 SWS begleitetes Studium

Prasenz Pro Teilmodul 27 LVS = 20 Stunden

= 4 Teilmodule 108 LVS = 80 Stunden
Begleitetes Pro Teilmodul 6 LVS = 5 Stunden
Studium = 4 Teilmodule 24 LVS = 18 Stunden
Workload 168 Stunden (80/18/70)
Credits 6,0C

Teil 2 — Module und Teilmodule HfPV



Teilmodul

Konfliktmanagement

Modulnummer

SOPI SO1

Lernziele Die Studierenden sollen
B Konflikte erkennen und einschéatzen kénnen,

B Effektive Konfliktldsungstechniken kennen und einsetzen lernen,
B Konfliktgesprache flhren kénnen,

B auf Konfliktverhalten des Gegenliber angemessen reagieren und
B ihr personliches Konfliktverhalten analysieren kénnen.

Inhalte Wo Menschen in Organisationen zusammenkommen, gibt es ver-
schiedene Meinungen und Interessen, verschiedene Personlichkeiten,
die aufeinandertreffen und in der Folge auch Konflikte — egal in wel-
chem beruflichen Handlungszusammenhang agiert wird. In Konflikten
reagieren Menschen meist intuitiv. Konflikte entstehen oft bei kleinen
Dingen und kénnen zu einem grof3en Konflikt heranwachsen. Erst
eine umfassende Beschéftigung mit dem Thema ermdglicht es uns,
mit Konflikten — konstruktiv — umgehen zu kénnen. Inhaltliche
Schwerpunkte des Teilmoduls:

B Konfliktsymptome

B Konfliktarten und -ursachen

B die intuitiven Konfliktldsungen

B Konflikteskalation

B Vorbeugung und Deeskalation

B Phasen konstruktiver Konfliktldsung

B Gewinner-Gewinner-Strategie

B das Konfliktgesprach/Phasen

Anhand von Ubungen und Fallbeispielen/eigenen Beispielen (Konflikte
unter Kollegen, Konflikte im Team, Konflikte zwischen Verwaltung und
Birgerinnen und Biirger) bearbeiten die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer Konfliktsituationen im beruflichen Zusammenhang und su-
chen geeignete Losungen.

Literatur — Berkel: Konflikttraining. Konflikte verstehen, analysieren, bewalti-

gen
— Mahimann: Konflikte managen

Lehrform Lehrgespréach, Gruppendiskussion, Partnerarbeit, Gruppenarbeit

Semester 5. Semester

Prufungsform B Prasentation (Analyse eines Konfliktfalles, schriftliche Ausarbeitung
und Vortrag)

SWS 3 SWS Préasenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz 27 LVS = 20 Stunden

pegitetes 6 LVS = 5 Stunden

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Umgang mit schwieriger Kundschaft im Jobcenter

Modulnummer

SOPI S02

Lernziele Die Studierenden sollen
B schwierige Kommunikationssituationen analysieren,
B schwierige Kundinnen und Kunden erkennen und verstehen,
B Techniken anwenden, die schwierige Kommunikationssituationen
wirksam und positiv beeinflussen,
B optimal auf schwierige Kommunikations- und Verhaltensmuster
von Kundinnen und Kunden reagieren,
B personliche Strategien entwickeln fiir den Umgang mit Problem-
personen,
B mit aggressiver Kundschaft angemessen umgehen,
B eskalierende Situationen erkennen und rechtzeitig stoppen kon-
nen.

Inhalte Die Arbeitssituation mit direktem Kundenkontakt ist teilweise durch
schwierige Kommunikationssituationen gekennzeichnet. In den letzten
Jahren mehren sich Vorfalle in Jobcentern mit schwieriger, aggressi-
ver oder sogar gewalttatiger Kundschaft, auf die die Verwaltung mit
Sicherheitsmalinahmen und die Sachbearbeiter/innen reagieren
kénnen mussen. Die Verhaltensmuster schwieriger Kundinnen und
Kunden lassen sich durchschauen und erklaren. Kommunikative
Kompetenzen und Techniken der Deeskalation helfen, damit schwie-
rige Situationen fur alle Seiten entspannter verlaufen. Das Projekt
»Arbeitsbelastungen und Bedrohungen in Arbeitsgemeinschaften nach
Hartz IV* (abba) und folgende Untersuchungen sind Gegenstand der
Betrachtung werden. Inhaltliche Schwerpunkte:
B Verhalten in aggressiven Situationen
B Wortwahl, Stimme, Korperhaltung, Gestik und Mimik
B Was kann ich tun, damit schwierige Personen zu positiven Kom-
munikationspartnern werden?

Literatur — Projekt abba, Arbeitsbelastungen und Bedrohungen in Arbeits-

gemeinschaften nach Hartz IV

Lehrform Analyse von Problemsituationen, Ubungen; Auswertung Projekte

Semester 5. Semester

Prifungsform B Mindliche Prifung: Gruppendiskussion (Fallstudie)

SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Fallmanagement

Modulnummer

SOPI S03

Lernziele Die Studierenden sollen
B verschiedene Organisationsstrukturen fur Fallmanagement
(SGB II) kennen und beurteilen,

B SGB Il anwenden ,
B Schlisselqualifikationen im Umgang mit Klienten weiterentwickeln,
B Auswirkungen der Hartz IV-Reform einordnen kénnen.

Inhalte ,Bedurftigkeit von Menschen vorbeugen oder vermeiden, verkirzen
bzw. beenden erfordert neue und vielfaltige Kompetenzen. Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in sozialen Bereichen sollen Falle so steuern
konnen, dass Menschen ihr Leben wieder selbstverantwortlich fiihren
und in die Erwerbstéatigkeit eingegliedert werden. Mit diesen komple-
xen Anforderungen sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in sozialen
Bereichen konfrontiert.

B Fallmanagement/ ,Case-Management” — Begriff und Ziele

B Organisationsaufbau und —strukturen, Berichte aus der Praxis

B Schlusselqualifikationen fir das Fallmanagement: Aspekte der

Beratung, Diagnose, Hilfeplanung und Leistungssteuerung

B [eistungsgewéahrung und Sanktionen

Literatur — Deutscher Verein fur offentliche und private Firsorge: Qualitats-

standards fur das Fallmanagement

— Reis/Freyberg/Kinstler/Wende: Case Management in Theorie und
Praxis. Schriftenreihe ,initiativin NRW* des MWA des Landes
Nordrhein-Westfalen

— Wendt: Case Management im Sozial- und Gesundheitswesen.
Eine Einflhrung

Lehrform Lehrgespréach, Prasentationen, Gruppenarbeit

Semester 5. Semester

Prifungsform B Prasentation (Impulsreferat und Moderation einer Sitzung)

SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Préasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul Migrationsgesellschaft

Modulnummer SOPI S04

Lernziele Die Studierenden sollen
B sich Sachwissen Uber Ursachen von Migration in der Neuzeit an-
eignen,
B Kenntnisse erlangen Uber Chancen und Probleme, die Zuwande-
rung mit sich bringt,
B Migrationspolitik und deren gesellschaftliche Auswirkungen reflek-
tieren kénnen,
B anhand von Sachwissen eigene Sichtweisen und Standpunkte auf
den Prifstand stellen kénnen

Inhalte Die Lehrveranstaltung beschéftigt sich zunachst mit Migration als ein
globales Phanomen, sodann wird der Blick auf Deutschland gerichtet
und auf die Zeit ab der Anwerbephase von Arbeitsmigranten fokus-
siert.
Was waren die Ursachen dafur? Welche Chancen und Probleme
ergeben sich aus der Tatsache, dass Deutschland sich zu einer multi-
ethnischen und multireligidsen Gesellschaft entwickelt hat? Was sind
Ursachen der Konflikte zwischen der autochtonen und allochthonen
Bevolkerung?
Die aktuellen politischen Debatten werden anhand zentraler Themen
betrachtet - wie etwa Integration und Integrationsverweigerung, Leit-
kultur, nationale ldentitat, Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Islamo-
phobie, demographischer Wandel und Fachkraftemangel.
Anhand exemplarischer Beispiele wird auch danach geschaut, wie
andere Lander sich den Herausforderungen der Einwanderung stel-
len.

Literatur

Lehrform Interaktive Lehrveranstaltung mit multimedialen Inputs (literarische
Texte, Filme, Audios, zeitgeschichtliche Dokumente), Vortragen,
Diskussionen und Gruppenarbeit

Semester 5. Semester

Prifungsform B Prasentation (Referat)

SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Wirtschaftliche Betatigung

Modulnummer

SOPI 001

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B die Grenzen und Mdglichkeiten der wirtschaftlichen Betatigung
anhand von gesetzlichen Grundlagen und Praxisbeispielen vertiefen,
B Grinde, die fur die Wahl einer Rechts-/Organisationsform aus-
schlaggebend sind, diskutieren und bewerten.

Inhalte B Sondervermégen (8 115 HGO)
B Eigenbetriebs- und Landesbetriebsrecht
B Beteiligungen
B Gesellschaftsrecht
Literatur — Cronauge: Kommunale Unternehmen
— Eickmeyer; Bissinger: Kommunales Management
— Radl/Partner: Kommunale Unternehmer im Fokus
— Bals/Hack/Reichard: Grundlagen des kommunalen Beteiligungs-
managements
Lehrform Lehrgespréch, Gruppenarbeit, Prasentation, Exkursion
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Referat)
SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

Managementinstrumente und -methoden

Modulnummer

SOPI 002

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B verschiedene Ebenen des Managements sowie Arten von Mana-
gementscheidungen kennenlernen,

B Probleme des Managements analysieren kénnen,

B [nstrumente und Methoden des Managements verstehen und auf
den jeweiligen ,Problembereich® (Kreativitatsférderung, Situationsana-
lyse, Entscheidungsfindung) anwenden kdnnen,

B Grenzen der Instrumente verstehen und

B Erkenntnisse des Managmentinstrumentariums fir ¢ffentliche
Institutionen nutzen kénnen.

Inhalte

B begriffliche und theoretische Grundlagen des Managements
Instrumente zur Analyse interner Organisationsressourcen
Instrumente zur Analyse der Organisationsumwelt
Kreativitatstechniken

Instrumente und Methoden der Planung
Entscheidungstechniken

Literatur

— Franke/Zerres/: Planungstechniken

— Kerth/Pitmann: Die besten Strategietools in der Praxis
— Schlicksupp: Innovation, Kreativitdt und ldeenfindung
— Simon: Managementtechniken

Lehrform

Lehrgesprach, Vortrag, Prasentationen, Ubungen, Gruppenarbeiten

Lehrmaterialien

Studienhefte, die die Lehrinhalte beschreiben, mit Fragen und Aufga-
benstellungen, Fallstudien mit Ubungen

Semester 5. Semester

Prifungsform B Prasentation (Referat oder Moderation einer Sitzung)
SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Ausgewahlte Probleme der Einnahmenwirtschaft

Modulnummer

SOPI 003

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen die Einnahmebeschaffungsmoglichkeiten
sowie die sich daraus unter Umstanden ergebenden Probleme erken-
nen und bewerten kdnnen.

Insbesondere sollen hier die Grundlagen der Einnahmenwirtschaft
anhand von praktischen Fallen vertieft und gefestigt werden.

Inhalte B Gebuhrenkalkulation / GeblUhrenausgleichsricklage
B Moglichkeiten und Grenzen der Beitragsfinanzierung
B Veranderung von Forderungen
B Zuweisungen nach dem Finanzausgleichsgesetz (z. B. kostende-
ckende Schulumlage u. a.)

Literatur — Rosch,: Kommentar zum Kommunalen Abgabengesetz
— Gawel: Die kommunalen Gebihren
— Schumacher: Rechtsfragen der sozialen Bemessung von kommu-

nalen Gebuhren

— Biwald: Kalkulation von Gebihren und Entgelten
— Kasper: Kommunale Steuern

Lehrform Lehrgespréch, Gruppenarbeit, Prasentation

Semester 5. Semester

Prifungsform Prasentation (Referat)

SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Préasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Grundlagen des Marketings

Modulnummer

SOPI 004

Lernziele Die Studierenden sollen
B Ziel und Aufgaben des Marketings kennenlernen,
B das Verhalten und die Winsche der Kunden zu analysieren kon-
nen,
B das Verhalten auf Markten verstehen konnen,
B Instrumente des Marketing-Mixes und ihre Wirkungsweisen ken-
nen,
B Besonderheiten des Dienstleistungsmarketings verstehen und
B Erkenntnisse des Marketings fur 6ffentliche Institutionen nutzen
kénnen.
Inhalte B begriffliche und theoretische Grundlagen des Marketings
B Instrumente zur Situationsanalyse im Marketing
B Ziele und Strategien des Marketings
B ausgewahlte Marketing-Instrumente
B Besonderheiten des Dienstleistungsmarketings
B Besonderheiten des Marketings 6ffentlicher Institutionen
Literatur — Esch/Herrmann/Sattler: Marketing
— Hohn: Marketing-Management fiir den 6ffentlichen Sektor
— Konken: Stadtmarketing
Lehrform Lehrgesprach, Vortrag, Prasentationen, Ubungen, Gruppenarbeiten
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Referat oder Moderation einer Sitzung)
SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Préasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

Grundlagen der Finanzierung — in 6ffentlichen Verwaltun-
gen

Modulnummer

SOPI 005

Lernziele Die Studierenden sollen
B Ziel und Aufgaben der Finanzierung kennenlernen,
B das Verhaltnis zwischen Passiv- (Finanzierung) und Aktivseite
(Kapitalbindung) 6ffentlicher Bilanzen beurteilen kénnen,
B Ergiebigkeit und Beeinflussbarkeit von 6ffentlichen Steuern- und
Gebuhreneinnahmen (Eigenkapital) skizzieren,
B die Bestimmungsgrof3en von Kreditméarkten (Fremdkapital) kennen,
B Vor- und Nachteile der Fremdfinanzierungsformen der 6ffentlichen
Hand beurteilen,
B Kreditwurdigkeit und Sicherungsmethoden fir 6ffentliches Fremd-
kapital kennen.
Inhalte B Begriffe, Formen und Ziele der Finanzierung
B Aufen- und Innenfinanzierung bzw. Eigen-, Fremd- und Selbst-
finanzierung
B Moglichkeiten der Eigenfinanzierung
B Formen der Fremdfinanzierung (insbesondere Schuldschein-
darlehen und Rentenwerte sowie Leasing, sale-and-lease-back und
Factoring)
B Kreditwirdigkeit und Rating
B Derivate, Futures, Optionen
Literatur — Daumler: Betriebliche Finanzwirtschaft
— Kirchhoff u. a.: Finanzierungsmodell kommunaler Investitionen
— Olfert/Reichel: Finanzierung. Ludwigshafen
Lehrform Lehrgesprach, Vortrag, Prasentationen, Ubungen, Gruppenarbeiten
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Referat oder Moderation einer Sitzung)
SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul Doppik und alles wird besser?

Erfahrungen in der Umsetzung

Modulnummer SOPI 006

Kompetenzziele Die Studierenden sollen

B die aktuellen Veranderungen im Rechnungswesen beschreiben,
B einen aktiven Beitrag zur Umstellung des Rechnungswesens leis-
ten.

Inhalte B Veranderungen der Rechtslage beim Ubergang von Kameralistik
zu Doppik

Veranderungen des Rechnungsstoffs

Produkte als Steuerungselemente

Veranderungen der Softwaresysteme

Veranderungen der Arbeitsweisen

Veranderung der Erkenntnisse

Veranderung der Kopfe?

Literatur — Hafner: Doppelte Buchfiihrung fur Kommunen nach dem NKF
— Fudalla/zur Muhlen/Wste: Doppelte Buchfiihrung in der Kommu-
nalverwaltung - Basiswissen fur das ,Neue Kommunale Finanzma-
nagement* (NKF)
— Bennemann/Daneke u. a.;: Kommentar zur HGO, insbesondere
zum Gemeindewirtschaftsrecht (§ 92 ff)
— Neues Kommunales Rechnungs- und Steuerungssystem - Ab-
schlussdokumentation der Projektkommunen
— Marettek/Dérschell/Hellenbrand: Kommunales Vermdgen richtig
bewerten
Lehrform Lehrgespréach, Referate, Exkursion
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Moderation einer Sitzung oder Referat)
SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Préasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

Das kommunale Rechnungs- und Steuerungssystem in der
praktischen Erprobung

Modulnummer

SOPI 007

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B die erworbenen Basics des Rechnungs- und Steuerungssystems
vertiefen und

B auf aktuelle Probleme der Praxis anwenden.

Inhalte B ausgewahlte Probleme bei der Bewertung von Vermdgen und
Schulden in der Vermdgensrechnung
B ausgewahlte Probleme bei der Veranschlagung und Buchung von
Geschéftsvorféllen
B ausgewahlte Probleme bei den Jahresabschlussarbeiten
Literatur — Abschlussdokumentation der Projektkommunen der Transferebene
Hessen: Neues Kommunales Rechnungs- und Steuerungssystem.
Doppik Hessen
— Brixner/Harms/Noe: Verwaltungskontenrahmen
— Fudalla u. a.: Bilanzierung und Jahresabschluss in der Kommunal-
verwaltung
— Fudalla u. a.: Doppelte Buchfihrung in der Kommunalverwaltung
— Schmolke/Deitermann. Kaufménnisches Rechnungswesen
Lehrform Lehrgesprach, Gruppenarbeit, Ubungen, Prasentation
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Moderation einer Sitzung oder Referat)
SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Préasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016

103



Teilmodul

Schuldenbremse und Verschuldungsgrenze — haben diese
Auswirkungen auf das Rechnungswesen?

Modulnummer

SOPI 008

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B den Zusammenhang von gesetzlichen/verfassungsrechtlichen
Anderungen und deren Auswirkungen auf das Rechnungswesen
erkennen,

B die Auswirkungen und deren Folgen beschreiben.

Inhalte B Veranderungen der Rechtslage
B Auswirkungen auf das externe Rechnungswesen und die mittelfris-
tige Ergebnis- und Finanzplanung
B Wird hierdurch die intergenerative Gerechtigkeit gewahrleistet?
B Gibt es alternative Finanzierungsquellen?

Literatur Aktuelle Veroffentlichungen des Instituts fur Wirtschaftsforschung (ifo)
und anderer Forschungseinrichtungen

Lehrform Lehrgespréach, Referate, Exkursion

Semester 5. Semester

Prifungsform B Prasentation (Moderation einer Sitzung)

SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Sind alle MaBhahmen im Haushaltskonsolidierungskonzept
auch betriebswirtschaftlich sinnvoll?

Modulnummer

SOPI 009

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen
B Haushaltskonsolidierungsmafinahmen erkennen und beschreiben,

B bewerten, wann eine KonsolidierungsmaRhahme auch betriebs-
wirtschatftlich sinnvoll ist.

Inhalte B Formelle und materielle Anforderungen an ein Haushaltskonsoli-
dierungskonzept
B Klassische HaushaltskonsolidierungsmalRhahmen
B Anwendung betriebswirtschaftlicher Techniken
Literatur
Lehrform Lehrgespréach, Referate, Exkursion
Semester 5. Semester
Prifungsform B Préasentation (Moderation einer Sitzung oder Referat)
SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

Harmonisierung im kommunalen Haushaltsrecht

Modulnummer

SOPI 010

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen
B die Unterschiede im kommunalen Haushaltsrecht zwischen den
Bundesléndern erkennen,

B die Auswirkungen der unterschiedlichen Rechtsgrundlagen auf die
kommunale Rechnungslegung beschreiben.

Inhalte B |anderubergreifender Vergleich der Gemeindeordnungen und
Darstellung von landerspezifischen Besonderheiten
B Verdeutlichung der Unterschiede anhand praktischer Beispiele auf
die kommunale Rechnungslegung
B Moglichkeiten und Vorteile eines harmonisierten Rechnungswe-
sens

Literatur Aktuelle Veroffentlichungen
— des deutschen Forschungsinstituts fur 6ffentliche Verwaltung in

Speyer
— der Kommunale Gemeinschaftsstelle fur Verwaltungsmanagement
(KGSt)

Lehrform Lehrgespréach, Referate, Exkursion

Semester 5. Semester

Prifungsform B Prasentation (Moderation einer Sitzung oder Referat)

SWS 3 SWS Présenz (9 Wochen)

Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz 27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden

Studium

Workload 42 Stunden (20/5/17)

Credits 15C
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Teilmodul

Kommunale Verwaltung/Kommunalpolitik

Modulnummer

SOPI PO1

Lernziele Die Studierenden sollen
B Stellung der Kommunen im foderativen System erfassen
B Bezlige von kommunaler Verwaltung zur Kommunalpolitik
erkennen
B Moglichkeiten und Akteure der Kommunalpolitik erfassen
B Entscheidungsprozesse kennen
B Felder und Instrumente der Kommunalpolitik sehen
Inhalte B Stellung der Kommunen im staatlichen System
B Entscheidungsfindung
B Einflisse auf kommunale Entscheidungen
B Stellung politischer Wahlbeamten
B Willensbildung und Arbeit in den Organen
B Politikfelder auf kommunaler Ebene
B Parteiarbeit auf kommunaler Ebene
Literatur — Birkenfeld: Kommunalrecht Hessen
— Rudzio: Das politische System der BRD
— Hesse/Ellwein: Das Regierungssystem der BRD
Lehrform Lehrgespréach, Vortrage, Planspiele
Semester 5. Semester
Prifungsform B Prasentation (Referat oder Moderation einer Sitzung)
SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Prasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

Zukunftsfragen des politischen Systems in der Bundes-
republik Deutschland

Modulnummer

SOPI P02

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen Zukunftsfragen des politischen Systems in
der Bundesrepublik Deutschland kennenlernen und analysieren.

Inhalte B ausgewahlte aktuelle Problemfelder des politischen Systems der
Bundesrepublik Deutschland
B Reformperspektiven aus der politischen und fachwissenschaftli-
chen Debatte
Literatur — Andersen/Woyke (Hrsg.): Handworterbuch des politischen Sys-
tems der Bundesrepublik Deutschland
— Beyme: Das politische System der Bundesrepublik Deutschland
— Gellner/Glatzmeier: Macht und Gegenmacht — Einfuihrung in die
Regierungslehre
— Hesse/Ellwein: Das Regierungssystem der Bundesrepublik
Deutschland
— Rudzio: Das politische System der Bundesrepublik Deutschland
— Schmidt: Das politische System Deutschlands
Lehrform Lehrgespréach, Begleitetes Lernen, Prasentationen, Gruppenarbeiten,
Ubungen
Semester 5. Semester
Prifungsform B Préasentation (Referat oder Moderation einer Sitzung)
SWS 3 SWS Prasenz (9 Wochen)
Kontaktstudium + 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)
Préasenz 27 LVS = 20 Stunden
Begleitetes 6 LVS = 5 Stunden
Studium
Workload 42 Stunden (20/5/17)
Credits 15C
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Teilmodul

E-Government

Modulnummer

SOPI 101

Lernziele

Die Studierenden sollen

B Bedingungen, Ziele und Problemstellungen des E-Government
benennen kénnen,

B E-Government Projekte und Vorhaben nach verschiedenen Krite-
rien klassifizieren kdnnen,

B die Dienstleistungsangebote der offentlichen Verwaltung im Inter-
net beurteilen kénnen,

B die wichtigsten Basistechnologien kennen,

B wichtige E-Government Initiativen und Vorhaben des Bundes und
des Landes Hessens kennen.

Inhalte

Ziele und Aufgaben des E-Government

Bedeutung von Internetressourcen in der Verwaltung
Dienstleistungstypen im Internet
IT-Leistungsbereitstellung: Basistechniken
IT-Leistungsbereitstellung: Software-Basissysteme

E-Government: Strategien des Landes Hessen sowie ausgewahlter
Kommunen und offentlicher Dienstleistungsbetriebe

B Ausgewahlte E-Government-Projekte: Optionen und Restriktionen
B Datensicherheit und Datenschutz

Literatur

— Aktuelle Strategien, Studien und Untersuchungen des Bundes und
des Landes Hessen

— Scheer u. a.: E-Government. Prozessoptimierung in der 6ffentli-
chen Verwaltung

— Mehlich: Electronic Government. Die elektronische Verwaltungsre-
form. Grundlagen — Entwicklungsstand — Zukunftsperspektiven

— Van Kempen/Hogrebe: Kommunales E-Government

— Wirtz (Hrsg.): E-Government

Lehrform

Lehrgespréch, Vortrag, Gruppenarbeit, Begleitetes Lernen

Semester

5. Semester

Prifungsform

B Prasentation (Moderation einer Sitzung oder Referat)

SWS
Kontaktstudium

3 SWS Présenz (9 Wochen)
+ 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz

27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes
Studium

6 LVS = 5 Stunden

Workload

42 Stunden (20/5/17)

Credits

15C
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Teilmodul

Grundlagen der Verwaltungsinformatik

Modulnummer

SOPI 102

Lernziele

Die Studierenden sollen

B die Begriffe System, Prozess und Modell erlautern und voneinan-
der abgrenzen,

B methodische Grundlagen der Modellierung erklaren und einen
Uberblick tiber Modellierungstechniken geben,

B wesentliche Einsatzbereiche der Modellierung in der 6ffentliochen
Verwaltung anhand von Beispielen darlegen,

B prozess- und objektorientierte Modellierungsansétze beschreiben
und ausgewahlte Anwendungsbereiche benennen,

B Ansatze und Anwendungsfelder eines EDV-basierten Prozessma-
nagements in der 6ffentlichen Verwaltung benennen und analysieren.

Inhalte

B Grundlagen und Gestaltungsfelder der Verwaltungsinformatik

B Objekt- und prozessorientierte Modellierung

B Grundlagen eines EDV-basierten Prozessmanagements in der
offentlichen Verwaltung (u.a. Organisation, Hard- und Softwaresyste-
me)

B Verwaltungsautomation durch automatisierte Prozesse und Kolla-
borationsplattformen (MOSS, Fachanwendungen,...)

B Geschéftsprozessoptimierung

B Nutzung von Dokumentenmanagementsystemen (bspw. ,papier-
loses Blro®)

B Internet, Online-Antragsverfahren, Apps — Optionen und Restriktio-
nen fur Burger und Verwaltung

Literatur

— Becker/Allgermissen/Falk: Prozessorientierte Verwaltungsmoderni-
sierung

— Behjat: Prozessmanagement in der Verwaltung

— Krallmann u.a.: Bausteine einer vernetzten Verwaltung

— Mollers/Méllers: Informatik in der Verwaltung

Lehrform

Lehrgespréach, Vortrag, Gruppenarbeit, Begleitetes Lernen

Semester

5. Semester

Prifungsform

B Prasentation (Moderation einer Sitzung oder Referat)

SWS
Kontaktstudium

3 SWS Prasenz (9 Wochen)
+ 3 SWS begleitetes Studium (2 Wochen)

Prasenz

27 LVS = 20 Stunden

Begleitetes
Studium

6 LVS = 5 Stunden

Workload

42 Stunden (20/5/17)

Credits

15C
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Wahlmodule

Wahlmodule zur Erganzung des Studienbereichs Methoden

Modulname Excel
Modultyp Wahlmodul
Modulnummer Wahl-Excel

Verantwortlich

Dr. Gabriele Schaa

Lernziele

Im WahIimodul sollen grundlegende Kenntnisse in Excel gelegt werden,
die fur eine professionelle Datenauswertung benétigt werden. Das
Wahlmodul wird in der zweiten Halfte des 1. Semesters durchgefiihrt.

Inhalte

Datenauswertung und -darstellung mit Excel

B absolute und relative Adressierung

B Funktionen: Wenn-Funktion, Verweis-Funktion, Zahlen-wenn-
Funktion, Datumsfunktionen

B Haufigkeitstabellen erstellen (Funktion Haufigkeit)

B Diagramme (welches fur welchen Zweck)

B Grundlagen und Konventionen von Excel-Datenlisten

B Ergebnisse in Pivot-Tabellen darstellen, Layout und Ergebnis-
darstellungen in Pivot-Tabellen variieren

B Detaildaten differenziert darstellen und anzeigen

B Datenveranderungen in Pivot-Tabellen aktualisieren

B Pivot-Tabellen-Ergebnisse sortieren

B Pivot-Tabellen in Pivot-Charts darstellen

B Einbinden von Excel-Tabellen und Diagramme in Word oder
Powerpoint

B Verbindungen zu den anderen Office-Programme
(Zwischenablage, Export, Import)

Semester

1. Semester/2. Halfte

Prifungsform

SWS
Kontaktstudium

4 SWS Prasenz (5 Wochen), insgesamt 20 SWS
bei Gruppen gro3er 15 Studierende auch in Teilgruppen

Prasenz

20 LVS = 15 Stunden
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Modulname

Angewandte Methoden der empirischen Sozialforschung

Modultyp

Wahimodul

Modulnummer

Wahl-Sozialforschung

Verantwortlich

Dr. Gabriele Schaa

Lernziele Wahlmodul fur Studierende, die im Rahmen ihrer Thesis eine qualitati-
ve oder quantitative Befragung planen

Inhalte B Empirische Fragestellungen formulieren und Hypothesen ableiten
B Qualitative und quantitative Datenerhebungstechniken unterschei-
den und anwenden kénnen (Befragung, Experteninterviews, Beobach-
tung, ...)
B Online-Befragungenen als Alternative zu Papier-Fragebogen ge-
zielt einsetzen
B Empirische Daten hypothesenkonform aufbereiten und auswerten
B Einfache statistische Verfahren in der empirischen Sozialforschung
auswahlen und durchfiihren
B Empirische Ergebnisse darstellen und interpretieren
B Unterschiedliche Datenquellen kombinieren und in Bezug auf die
Fragestellung(en) interpretieren

Semester 5. Semester

Prifungsform -

SWS . 4 SWS Prasenz im Januar/Februar (5 Wochen), insg. 20 SWS

Kontaktstudium

Prasenz 20 LVS = 15 Stunden
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Wahimodul AdA

Modulname

Ausbildung der Ausbilderinnen und Ausbilder (AdA)

Modultyp

Wahimodul

Modulnummer

Wahl-AdA

Verantwortlich

Teilmodule

B Planung und Vorbereitung der Ausbildung
(Handlungsfelder 1 und 2)

B Ausbildung durchfiihren und abschlieBen (Handlungsfelder 3 und 4)

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen berufs- und arbeitspddagogische Qualifikation
aufbauen, die sie als Ausbilderin oder Ausbilder in beruflichen Hand-
lungsfeldern der 6ffentlichen Verwaltung bendétigen.

Die Inhalte entsprechen den Handlungsfeldern der Ausbilder-
Eignungsverordnung vom 21. Januar 2009 (BGBI. | S. 88). Das Wahl-
modul baut auf Kenntnissen auf, die wahrend des Studiums in rechtli-
chen und psychologischen Teilmodulen erworben wurden; der Stun-
denansatz des Wahlmoduls berticksichtigt diese Vorkenntnisse.

Semester 5. und/oder 6. Semester (Praktikum 3 oder Praktikum 5)
Prifungsform Externe Prifung
B Schriftlicher Teil: Bearbeitung von fallbezogene Aufgaben aus allen
Handlungsfeldern nach 8 2 der Ausbildereignungsverordnung
(3 Stunden)
B Praktischer Teil: Prasentation oder praktische Durchflihrung einer
berufstypischen Ausbildungssituation und anschlie3endes Fachge-
sprach
SWS 4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium (7 Wochen)
Kontaktstudium 7 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium (7 Wochen)
Prasenz 77 LVS = 58 Stunden
Begleitetes 21 LVS = 16 Stunden
Studium
Workload 126 Stunden (58/16/52)
Credits 45C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016

113



Teilmodul Planung und Vorbereitung der Ausbildung

Modulnummer W-AdA 1

Lernziele B Die Ausbilderinnen und Ausbilder sind in der Lage (Handlungsfeld 1)
B die Vorteile und den Nutzen verwaltungsbetrieblicher Ausbildung
darstellen und begriinden zu kénnen,

B bei den Planungen und Entscheidungen hinsichtlich des Ausbil-
dungsbedarfs auf der Grundlage der rechtlichen, tarifvertraglichen und
verwaltungsbetrieblichen Rahmenbedingungen mitzuwirken,

B die Strukturen des Berufshildungssystems und seine Schnittstellen
darzustellen,

B Ausbildungsberufe fir den Verwaltungsbetrieb auszuwahlen und
dies zu begrinden,

B die Eignung des Verwaltungsbetriebes fir die Ausbildung in dem
angestrebten Ausbildungsberuf zu prifen sowie, ob und inwieweit
Ausbildungsinhalte durch MalRBnahmen auf3erhalb der Ausbildungs-
statte, insbesondere Ausbildung im Verbund, Uberbetriebliche und
aul3erbetriebliche Ausbildung, vermittelt werden kdénnen,

B die Mdglichkeiten des Einsatzes von auf die Berufsausbildung
vorbereitenden Maflnahmen einzuschétzen,

B im Verwaltungsbetrieb die Aufgaben der an der Ausbildung Mitwir-
kenden unter Berticksichtigung ihrer Funktionen und Qualifikationen
abzustimmen.

B Sie sind in der Lage (Handlungsfeld 2)

B auf der Grundlage einer Ausbildungsordnung einen Ausbildungs-
plan zu erstellen, der sich insbesondere an berufstypischen Arbeits-
und Geschéftsprozessen orientiert,

B die Moglichkeiten der Mitwirkung und Mitbestimmung der betriebli-
chen Interessenvertretungen in der Berufsbildung zu berucksichtigen,
B den Kooperationsbedarf zu ermitteln und sich inhaltlich sowie
organisatorisch mit den Kooperationspartnern, insbesondere der
Berufsschule, abzustimmen,

B Kriterien und Verfahren zur Auswahl von Auszubildenden auch
unter Berucksichtigung ihrer Verschiedenartigkeit anzuwenden,

B den Berufsaushildungsvertrag vorzubereiten und die Eintragung
des Vertrages bei der zustandigen Stelle zu veranlassen,

B die Moglichkeiten zu priifen, ob Teile der Berufsausbildung im
Ausland durchgefiihrt werden kdnnen.

Inhalte B Ausbildungsvoraussetzungen, Ausbildungsplanung
(Handlungsfeld 1)

B Vorbereitung der Ausbildung, Mitwirkung bei der Einstellung von
Auszubildenden (Handlungsfeld 2)
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Literatur

— Herkert/Totl: Berufsbildungsgesetz — Kommentar mit Nebenbe-
stimmungen

— Braun u.a.: Berufshildungsgesetz. Kommentar

— Bieler: Berufshildung im 6ffentlichen Dienst.

— BMBF: Ausbildung und Beruf - Rechte und Pflichten wéhrend der
Berufsausbildung

— Hurlebaus: Rechtsratgeber Berufsbildung. Handbuch fir die Praxis

Lehrform Lehrgesprach, Ubung, Rollenspiel

Semester 5. oder 6. Semester

Prifungsform Prifung mit schriftichem und mindlichem Prifungsteil
i\cﬁ\rlﬁaktstu dium 4 SWS Prasenz + 1 SWS begleitetes Studium (7 Wochen)
Prasenz 28 LVS = 21 Stunden

Begleitetes 7LVS = 5 Stunden

Studium Bearbeitung von fallbezogenen Aufgaben

Workload 42 Stunden (21/5/16)

Credits 15C
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Teilmodul

Ausbildung durchfuhren und abschlielRen

Modulnummer

W-AdA 2

Lernziele

B Die Ausbilderinnen und Ausbilder sind in der Lage

(Handlungsfeld 3)

B |ernforderliche Bedingungen und eine motivierende Lernkultur zu
schaffen, Rickmeldungen zu geben und zu empfangen,

B die Probezeit zu organisieren, zu gestalten und zu bewerten,

B aus dem Ausbildungsplan und den berufstypischen Arbeits- und
Geschaftsprozessen betriebliche Lern- und Arbeitsaufgaben zu entwi-
ckeln und zu gestalten,

B Ausbildungsmethoden und -medien zielgruppengerecht auszuwéh-
len und situationsspezifisch einzusetzen,

B Auszubildende bei Lernschwierigkeiten durch individuelle Gestal-
tung der Ausbildung und Lernberatung zu unterstitzen, bei Bedarf
ausbildungsunterstiitzende Hilfen einzusetzen und die Moglichkeit zur
Verlangerung der Ausbildungszeit zu prifen,

B Auszubildenden zusatzliche Ausbildungsangebote, insbesondere in
Form von Zusatzqualifikationen, zu machen und die Méglichkeit der
Verkirzung der Ausbildungsdauer und die der vorzeitigen Zulassung
zur Abschlussprifung zu prifen,

B die soziale und persotnliche Entwicklung von Auszubildenden zu
fordern, Probleme und Konflikte rechtzeitig zu erkennen sowie auf
eine Lésung hinzuwirken,

B |eistungen festzustellen und zu bewerten, Leistungsbeurteilungen
Dritter und Prifungsergebnisse auszuwerten, Beurteilungsgesprache
zu fuhren, Rickschlisse fir den weiteren Ausbildungsverlauf zu
Ziehen

B interkulturelle Kompetenzen zu férdern.

B Sie sind in der Lage (Handlungsfeld 4)

B Auszubildende auf die Abschlussprifung unter Berticksichtigung
der Prifungstermine vorzubereiten und die Ausbildung zu einem
erfolgreichen Abschluss zu fuhren,

B fir die Anmeldung der Auszubildenden zu Prifungen bei der zu-
standigen Stelle zu sorgen und diese auf durchfiihrungsrelevante
Besonderheiten hinzuweisen,

B an der Erstellung eines schriftlichen Zeugnisses auf der Grundlage
von Leistungsbeurteilungen mitzuwirken,

B Auszubildende Uber betriebliche Entwicklungswege und berufliche
Weiterbildungsmadglichkeiten zu informieren und zu beraten.

Inhalte

B Ausbildung durchfihren (Handlungsfeld 3)
B Ausbildung abschlieRen (Handlungsfeld 4)
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Literatur

- Wittwer: Methoden der Ausbildung
— Ott: Grundlagen des beruflichens Lernens und Lehrens

— Kuper/Stein: Die Ausbildereignung. Basiswissen fur Prifung und
Praxis des betrieblichen Ausbilders

— BIBB: Zeitschrift fir Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis

Lehrform Lehrgesprach, Ubungen, Rollenspiel

Semester 5. oder 6. Semester

Prifungsform Prifung mit schriftichem und mindlichem Prifungsteil
i\c/)\rlfaktstudium 7 SWS Prasenz + 2 SWS begleitetes Studium (7 Wochen)
Prasenz 49 LVS = 37 Stunden

Begleitetes 14 LVS = 11 Stunden

Studium Bearbeitung von fallbezogenen Aufgaben

Workload 84 Stunden (37/11/36)

Credits 3C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Studienbereich Praxis

Modulname Praxismodul

Modulnummer P (P1 bis P5)

Verantwortliche HfPV Praxisbeauftragte sowie Ausbildungsleitungen in den Ausbil-
dungsbehdrden oder von eine von ihr benannte Person
Kompetenzziele B Aufgaben und Organisationsstruktur im eingesetzten Praxisbereich
erlautern:

B sich den organisatorischen Aufbau, die Ziele und die Aufgaben im
eingesetzten Bereich erarbeiten,

B personliche und telefonische Anfragen bzw. Auskunftsersuchen
bezuglich der Zustandigkeit einzelner Organisationseinheiten im einge-
setzten Bereich beantworten,

B die wichtigsten Vorschriften fir das Aufgabengebiet - die allgemei-
nen und speziellen Rechtsnormen - kennen und diese folgerichtig
anwenden,

B bei der Sachbearbeitung im eingesetzten Bereich mitwirken

Sie sollen im Umgang mit anderen auf unterschiedliche Situationen
reagieren:

B Gesprache mit unterschiedlichen Gesprachspartnerinnen und Ge-
sprachspartnern fihren bzw. erleben,

B sich auf unterschiedliche Gesprachssituationen einstellen,
B grundsatzliche Regeln der Gesprachsfiihrung anwenden,
B sich in Konfliktsituationen erleben,
B bei Konflikten Losungsmoglichkeiten aufzeigen,
B kunden- und serviceorientiert handeln,
B sich integrieren,
B teamorientiert handeln.
Teilmodule B P 1 Allgemeine Verwaltungl (und/oder ein anderer Bereich)
B P 2 Finanzmanagement (und/oder ein anderer Bereich)
B P 3 Personalmanagement, Leistungsverwaltung, Eingriffs-
und Ordnungsverwaltung (und/oder ein anderer Bereich)
B P 4 Vertiefung/besondere Projekte (Thesisbearbeitung)
B P 5 Berufseinflihrung
Lehrform Studium am Arbeitsplatz
Semester 2. bis 6. Semester
Vorkenntnisse Fachliche Inhalte der vorangegangenen fachtheoretischen und -

praktischen Studienzeiten

' P1 bis P3 mit der Bezeichnung von Praxisbereichen miissen nicht in der beschriebenen Reihenfolge

absolviert werden. Die Modulbeschreibung zeigt Kompetenziele, die in jedem Bereich vermittelt
werden kénnen.
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Prifungsform

B Praxisberichte P1, P2 und P3

Dauer

P1 3 Monate

P2 3 Monate

P3 6 Monate (verzahnt mit WahIimodul)

P4 3 Monate (verzahnt mit Studientagen, Thesis)
P5 3 Monate (verzahnt mit Kolloquium, Wahlmodule)

Workload

1.764 Stunden

Credits

P115C

P2 15C

P330C

P4 7C(+Thesis1lC)

P 5 11 C (incl. Wahimodule + Kolloquium 1 C)
Insgesamt 78 C (ohne Thesis und Kollogium)

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Allgemeine Verwaltung

Modulnummer

P1

Lernziele B Die Studierenden sollen bei der Sachbearbeitung im eingesetzten
Bereich mitwirken:
B den Posteingang bearbeiten und diesen bestehenden Akten/ Vor-
gangen zuordnen oder neue Akten/Vorgénge anlegen,
B den Postausgang unter Beriicksichtigung des Inhaltes bearbeiten
B die zur Sachbearbeitung notwendigen Vordrucke auswahlen und
diese verwenden,
B die Aktenordnung im eingesetzten Bereich beachten,
B die Wiedervorlage Uberwachen und die Vorgange termingerecht zur
Weiterbearbeitung vorlegen,
B bei der Zusammenarbeit mit den Organisationseinheiten im
Amt/Betrieb und mit anderen Stellen in und auf3erhalb der Verwaltung
mitwirken,
B an Gesprachen, Besprechungen und Sitzungen teilnehmen,
B personliche und telefonische Anfragen beantworten,
B Kundinnen und Kunden informieren, beraten und notwendige Hilfe-
stellung geben,
B mit der vorhandenen IT (Hardware und Software) arbeiten,
B mit den vorhandenen Kommunikationsmdglichkeiten arbeiten,
B Vermerke/Gesprachsvermerke/Protokolle fertigen,
B unterschriftsreife interne und externe Schreiben fertigen,
B die Regeln des Geschaftsgangs anwenden,
B Erhebungstechniken anwenden, Statistiken erstellen, statistische
Ergebnisse auswerten
Sie sollen in der Zentralen Verwaltung
B Organisationsuntersuchungen
B Dienstanweisungen
B Verfahren zur Verwaltungsvereinfachung
B Vertrdge, Schadensersatzanspriiche, Rechtsstreitigkeiten sowie
B Presse- und Offentlichkeitsarbeit
kennenlernen
Inhalte B Postbearbeitung, Schriftverkehr
B Vordrucksmanagement
B Regeln nach DIN 5008
B Vergaberichtlinien
B Verdingungsverhandlungen
Lehrform Studium am Arbeitsplatz
Semester 2. Semester (oder flexibel einsetzbar)

Vorkenntnisse

Fachliche Inhalte des 1. Semesters fachtheoretische Studienzeiten
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Prifungsform B Praxisbericht (nach Vorgaben, max. 20.000 Zeichen)
Dauer 3 Monate

Workload 420 Stunden

Credits 150C

Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Teilmodul

Finanzmanagement

Modulnummer

P2

Lernziele

Die Studierenden sollen

dabei mitwirken:

beim ,Finanzmanagement* mitwirken:

Forderungen berechnen, prifen und geltend machen,

Mahnungen, Mahnbescheide bearbeiten,

bei Vollstreckungsmalnahmen mitwirken,

Niederschlagungs- und Ausfalllisten fiihren,

Zahlungseingange tberwachen,

Bestellverpflichtungen erfassen,

Rechnungen anfertigen, Skonti berechnen

Reisekosten berechnen und anweisen,

Tages- und Monatsausziige prfen,

Buchungsfehler berichtigen,

Zahlungsanordnungen anfertigen, auf sachliche und rechnerische
Richtigkeit prufen,

Anordnungs- und Bestellbefugnis beachten,

Budgetierungs- und Ubertragbarkeitsmerkmale kennen und bei der
Umsetzung mitwirken,

bei Deckungsvorschlagen im Ergebnis- und Finanzhaushalt mitar-
beiten,

Vorgéange etc. rechtlich wirdigen und gutachterlich Stellung neh-
men,

an Sonderaufgaben/Projekten mitwirken und dem Ausbildungsstand
entsprechend Verantwortung tibernehmen,

an der Haushaltsplanaufstellung mitwirken und hierbei die Leitung
der Rechnungsfiihrung bzw. der allgemeinen Verwaltung unterstut-
zen,

Jahresabschlussarbeiten kennen lernen,

an der doppelten Buchfiihrung, beim Erstellen der Vermdgensrech-
nung (Bilanz), der Ergebnis- und Finanzrechnung mitwirken und
diese auswerten,

bei der Anlagebuchhaltung mitwirken,

bei der Aufstellung des Hauspaltsplanes mitwirken.
Betriebswirtschaftliche Ablaufe im eingesetzten Bereich kennen und

die Bedeutung der Leistungstransfermatrix, Matrix zur Verrechnung
von Kostenstellenkosten auf Kostentrager, Personalkostenmatrix
kennen,

die Aufgaben der oder des Kostenstellen- und Produktverantwortli-
chen kennen,

den Kostenstellenplan und den Produktplan (Kostentragerplan) im
eingesetzten Bereich anwenden,

Zahlungsvorgange (-anordnungen) den entsprechenden Kostenstel-
len und -tragern zuordnen,
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- beim Anfertigen und Auswerten von Berichten mitwirken und ggf.
Steuerungsvorschlage unterbreiten

B Bei Beschaffungs- und Vergabevorgangen mitwirken:

- Bestellscheine bis zur Unterschriftsreife bearbeiten,

- bei Beschaffungsentscheidungen Wirtschaftlichkeitsberechnungen

durchftihren,

- Besprechungen/Verhandlungen mit Lieferanten fiihren oder an
diesen teilnehmen,

- unter Verwendung des Einkaufshandbuches die Lieferanten, die
Lieferbedingungen, Preise etc. fur die auszufiihrenden Beschaf-
fungsvorgange ermitteln,

- den Schriftverkehr im Zusammenhang mit Beschaffungen/Vergaben

fuhren,

- bei der Vorbereitung und dem Abschluss von Vertrdgen mitwirken,

- Auftragsvergaben nach den Vergaberichtlinien bearbeiten,
- Verdingungsverhandlungen vorbereiten,

- Preisspiegel erstellen,

- Vergabevorschlage vorbereiten.

Inhalte

B Uberwachung der Ertrage und Forderungen sowie Bewirtschaftung

und Uberwachung der Aufwendungen und Auszahlungen
B Anwenden der Deckungs- und Ubertragungsgrundsatze
B [eistungstransfermatrix, Personaltransfermatrix

B Kostenstellen, Kostentrager, Produkte

B Kommunales Rechnungs- und Steuerungssystem
(doppelte Buchfiihrung)

B Vermoégensrechnung, Ergebnishaushalt und -rechnung, Finanz-
haushalt und -rechnung

B Anlagebuchhaltung, Haushaltsplan, Jahresabschluss
B Beschaffungs- und Vergabevorgéange

Lehrform

Studium am Arbeitsplatz

Semester

3. Semester (oder flexibel einsetzbar)

Vorkenntnisse

Fachliche Inhalte der vorangegangenen fachtheoretischen und fach-
praktischen Studienzeiten

Prifungsform B Praxisbericht (nach Vorgaben, max. 20.000 Zeichen)
Dauer 3 Monate

Workload 420 Stunden

Credits 150C
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Teilmodul

Personalmanagement, Leistungsverwaltung,
Ordnungs- und Eingriffsverwaltung

Modulnummer

P3

Lernziele

Die Studierenden sollen bei der Sachbearbeitung im Bereich
B Personalmanagement mitwirken:

Anfragen/Antrage entgegennehmen, die Vollstandigkeit notwendi-
ger Unterlagen und Angaben priufen und bearbeiten; Antrage zur
Fachabteilung weiterleiten; Stellungnahmen und Erklarungen der
Beteiligungsorgane/anderer Organisationseinheiten einholen,
Anfragen an Krankenkassen bearbeiten, Erkrankungszeiten tber-
wachen, Lohnfortzahlung prifen und Kranken-
geld/Krankenzuschiisse berechnen,

personen- und arbeitsplatzbezogene Daten buchhalterisch erfassen
Formalitaten bei Einstellung/Ausscheiden erledigen,
Arbeitsvertrage/Ernennungen, Hohergruppierungen/Beférderungen,
Abordnungen, Versetzungen, Umsetzungen, Stellenlibertragungen,
Ehrungen, Beendigung von Arbeits- und Beamtenverhaltnissen vor-
bereiten,

Besoldung mit Bestandteilen und Entgelte nach dem TVOD berech-
nen,

Bestandteile von Besoldung und Lohn sowie Orts-, Familien- und
Sozialzuschlag festlegen und Bezlige und Zulagen berechnen

an Ausschreibungs- und Auswahlverfahren mitwirken,

bei der Organisation und verwaltungstechnischen Abwicklung von
Fortbildungsmaflnahmen mitwirken,

personalentwicklerische und personalwirtschaftliche MaRnahmen
kennen,

Reisekosten berechnen und diese anweisen,

Leistungsverwaltung mitwirken:

Antrége entgegennehmen und die Vollstandigkeit notwendiger An-
gaben und Unterlagen prtfen,

die Voraussetzungen zur Gewahrung der beantragten Leistung
prufen,

die mit der Leistungsgewahrung zusammenhangenden Berechnun-
gen durchfuhren,

unterschriftsreife Bescheide fertigen,

weitere, ggf. vorrangige und subsidiare Leistungen prifen und dar-
Uber informieren, ggf. Alternativen aufzeigen,

Refinanzierungen prifen und behdrdliche Anspriiche gegeniiber
Dritten festsetzen.

Ordnungs- und Eingriffsverwaltung mitwirken:

Antrége entgegennehmen und die Vollstandigkeit notwendiger Un-
terlagen prifen,

die rechtlichen Voraussetzungen zur Bewilligung oder Ablehnung
eines Antrages prifen,

Verwaltungsakte entwerfen und vorbereiten,
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Widerruf und Ricknahme von Verwaltungsakten prufen,
Widerspriiche auf Zulassigkeit prifen,
férmliche Zustellungen veranlassen.

Inhalte

Personalmanagement

Antragsbearbeitung bei Personalangelegenheiten
Einstellung und Ausscheiden aus dem offentlichen Dienst
Arbeitsvertrage

Auswahlverfahren, Fortbildung

Personalwirtschaft und Personalentwicklung
Leistungsverwaltung

Antragsbearbeitung,

Bescheiderstellung

Kundenberatung

Refinanzierung

Ordnungs- und Eingriffsverwaltung

Antragsbearbeitung, Antragsbewilligung und -ablehnung
Verwaltungsakte

Widerspriiche

Formliche Zustellungen

Lehrform

Studium am Arbeitsplatz

Semester

3. und 4. Semester (oder flexibel einsetzbar)

Vorkenntnisse

Fachliche Inhalte der vorangegangenen fachtheoretischen und -

praktischen Studienzeiten

Prifungsform B Praxisbericht (nach Vorgaben, max. 30.000 Zeichen)
Dauer 6 Monate

Workload 840 Stunden

Credits 30,0C
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Teilmodul

Vertiefung/besondere Projekte

Modulnummer

P4

Lernziele Die Studierenden sollen
B sich mit einem Ausbildungsbereich vertiefend beschaftigen, in
einem Projekt der Verwaltung mitwirken oder eine aktuelle Problem-
stellung bearbeiten und in diesem Bereich die Thesis schreiben,
B sich kritisch und konstruktiv mit dem Verwaltungshandeln ausei-
nandersetzen,
B Problemlésungen erarbeiten,
B schriftliche Ausdrucksfahigkeit weiterentwickeln,
B aktiv an Veranderungsprozessen mitarbeiten.
Inhalte B [ndividuell und flexibel nach Bedarf der Ausbildungsbehdrde
B Themenbereich der Thesis
B Vertiefung in einem Ausbildungsbereich/besondere Projekte
Lehrform Studium am Arbeitsplatz
Semester 6. Semester
Vorkenntnisse Fachliche Inhalte der vorangegangenen finf Semester
Prifungsform B Teilnahmebescheinigung ,Mit Erfolg teilgenommen®
Dauer 3 Monate (Thesis wird in dieser Zeit geschrieben)
Workload 196 Stunden
Credits 7,0C
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Teilmodul

Berufseinfihrung

Modulnummer

P5

Lernziele Die Studierenden sollen
B den Bereich ihrer kiinftigen Verwendung oder
einen Ausbildungsbereich vertieft oder
eine andere 6ffentliche Verwaltung kennen lernen,
B sich in den Bereich der kiinftigen Verwendung einarbeiten,
B fehlende fachliche Kompetenzen fur den Bereich der kiinftigen
Verwendung erwerben,
B sich in ein neues Team integrieren.

Inhalte B |ndividuell und flexibel nach Bedarf der Ausbildungsbehérde und
Studierende, z. B.
B Vertiefung in einem Ausbildungsbereich (theoretisch und praktisch)
B Ausbildung der Ausbilderinnen und Ausbilderinnen und Ausbilder
B Berufseinfiihrung incl. damit verzahnte Module
B Praxis in einer anderen Verwaltung
B Studienfahrt/Auslandspraktikum

Lehrform Studium am Arbeitsplatz

Semester 6. Semester

Vorkenntnisse

Fachliche Inhalte der vorangegangenen fachtheoretischen
und -praktischen Studienzeiten

Prifungsform Teilnahmebescheinigung ,Mit Erfolg teilgenommen®
Dauer 3 Monate (Kolloquium und ggf. Wahlmodule in dieser Zeit)
Workload 308 Stunden

Credits 11,0C
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Studienbereich Thesis

Modulname Bachelorthesis
Modultyp Pflichtmodul
Modulnummer T

Verantwortlich

Abteilungsleitung/Betreuerinnen und Betreuer

Teilmodule

B Bachelorthesis (schriftlich)
B Kolloquium zur Bachelorthesis

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B die im Studium vermittelten Kompetenzen auf Probleme der Praxis
anwenden kénnen,

B eine komplexe Aufgabenstellung I6sen und in der Form einer pro-
fessionellen wissenschaftlichen Ausarbeitung darstellen kénnen,

B die Arbeit vorstellen und kritische Fragen beantworten konnen.

Die Studierenden sollen Interesse und Identifikation mit dem eigenen
Handeln und Verantwortung und Initiative bei der Lésung eines Praxis-
problems entwickeln.

Semester 6. Semester
Vorkenntnisse alle Module bis einschlie3lich 5. Semester.
Prifungsform Teilmodulprifungen
SWS 1 SWS Prasenz  + 3 SWS begleitetes Studium im P 4
Kontaktstudium 1LVS Prasenz  + 3 LVS begleitetes Studium im P 5
Kontakt/Prasenz 9LVS =7 StundenP 4
1LVS P5
Begleitetes 27 LVS = 20 Stunden (individuelle Betreuung der Studierenden) P4
Studium 3 LVS (individuelle Beratung) P5
Workload 336 Stunden (8/23/305)
Credits 120C
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Modulname

Bachelorthesis schriftlicher Teil

Modulnummer

T1

Verantwortlich

Fachbereichsleitung/Abteilungsleitung

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen zeigen,

B dass und wie sie das vermittelte Wissen und die erlernten Metho-
den auf Probleme der Praxis anwenden kénnen,

B dass sie in der Lage sind, selbststandig eine komplexe Aufgaben-
stellung in einer bestimmten Zeit zu I6sen und in der Form einer wis-
senschaftlichen Ausarbeitung darzustellen.

B ihre wissenschaftliche Abschlussarbeit mit den Ergebnissen pra-
sentieren und kritische Fragen beantworten kénnen.

B zeigen, dass sie ihre Arbeit in einer aussagekraftigen Zusammen-
fassung vortragen und fachliche/methodische Fragen zu der Arbeit
kompetent beantworten kénnen,

Die Studierenden sollen sich einer kritischen Diskussion stellen.

Inhalte B Fragestellung und Prazisierung des Themas, Gliederung
B Materialsuche und -auswertung
B methodisches Vorgehen
B Argumentation und Problemlésung
Literatur — Becker: Anleitung zum wissenschaftlichen Arbeiten. Wegweiser zur
Anfertigung von Haus- und Diplomarbeiten
— Franck/Stary: Die Technik wissenschaftlichen Arbeitens. Eine
praktische Anleitung
— Karmesin/Ribing: Die Gestaltung wissenschaftlicher Arbeiten
Lehrform Individuelle Betreuung durch hauptamtlich Lehrende und Vertreterin-
nen und Vertreter aus der Praxis,
Lerneinheiten im Zusammenhang mit dem Forschungsprozess wer-
den in der Prasenzphase organisiert.
Semester 6. Semester
Vorkenntnisse alle Module bis einschlief3lich 5. Semester.
Prifungsform B Bachelorthesis (schriftliche Ausarbeitung)
i\é\ﬁaktstu dium 1 SWS Prasenz + 3 SWS begleitetes Studium
Kontakt/Prasenz 9 LVS = 7 Stunden
Begleitetes 27 LVS = 20 Stunden
Studium individuelle Betreuung der Studierenden
Workload 308 Stunden (7/20/281)
Credits 110C
Modulbuch B. A. Public Administration 2016
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Modulname

Kolloquium zur Bachelorthesis (mindliche Prifung)

Modulnummer

T2

Verantwortlich

Erstbetreuerinnen und -betreuer der Bachelorthesis

Kompetenzziele

Die Studierenden sollen

B ihre wissenschaftliche Abschlussarbeit einem fachkundigen
Publikum vorstellen,

B zeigen, dass sie ihre Arbeit in einer aussagekraftigen Zusammen-
fassung vortragen und fachliche/methodische Fragen zu der Arbeit
kompetent beantworten konnen,

B sich einer kritischen Diskussion stellen.

Inhalte B Verteidigung der Bachelorthesis
B besondere Probleme im Zusammenhang mit dem Forschungspro-
zess
Vor dem Kolloquium mussen die Bachelorthesis und alle geforderten
Leistungsnachweise bestanden sein.

Literatur — Hay: Prasentieren in Wissenschaft und Forschung
— Lobin: Die wissenschaftliche Prasentation

Lehrform Individuelle Betreuung durch Hauptamtlich Lehrende und Vertreterin-
nen und Vertreter aus der Praxis,
Lerneinheiten im Zusammenhang mit dem Forschungsprozess wer-
den in der Prasenzphase organisiert.

Semester 6. Semester

Vorkenntnisse alle Module bis einschlief3lich 5. Semester.

Prifungsform B mundliche Priifung (Kollogquium als Einzelpriifung, 45 Minuten)

Kontakt/Prasenz 1LVS

Begleitetes 3LVS

Studium individuelle Beratung der Studierenden

Workload 28 Stunden (1/3/24)

Credits 10C

130

Teil 2 — Module und Teilmodule

HfPV












HPV HESSEN

Hessische Hochschule
flir Polizel und Verwaltung

University of Applied Sciences

Wir sind Garant fiir Kompetenz in Polizei und Verwaltung



	01-Titelblatt PA
	02-Strategische Ziele  HfPV
	03-KMK Ländergemeinsame Strukturvorgaben
	Leere Seite

	04-APO Public Administration - Kopie
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite

	05-StO_PA - Kopie
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite

	06-Modulbuch PA Teil 1 Das Konzept 2016 (Sep) Druckversion
	Leere Seite

	07-Modulbuch PA Teil 2 Module und Teilmodule 2016 (Sep) Druckversion
	07-Modulbuch PA Teil 2 Module und Teilmodule 2016 (Sep) Druckversion
	Wir sind Garant für Kompetenz in Polizei und Verwaltung

	Leere Seite
	Leere Seite



